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1 Elnleitung 


1.1 Hinführung zum Thema 


Auf dem 31. Parteitag der CDU in Hamburg im Dezember 2018 dankte der 
Bundesmitgliederbeauftragte der CDU, Henning Otte, den ehrenamtlichen 
Mitgliederbeauftragten für ihr Engagement und ihre Arbeit, und erntete damit 
nur spörlichen Applaus. Das Amt des Mitgliederbeauftragten ist angesichts 
sinkender Mitgliederzahlen sicherlich auBerst frustrationsbeladen, vvird aber 
dennoch von den Parteitagsbesuchern offenbar vvenig gevvürdigt. Den Mit- 
gliederrückgang der CDU erkennt Otte als Problem an, es lage fedoch an der 
Partei selbst, diesen zu stoppen (vgl. Otte 2018). Mit diesen Satzen lasst sich 
die grundlegende Hypothese für das Vorhaben des vorliegenden Buches 
zusammenfassen: Die Zahlen der Parteimitgliedschaften in Deutschland 
folgen nicht nur bei der CDU, sondern auch bei der SPD sovvie den Linken 
einem stetigen Abvvörtstrend, die Parteien selbst können dem fedoch proaktiv 
entgegenvvirken. 

Die Relevanz des Untersuchungsgegenstandes, die Mitgliedervverbung 
von SPD und CDU, speist sich aus dem Rückgang der Mitgliederzahlen in 
Deutschland (vgl. Spier und Klein 2015, Niedermayer 2018a, Niedermayer 
2018b), der einem internationalen Trend folgt (vgl. van Biezen et al. 2012: 
Mair und van Biezen 2001). Zudem gilt die Mitgliederstruktur der untersuch- 
ten Parteien als überaltert (vgl. Munimus 2012). Damit entsteht erstens eine 
demographische Reprösentationslücke (siehe bspvv. Yun 2011a) und zvveitens 
strahlt die Parteibasis nur vvenig Hugendlichkeit, Vitalitat und Modernitaüt aus 
(vgl. Sehmidt und Knipperts 2013, SoBdorf 2016: 37f£). Laut der Literatur 
müssten Parteien dem aktiv entgegenvvirken vvollen, gilt doch: ,,AII political 
organisations make some effort — large or small — to recruit nevv members 
and some organisations place recruitment strategies at the core of their organ- 
isational efforts“ (Morales 2009: 134). Die Bestrebungen der deutschen Par- 
telen in den letzten /lahren, Gastmitgliedschaften, ,Light“-Mitgliedschaften 
oder Unterstützermitgliedschaften einzurichten, vveisen auf die Bemühungen 
hin, Beitrittsanreize an potentielle Neumitglieder auszusenden. Diese haben 
bislang yedoch geringen Erfolg (siehe Tun 2009a). Die Untersuchung der 
Frage, vvelche Anstrengungen Parteien dabei aus einer sifrafegischen und 


1 (Um den Lesefluss nicht zu stören, vvird hier und im Folgenden das generische Maskulinum 
genutzt. Dabei sind aber das vveibliche sovvie alle vveiteren Geschlechter gleichermafsen an- 
gesprochen. 
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damit konzeptionellen sovvie praktischen und damit empirischen Perspektive 
zur Neumitgliedervverbung unternehmen, ist Kern dieser Studie. 1m Rahmen 
der Parteienforschung konzentriert sich diese Untersuchung damit auf den 
Binnenbereich von Partefien und hierin die Parteimitgliedschaften (siehe zu 
den Untersuchungsbereichen in der Binnenanalyse von Parteien Niedermayer 
2013a: 72). 

Die Parteimitgliedschaft vvird in der empirischen Partizipationsforschung 
aus mehreren Gründen als nicht mehr zeitgemal3 bezeichnet: Gevvandelte 
Partizipationspraferenzen bevvirkten, dass selbst politisch affine Bürger eine 
Parteimitgliedschaft nicht mehr in Ervvagung ziehen: ,,...those vvho participa- 
te for political reasons are more interested in profect-oriented participation 
related to specific causes. Those vvho are politically interested are ,doers", not 
,)oiners”” (Scarrovv 2015: 74). Scarrovv halt diesen Trend nur für umkehrbar, 
vvenn ein neuer VVertevvandel einsetze, der die Parteien mit cinem Image? als 
abvvechslungsreiche Partizipationsrüume vvieder auf die Agenda der Partizi- 
pationsvvilligen setzt. Gegenvvürtig deutet yedoch nichts darauf hin, dass cin 
solcher VVertevvandel einsetzen könnte. VVeitere Gründe für die sinkende 
Attraktivitat von Parteien sind politische Skandale oder Streit zvvischen den 
Parteiflügeln (vgl. Scarrovv 2015: 74f.). Folglich sehlügt Scarrovv drei Strate- 
gien vor, die Parteien verfolgen sollten, um neue Mitglieder zu akquirieren: 
Sie könnten erstens die ,Belohnungen", die die traditionelle Mitgliedschaft 
begleiten, starken und dabei auf selektive Anreize setzen. Zvveitens sollten sie 
die Beitrittskosten senken und drittens die Verbindung zu Supporfern stürken, 
die noch nicht Parteimitglied sind, yedoch die Parteiarbeit bereits unterstützen 
(vgl. Scarrovv 2015: 128). 

Auf der Seite der Bürger steht cin Reservoir von — fe nach Daten und Stu- 
die — zvvölf bis 39 Prozent der VVahlberechtigten zur Verfügung, die entvveder 
in einer Partei mitarbeiten oder einer Partei beitreten vvollen (vgl. Bertels- 
mann Stiftung 2011, Kornelius und Roth 2004, Rohrbach 2013, eigene Aus- 
vvertungen auf Basis des ALLBUS 2008 und des ALLBUS 20187). VVarum 
diese Menschen den VVeg in die Parteien nicht finden, kann damit erklart 
vverden, dass entvveder die Diskrepanz zvvischen geplantem und manifestem 
Verhalten bezogen auf den tatsachlichen Parteibeitritt auBerordentlich hoch 


2 M mage vvird hier und im Folgenden in den VVorten von Borucki verstanden als ,,ein generali- 
siertes, zugespitztes und bevvertetes Vorstellungsbild einer Partei oder Person, das mittel- 
bis langfristig vvirken soll“ (Borucki 2014: 79). 

3 VViesendahl (2011b: 14) beruft sich auf Köcher (2009: 207), die auf Basis des ALLBUS 
2008 einen VVert von ,rund 15 “6 der Bundesbürger“ (VViesendahl 2011b: 14) ermittele. 
Diesem VVert liegt der Fehler zugrunde, dass organisierte Parteimitglieder dort einbezogen 
sind: zieht man diese ab, erhült man nur noch einen VVert von 11,4 Prozent (11,9 Prozent 
gevvichtet). Abschnitt 4.7 dieses Buches beschaiftigt sich ausführlich mit diesen Zahlen. 
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ist oder der notvvendige 7rigger” zum Beitritt fehlt. Zu Ersterem öuBert sich 
bereits Zeuner (1970), vvenn er die Studie von /aide (1963) zitiert, in der sich 
14 Prozent der von ihm befragten fugendlichen grundsützlich einer Partei- 
mitgliedschaft zugeneigt sehen: ,,Das ist kein sehr hoher Anteil, vvenn man 
bedenkt, da es sehr viel leichter ist, einem İntervievver eine unverbindliche 
Absichtserklarung zu geben, als tatsachlich den ersten Schritt in ein Parteibü- 
ro zu tun” (Zeuner 1970: 34). Diese Zahlen fedoch zu sehr als Effekt sozialer 
Ervvünschtheit zu deklarieren, vvare aus einer partizipationstheoretischen 
Perspektive verfehlt. VVie Verba et al, (1995) in ihrem Civic Voluntarism 
Model aufZeigen, vvird Partizipation durch persönliche Netzvverke befördert. 
Mensehen, die im Freundeskreis oder im Arbeitsumfeld mit politisch Aktiven 
in Kontakt kommen, können durch persönliche Ansprache in den politischen 
Bereich hincingeführt vverden. Der geringe Organisationsgrad — sprich: die 
Mitgliederdichte — von Parteten impliziert, dass sich in persönlichen Netz- 
vverken im Sehnitt vvenige Parteimitglieder befinden. Aufgrund des hohen 
Misstrauens, das Parteien allgemein entgegengebracht vvird (vgl. Biehl 2013: 
68, Baus 2009: 11, Dettling 2012: 10), ist es zudem vvahrseheinlich, dass 
Parteimitglieder ihre Parteimitgliedschaft nicht kommunizieren, vvomit der 
schon genannte 7rigger fehlt. Und so konstatiert auch Zeuner: ,,İmmerhin 
hatten diese 14 976 keine starken Abneigungen gegen einen Partcibeitritt: Sie 
vvaren also für eine geschickte Mitgliedervverbung der Parteien ansprechbar 
gevvesen” (Zeuner 1970: 34). 

Der Mitgliederrückgang von SPD und CDU zeigt im Hinblick auf die ge- 
nannten Zahlen auf, dass es den untersuchten Parteien” offensichtlich nicht 
gelingt, aus dem Reservoir beitrittsbereiter Bürger schöpfen zu können. Bei- 
de stellen ,etablierte“ Parteien dar“, vvas bedeutet, dass sie nach dem Zvveiten 
VVeltkrieg stets als Parlamentsparteien sovvohl auf elektoraler als auch auf 
parlamentarisch-gouvernementaler Ebene” operierten. Sie bauten eine breite 
Massenmitgliedschaft auf, die in beiden Fallen ab einem ahnlichen Zeitpunkt 
zu schvvinden begann. AuBerdem sind es die einzigen beiden Parteten in der 
Bundesrepublik, die aus einer strikt quantitativen Perspektive dem aus der 
Partetenforschung bekannten Kriterium einer Mitgliederpartei genügen (Vvgl. 
hin 2004: 97, siehe zudem Absehnitt 4.3). Hinzutritt ihre breite Flachenver- 
tretung, da sie aufgrund ihrer Mitgliederzahl die dichtesten Parteibasisstruk- 


4 Mit Trigger vvird hier und im Folgenden bezeichnet, dass Bürger explizit auf eine Partei- 

mitgliedschaft angesprochen vverden, entvveder in ihrem eigenen sozialen Umfeld oder von 

Parteimitgliedern im Rahmen von Parteiveranstaltungen und VVahlkampfaktivitaten. 

Siehe zur Fallausvvahl Kapitel 6. 

6 Siehe zum Begriff der efa5/ierten Parteien aus einer politikvvissenschaftlichen Perspektive 
Niedermayer (2013c: 103). 

7 HMüit fevveils einer von beiden Partefen oder beiden Partefen zugleich innerhalb einer Koali- 
tion. 
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turen im Vergleich zu den anderen deutschen Partefien haben.” Nicht zuletzt 
bekennen sich beide Partefen explizit zum Mitgliederprinzip. 

VVenn die Parteienforsehung im Mitgliederrückgang von CDU und SPD 
einen linearen Trend erkennt, der sich auch zukünftig fortsetze (vgl. VViesen- 
dahl et al. 2018), ignoriert dies das Reservoir an Parteibeitrittsgeneigten und 
die Möglichkeiten insbesondere der Parteibasis, dieses Reservoir zu mobili- 
sieren. Ein Blick auf die Zahlen von Niedermayer (2018a: 351) verdeutlicht, 
dass die untersuchten Parteien SPD und CDU, bezogen auf die Entvvicklung 
der Parteimitgliedschaften seit 2000, zum Erhalt ihres Mitgliederbestandes 
im Sehnitt ca. 11.000 (CDU) bis 16.000 (SPD) Eintritte pro Yahr mehr 
brauchten. Das bedeutet bei den gegenvvörtigen Mitgliederzahlen, dass ca. 2,6 
Prozent der Mitglieder der CDU und ca. 3,6 Prozent der Mitglieder der SPD 
fevveils cin neues Mitglied im Vahr anvverben müssten”, um den Mitgliederbe- 
stand zu erhalten. Oder, vvie Scarrovv es im Rahmen einer Tagungsdiskussion 
formuliert hat: ,,VVenn man Mitgliedervverbung als Modell oder als Prinzip 
betreibt, dann kann es eine VVirkung haben” (Scarrovv 2013c, zit. n. Marschall 
2013a: 174). Zu sehr fedoch scheinen sich die Parteien darauf zu verlassen, 
dass Mitglieder, vvenn sie denn vvollten, von selbst kümen — das Momentum 
der SPD im Rahmen des Scöulz-Flypes oder der Abstimmungen zu den Koa- 
İitionsvertragen ist dabei nur als vermeintliche Bestötigung dieser Hoffnung 
zu interpretieren. Solche Mobilisierungsvvellen können zvvar kurzfristig den 
Mitgliederbestand vergröBern, auBerhalb der genannten Mobilisierungs- 
phasen vvird dieser fedoch nur durch stetige Mitgliedervverbung gesichert. 
Stetige Mitgliedervverbung sichert den Mitgliederbestand damit nachhaltig 
und ist somit unabhaingig von sporadischen, ungesteuerten Zulöufen. 

Dass die SPD trotz dieser yüngsten Beiftrittsvvellen auch 2013 und 2018 
vor den mobilisierenden Abstimmungen zum Koalitionsvertrag starkere Mit- 
gliederverluste als die CDU hinnehmen musste, vveist auf strukturelle Defizi- 
te in der Mitgliedervverbung der Partei hin. ,,Lange Zeit hat die Partei das 
Thema ,Mitgliedervverbung" verschlafen, als nicht vvichtig genug erachtet. 
Nun setzt langsam ein Umdenken ein — nach knapp 500.000 verloren gegan- 
genen Parteimitgliedern in den letzten 20 Vahren auch bitter nötig“ (Totz 
2012: 79). Die Ergebnisse von Vfelhaber (2015: 195) zeichnen ein anderes 
Bild: Sie erkennt mithilfe einer Parlamentarierbefragung, dass nur sec/s 
Prozent der von ihr Befragten Mitgliedergevvinnung als profiztiertes Ziel 
ausloben und dass gar nu//7 Prozent in den letzten zvvei lahren Anstrengungen 
zur Mitgliedergevvinnung unternommen haben — von einem ,Umdenken"“ 
kann daher nicht die Rede sein. 

Dies geht mit Befunden der Parteienforschung einher, die die Relevanz 
der Mitglieder für Partefen relativieren. Die sinkende Abhangigkeit von Mit- 


8 PFür die CDU ist freilich zu berücksichtigen, dass sie in Bayern nicht prösent ist. 
9 SUnter der hier vereinfachten Annahme, dass keiner der übrigen Parteieintritte aufgrund von 
VVerbung erfolgte. 


22 


gliedsbeitragen sovvie die Auslagerung von VVahlkampfaktivitaten an Dritt- 
anbieter secheinen den ,VVert" der Mitglieder für die Parteien deutlich zu sen- 
ken (vgl. Scarrovv 2015). VVenn hauptamtliche Mitarbeiter verstürkt genuine 
Aufgaben der Parteibasismitglieder übernehmen (vgl. Bukovv 2010: 266), 
setzt dies voraus, dass Parteien vveitere finanzielle Ressourcen erschlieben 
müssen. Dass Mitglieder als Ressource für politische Verbünde im Allgemei- 
nen einen hohen VVert haben (vgl. Zimmer und Paulsen 2018: 413), für die 
Parteten im Speziellen hingegen anscheinend vveniger, ist der staatlichen 
Partetenfinanzierung sovvie der Möglichkeit einer ,Umschichtung“ von Mit- 
teln geschuldet. VVie gezeigt vverden soll, lüsst dies dennoch nicht darauf 
schlieBen, dass eine zahlenmailBig groBe Mitgliedschaft keinen Nutzen mehr 
für Parteien bietet. lm Gegenteil: Als vvichtige Legitimationsressource und 
Mobilisierungsinstanz sollten Parteien aus sovvohl theoretischer als auch 
praktischer Perspektive an Mitgliedern und ihrer Gevvinnung interessiert sein. 

Dies soll zu den Forschungsfragen dieser Studie überleiten, vvelche ein 
bislang nahezu komplett unbearbeitetes Forschungsfeld umschreiben und 
damit cine Forschungslücke identifizieren: 


(1) Mit vvelchen Strategien vvollen Parteien Mitglieder vverben? 

(2) VVie vverden diese Strategien von den Mitgliedern sovvie den Mitarbei- 
tern der Parteien umgesetzt? 

(3) VVelche Bestimmungsfaktoren zum Erfolg und Misserfolg der Mitglied- 
ervverbung İlassen sich ausmachen? 


Die gevvahlten Forschungsfragen haben den Nachteil, nicht auf cine Theorie 
der Mitgliedervverbung zurückgreifen zu können, geschvveige denn auf vvis- 
senschaftliche Modelle oder Heuristiken, die die Mitgliedervverbung in Par- 
teien konzeptionell einfassen — all dies liegt (noch) nicht vor. Es ist nicht der 
Anspruch dieser Untersuchung, eine solche Theorie zu entvvickeln, sie soll 
aber zumindest die Grundlagen dafür legen. 

Aus einer Forschungsperspektive heraus ist ebenfalls problematisch, dass 
nur vvenige Publikationen in der Parteienforschung überhaupt auf Mitglie- 
dervverbung in Partefien eingehen. VVenn Mitgliedervverbung als strategisches 
Ziel genannt vvird (z.B. Bergmann und Striebing 2013: Hunge 2012, Decker et 
al, 2014, Niedermayer 2011, Hofmeister und Grabovv 2011), dann nur in 
kleinen Absehnitten und ohne systematische Erhebungen. Keine der Studien 
beschaftigt sich explizit und dezidiert mit Mitgliedervverbung und Mitglied- 
ervverbestrategien, vvas darin begründet sein kann, dass Daten vveder zur 
Mitgliedervverbung der deutschen noch der internationalen Parteien vorliegen 
(vgl. Sierens 2017, Faucher 2015). Dennoch sehlieğBen Parteienforscher, dass 
die Parteien ,,aktive Mitgliedervverbung İbetreibenl“ (VViesendahl 2009a: 
234). Die bisherige Forschung beschrünkt sich damit insgesamt auf so vveni- 
ge Beitrage, dass sich das Vorhaben, einen Überblick über den Forschungs- 
stand zu geben, von vornhercein erübrigt. Die Arbeiten zu den Hugendorgani- 
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sationen der Parteien (z.B. Hooghe et al. 2004 für Flandern: Bargel 2014 für 
Frankreich, VVeber 2018 für Deutschland, Bruter und Harrison 2009 für den 
internationalen Vergleich in Europa) beleuchten zvvar Beitrittsmotive, erlau- 
ben aber keine Rücksehlüsse auf die Mitgliedervverbung. Das Fehlen von 
Untersuchungen zur Mitgliedergevvinnung ist bemerkensvvert, da sovvohl im 
nationalen als auch im internationalen Vergleich Partefen existieren, die ent- 
gegen dem allgemeinen Abvvürtstrend ihre Mitgliederbasis ausbauen konnten 
(vgl. Kölln 2014: 4) — vvie etvva Bündnis 90/Die Grünen als vergleichsvveise 
yüngere Partei, aber auch die Za?our Party als historisch gevvachsene Mit- 
gliederpartei, die vor vvenigen /ahren innerhalb kurzer Zeit ihren Mitglieder- 
bestand nahezu verdreifachte (vgl. Audickas et al. 2018: 7). Trotz dieser 
Erfolgsgeschichten vvurde nicht systematisch untersucht, ob Mobilisierungs- 
effekte oder Mitgliedervverbung ausschlaggebend für die Mitgliederzuvvachse 
vvaren. 

Die Mitgliedervverbestrategien von SPD und CDU sind in Theorie und 
Praxis damit insgesamt so untererforscht, dass sie ecine komplexe empirische 
Analyse erfordern. Um dieser aufvvendigen Arbeit gerecht zu vverden, muss 
mit Versatzstücken gearbeitet vverden, die in einem ersten Schritt Partizipati- 
on und die Potentiale von Mitgliedervverbung aus einer allgemeinen Perspek- 
tive betrachten und in ecinem zvveiten Schritt auf Parteien zuspitzen. Zugleich 
bedeutet dies auch, eine explorative Analyse durchzuführen und diese in allen 
empirischen Schritten theoriegeleitet zu verankern. Dabei ist die Gruppe 
derienigen naher zu beleuchten, die die Mitgliedervverbung in der Praxis 
durchführen, ergo: die Ehrenamtlichen an der Parteibasis. Für sic ist zu ent- 
vvickeln, yrarum sie — auBer aus einer pragmatischen Notvvendigkeit zum 
Zvvecke des Selbsterhalts — neue Mitglieder vverben, es ist anzunehmen, dass 
die Aufgabe der Mitgliedervverbung angesichts des geringen Parteienvertrau- 
ens in der Bevölkerung frustrationsbeladen, anstrengend und alles andere als 
begehrensvvert ist. VVelche Personengruppe Neumitglieder vvirbt und vver vor 
allem fahig dazu ist, Mitglieder zu vverben, kann auf Basis der Erkenntnisse 
der Parteienforschung allein nicht erarbeitet vverden. Hierzu bedarf es cines 
Blickes in die psychologische Ehrenamtsforsehung sovvie in die Motivations- 
forschung, um die Leerstellen der Parteienforschung zu schlieBen. Zu zeigen, 
vvie sich die Party on the Ground zahlenmaiBig erhalten oder im besten Fall 
vergrölern kann, hat die Parteienforschung bisher nicht systematisch geleis- 
tet10. Die vorliegende Untersuchung zeichnet daher cin möglichst umfassen- 
des Bild zu Strategien der Mitgliedervverbung und den Faktoren des Ge- bzvv. 
Misslingens. Zur Beantvvortung der Forschungsfragen ist es dabei unerlüss- 
lich, diefenigen Mitglieder aus einer individualistischen Mikro-Perspektive 
zu beleuchten, die neue Mitglieder vverben. 


10 Selbst in Beitragen, die sich ausführlich der ,Nachvvuchskrise“ der Parteien vvidmen, findet 
die Mitgliedervverbung keine Ervvahnung, so z.B. VViesendahl (2013). 
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Auf Basis der Forschung zu innerparteilicher Demokratie kann, im Ge- 
gensatz zu den beiden ersten Forschungsfragen, die dritte Forschungsfrage 
nach den Erfolgs- bzvv. Misserfolgsfaktoren scheinbar (1) sehnell beantvvortet 
vverden: Erfolgsfaktor für die Mitgliedervverbung könne der Ausbau innerpar- 
teilicher Mitentscheidungs- und Mitbestimmungsmöglichkeiten sein, basie- 
rend auf den VVünschen der Bevölkerung nach mehr direkter Partizipation"". 
Anknüpfend an die Arbeit von Olson (1968) stellt innerparteiliche Mitent- 
scheidung einen Anreiz dar, der dem einzelnen Mitglied einen individuellen 
Vorteil verschafft — hier: die Bedürfniserfüllung nach mal)5geblicher politi- 
scher Teilhabe — und ihn zugleich bevvege, ,,die Lasten für die Erhaltung der 
Organisation tragen zu helfen“ (Olson 1968: 15). Basierend auf den Empfeh- 
İungen der Literatur (z.B. Scarrovv 2015, Decker 2015, Becker 1999, Mielke 
2007, Alemann 2012) müssten Partefen lediglich die innerparteiliche Demo- 
kratie starken, um einen selektiven Anreiz zu setzen. Dass die Forschung 
innerparteiliche Partizipationsmöglichkeiten als vvesentlichen Anreiz zum 
Parteibeitritt betrachtet, ist vveder unplausibel noch soll diese Erklarung voll- 
standig abgestritten vverden, doch fehlen die empirischen Daten, die diese 
Annahmen untermauern könnten (abgesehen von ersten Befunden von Close 
et al, 2017 für Belgien). Es stellt sich zudem die Frage, vvarum die SPD mit 
einem höheren Mal an innerparteilicher Demokratie — sovvohl statuarisch als 
auch in der Praxis (siehe Detterbeck 2013, Detterbeck 2014 sovvte die Ab- 
stimmungen zu den Koalitionsvertragen 2013 und 2018) — nicht dauerhaft 
höhere Eintrittszahlen als die CDU verzeichnet. Höhne (2017: 236) zeigt auf, 
dass in der Bestellung von VVahlkreiskandidaten insbesondere in den ostdeut- 
schen Landesverbainden das Mitgliederprinzip genutzt vvird und damit alle 
Mitglieder über die Aufstellung ihres Landtags- und Bundestagskandidaten 
abstimmen dürfen. Dennoch verzeichnen die ostdeutschen Landesverbande 
nicht höhere, sondern im Gegenteil deutlich niedrigere Organisationsgrade 
als die vvestdeutschen?, Dass eine Stürkung innerparteilicher Demokratie als 
Strategie zur Mitgliedervverbung sovvie -bindung insgesamt nicht zu verfan- 
gen scheint, kann drei Gründe haben: Der erste ist in einer Art kritischem 
Sehvvellenvvert innerparteilicher Mitbestimmungsmöglichkeiten zu sehen, der 
erst anziehend auf parteibeitrittsbereite Bürger vvirkt, vvenn er überschritten 
vvird, anscheinend yedoch von SPD und CDU noch nicht erreicht vvurde. Der 
zvveite Grund ltegt darin, dass selbst parteibeitrittsbereite Bürger nicht in der 
Lage sind, das vorhandene Mal5 an innerparteilicher Demokratie einzuschat- 
zen, Der dritte Grund besteht aus dem vveitgehenden Desinteresse der Bürger 
gegenüber innerparteilicher Demokratie. Zu sehr geht die Parteienforschung 


11 Siehe beispielsvveise eine Umfrage von infratest dimap im Auftrag der Talkshovv Farf aber 
“fair, in der 71 Prozent der Bundesbürger 2016 angaben, Volksentscheide auf Bundesebene 
zu begrüBen (vgl. infratest dimap 2016). 

12 VVenngleich selbstverstindlich für Ostdeutschland noch viele vveitere Kontextfaktoren zu 
berücksichtigen sind, die den niedrigen Organisationsgrad erklaren. 


25 


bisher von den VVünsehen der Parteimitglieder aus und übertrügt diese cinsei- 
tig auf die Bürger. Diese Übertragung von Merkmalen einer Gruppe auf die- 
enigen einer anderen Gruppe, die sich gerade durch das Vorhandensein bzvv. 
Nichtvorhandensein eines Parteibuches unterscheiden, bildet einen logischen 
Fehlschlussi5, Basierend auf den Daten von Laux (2011b: 167) kann insbe- 
sondere für die in dieser Studie untersuchten Partefien nicht von einer über- 
vvaltigenden Mehrheit derienigen Mitglieder gesprochen vverden, die sich 
mehr Mitbestimmungsmöglichkeiten explizit vvünschen. VVenngleich die 
—Beschaüftigung mit Fragen innerparteilicher Partizipation FT...) im Rahmen 
der theoretischen und empirischen Parteienforschung eine lange Tradition 
İbesitztl” (Niedermayer 1989: 13), vvurden ihre Potentiale für die Mitglie- 
dervverbung bisher nicht systematisch erforseht. Um Erfolg und Misserfolg 
von Mitgliedervverbestrategien abschlieBend einschatzen zu können, ist es 
daher notvvendig, auch innerparteiliche Partizipation bzvv. innerparteiliche 
Demokratie ecingehender zu untersuchen und eine lang andauernde Diskussi- 
on in der Parteienforschung zu resümieren. İnnerparteilicher Demokratie soll 
daher — als Beitrittsanreiz — cin cigener Abschnitt gevvidmet vverden (4.4.1), 
zudem soll in der Diskussion am Ende dieses Buches beurteilt vverden, ob 
und invviefern innerparteiliche Demokratie zu einer Revitalisierung der Par- 
teibasis beitragen kann. 

VVesentliche Ergebnisse der Untersuchung sind, dass neben Ressourcen 
und Motivation insbesondere das dritte Faktorenbündel des Civic Volunta- 
rism Model (CVM ), die persönlichen Netzvverke, und darin neben einer poli- 
tikaffinen sozialen Umgebung vor allem der 7rigger zum Parteibeitritt rele- 
vant sind, um an einer Parteimitgliedschaft interessierte Bürger zum Beitritt 
zu bevvegen. Der Unersetzlichkeit cines persönlichen VVerbegesprüchs stehen 
yedoch die nur selten in der Mitgliedervverbung geschulten Ehrenamtlichen 
gegenüber. Ein Gespür dafür zu haben, vvelche Eintrittsmotive Beitrittsbereite 
individuell haben und mit vvelchen Anreizen diese dann schlie5lich zur Mit- 
gliedschaft geführt vverden können, ist für gelingende Mitgliedervverbung 
essentiell, Dabei zeigt diese Studie, dass es nicht der cinen Bettrittsanreiz 
gibt, der in ecinem VVerbegesprüch kommuniziert vverden sollte, sondern der- 
yenige gefunden vverden muss, der beim Gegenüber verfangt. Den eigenen 
Stolz auf die Partei zu nennen und intrinsisch zur Mitgliedervverbung moti- 
viert zu sein, kann dabei die Erfolgsquote der Mitgliedervverbung erhöhen, 
gelingende Mitgliedervverbung höngt damit nicht nur von strategischen Über- 
legungen, sondern auch von persönlichkeitsinhörenten Faktoren ab. Zugleich 


13 Dies zeigen Achury et al. (2018: 11) selbst für Parreiunterstützer auf: ,VVe have shovvn that 
party members in our 10 parliamentary democracies tend to differ ideologically from party 
supporters: they also tend to be demographically different in regard to religiosity, age, gen- 
der, income, and union levels” (Achury et al. 2018: 11). Für diese Studie könnte das bedeu- 
ten, dass sogar drei konzeptionell sovvie empirisch voneinander zu trennende Gruppen exis- 
tieren: Parteimitglieder, Parteiunterstützer und parteibeitrittsbereite Bürger. 
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ist es vvesentlich, Parteibeitrittsbereiten zu vermitteln, vvelchen //err sie mit 
einem Beitritt innerhalb der Partei haben vverden, dass ihre Meinung gehört 
und geschatzt vvird und ihnen die Möglichkeiten zur Mitbestimmung gegeben 
vverden. Das impliziert vor allem antizipierten Respekt sovvie antizipierte 
VVertschatzung, die Beitrittsgeneigte von der Partei ervvarten (und im Hin- 
blick auf das Bindungsmanagement auch erhalten) sollten. Zugleich zeigt 
sich im Rahmen der Untersuchung die lose Kopplung der unterschiedlichen 
Parteiebenen. Fine einheitliche strategische Praxis in der Mitgliedervverbung 
gibt es nicht. Dazu fehlen fedoch auch die entsprechenden Transmissionsrie- 
men zvvischen den einzelnen Gliederungsebenen, zumal das Bevvusstsein, 
dass Mitgliedervverbung zum Erhalt der Mitgliederparteien notvvendig ist, in 
der Parteikultur insgesamt noch nicht angekommen zu sein scheint. 


1.2 Aufbau und Gliederung der Studie 


In Kapitel 2 vverden die methodologischen sovvie methodischen Grundlagen 
der Untersuchung dargestellt. 1m Vordergrund steht dabei, die Vor- und 
Nachteile sovvohl der qualitativen als auch der quantitativen Forschung ab- 
zuvvagen und schlielblich die Entscheidung für cin Mixed-Methods-Design zu 
begründen. 

Kapitel 3 beschaftigt sich mit politischer Partizipation im A//gemeinen 
(Absehnitt 3.1 und 3.2). Dort vvird erarbeitet, vvie sich politische Beteiligung 
generell erklören lasst und vvelche Bedingungen erfüllt sein müssen, damit 
Menschen politisch partizipieren. Mit dem Civic Voluntarism Model als 
Herzstück des Kapitels (Abschnitt 3.3) vvird das empirisch vvohl überzeu- 
gendste Partizipationsmodell zugrunde gelegt, um in einem vveiteren Schritt 
neuere Ansütze der Partizipationsforschung zu beleuchten und auf das Parti- 
zipationsverhalten in Deutschland einzugehen (Absehnitt 3.4 und 3.5). Dar- 
aus vviederum kann aus partizipationstheoretischer Perspektive abgeleitet 
vverden, vvas Menschen zum Eintritt in eine politische Partei bevvegt bzvv. sic 
davon abhült. 

Kapitel 4 untersucht dann politische Partizipation in Spezie/len mit dem 
Fokus auf politische Parteien. Der Rückgang der Parteimitgliedschaften in 
Deutschland vvird in einem ersten Schritt dargestellt und in ecinem zvveiten 
erklart (Abschnitt 4.1 und 4.2). Danach erfolgt ein Perspektivenvvechsel: 
Kann überhaupt davon ausgegangen vverden, dass die Parteien in neuen Mit- 
gliedern ein Nutzenpotential erkennen? Oder sind Mitglieder aus einer vvert- 
freien Perspektive als obsolet zu betrachten und verursachen den Parteien 
lediglich Kosten? (Absehnitt 4.3) Daraufhin vvird zu den Anreizen und 
Hemmnissen zum Parteibeitritt aus der Perspektive der Mitglieder und Bür- 
ger übergeleitet. Hierbei vverden digitale Mitgliedschaftsmodelle, insbesonde- 
re aber innerparteiliche Demokratie diskutiert (Abschnitt 4.4 und 4.5). In 
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einem vorletzten Schritt beleuchtet diese Studie das Aktivitatsniveau der 
Parteimitglieder und untersucht die Zahl derfenigen, die rein quantitativ für 
die Mitgliedervverbung zur Verfügung stehen könnten (Absechnitt 4.6 und 
4.7). Als Zvvischenfazit vverden dann die prinzipiell beitrittsbereiten Bürger 
und ihre sozio-ökonomischen sovvie motivationalen Voraussetzungen unter- 
sucht. Damit vvird versucht, in eine vveitere Forschungslücke zumindest teil- 
vveise vorzudringen, vvobei die Datenlage diesem Vorhaben enge Grenzen 
S€İZİ. 

Kapitel 5 stellt den letzten konzeptionellen Baustein vor den empirischen 
Untersuchungen dar. In einem ersten Schritt soll auf die mafögeblichen Her- 
ausforderungen sovvie Handlungsmöglichkeiten für Parteien aus einer mif- 
gliedervverbestrategischen Perspektive cingegangen vverden (Absehnitt 5.1). 
Darauf folgt der interdisziplinare Blick in die Ehrenamtsforschung. Diese 
enthalt Vorarbeiten zur Arbeit von Reczuzitern in anderen Freivvilligenorgani- 
sationen vvie beispielsvveise Gevverkschaften. Da sich im Rahmen dieser 
Arbeiten herausgestellt hat, dass Morzivation, Soziale İdentitüt und Commit- 
ment ehrenamtliche Neumitgliedervverbung bedingen und erklaren können, 
sollen diese Konstrukte zuerst erlautert und dann zur Arbeit in Freivvilligen- 
organisationen aus einer psychologischen Perspektive übergeleitet vverden 
(Absehnitt 5.2). Danach vverden diese Erarbeitungen mit den Erkenntnissen 
der Parteienforsechung zusammengeführt (Absehnitt 5.3). Das Engagement in 
Parteien vvird damit vor dem Hintergrund der Recruitmentforschung vveiter 
aufgefachert. Zuletzt vverden die konzeptionellen Vorarbeiten in cinen Zu- 
sammenhang gebracht und gebündelt (Absechnitt 5.4). 

Der empirische Teil dieses Buches in Kapitel 6 orientiert sich an der Stra- 
tegicanalyse nach Raschke und Tils (2013: 32) und operationalisiert ihre 
Analyseelemente vvie folgt: Die Keypzeichnung spezifischer Strategiemerk- 
male erfolgt im Rahmen einer Dokumentenanalyse der Handbücher und 
Leitfüaden der Parteien zur Mitgliedervverbung (Abschnitt 6.2). Die Sızche 
nach Voraussetzungen strebt die vorliegende Studie in einer Erarbeitung des 
Selbstverstöndnisses der Partefen als Mitgliederpartefen an, das innerhalb der 
Party in Central Offices sovvie in der Party on the Ground abgefragt vverden 
soll (Absehnitt 6.1, 6.3 und 6.4). Die 5esonderen Ausprügungen strategischer 
Praxis lassen sich über die im Rahmen der Studie durchgeführten Umfragen 
unter Mitgliedervverbern und leitfadengestützten Intervievvs mit diesen be- 
stimmen (Absehnitt 6.4 und 6.5). Im Rahmen der Dokumentenanalyse konn- 
ten insgesamt 63 Dokumente zur Mitgliedervverbung erschlossen vverden. 
Der Umfang der untersuchten Dokumente reichte dabei von einer Seite (Fly- 
er) bis 130 Seiten (Mitgliedervverbe- und Ortsvereinsarbeitshandbücher). In 
der Online-Umfrage mit den Geschaftsführern vvurden alle Kreis- und Regio- 
nalgeschiftsführer von CDU und SPD (insgesamt 465) angeschrieben, an der 
Umfrage teilgenommen haben 196 und zum Absehluss der Umfrage gelang- 
ten 114 Befragte. Die Online-Umfrage unter den Mitgliedervverbern füllten 
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insgesamt 503 Befragte aus. Zudem vvurden 33 leitfadengestützte Intervievvs 
mit Mitgliedervverbern der Partei sovvie zvvei Intervievvs mit Seminarleitern 
von Mitgliedervverbeseminaren geführt. 

Kapitel 7 diskutiert die Ergebnisse dann vor dem Hintergrund der in die- 
ser Studie geleisteten Vorarbeiten, vvirft einen Blick auf eigene Grenzen 
sovvie auf vveiteren Forschungsbedarf und erlöutert das Potential interdiszip- 
linarer Ansatze. 

AbsehliefBend stellt Kapitel $ das Fazit dar, das die Ergebnisse der Studie 
bündelt und die Forschungsfragen beantvvortet. 
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2 Forschungsprozess und methodologische Anlage 
der Studie 


Diese Untersuchung arbeitet vveniger hypothesentestend als eher hypothesen- 
generierend und empirisch saturierend. Die vielfaltigen Ansatze der Partizi- 
pations- und Parteimitgliederforsehung bieten dabei Annaherungsmöglich- 
keiten an das Thema der Mitgliedervverbung, fedoch vveder übergeordnete 
grand theories noch Theorien mittlerer Reichvveite, die cine einfache Mo- 
dellbildung ermöglichen könnten. Daher findet im Folgenden ein Mixed- 
Methods-Ansatz Anvvendung, vvobei dieser nicht nur im Design der Studie, 
sondern auch innerhalb der empirischen Einzeluntersuchungen selbst imple- 
mentiert vvird, beispielsvveise durch die Aufnahme halboffener und offener 
Fragen in einen standardisierten Fragebogen. Als Vorarbeit zum empirischen 
Teil dient cine explorative Inhaltsanalyse von Parteitagsdokumenten und 
Grundsatzprogrammen der Partefien, um ihr Bekenntnis zum Mitgliederprin- 
zip zu überprüfen. lm darauffolgenden empirischen Absehnitt vvird die Ana- 
İyse von Dokumenten geleistet, die über die Mitgliedervverbestrategien der 
Parteten Auskunft geben: Flyer, Strategiepapiere und Handbücher zur Mit- 
gliedervverbung vverden einer computergestützten qualitativen Inhaltsanalyse 
unterzogen, vvobei die Ergebnisse zum einen quantifiziert (mittels Berech- 
nung der Zahl codierter Passagen zu einem Code) als auch qualitativ aus- 
gevvertet vverden können. In einem darauffolgenden Sehritt vverden die Re- 
gionalgeschaftsführer der Parteten im Rahmen einer Online-Umfrage hin- 
sichtlich des Einsatzes dieser Strategien befragt, halboffene und offene 
Frageelemente können dabei helfen, Ergebnisse hervorzubringen, die durch 
ausschlie$lich gesehlossene Fragen verdeckt bleiben könnten. Zum Sehluss 
vverden die (Neu-)Mitgliederbeauftragten zum einen im Rahmen einer On- 
line-Umfrage bezüglich ihrer ehrenamtlichen Arbeit in der Mitgliedervver- 
bung befragti”. Hierbei vvird aus den genannten Gründen ebenfalls mit halb- 
offenen und offenen Fragen gearbeitet. Da diese Zielgruppe im Gegensatz zu 
den Regionalgeschaftsführern ecine herausragende Rolle in der Mitglieder- 
vverbung cinnimmt und interessierte Bürger anspricht sovvie anvvirbt, soll zum 
anderen ein möglichst groBer Teil dieser Zielpersonen im Rahmen leitfaden- 


14 Ausgevvertet vverden die Ergebnisse dieser Umfrage mit bivariaten Korrelationsanalysen 
und Regressionsmodellen. Die Regressionsanalysen sind dabei explorativ angelegt und sol- 
len die Zusammenhange der abgefragten Items auf die Zahl der gevvorbenen Neumitglieder 
überprüfen. Es vvird daher bevvusst darauf verzichtet, komplexe Modelle zu bilden, die vvie- 
derum auf statistisehen Hypothesen aufbauen, da dies den Umfang dieser Studie nur unnö- 
tig in die Lönge ziehen vvürde. Siehe dazu auch Absehnitt 6.4.1. 
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gestützter Intervievvs einer eingehenderen Befragung unterzogen vverden. 
Somit soll einerseits versucht vverden, ein umfassendes Bild genutzter Strate- 
gien und Möglichkeiten zu zeichnen, andererseits aber auch in Erfahrung 
gebracht vverden, vvarum Mitgliedervverbung in Deutschland für Parteien 
anscheinend nicht funktioniert: Über die letzten /ahre hinvveg gleich bleiben- 
de oder nur geringfügig sehvvankende Rekrutierungszahlen, die die Austritte 
nicht kompensieren können, deuten darauf hin, dass existierende Mitglieder- 
vverbestrategien entvveder nicht die Bedürfnisse interessierter Bürger treffen 
oder nur unzureichend umgesetzt vverden. 

Der Forschungsprozess dieser Studie ist mafögeblich an Kuckartz (2014: 
111) angelehnt und versucht, die verschiedenen Forschungssehritte miteinan- 
der zu verkoppeln, da Erkenntnisse vor allem induktiv gevvonnen vverden 
sollen. Indem die leitfadengestützten Intervievvs teilvveise vor der Online- 
Umfrage unter den Mitgliedervverbern geführt vvurden, konnten die aus ihnen 
gevvonnenen Erkenntnisse den Fragebogen für die Umfrage mal)3geblich an- 
reichern. Zugleich sind Intervievv- und Umfragebogen so ahnlich, dass die 
qualitativen Erkenntnisse quantifiziert vverden konnten und die quantitativen 
Erkenntnisse vviederum zur Validierung der qualitativen Erkenntnisse beitru- 
gen. Die Zusammenführung und Diskussion am Ende der Untersuchung 
speist sich dann aus der Synthese der einzelnen empirischen Teile vor dem 
Hintergrund der theoretischen und konzeptionellen Vorarbeiten. 
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Abbildung 1: Methodisches Vorgehen 
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Im vveiteren Verlauf dieses Kapitels sollen in cinem ersten Schritt metho- 
dologische und methodische Grundlagen der quantitativen Befragung darge- 
stellt, in einem zvveiten Sehritt die qualitativen Untersuchungen erlöutert 
vverden. AnschlieBend vverden die Vor- und Nachteile des in der vorliegenden 
Studie genutzten Mixed-Methods-Ansatzes diskutiert. 

Quantitative Untersuchungen folgen dem Paradigma des Postpositivismus 
(vgl. Tohnson et al. 2007: 125), da sie ,,mit standardisierten Erhebungsin- 
strumenten assozitert sind, dem Modell des naturvvissenschaftlichen Messens 
folgen und mit numerischen Daten arbeiten“ (Kuckartz 2014: 28). Postpositi- 
visten nehmen an, dass soziale Einheiten oder Gefüge gevvissen Gesetzmü- 
Bigkeiten folgen, die sich beobachten und damit messen lassen. Dies führt 
dazu, dass Untersuchungsgegenstinde quasi-obfiektiv betrachtet vverden. 
Diese Quasi-Obiektivitat sovvie die angenommene Ahnlichkeit der quantitati- 
ven sozialvvissenschaftlichen Untersuchung mit naturvvissenschaftlicher For- 
schung führt Verfechter quantitativer Designs zu der Annahme, dass sozial- 
vvissenschaftliche Beobachtungen mit naturvvissenschaftlichen Methoden 
geleistet vverden können (vgl. /ohnson und Onvvuegbuzie 2004: 14). Die 
positivistische Ausgangsannahme, die quantitativen Untersuchungen zugrun- 
de liegt, bringt einige nicht zu negierende Vorteile mit: Bereits entvvickelte 
Theorien können getestet, mittels reprasentativer Stichproben Verallgemeine- 
rungen ermöglicht und prözise, leicht auszuvvertende Daten produziert vver- 
den (vgl. Vohnson und Onvvuegbuzie 2004: 19). Zudem ist die Durchführung 
quantitativer im Verhaltnis zu qualitativen Studien eher unkompliziert und 
rascher zu leisten, vvas die Analyse grolBer Fallzahlen erleichtert. Des VVeite- 
ren entvvickelt sich nicht nur die sozialvvissenschaftliche, sondern auch die 
mathematische und statistische Forschung vveiter und generiert immer neuec 
Verfahren, die bisher unbekannt vvaren und ebenfalls in den Sozialvvissen- 
schaften angevvandt vverden können (vgl. Fakis et al, 2014: 157). Zudem gilt 
die Obfektivitat der Daten als gevvahrleistet, da der Forscher bet der statisti- 
schen Analyse — im Gegensatz z.B. zur hermeneutischen Ausvvertung qualita- 
tiver Forschungsergebnisse — schvverlich eigene Vorkenntnisse bevvusst oder 
unbevvusst in die Ausvvertung ceinflieBen lassen kann” (es sei denn, er mani- 
puliert die Daten absichtlich, diese Gefahr ist sovvohl bei qualitativer als auch 
bei quantitativer Forschung gegeben) (siehe /ohnson und Onvvuegbuzie 2004: 
14). 

Quantitative Forscher sehen sich bei ihren Vorhaben höufig der Kritik 
ausgesetzt, sie könnten komplexere soziale Phüinomene durch die Gestaltung 
ihrer Fragebögen, die meist zeit- und situationsbedingt aus geschlossenen 
oder halboffenen Fragen bestehen, nicht adöquat erfassen. Gobo (2011: 242) 


15 Hier ist lediglich die Ausvvertungsphase der Daten gemceint. Intervievver- bzvv. Befragtenef- 
fekte (siehe dazu bspvv. Hlavvatsch und Krickl 2014: 306, Reuband 2014: 648 sovvie Glantz 
und Michael 2014: 316) können in der Erhebungsphase zu ciner Datenverzerrung führen, 
die in der Ausvvertung der Daten nicht mehr behoben vverden kann. 
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empfiehlt daher, offene Fragen in Fragebögen aufzunehmen, die in der Aus- 
vvertung speziell codiert vverden. Damit bezieht er sich auf die Forschung der 
1960er Vahre vvie z.B. Galtung (1967). Andere Autoren vvie beispielsvveise 
Sehuman und Presser (1979: 693) schlagen vor, gerade im Pretest starker mit 
offenen Fragen zu arbeiten. Diese können damn anhand der im Pretest ge- 
nannten Antvvorten für den finalen Fragebogen zu halboffenen oder geschlos- 
senen Fragen umgevvandelt vverden. VVenngleich dies ein fruchtbares Vorge- 
hen zu sein scheint, ist aus forschungspragmatischer Sicht zu eruferen, vvic 
hoch die Zahl der Pretests sein muss, um eine ausreichende Söttigung zu 
erhalten. 

VVenngleich die quantitative Forsechung durch die Zuhilfenahme statisti- 
seher Verfahren in der Lage ist, Kausalmechanismen aufzuspüren, ,,bleibt der 
Einblick in tiefer gehende, z.T. psychologische Erklarungsstrange vervvehrt“ 
(Pickel 2009: 519). Zudem bleibt der deduktive, hypothesenprüfende Ansatz, 
der sich dem Postpositivismus verpflichtet sieht, nicht ohne Kritik: Olsen 
(2004: 10) stellt die Frage, ob es mit diesem Ansatz tatsöchlich möglich ist, 
Theorien zu falsifizieren bzvv. siec auf neue Kontexte zu übertragen (Vgl. 
Vohnson und Onvvüegbuzie 2004: 19). Bei der Ausgestaltung der Fragebögen 
zu quantitativen Untersuchungen öffnet sich zuletzt ein vveiteres Problemfeld: 
Payne (2011: 54) konstatiert, dass Befragungsteilnehmer bei der Einordnung 
von Antvvorten auf einer Likert-Skala schnell gelangvveilt sein können und 
daher nicht mehr akkurat antvvorten, vvas die Reliabilitat gefahrdeti”. Zudem 
besteht die Gefahr, dass Befragungsteilnehmer Antvvortmöglichkeiten oder 
Fragen falseh verstehen (vgl. Gobo 2006: 281), vvohingegen in qualitativen 
Erhebungen meist die Möglichkeit besteht, vertiefend auf Unklarheiten ein- 
zugehen. 

Im Gegensatz zu quantitativen Untersuchungen vvird qualitative For- 
schung mit dem Paradigma des Poststrukturalismus sovvie des Konstrukti- 
vismus verknüpft (vgl. /ohnson et al, 2007: 125, Flick 2013b: 151). Die 
Grundannahmen der qualitativen Forschung sind, dass soziale Konstrukti- 
onsprozesse soziale VVirklichkeit aktiv und stetig konstruferen, vvas die Ana- 
İyse von ,,Kommunikations- und Tnteraktionssequenzen mit Hilfe von Be- 
obachtungsverfahren und anschlie5enden sequenziellen Textanalysen” (Flick 
et al. 2013: 20) unabdingbar macht. Mittels hermeneutischer Interpretation 
sind diese Kommunikations- und Tnteraktionshandlungen zu erklaren und 
erklarbar zu machen (vgl. Flick et al, 2013: 21), vvas vviederum darin resul- 
tiert, das Versftehen von Zusammenhaöngen zu ermöglichen: es geht im Ge- 
gensatz zur quantitativen Forschung vveniger um die Isolierung von Kausal- 
mechanismen oder die Verallgemeinerungsfahigkeit der Resultate (vgl. Flick 


16 Zur vveiteren Diskussion hinsichtlich der Vervvendung von Ördinalskalen in Fragebögen 
siehe Gobo (2006: 281). 
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et al, 2013: 23), sondern um Saturation, also ,,die Süttigung der zu entvvi- 
ckelnden Theorie“ (Kuckartz 2014: 84))7. 

Eline haufig genutzte Erhebungsmethode qualitativer Daten sind leitfa- 
dengestützte Intervievvs, die, vvie das narrative Intervtevv z.B., die ,,diskursive 
Verstündigung über Interpretationen“ (Hopf 2013: 350) zulassen und damit 
den hermeneutischen Verstehensprozess nicht erst in der Analyse der Daten 
ermöglichen, sondern den Tntervievver an der Konstruktion der Ergebnisse 
aktiv teilhaben lassen (vgl. Kuckartz 2014: 28). Dementsprechend können 
yedoch die Gütekriterien empirischer Messungen unter dieser Form der Erhe- 
bung leiden: So ist es doch möglich, dass der İntervievver durch falsche oder 
ungeschickte Intervievvführung vom eigentlichen Forschungsgegenstand ab- 
komnt, den Intervievvten verirgert oder ihn zur AuBerung sozial ervvünschter 
Aussagen verleitet (die Problematik der sozialen Ervvünschtheit stellt sich 
auch bei quantitativen Befragungen: zu einer vertieften Auseinandersetzung 
mit sozialer Ervvünschtheit als Verzerrungseffekt siehe Reinecke 1991: 
94ff,)”. 

Andere im Rahmen dieser Untersuchung genutzte qualitative Verfahren 
betreffen die Analyse von Dokumenten, die von Personen, Organisationen 
oder İnstitutionen veröffentlicht vvurden. Daten vverden hierbei nach Kriterien 
des ,,theoretic sampling“ (Heindl 2015: 301) zusammengestellt. Die erhalte- 
nen Dokumente können einer qualitativen Analyse unterzogen vverden oder 
als Ausgangspunkt einer vveiteren quantitativen Untersuchung dienen (Vgl. 
Heindl 2015: 302), so vvie es diese Studie nach ihrem ersten empirischen 
Sehritt in Anlehnung an die Vorschlage aus der Literatur leistet. Damit soll 
der besondere Vorzug der qualitativen Forschung, substantiell neue Erkennt- 
nisse via Induktion hervorzubringen, gevvinnbringend genutzt vverden. 

Die Ausvvertung der qualitativen Daten lüsst sich auf unterschiedliche 
VVeise bevverkstelligen. Schrefier (2014) nennt allein acht verschiedene Ver- 
fahren zur qualitativen Inhaltsanalyse, die sie der vorhandenen Literatur ex- 
trahiert"”. Dabei bleibt festzuhalten: Es gibt ,,keinen festgelegten Kanon İ...1, 


17 0m englischen Sprachgebrauch bezeichnet safırafion den Punkt, an dem sich in der Analyse 
keine neuen Informationen mehr finden lassen (vgl. Teddlie und Tashakkori 2009: 183), 
Saturation ist in diesem Falle das Anlangen an dem Punkt, an dem eine zu entvvickelnde 
Theorie vollstündig gesüttigt ist bzvv. cine (dichte) Beschreibung ihre vollstindige Dichte 
erreicht hat. 

18 Andere Fehlerquellen, die die Art der Intervievvführung betreffen, finden sich bei Hopf 
(2013: 359), Hermanns (2013: 361) sovvie Glantz und Michael (2014). 

19 Den Ansützen der ,klassischen" qualitativen Inhaltsanalyse begegnen in den letzten /ahren 
zunehmend quantitative inhaltsanalytische Analysestrategien, die einen ,Drang" zur Quanti- 
fizierung qualitativer Daten in der Methodenforschung vviderspiegeln: ,VVordscores“, die 
auf der Züahlung bestimmter VVörter beruhen, versuchen z.B. in VVahlprogrammen Policy- 
Positionen anhand des Vorkommens bestimmter Schlüsselbegriffe zu bestimmen (bspvv. 
Laver et al. 2003, Lovve 2008). Dieses Vorgehen beruht fedoch auf der Annahme, dass die 
Sprache, die von politischen Akteuren genutzt vvird, eine politische 1deologie ausdrückt 
(vgl. Proksch und Slapin 2009: 324) und unterscheidet nicht zvvischen der Nutzung ambiva- 
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vvie man bei der Datenausvvertung vorzugehen hat“ (Behnke et al. 2010: 335), 
vvas Röume für verschiedene inhaltsanalytische Arten öffnet. Das offene 
Vorgehen der Tnhaltsanalyse genügt fedoch ,bisvveilen den Kriterien der 
Transparenz und Systematik nicht“ (Pickel 2009: 520). 

In Frage gestellt bleibt damit die Validitat der Forschungsergebnisse. 
Onvvuegbuzie und Leech (2007) stellen dazu ein ,Qualitative Legitimation 
Model" vor, das auf die Fallstricke qualitativer Forsehung hinsichtlich der 
Validitat eingeht und eine Vielzahl an zu beachtenden Hürden integriert. 
Qualitative Forscher auBern dabei höufig, dass Validitat im engeren Sinne 
nicht existieren könne, da keine einzig , gültige" Realitat vorhanden sei (Vgl. 
Onvvuegbuzie und /ohnson 2006: 55). VVahrheit bzvv. Realitat seien Prozesse 
sozialer Konstruktion und dabei partiell arbitrür und nicht fix, vvas die Ableh- 
nungen von Generalisierungen vonseiten der qualitativen Puristen erklart””. 
Einem solchen erkenntnistheoretischen Radikalismus sechlieBt sich die vorlie- 
gende Studie nicht an, vvenngleich sie die Versechrinkung von Forschung und 
VVirklichkeit aus sozialkonstruktivistischer Sicht anerkennt: ,,erkenntnistheo- 
retisch sind die untersuchten VVirklichkeiten soziale Konstruktionen der For- 
schung" (VVinter 2014: 120). 

Die Nachteile der qualitativen Forschung liegen auf der Hand: Neben der 
Validitatsproblematik stellt sich die Frage nach der Verallgemeinerbarkeit 
der Ergebnisse (vgl. Pickel 2009: 520). Zudem stellen die Vorteile der induk- 
tiven Vorgehensvveise cin zvveischneidiges Schvvert dar: Zvvar kann die quali- 
tative Forschung ma)5xgeblich zur Hypothesen- und Theoriengenerierung 
beitragen, doch ist die Ausvvertung qualitativer Daten vonseiten des For- 
schers durch dessen Vorvvissen und Forsehungsinteresse beceinflusst (vgl. 
Meinefeld 2013: 269, /ohnson und Onvvuegbuzie 2004: 20). Des VVeiteren 
kann qualitative Forsechung Hypothesen und Theorien schlecht testen und ist 
in der Regel sehr zeitaufvvendig (sovvohl in der Durchführung als auch in der 
Datensammlung und -ausvvertung) (vgl. Vohnson und Onvvuegbuzie 2004: 
20). 

Eline Lösungsmöglichkeit, die Nachteile der yevveiligen methodischen An- 
satze einzuhegen, bietet der Mixed-Methods-Ansatz. Mixed-Method-Designs 
können bereits in der Marienthal-Studie, die von /ahoda et al. (2015) 1933 
durchgeführt vvurde, erkannt vverden und blicken damit methodologisch und 
methodisch auf cine lange Geschichte zurück. Die vertiefte methodologische 
Beschaftigung mit dem Feld der Mixed-Methods lief fedoch auf sich vvarten 
und scheint von deutschen politikvvissenschaftlichen Autoren vergleichsvveise 


lenter Begriffe als Fahnen- oder Stigmavvort. Damit soll nicht nur cine Vergleichbarkeit der 
Ergebnisse, sondern auch ihre Generalisierung ermöglicht vverden: sie ist aber als auBeror- 
dentlich verlustreich, gar verzerrend zu charakterisieren. 

20 Die Validitütsdiskussion soll an dieser Stelle nicht vveiter vertieft vverden, vvie ein Mixed- 
Methods-Ansatz Validitüt sicherstellen kann, vvird in den folgenden Absehnitten noch er- 
Töutert. Zur Diskussion siehe Denzin (2012: 82), Bracht und Glass (1968), Kvale (1995: 
20), Lather (1986), Lather (1993), Maxvvell (1992) sovvie Hitchcock und Nastasi (2011). 
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selten ausführlich beleuchtet zu vverden (bis auf bspvv. Berg-Schlosser 2012 
sovvie Kuckartz 2014). 

Unter dem Begriff der Triangulation vvurde in den ausgehenden 1970er 
Tahren eine Diskussion um die Anvvendung verschiedener Methoden zur 
Untersuchung einer Forschungsfrage geführt, die den Mixed-Methods nahe- 
kommt. Triangulation kann als ,,the combination of methodologies in the 
study of the same phenomenon"” (Denzin 1978: 291) verstanden vverden. Die 
Abgrenzung von Triangulation zum Feld der Mixed-Methods erscheint auf 
den ersten Blick schvvierig”". 1m Rahmen der modernen Mixed-Methods- 
Forschung ist Triangulation nur noch ein Baustein unter vielen anderen ge- 
vvorden (vgl. Greene et al. 1989: 259), vvas ausgehend von der ursprünglichen 
Vervvendung des Begriffs als Validierungskonzept für quantitative Untersu- 
chungen (vgl. Kuckartz 2014: 45) plausibel ist. ,,Mixed-Methods ist aber 
nicht mit Triangulation gleichzusetzen, sondern bedeutet cinen sehr konkre- 
ten, praktisch ausgerichteten Forschungsansatz, verbunden mit ganz ecigenen 
Strategien des Designs, der Datenerhebung und der Datenanalyse“ (Kuckartz 
2014: 11)2. Teddlie und Tashakkori schlagen für die Mixed-Methods fol- 


21 Pickel (2009: 5181.) bietet daher an, Triangulation als gleichberechtigten Methodenmix zu 
verstehen. Ziele der Triangulation seien es, Untersuchungsgegenstünde komplett, holistiseh 
und kontextbezogen zu erfassen (vgl. Hek 1979: 603). Denzin (1978) unterseheidet in sei- 
nem mab)5geblichen Beitrag zur Triangulation vier Arten, die Daten-Triangulation, die In- 
vestigator-Triangulation, die Theorien-Triangulation und die methodologische Triangulati- 
on, vvobei letztere sein zentrales Konzept darstellt (vgl. Flick 2013a: 319). Der Vorteil der 
Triangulation im Gegensatz zur Anvvendung eines einzigen Forschungsansatzes kann dabei 
sein, die Sehvvachen der einen Methode mit den Störken der anderen zu kompensieren. 
Zielführend kann Triangulation ausschlieBblich dann sein, vvenn die angevvandten Methoden 
sovvie Forschungsstrategien nicht dieselben ö/qses teilen (vgl. Blaikie 1991: 117, Greene et 
al, 1989: 256). Die Durchführung quantitativer Untersuchungen mit geringen Fallzahlen 
oder die Durchführung qualitativer Untersuchungen mit dem Ziel der Generalisierung der 
Ergebnisse sollten nicht das Anliegen von Forschern sein, die sich der Triangulation bedie- 
nen. Frühere Verfechter der Triangulation betonen, dass Methoden, die dasselbe Phünomen 
untersuchen sollen, simultan und unabhöngig voneinander durchgeführt vverden müssten, 
um die ihnen fevveils eigenen 5iases zu vermeiden (vgl. Greene et al. 1989: 256). Flick 
(2013a: 318) fasst die Vervvendungsstrategien und die angenommenen Vorteile der Trian- 
gulation zusammen ,als Validierungsstrategie, als Ansatz der Generalisierung der gefunde- 
nen Erkenntnisse und als VVeg zu zusützlicher Erkenntnis“. Denzin (2012: 82) vvürde hier 
entschieden vvidersprechen und Triangulation nicht als Validierungsstrategie, sondern als 
Alternative zur Validierung bezeichnen. 

22 So fassen Cresvvell und Plano Clark (2011: 77ff.) Triangulation als ,Convergent Parallel 
Design" zusammen und ordnen sie damit implizit den Mixed-Methods unter: ,,Regardless of 
the name, the convergent design occurs vvhen the researcher collects and analyzes both 
quantitative and qualitative data during the same phase of the research process and then 
merges the tvvo sets of results into an overall interpretation” (Cresvvell und Plano Clark 
2011: 77). Die Daten sollen hierbei nicht identisch, aber zumindest komplementar sein, so- 
dass Forschungsergebnisse zu einer- Thema aus zvvei oder mehreren verschiedenen Rich- 
tungen zu öhnlichen Ergebnissen führen. Dieser Perspektivenvvechsel (vgl. Olsen 2004: 4) 
bringt dann Probleme mit, vvenn die quantitative Studie von der qualitativen Studie abvvei- 
chende Ergebnisse produziert, vvie vveiter unten in diesem Kapitel noch besprochen vvird. 
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gende Definition vor: ,,a type of research design in vvhich QUAL and QUAN 
approaches are used in type of questions, research methods, data collection 
and analysis procedures, or in inferences” (Teddlie und Tashakkori 2009: 7). 
Mit der Unterschiedlichkeit der Forschungsparadigmen, die die frühen 
Vertreter der Triangulation beschaftigten, arbeiten die Forscher des Mixed- 
Methods-Ansatzes gleichermaBen. So vveisen /ohnson et al. (2007: 125) 
darauf hin, dass im Feld der Mixed-Methods erkenntnistheoretisch vveder 
Konstruktivismus/Poststrukturalismus noch Postpositivismus vorherrschen, 
sondern ein eigenes Paradigma Eingang gefunden habe — der Pragmatismus. 
əLltİ offers an epistemological yustification and 1ogic for mixing approaches 
and methods” (Vohnson et al. 2007: 125). Vertreter des Pragmatismus bringen 
insbesondere das Argument hervor, dass epistemologischer Purismus den 
Forschungsprozess unnötig in die Lönge ziehe (vgl. Greene et al. 1989: 257). 
Die Hinvvendung zum Pragmatismus stellt damit im vveiteren Sinne keine 
Zuordnung zu einem starren Paradigma dar, da sich der Pragmatismus durch 
dynamische und flexible, dem Untersuchungsgegenstand angepasste For- 
sechungsdesigns auszeichnet. Charakteristika des Pragmatismus sind die Zu- 
rückvveisung von Paradigmendualismen, einer fallibilistischen Erkenntnis- 
theorie und das Selbstverstiöndnis einer Anti-Philosophie, stellt der Pragma- 
tismus doch praktisches Handeln in den Vordergrund und theoretisches Sin- 
nieren in den Hintergrund (vgl. /ohnson und Onvvuegbuzie 2004: 18). Tedd- 
lie und Tashakkori (2009: 73) geben dem bei Mixed-Methods-Forschungen 
angevvandten Pragmatismus daher den Namen ,4dialektischer Pragmatismus“, 
um damit darauf hinzuvveisen, dass die Mixed-Methods-Forschung qualitati- 
ve und quantitative Forschung sovvie ihre ontologischen und epistemologi- 
schen Anlagen ernst nimmt, aber dennoch versucht, eine Synthese aus beiden 
herzustellen. Andere Autoren lassen mittels der Unterscheidung von “qualita- 
tive dominant mixed methods research” und “quantitative dominant mixed 
methods resarch“ die Pradominanz eines Paradigmas bei gleichzeitiger Aner- 
kennung eines anderen zu, yedoch unter dem Vorzeichen, dass entvveder qua- 
litative Studien durch quantitative Studien angereichert vverden oder vice 
versa (vgl. /ohnson et al. 2007: 124). Morse (1991) unterscheidet dabei, ob 
Forschungsprofekte eher deduktiv oder induktiv angelegt sind und macht sich 
dafür stark, dass eine fachübergreifende Notation eingeführt vvird (vgl. Morse 
1991: 1211f.). Zudem unterscheidet sie in ihrer cigenen Notation zvvischen 


Die Frage der Gevvichtung der Ergebnisse ist dabei in der Forschung noch nicht abschlie- 
Bend geklart. 

23 Die Strategie des Quantisierens von qualitativen Daten kann hierbei als Möglichkeit be- 
trachtet vverden, vvie Vertreter des Postpositivismus — ohne bekanntes Terrain verlassen zu 
müssen — dennoch qualitative Daten nutzen können, vvobei Sandelovvski et al. (2009: 208) 
nicht ohne Ironie schliefen: ,,Moreover, the rhetorical appeal of numbers — their cultural as- 
sociation vvith scientific precision and rigor — has served to reinforce the necessity of con- 
verting qualitative into quantitative data". 
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gleichzeitigen und sequentiellen Designs, vvobet die Praüzision und Klarheit 
ihrer Unterscheidung ihrer Durchsetzung in der Methodenforschung verhalf. 

Quantitative bzvv. qualitative Puristen hingegen lassen vor dem Hinter- 
grund der Inkompatibilitats-These keine Mixed-Methods-Forschung zu, da 
sie die epistemologischen und ontologischen Grundlagen der fevveiligen Me- 
thoden für unvereinbar halten (vgl. Rossman und VVilson 1985: 629, Denzin 
2012: 81, Fakis et al. 2014: 139f.). AnsehlieBend an die vorangegangenen 
Ausführungen lehnt die vorliegende Untersuchung diese Rigorositüat ab und 
haölt gerade die yüngeren Arbeiten zu Mixed-Methods für überzeugend genug, 
quantitative und qualitative sovvohl methodisch als auch methodologisch 
kombinieren zu können (siehe Kuckartz 2014: 156). 

Die Arten, vvie Mixed-Methods-Forschungsdesigns aufgebaut sein kön- 
nen, sind vielfaltig. Cresvvell und Plano Clark (2011) sovvie Leech und On- 
vvuegbuzie (2009) geben hilfreiche Vorschlage zur Typologisierung von 
Mixed-Methods Ansatzen, vvobei an dieser Stelle nur die Unterscheidung 
zvvischen fixed und embedded designs relevant ist. Meist steht bei fixed mixed 
methods designs im Vordergrund, eine Forschungsfrage mit mehreren Me- 
thoden zu beantvvorten, vvohingegen er?öedded designs versuchen, mehrere, 
teilvveise unabhöngig voneinander auftretende Forschungsfragen mit mehre- 
ren Methoden zu beantvvorten, vvas Anliegen dieser Studic ist?“, 

Hinsichtlich der Ausvvertung der Daten schlagt Kuckartz (2014: 100) vor, 
nicht anders vorzugehen als bei der üblichen Vorgehensvveise rein quantitati- 
ver bzvv. qualitativer Untersuchungen. Teddlie und Tashakkori (2009: 249ff.) 
gehen in ihrem Standardvverk zu Mixed-Methods ahnlich vor und raten zu- 
sötzlich zur Quantisierung qualitativer Daten und zur Qualitisierung numeri- 
scher Daten. 

Mixed-Methods scheinen somit auf den ersten Blick prğdestiniert, die 
Nachteile quantitativer und qualitativer Methoden auszugleichen. Zudem 
verlange ,,ldlie Komplexitüt unserer Forschungsprobleme T...1 nach Antvvor- 
ten, die mehr als nur Zahlen im quantitativen und VVorte im qualitativen Sin- 
ne beinhalten“ (Cresvvell 2014: 17). Vorteile der Mixed-Methods sind unter 
anderem, dass komplexere Sachverhalte ganzheitlich erfasst und unterschied- 
liche vvissenschaftstheoretische Positionen simultan kombiniert vverden kön- 
nen. Paradoxien, die aus der Gegenüberstellung der auf unterschiedliche 
VVeise erhobenen Daten resultieren, können den Forschungsprozess anregen 
und tiefere Reflexion sovvie neue Theorien produziteren (vgl. Pickel 2009: 


24 Aufgrund der begrifflichen Unterschiede innerhalb der Mixed-Methods-Forschung schlagt 
Niglas (2000: 7) vor, anstelle des Begriffes mixed die Termini mu/fi oder multiple zu ver- 
vvenden. Die Unterscheidung, invviefern es sich dann um die Kombination mehrerer Metho- 
den eines Paradigmas oder um die Kombination mehrere Methoden aus mehreren Paradig- 
men handelt, ist fedoch vveniger cindeutig als bei der Vervvendung des Begriffs der Mixed- 
Methods. Diese methodologischen Probleme sind Teil der Auseinandersetzung innerhalb 
der Mixed-Methods-Forsehungsgemeinschaft, die an dieser Stelle nicht vveiter abgebildet 
vverden sollen. 
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522, Bryman 2007: 9, Vohnson et al. 2007: 115, Flick et al. 2013: 25f., Vohn- 
son und Onvvuegbuzie 2004: 21). 

Kritiker der Mixed-Methods sehen diese Vorteile nur mit Einschrünkun- 
gen. So existieren hohe Ansprüche an den Forscher, in quantitativen vvie in 
qualitativen Methoden gleichermaBen geschult zu sein sovvie die notvvendi- 
gen Ressourcen bereitzustellen (vgl. Pickel 2009: 522, Gobo 2011: 234). 
Zudem kann der VVunsech der Ergebnisverbindung die Unvereinbarkeit der 
Ergebnisse überlagern bzvv. ignorieren (vgl. Pickel 2009: 522), vvas die An- 
sprüche an eine gute Forschungspraxis ignoriert und zugleich einen vvesentli- 
chen Vorteil der Mixed-Methods untergröbt: eben das Erkennen von Parado- 
xien, die dann eingehender untersucht vverden müssen. Der Umgang mit 
ebendiesen Paradoxifen bietet cinen Stein des AnstoBes (vgl. Niglas 2000: 3) 
und der korrekte Umgang mit vvidersprüchlichen Daten erzeugt zvvangsvveise 
das Dilemma, vvelcher Untersuchung innerhalb ciner Mixed-Methods-Studie 
der Vorzug zu geben ist. Morse (1991: 122) sehlügt cine pragmatische Ant- 
vvort darauf vor: So können vvidersprüchliche Analyseergebnisse entvveder 
auf einen unzureichenden oder schlechten Datensatz zurückzuführen oder die 
aus der vervvendeten Theorie abgeleiteten Annahmen hinfallig sein — die 
Entscheidung darüber obliege der Argumentationsfahigkeit der Forschenden. 
Diesen Umgang mit vvidersprüchlichen Daten insbesondere für explorative 
Designs halt die vorliegende Studie yedoch für nicht sinnvoll, da vvider- 
sprüchliche Daten damit fast automatisch schlechte Arbeit in der Datenakqui- 
se oder -ausvvertung implizieren. 

Die vorliegende Studie geht methodisch ecinen eigenen VVeg, indem sie 
den Methodenmix nicht nur im Design, sondern auch innerhalb der einzelnen 
Methoden vvagt. Vor allem hinsichtlich der besseren Validierung der Ergeb- 
nisse empfiehlt sich dieses Verfahren, ist die vorliegende Untersuchung 
sehlieBblich als prüzedenzlos und damit als theoretisch vvie empirisch explora- 
tiv zu betrachten. Da bisher vveder Quer- noch Löngssehnittstudien zur Mit- 
gliedervverbung in Partefen existieren, kann nach Auffassung des Autors der 
hier genutzte Forschungszugang zum einen möglichst viele verschiedene und 
zum anderen möglichst komplementöre Ergebnisse zutage fördern. Die ab- 
sehlieBbende Methodenkritik am Ende der Untersuchung vvird eruferen, ob der 
methodische Aufvvand zielführend vvar oder ob andere methodische VVege 
zum Erkenntnisziel hatten führen können. 
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3 Politische Partizipation 


In diesem Kapitel sollen sovvohl die konzeptionellen als auch die empirischen 
Grundlagen zur politischen Partizipation gelegt vverden. In einem ersten 
Sehritt nahert sich die vorliegende Studie dem Partizipationsbegriff und ver- 
sucht den Bedeutungsvvandel zu erarbeiten, den die unterschiedlichen Partizi- 
pationsarten erfahren haben — so auch die Parteimitgliedschaft. VVeiter soll 
erklürt vverden, vvann Bürger partizipieren, vvas sie zur Partizipation führt und 
vvelche Bedeutung dies für die Parteimitgliedschaft hat. Dabei arbeitet das 
Kapitel mit eciner konzeptionellen Trias: Zuerst vverden die ,klassischen", 
ressourcenzentrierten Erklarungsansötze politischer Partizipation dargestellt, 
dann das vvohl empirisch überzeugendste Partizipationsmodell — das CVM 
von Verba et al. (1995) — und daraufhin neuere Ansütze der Partizipationsfor- 
schung erlöutert. Zuletzt folgt die Darstellung der Partizipationsbereitschaft 
in Deutschland, an die im Ansehluss zur Nachvvuchskrise der Mitgliederpar- 
teien in Kapitel 4 übergeleitet vverden kann. 


3.1 Begriff 


əPolitische Partizipation umfasst — salopp gesagt — alle Aktivitaten von Bür- 
gern mit dem Ziele politische Entscheidungen zu beceinflussen” (van Deth 
2009: 141). VVie in dieser Definition?” erkemnbar, ist der Partizipationsbegriff 
vveit gefasst und birgt die Gefahr, dass auch solche Aktivitaten als politische 
Partizipation bezeichnet vverden, die lediglich eine Art der politischen Infor- 
mation (vvie bspvv. die Lektüre einer Tageszeitung) darstellen, nicht yedoch 
politische Entscheidungen becinflussen. 

Definitorisch öhnlich zur politischen Partizipation ist der Begriff des civic 
engagement, den Adler und Goggin (2005: 242) untersuchen und der sich mit 
den Aktivitaten politischer Partizipation überschneidet. Unter diesem Begriff 
lassen sich Handlungen finden, die politische Partizipation anderer befördern, 
vvie z.B. Mitmenschen von einer VVahlabsicht zu überzeugen oder Kampag- 
nenmaterial offen am eigenen Körper zu tragen (bspvv. Sticker oder Buttons). 
Civic engagement umfasst damit eher ,indirekte“ Formen politischer Partizi- 
pation (siehe Ekman und Amna 2012). Diese Untersuchung geht hingegen 
von einem engeren, irsfrumentellen Partizipationsbegriff aus, der alle Tatig- 
keiten umfasst, die Bürger freivvillig unternehmen und mit denen sie versu- 


25 Die Forschung kennt keine universell akzeptierte Definition (vgl. Lamprianou 2013: 22). 
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chen, politische Entscheidungen auf den verschiedenen Ebenen des politi- 
schen Systems zu beeinflussen (vgl. van Deth 2009: 143, Gabriel 2013: 23, 
Krimmoel 2000: 612). Im Gegensatz zur Definition von van Deth (2009: 143) 
vverden in dieser Studie fedoch auch Berufspolitiker als Partizipierende be- 
trachtet, nicht zuletzt, vveil sie die Aufgabe der Mitgliedervverbung als Ehren- 
amt teilvveise im Rahmen ihres Hauptamtes übernehmen. 

Von politischer Partizipation zu unterscheiden ist die sozia/e Partizipati- 
on, die Aktivitaten meint, ,,die nicht mit einer politischen Zielsetzung ver- 
bunden sind” (Steinbrecher 2009: 29). Mit Kaase lasst sich der Partizipati- 
onsbegriff in Unterkategorien teilen: Es existieren verfasste und nicht ver- 
fasste, legale und illegale, legitime und illegitime sovvie konventionelle und 
unkonventionelle Formen der Partizipation (vgl. Kaase 1992: 147f., Barnes et 
al. 1979, Hoecker 2006: 9f.). Andere Autoren betrachten die Begriffe legal 
und konventionell sovvie illegal und unkonventionell als synonym (bspvv. 
Opp 1985). Diese Finteilung ist yedoch in ihrem Idealtypus von den Kontext- 
bedingungen der gesellschaftlichen Entvvicklungen abhöngig. ,,Legale Pro- 
testdemonstrationen galten noch vor vterzig /ahren als illegitime Aktivitaten, 
mittlervveile sind sie zu allgemein anerkannten Verhaltensformen gevvorden“ 
(Gabriel und Völkl 2005: 531), vvas den Bedeutungsvvandel der Begriffe 
illustriert. 

Die scheinbar einfache Typologisierung von Partizipation mithilfe dieser 
Begriffe offenbart sehnell ihre Probleme: Die Formen politischer Partizipati- 
on haben sich in den letzten Vahren deutlich ausgevveitet und sind ,,mittler- 
vveile fast unbegrenzt“ (van Deth 2013a: 13). Des VVeiteren schvvankt der 
Grad regulierter und formalisierter Partizipationsformen: Kaase et al. (1979) 
gehen noch davon aus, dass Demonstrationen im Gegensatz zu der Kontakt- 
aufnahme zu Politikern eine unkonventionelle Partizipationsform darstellen, 
vvohingegen dieses Verhaltnis gegenvvürtig vertauscht zu sein scheint, sind 
doch Demonstrationen heute deutlich stürker formalistert und reguliert als die 
Kontaktaufnahme zu Politikern (vgl. Kuhne und Gabriel 2012: 34f.). Versu- 
che, bestehende Typologien zu ervveitern (vgl. Decker et al. 2013: 37f.), zeu- 
gen davon, dass sich eine Erfassung politischer Partizipationsformen immer 
an gesellschaftlichen Gegebenheiten orientieren muss, die cine Verschiebung 
der empirischen Ausprügungen politischer Partizipation in der Typologie zur 
Folge haben. Parteimitgliedschaften mit ihrer abnehmenden Bedeutung”" 
lassen sich im Sinne der Synonymie von konventioneller gleich legaler Parti- 
zipationsform durchaus noch so bezeichnen, im alltagssprachlichen Sinne 
scheint die Parteimitgliedschaft hingegen immer stürker eine unkonventionel- 
le Form politischer Partizipation zu vverden?”. Die Parteimitgliedschaft nimmt 


26 Darauf geht diese Untersuchung in Absehnitt 4.2 explizit cin. 

27 Garcia-Albacete (2014: 15) zeigt die Entvvicklung von Partizipationsformen im zeitlichen 
Verlauf seit den 1940er lahren aufund bildet damit die Verschiebungen des Partizipations- 
verhaltens ab: Der Fokus der Partizipationsaktivitaten lag in den 1940er und 1950er lahren 
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yedoch immer noch eine exponierte Form politischer Partizipation in dem 
Sinne ein, dass Parteien einen besonderen Einfluss sovvie eine besondere 
Funktion im politischen System (siehe dazu z.B. Rudzio 2019: S5ff.) inneha- 
ben?5, 

Die empirische Partizipationsforschung kennt mehrere Ansütze, politische 
Partizipation theoretisch einzufassen und Erklarungen für politische Beteili- 
gung zu bieten??. Bevvusst ist hier der Begriff der , Ansütze" gevvahlt. So fin- 
det sich in der Literatur ,.nicht die ecine EHervorhebung 1. O.) Theorie, die in 
der Lage vvüre, die Teilhabe der Bürger am politischen Leben zu erklüren“ 
(Biehl 2005: 57). Zudem kann politische Partizipation als abhüngige sovvie 
als unabhangige Variable betrachtet vverden. Relevant sind für diese Studie 
die Betrachtungen von politischer Partizipation als abhüngige Variable. Dabei 
konzentriert sich die Partizipationsforschung auf die Faktoren, die Partizipa- 
tion auslösen, vvenngleich Partizipation als unabhöngige Variable zusatzliche 
Partizipation erzeugt (vgl. Steinbrecher 2009: 290) und somit einen Multipli- 
katoreffekt hat (siehe auch Verba et al 1995: 367, die einen vvechselseitigen 
Multiplikatoreffekt zvvischen politischer Partizipation und Engagement ver- 
muten). Diesem suggerierten Effekt ist die Annahme geschuldet, dass Men- 
schen, die bereits politisch engagiert sind, sich noch vveiter engagieren. Fest- 


auf VVahlen, in den frühen 1960er lahren auf dem direkten Kontakt zu den Mandatströgern. 
Im Rahmen der 68er-Bevvegung kam es dann zur Ausvveitung von Neuen Sozialen Bevve- 
gungen sovvie zur Zunahme von Protestaktivititen. Die 1990er /lahre sind charakterisiert 
durch zunehmende soziale Partizipation, vvihrend gegenvvürtig eine Verlagerung zu genuin 
eher unpolitischen Partizipationsformen erkennbar ist, die im vveitesten Sinne eine politi- 
sche Meinung ausdrücken (vvie bspvv. Buycotting oder Boycotting). 

28 Dass die Parteimitgliedschaft eine exponierte Partizipationsform darstellt, vvird ebenfalls in 
der Typologie von Teorell et al. (2007: 341) deutlich. 

29 Bercits seit den 1960er lahren gibt es Versuche, neben den Partizipationsformen die Parti- 
zipierenden zu typisieren. Milbrath (1965) führt die bisherige Partizipationsforschung fort, 
die politische Partizipation in der Regel synonym zum Begriff des VVaühlens vervvendet hat 
und andere Partizipationsformen nicht kannte, und begründet mit seinen Untersuchungen 
die systematische Erforschung politisch Partizipierender, die auBerhalb von VVahlen aktiv 
vverden (vgl. Quintelier und van Deth 2014: 154). Milbrath erkennt, dass es cine Gruppe 
von Apathischen gibt, die kein Interesse am politischen Leben haben und nicht daran teil- 
nehmen vvollen, Zusc/auer, die zvvar politische Vorgünge beobachten, nicht aber daran 
teilhaben und G/adiatoren, die aktiv partizipieren und politische Amter übernehmen (Vvgl. 
Gabriel und Völkl 2005: 532f.). Milbrath und Goel (1977: 6) entvvickeln diese Typologie 
vveiter und geben Formen politischer Partizipation an, die von den verschiedenen Gruppen 
ausgeübt vverden: Die Apathischen liefern dabei keine Inputs, die Zuschauer vvühlen zu- 
mindest und zeigen Unterstützung für ihr ,Vaterland“ (der von den Autoren so genannte 
patriotic support). Die Gladiatoren können sich in ihrer Aktivitüt unterscheiden: So sind 
Community Activists und Communicators bereits Gladiatoren, yedoch ist das Aktivitütsni- 
veau von Party and Campaign VVorkers sovvie Protestors höher zu verorten. An der Spitze 
der Hierarchie der politischen Partizipation stehen dann die Complete Activists (vgl. Mil- 
brath und Goel 1977: 21). Zu den Zusammenhüngen zvvischen Kontextfaktoren und politi- 
scher Partizipation machen die Autoren ?edoch keine Aussagen, Milbrath und Goel (1977) 
begründen also nicht die Auslöser für politische Partizipation. 
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zustellen ist insgesamt, dass Partizipation auf der Mikro-Ebene einen erziehe- 
rischen Effekt im Sinne der Ausbildung demokratischer VVerte hat und die 
persönliche Entvvicklung von İndividuen fördert, auf der Meso-Ebene das 
VVesen und die Ausgestaltung organisationsinterner Entscheidungsprozesse 
politischer Organisationen beceinflusst und auf der Makro-Ebene Ausvvirkun- 
gen etvva auf das Parteiensystem haben kann (vgl. van Haute 2009: 93). 


3.2 Ressourcenzentrierte Erklürungen von Partizipation — 
das SES-Modell 


Partizipation als abhöngige Variable vvird höufig ausgehend von der VVahlfor- 
schung betrachtet: Die eher rudimentüre Partizipationsforschung der 1940er 
und 1950er /ahre beschrinkte sich auf die Beobachtung und Erklarung von 
VVahlverhalten und Vvahlbeteiligung (vgl. van Deth 2003: 168)50. Zur Erkla- 
rung vveiterer Partizipationsformen konnten sich in den 1970er /ahren Verba 
und Nie (1972) hervortun, die die systematische empirische Beteiligungsfor- 
schung entschieden ervveitert haben und mit der Verbindung des sozio- 
ökonomischen Standardmodells (SES-Modell) mit politischer Partizipation 
ein bis heute haöufig rezipiertes und repliziertes Modell entvvickelten. In ihrer 
Studie versuchten die Autoren eine ganze Reihe von Antvvorten zu liefem, 
vvarum Mensehen partizipieren: 


“Some citizens have needs and problems that lead them to participate: others do not. 
Some citizens have the resources needed for participation (skills, time, and money): 
others do not. Some have attitudes conducive to participation: they believe it is effec- 


30 Hier entstanden die vvohl bekanntesten Theorien des VVahlerverhaltens, die zum einen von 
der ,Columbia School" und der Forschergruppe um Lazarsfeld et al. (1968 (19441) ausgin- 
gen und dann von der ,Michigan-School" zum sozialpsychologischen Ansatz vveiterentvvi- 
ckelt vvurden (vgl. Campbell et al. 1971 (19541, Campbell et al. 1960). Der von Lazarsfeld 
et al. (1968) begründete sozialstrukturelle Ansatz des VVahlens geht davon aus, dass die so- 
ziale Herkunft der VVahler die VVahlentscheidung zum GrobBteil determiniert, vvohingegen 
der sozialpsychologische Erklarungsansatz neben Langiristfaktoren vvie der Parteildentifi- 
kation auch kurzfristig verinderbare Faktoren einbezieht, die die VVahlentscheidung mal)3- 
geblich verindern können (vgl. Gabriel und VVestle 2011: 44f.). Dovvns (1968 119571) legt 
mit der ökonomischen Theorie des VVühlens einen anderen Ansatz vor, der davon ausgeht, 
dass VVahler ihre VVahlentseheidung vor dem Hintergrund eines Kosten-Nutzen-Kalküls 
abvvagen. Da zahİreiche Hand- und Studienbücher zu Theorien des VVahlerverhaltens vor- 
liegen, soll an dieser Stelle nicht vveiter auf die genannten Theorien cingegangen vverden, 
der Fokus dieser Studie liegt auf anderen Formen politischer Partizipation. /edoch: So vvie 
zur Erklürung politischer Partizipation im Allgemeinen noch kein besonders leistungsfahi- 
ges Modell im Sinne einer Grand Theory gefunden vvurde, ist auch die VVahlforsehung im 
Speziellen trotz der Vielzahl empirischer Beitrage noch nicht zu volistündig überzeugenden 
Modellen gelangt (vgl. dazu die Meta-Analyse von Smets und van Ham 2013). Rudi und 
Schoen sind aber der Ansicht, dass füngere Ansütze fruchtbare Sehritte in Richtung ciner 
immer besseren Theorieentvvicklung machen (vgl. Rudi und Schoen 2014: 426). 
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tive, that politics is important, and that participation is a civic duty. Other citizens do 
not have these attitudes: they believe that participation is useless, that politics is un- 
important, and that one ought to keep out of such affairs. Some citizens are in social 
circumstances vvhere those around them expect them to participate: others do not. 
Some citizens live in circumstances vvhere participation is made easy by institutional 
structures, others live in circumstances vvhere they are surrounded by institutions that 
inhibit participation. AlI these forces vvorking together lead some individuals to parti- 
cipate and others to stay home” (Verba und Nie 1972: 13). 


Die Autoren gingen in ihrer Studie davon aus, dass Partizipation deutlich 
mehr als nur die Beteiligung an VVahlen umfasst (vgl. Verba und Nie 1972: 
44)”. Den Autoren zufolge determiniert der sozio-ökonomische Status die 
Einstellungen der Bürger und damit ihr politisches VVirksamkeitsgefühl, ihre 
Einbindung in Netzvverke sovvie ihr Gefühl, einer Bürgerpflicht nachkommen 
zu müssen und politisch zu partizipieren, um einen Dienst an der Demokratie 
zu leisten. ,,Mit der Höhe der Schichtzugehörigkeit steigt auch die Partizipa- 
tionsbereitschaft an“, konstatiert Radtke (1976: 33) dazu. Die vvichtigste 
These des sozio-ökonomischen Standardmodells ist, dass Bürger, die über 
einen hohen sozio-ökonomischen Status verfügen, höufiger sovvohl politisch 
als auch sozial partizipieren (siehe Quintelier und Hooghe 2013: 274, Lamp- 
rianou 2013: 28). Der sozio-ökonomische Status vvird dabei mittels drei Indi- 
katoren ermittelt: dem Einkommen, dem Bildungsniveau und der Stellung im 
Beruf (vgl. Brady et al, 1995: 271). Verba und Nie (1972: 19) können mithil- 
fe dieses Modells herausfinden, dass sich insbesondere diefenigen höufiger 
beteiligen, die über ein hohes Einkommen verfügen, ein hohes Bildungsni- 
veau haben und eine hohe Position im Beruf bekleiden. Die Autoren kommen 
daher zu dem Ergebnis, dass die übervviegende Beteiligung der sozial Besser- 
gestellten den Input, der durch Partizipation erzeugt vvird, in Richtung der 
höheren sozialen Schichten?? verschiebt?5. 

Sie zeigen darüber hinaus, dass vor allem die Gruppe der ,Inaktiven", also 
dieyenigen, die an keiner der vier Dimensionen politischer Partizipation teil- 
nehmen, einen geringeren sozialen Status und damit ein niedrigeres Bil- 
dungsniveau sovvie Einkommen aufvveisen (vgl. Verba und Nie 1972: 97: 
131, 135). VVenngleich sie das SES-Modell als einflussreichsten Pradiktor 


31 HElne Diskussion von Partizipationsstudien, die vor Verba und Nie (1972) angelegt vvurden, 
findet sich bei Krimmel (2000: 612f.). 

32 Zum Sehicht-, Lage- und Milieu-Begriff siehe beispielsvveise Hradil (2012) und Müller 
(2012). 

33 Bereits Schattsehneider konstatiert in seinem viel zitierten VVerk 72e Semisovereign Peo- 
ple: ,ihe flavv in the pluralist heaven is that the heavenly chorus sings vvith a strong upper- 
class accent. Probably about 90 per cent of the people cannot get into the pressure system” 
(Schattsehneider 1960: 35). VVenngleich er damit für eine stürker elitentheoretische Sicht 
der Demokratietheorie pladierte (vgl. Zimmer und Speth 2009: 277), vvird dieses Zitat in 
seiner dekontextualisierten Form gerne in der Partizipationsforschung genutzt, um auf die 
starkere politische Beteiligung sozio-ökonomisch besser gestellter Schichten zu vervveisen 
(vgl. bspvv. Sehlozman et al. 2005: 55). 


47 


politischer Partizipation heranziehen, gehen sie noch von vveiteren Faktoren 
aus, die cinen verstarkenden Effekt auf politische Partizipation haben. Diese 
sind zum einen die Mitgliedschaft in einer Freivvilligenorganisation, die Mit- 
gliedschaft in einer politischen Partei”” und politische Finstellungen (Vgl. 
Verba und Nie 1972: 263). 

Im /Tahr 1978 entvvickelten die Autoren in einer Untersuchung von sieben 
verschiedenen Löandern ihre Forschungsansütze vveiter und tauften ihre ma)- 
gebliche Variable auf den Namen ,socio-economic resource level“ (SERL), 
die das Einkommen sovvie die Bildung umfasste (vgl, Verba et al. 1987). 
əLİncomel can (usually) purchase political povver as it can (usually vvith 
enough time) purchase social respect“ (Verba et al. 1987: 2). VVhiteley (2012: 
21) kann zeigen, dass insbesondere dieyenigen Bürger, die den untersten 
sozialen Schichten angehören, die geringste Bereitschaft zeigten, demokrati- 
schen Staatsbürgertugenden nachzukommen. Dies geht mit den Befunden 
von Verba et al. (1987) einher, erklürt fedoch nicht, yvarızım sich Menschen 
mit höherem Einkommen eher entschlieBen, politisch zu partizipieren. Aus 
der Ressourcenperspektive leichter partizipieren zu können vereinfacht den 
Zugang zu politischer Beteiligung zvvar, bildet aber keinen Automatismus. 

Bildung als zvveite vvesentliche Komponente des SERL fördert den Auto- 
ren zufolge das politische VVirksamkeitsgefühl, Interesse an Politik und das 
Gefühl — im Sinne einer ,Bürgerpflicht“ — verpflichtet zu sein, politisch aktiv 
zu vverden (vgl. Verba et al, 1987: 11). Dieses Interesse — so konnte nachge- 
vviesen vverden — höngt stark von der Partefiidentifikation”” ab, die ausschlag- 
gebend dafür ist, dass sich Bürger mit politischen Inhalten beschaftigen (vgl. 
Steinbrecher 2009: 63). 

Neben der Untersuchung der sozio-ökonomischen Ungleichheiten poli- 
tisch Partizipierender versuchten die Autoren darüber hinaus, den gender gap 
zu erklaren, den sie im internationalen Vergleich beobachten konnten. Die 
Feststellung, dass Frauen generell in geringerem Mahe politisch partizipieren 
als Münner"”, vvurde vielfach erkannt und rezipiert (vgl. Badescu und Neller 
2007: 169, Bauer 1993: 181, van Deth 1989: 306). Besonders deutlich sicht- 
bar ist dies in den in dieser Studie untersuchten Parteten. Verba et al. (1987) 
stellen fest, dass Frauen vveniger partizipieren, vveil sie vveniger Ressourcen 
besitzen und diese schlechter in politisches Beteiligungspotenzial konvertie- 
ren können (vgl. Verba et al. 1987: 237f, 251377, Sie vveisen yedoch darauf 


34 Diese hat im Untersuchungsland der Autoren, den USA, freilich eine andere Relevanz als 
die deutlich formalisiertere Mitgliedschaft in vielen vvesteuropdischen Parteien. 

35 Die Parteiidentifikation kann als ,,eine langfristige, psychologische Bindung eines Indivi- 
duums an eine Partei“ (Meyer 2015: 263) bezeichnet vverden. 

36 Van Deth (2013a: 15) kann mit dem ,politischen Konsum: die cinzige Ausnahme aufzei- 
gen, in der Frauen hüufiger partizipieren als Münner. 

37 Des VVeiteren zeigen einige Autoren auf (vgl. Fox und Lavvless 2014: 505), dass Frauen 
politische Führungsrollen eher mit Münnern und spezifisch ,mönnlichen" Charakterzügen 
vvie ,.confident, assertive, and self-promoting” (Fox und Lavvless 2014: 505) assoziferen, 
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hin, dass es noch vveitere Erklarungsfaktoren geben müsse (vgl. Verba et al, 
1987: 236)55. 

In den 1970er /ahren vvar mit dem Aufkommen der Neuen Sozialen Be- 
vvegungen?” nicht nur eine höhere Politisierung der Gesellschaft festzustellen, 
sondern es fanden tiefgreifende, mit langfristigen Folgen behaftete Verinde- 
rungen gesellschaftlich-kultureller Art statt, die vor allem mit der materiellen 
Besserstellung der Bürger zusammenhingen und sich damit an das SES- 
Modell anknüpfen lassen. Ronald Tnglehart geht dabei, aufbauend auf der 
Unterscheidung zvvischen ,.lovver“ und ,.higher needs“ von Maslovv (1954: 
97ff.) von einer hierarchisehen Anordnung von Bedürfnissen aus (Vgl. 
Inglehart 1977: 22). Sind die existentiellen menschlichen Grundbedürfnisse 
befriedigt — ist also cin gevvisses sozioökonomisches Niveau erreicht und 
stabilisiert — dann neigen Menschen laut Inglehart dazu, sich postmaterialisti- 
sche VVerte anzueignen. ,,...TUlnder conditions of prosperity, people become 
more likely to emphasize ,postmaterialist” goals such as belonging, esteem, 
and esthetic and intellectual satisfaction“ (Inglehart 2007: 223, siehe auch 
Inglehart 2008: 131): in Erganzung dazu bezieht er die Sozialisationsthese 
ein, d.h. ,,VVertorientierungen von İndividuen vverden vor allem durch die 
gesellschaftlichen Umstinde vvahrend ihrer Sozialisationsphase in Kindheit 
und Tugend bestimmt” (Steinbrecher 2009: 42, siehe auch Inglehart 1989: 69, 
Inglehart 2007: 224: Inglehart 2008: 131)“, Für hierarchisch aufgebaute 
politische GroBorganisationen bedeutet dies, dass sie zunehmend in den Hin- 
tergrund geraten, durch neue Partizipationsformen verdriöngt vverden und sich 
zugleich zunehmend in Konkurrenz zu Partizipationsformen sehen, die 
emanzipatorische VVerte aus der Nachfragesicht stürker vviderspiegeln. Es 
sind insbesondere die Pungen Ervvachsenen, die auBerhalb traditioneller Betei- 


die sie selbst nicht annehmen vvollen. Auch vvird konstatiert, dass beide Geschlechter Frau- 
en — somit auch die Frauen sich selbst — geringere politische Kompetenzen zuschreiben als 
siec tatsachlich haben. Dies vviederum bedingt die Rekrutierungssechvvierigkeiten, die politi- 
sche Organisationen haben, vvenn sie Frauen zu politischer Partizipation ermuntern vvollen. 
ə Thus, gender remains a meaningful source of inequality in political participation“ (Coffe 
2013: 95). 

38 HElner dieser Faktoren ist die politische Apathie, die Verba et al. (1987) Frauen zuschreiben: 
Diese vvürden sich überhaupt nicht oder kaum für Politik interessieren und aufgrund von ei- 
genem Unvvillen oder externen Einschrünkungen davon ablassen, sich politisch zu betcili- 
gen (vgl. Verba et al. 1987: 236f.). Die Autoren stellen fest, dass Frauen auf multiple Art 
und VVeise benachteiligt sind, vvenn es um politische Partizipation geht, denn neben der ge- 
ringeren Ressourcenausstattung seien sie des VVeiteren institutionell sehlechter eingebun- 
den. 

39 Die Grol3sehreibung des Begriffs folgt dem Artikel von Rucht (1992: 363), der diesen als 
feststehenden Ausdruck orthographisch so vviedergibt. 

40 Die vorliegende Studie möchte die Kritik an Inglehart, bspvv. fene an seinem Ranking- 
Konzept, aussparen, da diese vveiteren Forschungszielen vvenig dienlich ist (siehe zur Kritik 
bspvv, Bauver-Kaase und Kaase 1998). Mit der Arbeit von Klages (1984) sovvie dessen vvei- 
teren Arbeiten liegen für Deutschland ?edoch Befunde vor, die die Erkenntnisse von 
mglehart teilvveise revidieren, teilvveise prözisieren. 
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İigungskanale partizipieren vvollen (vgl. Abendschön und RoBteutscher 2016: 
73) und die das von İnglehart so genannte 2e/onging anscheinend nicht mehr 
in einer politischen Gro5organisation suchen. 

Die Bereitschaft zur politischen Partizipation lasst sich dabei auch entlang 
zvveter Verhaltensorientierungen nachzeichnen, die die obigen Ausführungen 
unterstreichen: Inglehart unterscheidet ,,lellite-directed“ (Barnes et al. 1979: 
207) von ,lellite-challenging"” (Barnes et al. 1979: 207) Formen politischer 
Partizipation. E/7ize-directed bedeutet, dass politische Partizipation entlang 
der konventionellen Partizipationsformen ablauft, einer hierarchischen Ord- 
nung folgt und vor allem in GroÖorganisationen vvie Kirchen, Gevverkschaf- 
ten oder Partefen stattfindet. ,,TVV lhile these organizations could mobilize 
large numbers, they usually produced only a relatively lovv qualitative level 
of participation — generally not going much beyond mere voting” (Barnes et 
al. 1979: 207). E/ite-challenging Formen politischer Partizipation beinhalten 
eher themenorientierte, kurzfristige Partizipationsformen, die sich ad hoc und 
abseits bürokratischer Organisationen bilden können. ,,İGlerade yugendliche 
Mensehen, die in materiellem VVohistand und Sicherheit aufgevvachsen sind, 
İnutzenl Partizipations- und Politikformen, die abseits hierarchischer Partei- 
strukturen den Ausdruck von Spontaneitat und Selbstvervvirklichung erlau- 
ben“ (Abendschön und Robteutseher 2011: 63). Partizipationsangebote an 
Postmaterialisten müssten sich diesen Gegebenheiten anpassen, Möglichkei- 
ten der Selbstentfaltung bieten und eine Form von Teilhabe ermöglichen, die 
über Hierarchieebenen hinvveg substantielle Beteiligung ermöglicht. Darüber 
hinaus sollten sie eher e/ife-challenging und ressourcenschonend sein. Da vor 
allem yüngere Alterskohorten, die sich mit ,alten" materialistisehen Lebens- 
entvvürfen nicht mehr oder vvenig identifizieren können, eine anstrengende 
Transitionszeit von der HVugend hin zum Ervvachsenenalter vor sich sehen, 
bleibt ihnen meist vvenig Zeit, Geld oder Energie, um sich auch noch poli- 
tisch zu beteiligen (vgl. Garcia-Albacete 2014: 61). Die ,klassischen“ GroB- 
organisationen und damit auch die Parteien, die zumeist e//fe-directed ausge- 
richtet sind, leiden vor diesem Hintergrund zugleich unter drei Beschrüinkun- 
gen: Sie können den Autonomiegedanken der Postmaterialisten nicht befrie- 
digen, ihnen schlagt von diesen Skepsis entgegen (vgl. Dalton 2014: 11) und 
sie vverden als zu starr und trage zur Vervvirklichung individueller politischer 
Anliegen empfunden. 

Das angesprochene Gefühl, politisch vvirksam zu sein — die sogenannte 
efficacy — ist neben den bisher genannten Erklarungsfaktoren politischer 
Partizipation ein vvesentlicher vveiterer. Unterschieden vverden kann cine 
internal von einer exfernal efficacy: Erstere drückt aus, invvievveit sich cin 
Bürger in der Lage fühlt, politische Vorgange verstehen zu können und letz- 
tere, ob er sich vorstellen kann, mit eigenen Handlungen politische Entschei- 
dungen beeinflussen zu können und ob das politische System seinen Input 
aufnehmen kann (vgl. Vetter 2000: 80 und Vetter 1997). Decker et al. (2013: 
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27) nennen die infernal efficacy daher subi/ektive politische Kompetenz, die 
external efficacy Responsivitdtsbevvertung. Die Forschung zeigt, dass sozio- 
ökonomischer Status und efficacy zusammenhaöngen. Rattinger (2009: 232) 
führt dies darauf zurück, dass ,,Personen höheren Status die demokratische 
Partizipationsnorm starker verinnerlicht und fT...) cin ausgeprigteres Gefühl 
politischer VVirksamkeit Ihattenl“. Kersting (2008: 14) stellt des VVeiteren 
fest, dass erfolgreiche Partizipation das politische VVirksamkeitsgefühl stei- 
gert. Ein gevvisses MaBb an efficacy muss somit bereits vor einer unternom- 
menen politischen Aktivitat vorhanden gevvesen sein — vor allem, vvenn es 
um den Beitritt zu einer politischen Organisation geht (vgl. Morales Diez de 
Ulzurrun 2005: 4) —, vvelche dann als Multiplikator das bestehende VVirksam- 
keitsgefühl stürken kann”1. Dabei ist nicht unbedingt der Gedanke vorherr- 
schend, das vorher gesetzte Ziel zu erreichen. Der Prozess allein, politische 
Entsecheidungen auszuhandeln und zu generteren, ,,can be interesting and 
stimulating in itself, vvithout regard to the outcomes or goals of the process“ 
(Seyd und VVhiteley 1992: 60). 

Niedermayer konstatiert vor dem Hintergrund des Ressourcenmodelis, 
dass unter Hochgebildeten der Anteil deryenigen Personen, die über politische 
efficacy verfügen, ,,fast dreimal so hoch İistl vvie unter denen mit niedriger 
Bildung. Erklaürt vverden kann dies damit, dass ein höheres Bildungsniveau 
die Fahigkeit zum Verstaündnis und zur Verarbeitung komplexer Sachverhalte 
steigert” (Niedermayer 2005: 34y7?. 

VVenngleich Antvvorten auf die Frage, vvarum höher gebildete Bürger par- 
tizipieren, damit genannt sind, versagen diese auf der aggregierten Ebene. 
Das formale Bildungsniveau ist zvvar gestiegen, die Teilnahme an politischen 
Partizipationsformen hat in den letzten Vahrzehnten im Gegensatz dazu fe- 
doch nicht im gleichen Ma5e zugenommen, allen voran die Parteimitglied- 


41 Die Kritik an dieser Annahme soll hier nicht ausgespart bleiben. Ikeda et al. (2008: 80) 
konstatieren: “Many previous studies assumed that the causal direction moved from ef/ica- 
cy to participation, vvithout considering the reverse causal direction”. 

42 Dalton (2014: 24) zeigt, dass die Anzahl der /ahre, in denen eine Schule besucht vvurde, 
positiv mit politischem VVissen und politischem Tnteresse korreliert, doch ist dieser Kausal- 
zusammenhang ebenfalls unklar. Verba et al. (1995) zufolge (vgl. Verba et al, 1995: 420) 
existieren direkte sovvie indirekte Effekte von Bildung, vvobei der direkte Effekt bereits in 
der Schule vvirke. So erlernen Schüler kommunikative und organisationale Kompetenzen, 
die sie spater für politische Partizipation nutzbar machen können: Dies sind staatsbürgerli- 
che VVerte sovvie ein İnteresse an Politik. Der indirekte Einfluss von Bildung auf Partizipa- 
tion geht von der Qualifikation aus, die cin Schüler nach seiner schulischen Ausbildung hat. 
Te höher die Sehulart, fe höher der mögliche Bildungsabschluss und damit der zu ervvarten- 
de Berufsstatus. Ein vergleichsvveise besserer Beruf führt vviederum zu hohem Einkommen 
und dem Ausbau staatsbürgerlicher Fahigkeiten und Kompetenzen. Die Autoren zeigen an 
dieser Stelle nicht nur, dass die politisch Partizipierenden mehrheitlich aus der Oberschicht 
stammen, sondern bieten eine plausible Erklarung an, varı dies so ist. Die sozial und 
vvirtschaftlich Ausgegrenzten, die ,Ausgeschlossenen“ (vgl. Bude 2008), sind dabei bemer- 
kensvvertervveise nicht bercit, politisch aufzubegehren und auf unkonventionelle Art und 
VVeise zu partizipieren, sondern vverden politisch apathisch (vgl. Bödeker 2012: 37). 
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schaften, deren Zahlen konstant sinken (vgl. van Biezen et al. 2012). Das in 
den 1970er /ahren erkannte ,,puzzle of political participation“ (Brody 1978) 
besteht gerade in der Frage, ,,vhy increased education at the aggregated level 
in VVestern countries has not resulted in a corresponding aggregate increase in 
levels of political party participation“ (Persson 2014: 724). Mit Rückgriff auf 
die cognitive engagement theory kann das Paradox höherer Bildung und 
gleichzeitig zurückgehender konventioneller politischer Partizipation damit 
erklart vverden, dass diefenigen, die politisch informiert sind, nicht mehr auf 
konventionelle Partizipationsformen zurückgreifen müssen, um politische 
Informationen zu erhalten. Politische Parteien im Speziellen vvürden damit 
bezüglich ihrer Informationsfunktion obsolet (vgl. Garcia-Albacete 2014: 
64). Diese Erklarung vvürde Partefien yedoch auf die Funktion als reine İInfor- 
mationsvermittler reduzieren, vvas empirisch verkürzt ist, bieten politische 
Gro5organisationen und damit auch Parteien doch vveitere Funktionen als die 
blo5e Vermittlung exklusiver Informationen. 

Ergönzend kam in diesem Kontext das sinkende İnstitutionenvertrauen in 
die klassischen GroBorganisationen genannt vverden. Des VVefteren sei es den 
Folgen des negative campaigning zu verdanken, dass vor allem politische 
Parteten nicht mehr mit positiven, sondern übervviegend mit negativen Attri- 
buten behaftet vvürden (vgl. Garcia-Albacete 2014: 65)5. Dies erklürt dann 
aus der bildungszentrierten Ressourcenperspektive, vvarum GroBorganisatio- 
nen für politisch Partizipierende nicht mehr so attraktiv sind. 

Die Zunahme themenorientierten Engagements ist aus der Kombination 
der dargestellten Entvvicklungen der politischen Partizipation sovvie der Er- 
kenntnisse der ressourcenorfentierten Partizipationsforschung schlüssig. Dass 
sich die eigenen politischen Anliegen mithilfe spontaner, kurzfristiger und 
auf ein spezielles Thema fokussierten Partizipationsformen vvie Unterschrif- 
tenaktionen, Protest oder Buycotting schneller, effizienter und vveniger auf- 
vvendig durchsetzen lassen, senkt die Partizipationskosten. Die thematische 
Breite der Parteien kann daher abschreckend vvirken. 

Insgesamt ist cine Angebotservveiterung politischer Partizipation festzu- 
stellen: Da mittlervveile ein manmnigfaltiges Angebot kurzfristig vvirksamer 
Partizipationsformen besteht (vgl. van Deth 2013b: 35), partizipieren Bürger 
nicht vveniger, sondern anders, also in neuen Kanalen (vgl. Dalton 2014: 
59f.). Diese meist unkonventionellen oder zumindest direkten Formen politi- 
scher Partizipation sind ,,citizen initiated, less constrained, more policy ori- 
ented, and directly linked to government" (Dalton 2014: 59), vvorauf Parteien 
im Rahmen ihrer organisationsstrukturellen Tragheit nur bedingt eingehen 
können “". 


43 VVenngleich diese Feststellung von Sehmücking (2015: 338f.) für das Beispiel Deutsehland 
relativiert vvird. 

44 VVie Zeuner (1970: 9) noch konstatiert, bietet die Mitvvirkung in Parteien für diefenigen 
Bürger, die kontinuierlich mehr Einfluss auf die Politik nehmen vvollen, die nahezu cinzige 
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In der gegenvvürtigen Diskussion politischer Partizipation vvird höufig auf 
Mözglichkeiten des Internets vervviesen, politische Beteiligung zu erleichtern. 
Das Internet sei fahig, die Kanale politischer Partizipation und Information 
auszuvveiten, Kommunikation, Mobilisierung und Organisation zu verceinfa- 
chen und neue Aushandlungsorte zu generieren, an denen Bürger untereinan- 
der verhandeln können, ohne ortsgebunden zu sein (vgl. Mosca 2013: 179). 
Dies setzt yedoch eine besondere Form der Selbstvvirksamkeit und damit einer 
Ressource voraus, die Spaiser (2013: 110) digiral efficacy nennt. VVenngleich 
die Vermutung auf der Hand lİtegt, dass diese Art der ef//icacy leicht zu er- 
vverben sei und politische Partizipation somit für alle Schichten zugönglicher 
vvürde, ist die positive VVirkung des Tnternets auf Partizipation nur eine 
scheinbare. Ein Beteiligungsvvilliger muss über die Kompetenzen verfügen, 
digitale Partizipationsinstrumente nutzen zu können. Des VVeiteren muss ein 
gevvisses Interesse an digitalen Medien aufgebracht vverden und die Bereit- 
schaft vorhanden sein, einen Computer (oder ein Smartphone/Tablet) zur 
politischen Partizipation zu nutzen. In der Diskussion um Online- 
Beteiligungsinstrumente für Parteien muss daher berücksichtigt vverden, dass 
ressourcenarme Parteimitglieder von diesen Instrumenten durchaus abge- 
höngt vverden könnten””. 

Zuletzt soll noch das Alter von Bürgern und dessen Effekt auf politische 
Partizipation betrachtet vverden. Dieser ist bisher nicht cindeutig geklart: 
Lamprianou (2013: 30) vervveist auf Studien, die zeigen, dass altere Bürger 
haufiger partizipieren als andere Altersklassen””. lennings und Markus (1988) 


Partizipationsmöglichkeit. Es mag zvvar zutreffen, dass cine Parteimitgliedschaft sovvic 
Mitgliedschaften in anderen politischen Gro)3organisationen vvie z.B. Gevverkschaften vvei- 
terhin groBe politische Gestaltungsmöglichkeiten bieten. Offensichtlich hat sich fedoch die 
Prüferenz hinsichtlich des Beteiligungszeitraumes bzvv. -punktes verschoben. 

45 Mosca (2013: 179) vervveist auf die Effekte sozialer Exklusion des Tnternets und konsta- 
tiert, dass dieienigen Bürger, die keinen Zugang zum İnternet haben, ,,peculiar socio- 
demographic characteristics" aufvveisen. Es seien vor allem die füngeren, münnlichen, 
vvohlhabenderen, vveilen und gebildeteren Bürger, die das Internet zum Zvvecke politischer 
Partizipation nutzen (vgl. Mosca 2013: 180). Ritzi und VVagner (2016: 319) zeigen in Ihrer 
Untersuchung, in der 1.000 funge Menschen zvvischen 22 und 35 lahren nach Art und Höu- 
figkeit politischer Partizipation befragt vverden, dass sovvohl offline- als auch online- 
Partizipation vom Bildungsniveau abhöngen. Damit ist die politische Partizipation mittels 
mternet keine Möglichkeit, die Partizipationsfahigkeit a//er, sondern nur die einze/ner Bür- 
ger zu erhöhen, vor allem der eher internetaffineren Füngeren (vgl. Fox und Lavvless 2014: 
504) sovvie der höher Gebildeten, die sich im VVeb 2.0 mitsamt seinen neuartigen Partizipa- 
tionsformen zurechtfinden. Andere soziale Gruppen, die aufgrund fehlenden İnternetzu- 
gangs oder geringer digitaler e//icacy den Informationsvorsprung des İInternets nicht genie- 
Ben können, laufen daher Gefahr, vveiter abgehingt vverden, vvobei cin fehlender Internet- 
zugang für vvestliche Demokratien mittlervveile vvohl nicht mehr als relevant betrachtet 
vverden kann. Ob digitale Partizipationsmöglichkeiten für politische Grol3organisationen 
damit insgesamt ein Allheilmittel darstellen können, kann bezvveifelt vverden. 

46 Gemeint ist hier der Beitrag von Vecchione und Caprara (2009), auf den Lamprianou 
(2013) vervveist. Die Autoren vvarnen aufgrund der geringen GröBe ihres Samples sovvie 


53 


können hingegen belegen, dass Partizipationsmöglichkeiten, gerade vvas die 
eher anspruchsvollen Partizipationsformen betrifft, bei steigendem Alter 
seltener genutzt vverden (vgl. /ennings und Markus 1988: 315). Nygard und 
Takobsson (2013: 89) zeigen — für das Beispiel Sehvveden —, dass politische 
Partizipation mit steigendem Alter abnimmt, vvovon vor allem nicht- 
institutionalisierte Formen politischer Partizipation betroffen sind. Dennoch 
muss das nicht bedeuten, dass generell mit höherem A lter vveniger partizipiert 
vvird: ,,İn sum, an aging population is not necessarily a less politically active 
one, although the specific modes of participation and their substantive focus- 
es may vvell change in age-related vvays“ (Tennings und Markus 1988: 315)”. 
Mit Blick auf das Internet als Partizipationsmedium ist darauf zu vervveisen, 
dass öltere Yahrgünge von Online-Partizipation eher ausgeschlossen sind, 
vveshalb VVege zur Revitalisierung konventioneller Partizipationsformen über 
Online-Instrumente für die Involvierung alterer Generationen vvenig zvveck- 
maöBig erscheinen. Schlozman et al. (2012: 500) konstatferen dazu: ,,In con- 
trast to vvhat vve observed for offline political activity, the absence of online 
activity among the elderly represents, vve assume, not a fall-off from previous 
Internet-based participation but instead a never-vvas“ (Sechlozman et al. 2012: 
500). 

Insgesamt ist vor dem Hintergrund der dargestellten ressourcenzentrierten 
Ansütze davon auszugehen, dass insbesondere münnliche, besser gebildete 
Bürger mit hoher Selbstvvirksamkeit politisch partizipieren. /e höher die 
materielle Ressourcenausstattung, umso höher das politische Selbstvyirksam- 


seiner Nicht-Reprisentativitüt fedoch: ,fGleneralization of the findings to other samples 
and countries has to be approached vvith caution“ (Vecchione und Caprara 2009: 491). 

47 Dici Erklarungsansütze können zum Zusammenhang zvvischen Alter und politischer Parti- 
zipation genannt vverden: Die Annahme eines political disengagement (Cumming und Hen- 
ry 1979) zum einen, der zufolge öltere Bürger allgemein vveniger am politischen Leben 
teilnehmen vvürden (vgl. Lamprianou 2013: 30). Dieser Erklarungsansatz nimmt fast 
zynische Züge an, vvenn die Autoren konstatieren: “Old people thus feel ready to die, and 
this may be vvhy T...) they discuss death vvith considerable poise. FT...) TDlisengagement is 
complete, he is free to die, and death is the last logical step in the process of living“ (Cum- 
ming und Henry 1979: 226f.). Zum anderen ist die Annahme eines selecfive vvithdrayval 
(vgl. Streib und Sehneider 1971) zu nennen: ,,as people get older they progressively adyust 
the level and the nature of their political activity on the basis not only of personal but also 
of contextual-situational factors" (Lamprianou 2013: 30f.). Altere Menschen neigen dazu, 
Formen der Partizipation auszuüben, die ihrem Alter angepasst sind, als Freizeitbeschafti- 
gung dienen oder ,Citizenship-services“ übernehmen, die fedoch in den Berceich der sozia- 
len Partizipation fallen (vgl. Streib und Schneider 1971: 183ff.). Mittels dieser Annahme 
können die unterschiedlichen Ergebnisse von Vecchione und Caprara (2009) sovvie von 
Tennings und Markus (1988) erklürt vverden. Letztere entvvickelten die coRorf composition 
theory, ,,emphasizing the importance of cohort deprivation“ (Lamprianou 2013: 31). Hier 
steht vor allem das durchsehnittliche Bildungsniveau ganzer Kohorten im Vordergrund, da, 
vvie bereits erklürt, Bildung als unabhöngige Variable vveitere, Partizipation auslösende 
Faktoren herbeiführt. Sehlechter gebildete Kohorten — also für Deutschland die heute Alte- 
ren — seien somit vveniger bereit, politisch zu partizipieren. 


54 


keitsgefühl und damit die VVahrseheinlichkeit, politisch zu partizipieren — 
eine zielgruppenorientierte Ansprache vonseiten der Parteien an die Gruppen 
der sozioökonomisch besser Gestellten kann daher sinnvoll sein, vvenn es um 
die Gevvinnung einer möglichst hohen Zahl an Neumitgliedern gehen soll, 
deskriptive Repriüsentation3” der gesamten Gesellschaft innerhalb der Mit- 
gliedschaft lasst sich damit fedoch nicht herstellen. 


3.3 Der Versuch eines Partizipationsmodells: Das Civic 
Voluntarism Model 


m ihrem Civic Voluntarism Model (CVM) versuchen Verba et al. (1995), die 
oben genannten Variablen der Mikro-Ebene zu sammeln und zusammenzu- 
fassen, um damit politische Partizipation zu erklaüren. Für sie sind drei Fakto- 
ren zentral: die Ressourcen (sprich: Zeit, Geld und civic skills), die cinem 
Bürger zur Verfügung stehen, seine Motivation zur Partizipation und seine 
sozialen Netzvverke. 

Die Autoren betrachten politische Partizipation vor allem ex negativo und 
erklaren nicht explizit, vvarum Mensehen partizipieren, sondern vvarum sie es 
nicht tun. Dazu entvvickeln sie Szenarien, in denen Menschen gezielt nicht 
partizipieren: Zum ersten, vveil sie nicht können, da ihnen die notvvendigen 
Ressourcen fehlen (vvie bspvv. die Zeit zur Ausübung einer politischen Akti- 
vitat, Geld, das für Spenden oder Mitgliedsbeitrüge aufgevvendet vverden 
muss oder die entsprechenden Fahigkeiten). Zum zvveiten, vveil sie nicht 
vvollen: Es fehlt ihnen das Interesse an Politik, sie setzen sich selten mit den 
Angelegenheiten der Öffentlichkeit auseinander, fühlen sich nicht selbstvvirk- 
sam genug oder haben keine Lust, einer politischen Aktivitat nachzugehen””. 
Das dritte Element, das zu ausbleibender Partizipation führe, ist laut den 
Autoren ein Fehlen der ,,netvvorks of recruitment“ (Verba et al. 1995: 16). 
Ihre zusammenfassende These lautet folglich: ,,In other vvords, people may be 
inactive because they lack resources, because they lack psychological er- 
gagement vvith politics, or because they are outside of the recruifment net- 
vvorks that bring people into politics“ (Verba et al. 1995: 269). 

Anhand ihrer Vorüberlegungen stellen die Autoren ein Set von Variablen 
auf, das hier vviedergegeben vverden soll, Es lassen sich anhand des Sehaubil- 
des mehrere Merkmale erkennen, die den einzelnen Faktorkategorien zuge- 
ordnet vverden können: 


48 Auf den Reprüsentationsbegriff sovvie die ,Krise der Reprdsentation: soll in dieser Untersu- 
chung nicht vveiter cingegangen vverden. Siehe dazu Pitkin (1967), Linden und Thaa 
(2011a, 2011b, 2011c) und Schaal (2008). 

49 VVenngleich hier zu differenzieren ist, vvoraus diese Unlust resultiert (z.B. aus Politikver- 
drossenheit oder aus dem Unvermögen, politische Prozesse nachzuvollziehen und die dar- 
aus entstehende Befürchtung, an der Komplexitüt der Partizipationsaktivitüt zu scheitern). 
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Abbildung 2: Partizipationsbegünstigende Faktoren 


Ressourcen Engagement und Motivation Netzvverke 


Zeit Politisches Interesse Freundes- und Bekanntenkreise 
Pb... 
Geld Politische Efficacy Berufliche Netzvverke 
£(66110- 
Civic Skills Subyektive Betroffenheit Vereine und Organisationen 
B0- 
Bildung Staatsbürgerliche VVerte 


— 


Gruppenbevvusstsein 


MHM 


Parteiidentifikation 


Quelle: Verba et al. (1995: 269ff.), eigene Darstellung 
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Anhand der Abbildung 2 lösst sich leicht erkennen, dass die Autoren deutlich 
über den von Verba und Nie (1972) sovvte Verba et al. (1987) entvvickelten 
Analyserahmen hinausgehen. Das SES-Modell vvurde zvvar lange Zeit ge- 
nutzt und lieferte hinreichende Erklarungen (vgl. Barnes et al. 1979, Kaase 
1989: 37, Morales 2009: 71), doch: ,,İt (das SES-Modell, Anm. d. Verf.1 fails 
to provide a coherent rationale for the connection betvveen the explanatory 
socioeconomic variables and participation T...1. There is no clearly specified 
mechanism linking social statuses to activity” (Verba et al. 1995: 282). Ver- 
fügbares Geld sovvie einige staatsbürgerliche Fahigkeiten sind zvvar mit dem 
SES-Modell verbunden, vvas die Prognosefahigkeit des SES-Modelils stürkt, 
doch können die verfügbare Zeit eines Bürgers sovvie gevvisse staatsbürgerli- 
che Kompetenzen nicht direkt mit dem sozioökonomischen Statusmodell in 
eine kausale Verbindung gebracht vverden (vgl. Verba et al. 1995: 282), da 
der Transmissionsriemen fehlt. 

Die Ressourcen, die Verba et al. (1995: 28Sff.) ausgehend vom SES- 
Modell hauptsöchlich untersuchen, sind Zeit, Geld und civic ski//s. Zeit und 
Geld sind den Autoren zufolge diefenigen Ressourcen, die für politische 
Partizipation unmittelbar aufgevvendet vverden müssen. ,,lt is impossible to 
contribute to a campaign or other political cause vvithout some discretionary 
income“ (Verba et al, 1995: 289), vvobei ergünzt vverden sollte, dass im Be- 
reich der unkonventionellen Partizipationsformen nicht unbedingt ein Geld- 
betrag vom Partizipierenden entrichtet vverden muss (vvie z.B. bei Demonstra- 
tionen oder bei der Unterzeichnung von Petitionen). Vor allem ist es die Zeit 
für politische Partizipation, die als Ressource in den Vordergrund rückt (vglİ. 
Mays und Hambauer 2016: 218). Civic skills definieren die Autoren als: ,,the 
communications and organizational abilities that allovv citizens to use time 
and money effectively in political life” (Verba et al. 1995: 304). Diese bilden 
die dritte vvichtige Ressource zu politischer Partizipation. Verba et al. (1995) 
zielen damit explizit nic)f auf die politische ef/icacy ab, ,,although those vvho 
exercise these skills are likely also to feel more efficacious“ (Verba et al. 
1995: 305). Dies sehen die Autoren durch ihre empirischen Daten bestatigt: 
, The data make clear that these non-political settings provide many opportu- 
nities to practice skills relevant to politics“ (Verba et al. 1995: 312). 

Andere Kompetenzen, die nicht auf Anhieb als Voraussetzung politischer 
Partizipation gelten mögen, können hingegen direkt mit gevvissen Berufen in 
Verbindung gebracht vverden, die cin Bürger ausübt. Verba et al. (1995: 
3041f.) vveisen darauf hin, dass bei der Ausübung cines Berufes, der das re- 
gelmABige Sehreiben von Briefen, rhetorische Fahigkeiten und die Organisa- 
tion von Meetings voraussetzt, ein gevvisses Selbstvertrauen entsteht, diese 
Aktivitaten auch in einem nicht-beruflichen Kontext auszuüben. Genannt 
sind damit Fahigkeiten, die zur Übemahme einer politischen Aktivitat insbe- 
sondere in Parteien pradestiniert scheinen. Die Autoren nehmen zudem an, 
dass die institutionelle Verankerung von Bürgern — beispielsvveise durch die 


57 


Arbeit in einer Freivvilligenorganisation oder im Beruf — Fahigkciten ausbil- 
det, die in der Ausübung politischer Aktivitaten hilfreich sein können?0, 

Insgesamt konstatieren die Autoren zu den ersten beiden Faktorenbündeln 
des CVM: 


“To summarize, interest, information, ef/icacy, and partisan intensity provide the de- 
sire, knovvledge, and self-assurance that impel people to be engaged by politics. But 
time, money, and skills provide the vvherevvithal vvithout vvhich engagement is mean- 
ingless. İt is not sufficient to knovv and care about politics. 1...) Political engagement, 
hovvever, does not produce resources, and the resource-poor are less politically active 
than those vvho are better endovved vvith resources” (Verba et al. 1995: 3541). 


Verba et al. (1995: 3) gehen des VVeiteren davon aus, dass nicht nur die civic 
skills über die Netzvverke von Bürgern gestirkt vverden, sondem die Netz- 
vverke noch eine vveitere vvesentliche Funktion übernehmen. Die Autoren 
zeigen, dass Bürger, die sovvohl motivitert als auch fahig zur Partizipation 
sind, eher aktiv vverden, vvenn sie über soziale Netzvverke verfügen, in denen 
sich politisch engagierte Bekannte oder Freunde befinden. Zugleich können 
die sozialen Netzvverke partizipationshemmend vvirken, vvenn sie unpolitisch 
sind (vgl. Sehlozman et al. 2012: 21). Verba et al. zeigen zudem empirisch, 
dass diefenigen Bürger, die in partizipationsfreundliche soziale Netzvverke 
eingebettet sind, eher gefragt vverden, sich politisch zu engagieren. Dies gelte 
insbesondere für berufliche Netzvverke und dabei vviederum für Berufe, die 
die oben genannten civic skills erfordern. ,,Overall, the occupational rankings 
are similar: the more likely a yob is to provide the opportunity to exercise 
civic skills, the greater the likelihood of being asked to be active“ (Verba et 
al, 1995: 379, siehe zudem Schlozman et al, 2012: 22). Bürgern, die arbeits- 
los sind, fehlt somit ein vvichtiges soziales Netzvverk: das berufliche. 

Des VVeiteren kann es partizipationsfördernd vvirken, vvenn Bürger bereits 
in einer Freivvilligenorganisation engagiert sind (vgl. Acik 2013: 1311). 
Durceh diese ervveitern sie ihre civic skills, die vviederum für die politische 
Partizipation benötigt vverden. Diese Annahme ist mitnichten neu, sondern 
vvurde bereits von Almond und Verba (1989 119631: 244) formuliert und von 
Verba und Nie (1972) empirisch getestet. VVeitere Forschungen dazu bieten 
ein solides empirisches Fundament (siehe Teorell 2003: 49). Der Befund 
yedoch, dass selbst passive Mitglieder einer Freivvilligenorganisation starker 
dazu bereit sind, politisch involvtert zu vverden (vgl. Teorell 2003), geht nicht 
unmittelbar aus den von Verba et al. (1995) formulierten Annahmen hervor. 
Passive Mitglieder vvürden aufgrund ihrer Passivitat geringe oder gar keine 


50 HGenauso könnte es fedoch sein, dass nicht durch diese institutionelle Verankerung die 
staatsbürgerlichen Fahigkeiten fortentvvickelt vverden, sondern die Kausalrichtung umge- 
kehrt ist. Politische Partizipation könnte damit erklürende Variable für die Aneignung der 
genannten Kompetenzen und Fahigkeiten sein, die Vermutung liegt aber nahe, dass die 
Kausalrichtung von der institutionellen Einbettung über die Aneignung gevvisser Fahigkei- 
ten hin zur politischen Partizipation vveist (vgl. Verba et al. 1995: 336). 
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civic skills ausbilden können, vvesvve gen unklar ist, vvarum diese leichter für 
politische Partizipation zu gevvinnen sind als diefenigen Bürger, die nicht 
Mitglied in Freivvilligenorganisationen sind. 

Dabei haben auch digitale soziale Netzvverke eine VVirkung auf Partizipa- 
tion. In der neueren Forschung konnte gezeigt vverden, dass die politische 
Beteiligung über Facebook beispielsvveise mit politischer Online- sovvie Off- 
line-Kommunikation korreliert. Die Integration in Online-Netzvverke, die die 
frühere Partizipationsforschung noch nicht erfassen konnte, hat bemerkens- 
vvertervveise nur eine mobilisierende VVirkung auf politische Aktivitaten, die 
das politische System auf der Output-Seite bevverten, ,,such as petitioning, 
protesting, and contacting politicians“ (Vissers und Stolle 2014: 272) als 
Reaktion auf politische Entscheidungen — doch bieten gerade diese Partizipa- 
tionsformen vviederum einen gesellschaftlichen Input in das politisch-admi- 
nistrative System. Die mobilisierende VVirkung von Facebook beschriünkt 
sich yedoch zu ecinem groBen Teil auf Online-Partizipation (vgl. Vissers und 
Stolle 2014: 272). Andere Partizipationsformen kann Online-Partizipation im 
Offline-Raum anscheinend nicht anstolen, vveshalb die Bedeutung des Inter- 
nets gerade für die politischen Grol)organisationen nicht überschatzt vverden 
sollte. Im Hinblick auf den Untersuchungsgegenstand dieses Buches er- 
scheint es sinnvoller, parteibeitrittsbereite Bürger über Vereine, berufliche 
Netzvverke und soziale offline-Netzvverke zu einer Mitgliedschaft zu bevve- 
gen. Zudem ist die reine Online-Mitgliedschaft parteienrechtlich noch nicht 
möglich, sondern immer noch mit dem Ortsvereins- bzvv. Ortsverbands- 
prinzip verbunden. Partefen sind damit als Akteure zu betrachten, die Online- 
Netzvverke zvvar nutzen, im Kern aber offline existieren. Den Ergebnissen 
von Vissers und Stolle (2014) folgend kann damit kaum ervvartet vverden, 
dass politische Kommunikation im Online-Raum eline Parteimitgliedschaft 
im Offline-Raum bevvirkt. 

Trotz der vergleichsvveise hohen Modellgüte des CVM existiert Kritik: 
Martin und van Deth kommen zu dem Sehluss, dass die VVechselvvirkung 
zvvischen bestehender Partizipation und vveiterer Partizipation tautologiseh 
set: ,,Political involvement and participation are related in a trivial vvay: peop- 
le shovving interest in a specific topic or theme are more likely to become 
active in this area than other people“ (Martin und van Deth 2007: 319). Des 
VVefteren sei der Begriff von Motivation innerhalb des CVM zu eindimensio- 
nal. So könnten Partizipierende vielschichtige Motivationen haben (Vgl. 
Hooghe 2014: 339). Die Motivation zur Partizipation insgesamt bilde sich 
yedoch hauptsachlich über den vorpolitischen Raum, so die neuere For- 
schung: “TTlhe capacity and motivation to take part in political activities has 
roots in non-political institutions“ (Acik 2013: 1311). Es vvird in der Kritik 
von Martin und van Deth im obigen Zitat ignortert, dass eben Partizipation 
und die Fahigkeit zu partizipieren gerade nicht nur über po/ifical involvement 
ausgebildet vverden, sondern dass die Voraussetzungen zur Partizipation 
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durch den ,normalen" sozialen Kontakt mit anderen Menschen geschaffen 
vverden. Soziale Einbindung und politische Partizipation hüngen dabei bivari- 
at zusammen (vgl. Montero et al. 2007: 437). Die Autoren vermuten dahinter 
yedoch keinen Kausalzusammenhang, sondern lediglich cine zufallige Korre- 
lation, die auf ,,common antecedents”“ (Montero et al. 2007: 437) zurückzu- 
führen sel. 

Die vorliegende Studie nimmt diesen Kausalzusammenhang anknüpfend 
an die Theorie des geplanten Verhaltens, die im Folgenden erklürt vverden 
soll, nichtsdestotrotz an. Menschen haben ihr zufolge cine bestimmte Einstel- 
lung gegenüber einem gevvissen Verhalten oder einer gevvissen Verhaltens- 
vveise, eine VVahrnehmung gegenüber dem sozialen Druck, sich auf eine 
VVefse (nicht) zu verhalten sovvie Vertrauen darin, ein bestimmtes Verhalten 
ausüben oder nicht ausüben zu können (vgl. Aizen 2005: 118). ,,Generally 
speaking, people intend to perform a behavtor vvhen they evaluate it positive- 
İy, vyhen they experience social pressure to perform it, and vvhen they believe 
that they have the means and opportunities to do so” (Afizen 2005: 118). Hin- 
sichtlich des CVM bedeutet dies, dass die sozialen Netzvverke eines Bürgers 
auf ihn ecinen gevvissen Druck ausüben können, politisch aktiv zu vverden — 
oder eben nicht. Gilt politische Aktivitat in den sozialen Netzvverken cines 
Bürgers als verpönt, ist zu ervvarten, dass der soziale Druck zu einer Nicht- 
ausübung politischer Partizipation führt, selbst vvenn die individuelle Motiva- 
tion bzvv. die individuellen Ressourcen vorhanden sind. Zudem ist mit Rück- 
griff auf die Theorie des geplanten Verhaltens auf das Institutionenvertrauen 
hinzuvveisen. Parteien beitreten zu vvollen, denen als politische Organisatio- 
nen generell eher misstraut vvird (vgl. Biehl 2013: 68), bedeutet, einen ten- 
denzfell hohen sozialen Druck zum Nichtbeitritt zu erfahren, vvas den Beitritt 
unvvahrscheinlich macht. Selbiges gilt umgekehrt für die potentiellen Mit- 
gliedervverber in Parteien, vvas Mitgliedervverbung aus ebendiesem Grund 
erschvvert. Diese sind am VVahİstand mit Bürgern konfrontiert, die Parteien 
übervviegend eher abvvertend betrachten. Das Angebot zum Parteibeitritt 
macht dann vviederum ablehnendes Verhalten und damit im vveitesten Sinne 
soziale Sanktionierung vvahrscheinlich. VVie ein einzelnes Individuum yedoch 
die in der Theorie des geplanten Verhaltens genannten Faktoren für sich 
gevvichtet, ist unterschiedlich: ,,The relative vveights of the three factors may 
vary from one person to another, or from one population to another“ (Aizen 
2005: 118). 

Zusammenfassend bieten Verba et al. (1995) das bis dato überzeugendste 
Erklarungsmodell politischer Partizipation an (siehe dazu Gabriel 2012: 18). 
VVerden die Ansütze der Autoren mit der Rolle, die soziale Netzvverke bei 
politischer Partizipation aus psychologischer Perspektive spielen, ervveitert, 
kann der Zusammenhang zvvischen sozialen Netzvverken und anderen partizi- 
pationsrelevanten Variablen aus einer theoretischen Perspektive klarer gefasst 
vverden. Menschen partizipieren somit, vvenn sie die Ressourcen und die 
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Motivation zur Partizipation haben und zugleich über ein partizipationsför- 
derndes soziales Netzvverk verfügen, das sie zu politischer Partizipation er- 
muntert. Zugleich muss ein gevvisses politisches Verhalten als ervvünscht und 
erreichbar betrachtet vverden. Sozialer Druck kann die VVahrscheinlichkeit zu 
einem bestimmten Verhalten erhöhen, zugleich yedoch das Gegenteil bevvir- 
ken, vvenn das soziale Netzvverk cines Bürgers politischer Beteiligung gegen- 
über abvvertend eingestellt ist: ,,...EPleople vvho believes Tsicl1 that most 
referents vvith vvhom they are motivated to comply vvould disapprove of their 
performing the behavior vvill have a subyective norm that puts pressure on 
them to avoid performing the behavior“ (Afzen 2005: 124). 


3.4 Neuere Ansütze der Partizipationsforschung 


VVeitere, die politische A ktivitit erklarende Faktoren vvie das kognitive En- 
gagement der Bürger (also das Zusammenspiel aus politischem TInteresse, 
efficacy, Mediennutzung und interpersonaler Kommunikation) nennt Gabriel 
(2013: 31). Dazu treten Aspekte der politischen Unterstützung (vvie ,,İnstitu- 
tionenvertrauen, Bevvertung der Responsivitat der politischen Führung, Re- 
gierungs- und Demokratiezufriedenheit, Unterstützung der 1dee der Demo- 
kratie“, Gabriel 2013: 31) und ,,partizipationsfördernde VVerte und Normen 
(Postmaterialismus, VVahlbeteiligung als Bürgerpflicht)“ (Gabriel 2013: 31). 
Neuere Studien heben als partizipationsförderndes Element vor allem 
Empörung (als erklarende Variable für politischen Protest) hervor (vgl. Zieg- 
ler 2011: 100) — oder übergeordnet: die persönliche Betroffenheit” (vgl. 
Gabriel und Niedermayer 2001: 283). Diese tritt auf der Mikro-Ebene als 
erklarende Variable hinzu, die sich vor allem für unkonventionelle Partizipa- 
tion eignet. Bürger vvahlen nicht mehr eine ,klassische" Partizipationsform, 
sondern ,,einen Mix von Beteiligungsformen, angepasst an ihre eigenen Be- 
dürfnisse und spezifischen Lebenssituationen“ (Van Deth 2009: 155). Damit 
einhergehend zeigt Schneekloth (2010: 151) die sinkende Bereitschaft auf, 


51 Zumeist vvird die persönliche Betroffenheit auch mit dem Akronym NZM8Y versehen, vvas 
,Not in my Backyard“ meint und im deutschen Sprachgebrauch auch Sankt-Florian-Prinzip 
genannt vvird (,Heiliger Sankt Florian, verschon“ mein Haus, zünd" and”re anl). Es bezeich- 
net die Verhaltensvveise von Bürgern, sich gegen den Bau von eher unliebsamen Einrich- 
tungen in ihrer Nachbarschaft (ails, drug treatment centers, boarder babies, halfvvay hou- 
ses, highvvays...“, Dear 1992: 288) zur VVehr zu setzen. Marg et al. (2013: 101) sprechen 
dem Begriff fedoch ab, als analytische Kategorie dienen zu können: ,,Solcherlei Begriffe 
sind allenfalls Sehlagvvorte und keine analytischen Kategorien. Denn durceh die Unterstel- 
lung ceinseitiger egoistischer Motivlagen vervvehrt man den Demonstranten das Recht auf 
VViderstand, delegitimiert den Protest, spricht den Aktiven die Fahigkeit ab, kompromissbe- 
reit zu sein und in gesamtgesellschaftlichen Dimensionen zu denken”“ (Marg et al. 2013: 
101). Diese Generalisierung hingegen suggeriert, dass egoistische Motive bei Protestbevve- 
gungen kaum vorherrsehen, vvas die vorliegende Studie für vvenig plausibel halt. 
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sich langerfristig an Organisationen zu binden und kontinuferlich zu partizi- 
pieren (siehe auch Spaiser 2013: 23), da diese anscheinend nicht in der Lage 
sind, auf die persönliche Betroffenheit der Partizipierenden angemessen zu 
reagieren. 

Dieser ,Problemansatz“, der davon ausgeht, ,,dass politische Aktivitat 
immer in bezug İsic11 auf konkrete Probleme, Bedürfnisse und Sorgen der 
Bürger entsteht“ (Steinbrecher 2009: 101), ist zvvar hilfreich, um das Ma der 
Betroffenheit abzuschatzen, das zu politischer Aktivitüt führt. Er hat yedoch 
die Sehvvüche, politische Aktivitaten, die auf den Ansto) Dritter hin ausgeübt 
vverden, nicht zu erfassen (vgl. Steinbrecher 2009: 101). 

Eline vveitere Möglichkeit der Erklarung von Partizipation auf der Indivi- 
dualebene bieten die auf der Rational-Choice-Theorie von Dovvns (1968) auf- 
bauenden Ervveiterungen. Hier steht ,,im Vordergrund, dass bestehende Prafe- 
renzen der rational handelnden Bürger in einem positiven Kosten-Nutzen- 
Verhailtnis umsetzbar sein müssen, damit politische Partizipation möglich 
vvird“ (Alemann und Spier 2008: 35). Da die Rational-Choice-Theorie in den 
Sozialvvissenschaften mannigfaltige Auspragungen kennt, soll hier speziell 
auf eine Rational-Choice-Theorie der Partizipation zurückgegriffen vverden, 
die Lüdemann (2001: 47) simpel und eingöngig formuliert: ,,Ve gröBer die 
Unzufriedenheit mit gesellschaftlichen Verhaltnissen una THervorhebung 
1.O.1 ye gröBer der perzipierte politische Einfluss (,Political Efficacy"), desto 
starker ist die politische Partizipation einer Person“. Hinzuzufügen ist an 
dieser Stelle, dass der ervvartete Nutzen der politischen Partizipation vor dem 
Hintergrund eines Rational-Choice-Ansatzes möglichst groB sein muss. Der 
politiseh Aktive möchte die Beteiligungskosten gering halten, die erreich- 
baren Ziele sollen hingegen möglichst zahlreich sein (vgl. Steinbrecher 2009: 
64). Diese Voraussetzungen müssen gekoppelt vorliegen, ansonsten ist die 
VVahrseheinlichkeit, politisch zu partizipieren, gering: 


əBürger, die mit den gesellschaftlichen Verhaltnissen zufrieden sind und gleichzeitig 
der Meinung sind, sie könnten das politische System dureh ihr Handeln becinflussen, 
vverden ebensovvenig politisch aktiv vvie Bürger, die sehr unzufrieden mit den gesell- 
schaftlichen Verhaltnissen sind, sich yedoch als ecinflusslos vvahrnehmen” (Lüdemann 
2001: 47). 


Die Güte des von Lüdemann erprobten Rational-Choice-Modells ist yedoch 
sehlechter als die der von ihm getesteten Ressourcen-Modelle, sodass er 
empfiehlt, Modelle zu formulieren und zu testen, die sich sovvohl aus Ele- 
menten des Ressourcen- als auch des Rational-Choice Modells zusammen- 
setzen (vgl. Lüdemann 2001: 63). Das Rational-Choice-Modell kann aus 
statistischer Perspektive nicht überzeugen”?, vvenngleich seine Annahmen 
plausibel klingen. Sein Versagen zeigt auf, dass politische Partizipation kom- 


52 Siehe dazu auch die Kritik aus der VVahlforsehung, z.B. Arzheimer und Sehmitt (2014) oder 
Dehling und Schubert (2011) 
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plexer als cine bloBe Kosten-Nutzen-Kalkulation ist”. VVie im spateren Ver- 
lauf dieser Untersuchung noch gezeigt vverden soll, bauen insbesondere die 
Anreizmodelle aus der Parteienforschung auf Rational-Choice-Überlegungen 
auf, sind für die deutschen Parteimitglieder in ihrer Erklarungskraft yedoch 
zumcist schvvach. 

VVenngleich die bisher erlauterten Mikro-Faktoren politischer Partizipati- 
on in der Literatur stets cine prominente Rolle spielen und aufgrund ihrer 
hohen Erklaörungskraft höufig genutzt vverden, darf nicht vergessen vverden, 
dass sovvohl auf der Meso- als auch auf der Makro-Ebene Determinanten 
politischer Partizipation existieren. Sie sind nicht explizit im CVM enthalten, 
doch: ,,Eine umfassende Analyse politischen Partizipationsverhaltens muss 
auf mehreren analytischen Ebenen operferen und daher Merkmale der Makro- 
, Meso- und Mikroebene berücksichtigen“ (Steinbrecher 2009: 56). Um die 
Rolle der Parteimitgliedschaften im spateren Verlauf innerhalb des gegen- 
vvürtigen Partizipationsangebotes möglichst vollstündig ausleuchten zu kön- 
nen, ist cine kurze Betrachtung der Meso- sovvie Makro-Ebene unerlasslich. 

Die Meso-Ebene der politischen Partizipation hebt vor allem die soge- 
nannten ,,mobilizing agencies“ (Norris 2002: 27), sprich intermediöre Orga- 
nisationen und Netzvverke hervor, denen Putnam (2000) im Rahmen seiner 
Sozialkapitaltheorie cine tragende Rolle beimisst. In seiner Studie gelangt er 
zu dem Ergebnis, dass der Gemeinsinn schrumpft, interpersonales Vertrauen 


53 Neben der schlechten Prognosequalitat besteht der güngige Vorvvurf an das Rational- 
Choice-Modell politischer Partizipation in dem ungeklarten Paradox politischer Partizipati- 
on, das nach Rational-Choice-Annahmen nicht entschlüsselt vverden kann: Die Stimme des 
Einzelnen bei VVahlen, die Mitgliedschaft in einer politischen GroBorganisation oder die 
Beteiligung an eciner Massendemonstration können nicht dadurch erklürt vverden, dass der 
Einzelne eine derart starke ef/icacy entvvickelt, dass er gerade seine Beteiligung als aus- 
schlaggebend zur Herbeiführung individuell (oder kollektiv) ervvünschter Ziele betrachtet. 
VVenngleich VVahlen an dieser Stelle vvieder cine exponierte Position haben, vveil sie nur ge- 
ringe Beteiligungskosten aufvveisen, sind andere Partizipationsformen im Gegensatz dazu 
deutlich kostenintensiver und können nicht über cin blol3es Gegenrechnen von Kosten und 
Nutzen einer Aktivitat erklürt vverden (vgl. Steinbrecher 2009: 65). Anleihen des spieltheo- 
retischen Ansatzes sovvie die Berücksichtigung von Altruismus als mögliche Erklarungsfak- 
toren politischer Partizipation im Rahmen eines Rational-Choice-Modells vvirken ebenfalls 
vvenig überzeugend (vgl. Steinbrecher 2009: 65). Geradezu pessimistisch scheint der Lö- 
sungsansatz, politische Partizipation durch selektive Anreize zu erklüren, also Anreize, die 
dem Einzelnen Vorteile bringen. ,,VVenn sie als Erklarungsvariable genutzt vverden, kann 
politisches Handeln nicht mehr dadureh erklart vverden, dass die Bürger bestimmte Verün- 
derungen in ecinem bestimmten Politikfeld erreichen vvollen, denn solche Verinderungen 
stellen kollektive Güter dar“ (Steinbrecher 2009: 67). Zudem sorgt die Ervveiterung des ,or- 
thodoxen" Rational-Choice-Ansatzes für eine Aufvveichung seiner ursprünglichen Annah- 
men (vgl. Biehl 2005: 78). Auch VVhiteley et al. (1994: 91) kommen zu dem Ergebnis, dass 
politische Partizipation nicht allein durch Rational-Choice-Modelle erklört vverden kann. 
Steinbrecher (2009: 67) schlieflt somit nicht zu Unrecht, dass ,.es nur relativ vvenige empiri- 
sche Studien İgibtl, die ihr Hauptaugenmerk auf rationale Erklarung politischer Partizipati- 
on richten”, vveil sovvohl umfassende als auch empirisch überzeugende Modelle fehlen. 
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zurückgeht und das politische sovvie soziale Engagement abnimmt?". Sinken- 
de Partei-, Kirchen- oder Gevverkschaftsmitgliedschaftszahlen, vvie sie in 
Deutschland sichtbar sind (vgl. Ebbinghaus und Göbel 2014), legen den 
Schluss nahe, dass die mobi/izing agencies”” ausdünnen und das Sozialkapital 
abnimmt. 

Die Überalterung der Mitgliedschaftsstrukturen von GroBorganisationen 
trügt auf der Meso-Ebene ebenfalls dazu bei, dass diefenigen, die als Mitglied 
noch organistert sind, nur cine geringe mobilisierende VVirkung vor allem auf 
Tüngere entfalten, da diese sich in anderen Lebensvvelten befinden. Garcia- 
Albacete (2014: 63) sehlieBt, dass vor allem Fugendliche nicht mehr an tradi- 
tionelle politische Institutionen herangeführt vverden, sondern von ihren zzo- 
bilizing agencies eher zu sozialen Bevvegungen geführt vverden, vvas die Po- 
pularitat unkonventioneller Partizipationsformen sovvie die fehlende Attrakti- 
vitat der Parteimitgliedschaft unter füngeren Bürgern von der Meso-Ebene 
aus erklören kann. 

Auf der Makro-Ebene ist die Po/itical Opportunity Structure (POS) rele- 
vant, die Morales (2009: 20, 167ff.) erlautert. ,,The TPOS) determines vvheth- 
er the political system is more or less receptive to citizens” demands as 
vofced by associations. If political structures are open to the accommodation 
of interest expressed through organisations, citizens vvill have greater incen- 
tives to foin them” (Morales 2009: 20). Die POS beinhaltet erstens die forma- 
len Institutionen, zvveitens die informellen Prozesse, die sich in diesen Tnsti- 
tutionen abspielen und drittens ,,the alliance opportunities that organisations 
and social movements face. This means that the POS is conceived of as dy- 
namic in nature rather than being a static or constant property of the context“ 
(Morales 2009: 167). Innerhalb der POS befinden sich zusützliche Partizipa- 
tionsnormen, die die politische Beteiligung beeinflussen, “fe starker eine 
Partizipationsnorm akzeptiert vvird, desto vvahrscheinlicher vverden die der 
Norm entsprechenden Handlungen ausgeführt” (Opp 2004: 247). Insbesonde- 
re in der Transitionsphase von den 1960ern zu den 1970er İahren entstanden 
dabei Krafte hin zu neuen Partizipationsformen vvie den Neuen Sozialen 
Bevvegungen, die nach anfiönglicher Ablehnung vermehrt gesellschaftlich 


54 Hs ist anzumerken, dass die Ergebnisse Putnams nicht nur nicht generalisierbar, sondern 
zudem methodisch umstritten sind (vgl. VVelzel 2009: 127). Dass eine höhere Individuali- 
sierung, vvie sie von Putnam (2000) konstatiert vvird, zvvar stattfindet, aber nicht dazu führt, 
dass sich Individuen in sich selbst einkapseln, zeigt VVelzel (2009: 127) auf Basis des 
VVorld Value Surveys. Die stürkere Emanzipation mag sicher ein vveiterer erklarender Fak- 
tor dafür sein, vvarum die klassischen GroBorganisationen der politischen Partizipation im- 
mer stürker gemieden vverden, passen doch klare Hierarchien und langfristiges Commit- 
ment nur vvenig zu individueller Emanzipation. 

55 Die mobilizing agencies unterscheiden sich deutlich in verschiedenen Löndern (siehe bspvv. 
Valdivieso und Villena-Roldan 2014: 138) und enthalten — fe nach den gegebenen instituti- 
onellen Rahmenbedingungen — eine Vielzahl von Gruppen: ,,Such groups include trade 
unions, business, and professional associations, vvelfare and charity organizations, civic and 
community groups, and educational, art, and cultural social clubs“ (Norris 2002: 28). 
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akzeptiert vvurden. Zudem ermöglichten die ,,allgemeine VVohİstandssteige- 
rung, die Bildungsexpansion Tundl die offene Brechung moralischer und 
gesellschaftlicher Tabus f...1 neue, individuelle Lebensentvvürfe“ (Vielhaber 
2015: 26), vvas vviederum eine Umstrukturierung innerhalb der POS bedingt. 
Der von Beck (1986: 116) diagnostizierte, in Deutschland seiner Ansicht 
nach besonders starke Individualisierungsschub sovvie die ervvihnten Thesen 
vom VVertevvandel und Postmaterialismus spannen den Bogen von den Ma- 
kro-Erklarungsansatzen politischer Partizipation zu den Mikro-Ansützen. 
Durch die kognitive Mobilisierung der Bürger entstanden neue Partizipa- 
tionskanale, die — einmal als Partizipationsnorm anerkannt — auch in der 
institutionellen Struktur akzeptiert vvurden. Diese neuen Kanüle zu nutzen 
verlangt eine gevvisse Nutzungsbereitschaft, die vice versa durch den ervvei- 
terten Bildungshorizont und höhere kognitive Fahigkeiten ermöglicht vvird. 
Angebot und Nachfrage stehen hier im vvechselseitigen Verhaltnis und die 
Abvvendung von konventionellen Partizipationsformen mit der gleichzeitigen 
Hinvvendung zu neuen Partizipationsformen verursacht die sprichvvörtliche 
,Qual der VVahl“. Es macht cinen Unterschied, ob Bürger fünf oder fünizig 
mögliche Partizipationsformen nutzen können. Diese Angebotsausvveitung 
auf der Meso-Ebene ist sicherlich einer der Gründe, vvarum gevvisse Partizi- 
pationsformen einen höheren Zulauf als andere finden. Dass die Partefen als 
Partizipationsraum immer vveniger genutzt vverden, ist zum einen durch das 
ausgevveitete Angebot an Partizipationsformen und zum anderen dadurch 
bedingt, dass sie den Partizipationsnormen innerhalb der POS immer vveniger 
entsprechen. 

Um Partizipation volİstandig zu erklaren, bedarf es, vvie bereits mit Rück- 
griff auf Steinbrecher (2009: 56) genannt, einer Integration von Mikro-, Me- 
so- und Makro-Ebene. Die Verschrinkung der verschiedenen Analyseebenen 
vvird in der Literatur yedoch als problematisch betrachtet (vgl. Steinbrecher 
2009: 56). Eine Lösungsmöglichkeit besteht darin, Verhaltenstheorien auf der 
Mikro-Ebene zu entvvickeln, die die institutionellen Strukturen des politi- 
schen Systems einbeziehen, und Faktoren der Meso-Ebene als intervenieren- 
de Variablen betrachten”f”. Empiriseh überzeugende Modelle, die alle Ebenen 
explizit integrieren, vvurden bisher noch nicht gefunden. 


56 Pattie et al. (2003) konstruieren ein Modell, das die Rational-Choice-Theorie um die An- 
nahmen der Sozialkapital-Theorie ervveitert, da sie die Annahmen ersterer für grundsützlich 
plausibel halten. Damit versuchen sie zudem, eine Integration der verschiedenen Analyse- 
ebenen politischer Partizipation zu leisten. Ihr Modell besteht aus 
.AzprB-C-SEFSY SN £-EX" (Pattie et al. 2003: 444). 

A ist darin die politische Aktivitüt, p die e/fficacy, B der kollektive Nutzen, C sind die 
Kosten, S ist der selektive Nutzen, SY der Systemnutzen, SN sind die partizipationsför- 
dernden sozialen Normen und EX stellen expressive Anreize zur Partizipation dar (vgl. Pat- 
tic et al. 2003: 444). Das Sozialkapital-Modell hingegen besteht aus 

.ÇDAzZTEM-N-TV EY EF“ (Pattie et al. 2003: 445), 
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Insgesamt lasst sich nach der Betrachtung neuerer Ansütze der Partizipa- 
tionsforschung konkludieren, dass das CVM zvvar keine vollstandige Integra- 
tion von Mikro-, Meso- und Makro-Ebene leisten kanmn, in seiner Erklarungs- 
kraft aber anderen Modellen und Theorien überlegen ist. Zusammenfassend 
bedeutet das für die vorliegende Studie: Es müssen gevvisse individuelle 
Voraussetzungen vorliegen, die Partizipation ermöglichen. Bürger müssen 
über Ressourcen vvie Geld, Zeit und civic skilİs verfügen sovvie e//icay emp- 
finden, um politisch partizipieren zu können. Zudem muss die Motivation zur 
Partizipation vorhanden sein, Bürger müssen also politisch teilhaben vvo//en. 
Zuletzt bedarf es partizipationsfördernder Normen sovvie Netzvverken und der 
sozialen Unterstützung, um zur Partizipation gefriggerf zu vverden. Ansütze, 
die eher aus einer Rational-Choice-Perspektive stammen, können hierbei 
keine vvesentlichen Ervveiterungen liefern und sind empirisch unterkomplex. 
Berücksichtigt vverden müssen des VVeitteren generationale Verschiebungen, 
die sich in der VVertevvandel- und Postmaterialismusforsehung vviederfinden 
und eine Neuausrichtung der POS bedingen. Die gesellschaftliche Makro- 
Ebene muss strukturell teilhabefreundlich aufgebaut sein und die Meso-Ebe- 
ne cinen cinfachen Zugang zu politischer Partizipation ermöglichen. Zudem 
sollten aus einer Angebotsperspektive substantielle politische Mitbestim- 
mungsmöglichkeiten angeboten vverden, die die Partizipationsbedürfnisse 
teilhabemotivierter Bürger befriedigen und in der Lage sind, Lösungsmög- 
lichkeiten für die individuellen Anliegen von Bürgern anzubieten. 


vvobet A vviederum die politische Aktivitat beschreibt, T das Vertrauen (in Mitbürger und 
mstitutionen), M die Mitgliedschaft in einer Gruppe, N die Netzvverke des civic engage- 
ment, TV die Stunden, die mit Fernsehen verbracht vverden, Y die /ahre, die femand an sei- 
nem gegenvvürtigen VVohnort verbracht hat und F die Anzahl der Familienmitglieder, die in 
der Nahe vvohnen (vgi. Pattie et al. 2003: 445). In der Kombination und Ervveiterung beider 
ergibt sich für die Autoren ein neues Civic Voluntarism Model, in dem gilt: 

,.A “p-R-M EE" (Pattie et al, 2003: 446). 

Darin spiegelt A die Aktivitüt vvider, p die ef/icacy, R die Ressourcen (vvie bspvv. Zeit, 
Einkommen), M die Mobilisierung, 1 die Parteiidentifikation und E das politische Engage- 
ment (vgl. Pattie et al. 2003: 446). Die Autoren vvollen damit ein Modell liefem, das zum 
ersten den Ressourcen-Ansatz, also die Mikro-Ebene berücksichtigt, zum zvveiten die ef//- 
cacy einbezieht, also die Rational-Choice-Komponente politischer Partizipation beachtet 
und zum dritten auf die Involvierung cines Bürgers im politischen System schaut und damit 
die Makro-Ebene integriert (vgl. Pattie et al. 2003: 445). Dies unterscheidet sie nicht vve- 
sentlich von Verba et al. (1995): hier versuchen die Autoren fedoch, in einer Formel die 
vvesentlichen Komponenten politischer Partizipation zusammenzuführen und in einer ma- 
thematischen Gleichung zu kondensieren. Ob mensehliches Verhalten yedoch tatsüchlich in 
Form einer ebensolchen Gleichung gebündelt vverden kamn, bleibt zvveifelhaft. VVenngleich 
Pattie et al. (2003) bemüht sind, politische Partizipation möglichst komplexitütsreduzierend 
zu erfassen, vvirkt ihr Modell unausgereift und konzeptionell problematisch. Auch die VVei- 
terentvvicklung des Modelis in Pattie et al. (2004) kann vvenig überzeugen. 
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3.5 Partizipation in Deutschland 


VVerden die sinkenden Parteimitgliederzahlen isoliert betrachtet, scheinen sie 
auf cine generelle Partizipationsunvvilligkeit der deutschen Bürger hinzudeu- 
ten. VVie der folgende Absehnitt zeigen soll, ist dies fedoch nicht der Fall. 

Ekman und Amna (2012: 297) kommen zu dem Ergebnis, dass Bürger 
allgemein immer noch interessiert an Politik, informiert”” und fahig zur Be- 
teiligung seien sovvie über genügend eff/icacy verfügen, um zu partizipieren. 
Vedoch fehle der Auslöser zur Partizipation, der in dieser Studie als 7rigger 
bezeichnet vvird. “Hovvever, they are on ,stand-by”, and if something vvould 
trigger them, they certainly vvould not have any problems getting their voices 
heard“ (Ekman und Amna 2012: 297, ahnlich auch Handy und Cnaan 2007: 
41). 

Zu Deutschland liegen bedauerlichervveise nur vvenige Studien zur politi- 
schen Partizipation vor, ,,die Arbeiten sind FT...) entvveder sehr knapp bezie- 
hungsvveise überblicksartig gehalten oder beleuchten nur kleine Ausschnitte 
des Partizipationsprozesses, indem sie sich etvva auf die Betrachtung einer 
begrenzten Zahl an Partizipationsformen und ihrer Erklarungsfaktoren T...1 
beschrainken” (Steinbrecher 2009: 16). Insbesondere zu Partizipationsauslö- 
sern und darunter vviederum zur direkten Ansprache in persönlichen Netz- 
vverken fehlen reprösentative Studien. Daher vvird dieses Teilkapitel versatz- 
stückartig arbeiten müssen, um ein Bild der bundesdeutschen Partizipations- 
landschaft zu erstellen, das vviederum als Ausgangspunkt genutzt vverden 
kann, um die Parteibeitrittsbereitschaft in Abschnitt 4.7 einzuschatzen. 

Politische Beteiligungsmöglichkeiten sind in Deutschland alles andere als 
unervvünseht (vgl. Simonson und Vogel 2017: 213). 81 Prozent der Bürger 
vvünschen sich mehr Gelegenheit für politisches Engagement, 60 Prozent 
erklaren sich bereit, über die VVahlbeteiligung hinaus politisch aktiv zu vver- 
den und gar 30 Prozent bekunden die prinzipielle Bereitschaft, einer politi- 
schen Partei beizutreten (vgl. Bertelsmann Stiftung 2011: 1-5), ein VVert, der 
in Anbetracht anderer Umfragen relativiert vverden muss55, Dass die Deut- 
schen politische Beteiligung übervviegend für sinnvoll erachten, konstatieren 
Petersen et al. (2013: 19). Sie zeigen, dass einer reprösentativen Stichprobe 
zufolge nur ein Viertel der Befragten politisches Engagement als sinnlos 
bevvertet, vvas vviederum auf cine generell höhere e//icacy der deutschen Be- 
völkerung schlieBen lasst””. VVeiterhin stellen die Autoren eine hohe Demo- 


57 Das Bild eines informierten Bürgers bleibt freilich nicht unvvidersprochen (siehe zu einer 
kurzen Darstellung Dalton 2014: 17ff.). 

58 Siehe dazu vor allem Absehnitt 4.7. 

59 VVem danach gefragt vvird, ob politisches Engagement sinnvoll ist, vvird die Abkopplung 
der sozial schlechter gestellten Sehichten empirisch sichtbar. VVenngleich dieser VVert, vvic 
oben erlöutert, recht hoch ist und lediglich ein Viertel der Gesamtbevölkerung politisches 
Engagement als sinnlos bevvertet, sind es aus der Unterschicht doch 45 Prozent der Befrag- 
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kratiezufriedenheit fest, die bei den Ostdeutschen etvvas geringer ausfallt (vgl. 
Petersen et al, 2013: 16). Insgesamt lassen sich aber ,,keine groBen Unter- 
schiede in der Beteiligung der VVest- und der Ostdeutschen an Politik ausma- 
chen“ (Holtmann 2020: 329). 

Partizipationsfördernd könnten einfache, leicht handzuhabende direktde- 
mokratische Abstimmungsinstrumente vvirken, die von den meisten Bürgern 
befürvvortet vverden (vgl. Decker et al. 2013: 61). /e zeitaufvvendiger und 
komplexer Beteiligungsverfahren sind, umso vveniger Bürger vverden das 
Interesse haben, daran teilzunehmen (vgl. Gruber 2012: 33). Neben dem hier 
dargestellten blofsen Interesse an politischer Partizipation misst Gabriel 
(2013: 53) mittels der ALLBUS-Daten von 2008 zudem die Zahl der poli- 
tisch Aktiven. Die Zahl der in irgendeiner Form politisch engagierten Bun- 
desbürger liegt bei 89 Prozent, F...1 46 Prozent gehören zu den politischen 
Minimalisten und führen ein oder zvvei Aktivitaten aus. Bei mehr als ecinem 
Drittel Hegt ein relativ starkes Engagement vor (drei bis fünf Aktivitaten), 
knapp feder Zehnte ist der Gruppe der politischen Aktivisten zuzurechnen, 
die mindestens sechs fFvon zehnl T...1 Aktivititen ausgeführt haben (Gabriel 
2013: 26). 

Das damit einhergehende hohe Interesse an politischer Beteiligung ist in 
der BRD kein neues Phinomen. So konstatiert van Deth (1989: 3061.) bereits, 
dass die deutschen Bürger ein deutlich höheres Interesse an Politik als z.B. 
Bürger in den Nfiederlanden oder den USA haben. Martin und van Deth 
(2007: 312) zeigen in einer vveiteren Untersuchung, dass sovvohl für VVest- als 
auch für Ostdeutsche cin im europaischen Vergleich relativ hohes Niveau 


ten und aus der unteren Mittelschicht immerhin noch 31 Prozent (vgl. Petersen et al. 2013: 
20), die politischer Partizipation keine Sinnhaftigkeit abgevvinnen können und politische 
Beteiligung damit überdurchschnittlich haufig als sinn- und vvirkungslos einstufen. Neben 
den Ressourcen scheinen daher zudem die ef/icacy und damit das Bevvusstsein zu fehlen, 
mit einem individuellen Beitrag auf das politische System einvvirken zu können. Diese so- 
zialen Schichten verfallen also in cine Art politische Apathie und vverden sukzessive von 
den demokratischen Institutionen entkoppelt. Damit sinkt die VVahrseheinlichkeit, dass res- 
sourcenschvvache, desinteressierte und sich als politisch vvirkungslos betrachtende Bürger 
den VVeg in eine politische Organisation finden. ,,Die neuc Partizipationsdemokratie fördert 
keinesvvegs die zivilgesellschaftliche Integration, sie öffnet vielmehr die Schere zvvischen 
şunten” und ,oben” noch mehr, vertieft also die soziale Ungleichheit, statt sie cinzudüm- 
men", konstatiert VValter (2013: 307). Dies trifft seiner Analyse zufolge sovvohl auf konven- 
tionelle als auch auf unkonventionelle Partizipationsformen zu. Eine Abkehr der politischen 
Partizipation von den GroBorganisationen kann daher die ,alten“ demokratietheoretischen 
Probleme der Partizipationsdemokratie nicht lösen. Ritzi und VVagner (2016: 304) stellen 
diesen Prozess zunehmender Ungleichheit in konventionellen Partizipationsformen eben- 
falls fest, ,vvobei vor allem Bürger mit cinem hohen Bildungsgrad und/oder Einkommen 
von den Partizipationsmöglichkeiten Gebrauch machen” (Ritzi und VVagner 2016: 304). 
VVie eine Demokratie damit umgeht, dass lediglich cin exklusiver Teil ihrer Bürger tatsach- 
lich partizipiert und partizipieren kann (vgl. Merkel und Petring 2012: 116f.) und immer 
seltener den VVeg in soziale Vereine und Zusammensehlüsse findet (vgl. Biehl 2009a: 133), 
vvird hüufig gefragt, kann aber nicht abschlieBend beantvvortet vverden. 
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sovvohl an politischem İnteresse als auch in der Bekundung, dass Politik ein 
vvichtiger Bestandteil des eigenen Lebens sei (siehe auch VVelbels 2011: 376), 
festzustellen ist. Petersen et al. (2013: 25) belegen ein seit 1998 stetig anstei- 
gendes politisches Interesse der Deutschen, nachdem es von 1990 bis 1998 
einen Einbruch zu verzeichnen gab. VVestdeutsehland vvird bezüglich des 
politischen Interesses — im Gegensatz zu früheren Studienergebnissen — nur 
von den Niederlanden übertroffen, die sich hinsichtlich der politischen Invol- 
vierung als europaische Spitze (unter den 11 untersuchten Löndern der Studie 
von Martin und van Deth 2007) ervveisen. 

Neuere Ergebnisse des Freivvilligensurveys 2014 zeigen, dass die Betecili- 
gung in Deutsehland nicht sinkt, sondern im Gegenteil stark ansteigt, vvobei 
die unteren sozialen Schichten vveiter unterreprüsenttert bleiben. ,,Der Anteil 
Engagierter ist in den letzten fünfzehn /ahren deutlich angestiegen, von 34,0 
auf 43,6 Prozent” (Tesch-Römer et al. 2017: 647). Vor allem zvvischen 2009 
und 2014 ist ein Anstieg festzustellen, der die Dynamik der Voryahre über- 
steigt. Die Autoren begründen die Zunahme des freivvilligen Engagements 
nicht nur mit den in dieser Untersuchung genannten Aspekten, sondern fügen 
noch vveitere hinzu: 


. Die Zunahme des Engagements kann man auf gesellschaftliche Verainderungen, vvic 
bspvv. die Bildungsexpansion oder die gestiegene Thematisierung des freivvilligen En- 
gagements in Politik und Öffentlichkeit, zurückführen. Gleichzeitig hat sich das frei- 
vvillige Engagement veründert: Es ist vielfaltiger gevvorden, das Tütigkeitsspektrum 
der Engagierten hat zugenommen, die Organisationsformen haben sich gevvandelt und 
der Zeitaufvvand für die Haupttütigkeit ist kleiner gevvorden“ (Tesch-Römer et al. 
2017: 647). 


Diese Zunahme allgemeinen freivvilligen Engagements kann, aufbauend auf 
den Erkenntnissen von Verba et al. (1995), zu vermehrter politischer Partizi- 
pation führen, da sich die Netzvverke der Freivvilligenarbeit vergröBern und 
damit starkere Multiplikatoreffekte zu ervvarten sind. 

VVerden Bürger danach gefragt, vvarum sie sich nicht engagieren, so sind 
die am höufigsten genannten Gründe ,lch habe keine Zeit dafür übrig", ,Ich 
habe eigentlich keine Lust dazu”, ,Es hat mich niemand danach gefragt" (1), 
,Man bekommt nicht einmal seinen Aufvvand entschadigt", ,1ch vveiB zu 
vvenig darüber" und ,lch fühle mich dafür nicht kompetent:“ (vgl. Klages und 
Gensicke 1999: 71). Damit zeigt die Studie unter anderem auf, dass sich der 
fehelende 7rigger zu Partizipation empirisch vviederfinden lüsst. Klages 
(1999: 116) fasst die Gründe für das Nicht-Engagement in vier Kategorien 
zusammen: (1) Anreizmangel, (2) die ervvartete Problembelastung, (3) den 
Informations- und AnstoBmangel und (4) den Zeitmangel., Klages und Gensi- 
cke (1999: 72) stellen des VVeiteren fest, dass das Engagement hedonistischer 
vverde. Sie vveisen damit auf einen VVandel in der politischen Partizipation 
hin, der in die einfache Feststellung mündet, dass Partizipation abseits der 
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entsprechenden Ressourcenausstattung und Netzvverkeinbindung vor allem 
Spal535 machen muss. 

Insgesamt gibt es für Deutschland keine unterdurchsehnittlich ausgeprag- 
ten politischen und sozialen Partizipationsraten, im Gegenteil. Deutsche Bür- 
ger vvollen und können sich beteiligen, vvobei sozioökonomisch sechlechter 
gestellte Bürger eher seltener partizipieren — ein Trend, den auch die unkon- 
ventionellen Beteiligungsformen nicht stoppen können. Partizipationsangebo- 
te, die Spa) vermitteln und auf die Bedürfnisse der Bürger eingehen, können 
sich durchaus behaupten. Von einer generellen Politikverdrossenheit hin- 
sichtlich politischer Beteiligung kann in Deutschland mitnichten die Rede 
sein. Für den Untersuchungsgegenstand dieser Studie bedeutet dies, dass 
auch die Parteimitgliedschaft als politisches Beteiligungsinstrument — unter 
Berücksichtigung der Erkenntnisse dieses Abschnittes — prinzipiell als Parti- 
zipationsmöglichkeit für Bürger in Betracht kommt, Parteien es fedoch ver- 
passen, den finalen Beitrittsanreiz zu setzen. 

Für Parteien bilden insbesondere Yugendliche und Punge Ervvachsene69 ei- 
ne dulerst relevante Zielgruppe, vvesvvegen im Folgenden auf ihre Partizipa- 
tionsbereitschaft eingegangen vverden soll: Tunge Bürger stellen sovvohl ecinen 
Rekrutierungs- als auch einen İnnovationspool dar, sind aber in den Partei- 
mitgliedschaften deutlich unterprasentiert. Des VVeiteren bilden die İlugendli- 
chen und yungen Ervvachsenen das Fundament der Fugendorganisationen der 
Partei. Letztere kennen fedoch ein Maximalalter, ab dem Mitglieder nicht 
mehr Teil der Vorfeldorganisation sein dürfen. Dies führt vviederum dazu, 
dass sinkende Mitgliederzahlen und vor allem geringere Beitrittszahlen von 
Pugendlichen zu cinem dramatischen Sehvvund in den Vugendorganisationen 
führen, die organisatorisch damit noch stürker geschvvacht vverden als ihre 
Mutterparteien (vgl. hungblut und VVeber 2017: 121). 

Dass Yugendliche konventionelle Partizipationsformen, die auf Langfris- 
tigkeit ausgelegt sind, eher meiden und stattdessen auf andere, eher neuartige 
Formen zurückgreifen (siehe z.B. Gaiser und Gille 2013: 65 sovvie Tenscher 
und Scherer 2012: 167), drückt eine generationale Verschiebung von konven- 
tioneller politischer Partizipation zu unkonventioneller Partizipation aus. 
Diese Verlagerung vvird haufig mit den auf Inglehart zurückgehenden Post- 
materialismusthesen in Verbindung gebracht. fugendliche fürchten — zumin- 
dest in den europaischen VVohlstandsgesellschaften — keine existentiellen 
Nöte mehr. Die Söttigung materieller Bedürfnisse führt dann tendenziell zu 
einer Verlagerung in Richtung anderer VVerte. ,,LAls a result, younger indivi- 
duals are more concerned vvith values related to self-expression, individua- 
lism, equality of rights and the environment“ (Melo und Stockemer 2014: 39) 
— VVerte, die die deutschen Parteien mit Ausnahme von den Grünen in ihrer 


60 In der Forschung vverden unter Fugendlichen und yungen Ervvachsenen zumeist die Alters- 
gruppen der 12- bis 29-)ahrigen subsumiert. 
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Organisationskultur nicht ausreichend vviderspiegeln (vgl. Vetter und Remer- 
Bollovv 2017: 147, siehe zu den Grünen Svvitek 2017: 145). 

VVerden unkonventionelle Partizipationsformen fedoch nur in cinem ge- 
vvissen — vor allem yungen — Alter bevorzugt, verlieren aber mit der Alterung 
der Kohorte ihre Attraktivitat, dann bedeutet die momentan sichtbare Prafe- 
renzverschiebung in der yungen Generation keine Bedrohung für die politi- 
schen GroÖorganisationen auf lange Sicht. An die YFugendlichen selbst kamen 
sie dennoch nicht ran, vvenngleich diese politisch sehr interesstert sind (vgl. 
Garcia-Albacete 2014: 5). Obschon die Untersuchungen im Rahmen der 
Shell-Pugendstudien zeigen, dass der Anteil politisch interessierter lugendli- 
cher von 55 Prozent im /ahr 1984 auf 34 Prozent im lahr 2002 gesunken ist 
(vgl. Abendsechön und RoBteutseher 2011: 60), zeichnet die Shell- 
Pugendstudie 2016 ein optimistischeres Bild, da der VVert politisch interes- 
sierter Fugendlicher von 2002 bis 2015 kontinuferlich auf 46 Prozent gestie- 
gen ist (vgl. Sehneekloth 2016: 157). 32 Prozent der ugendlichen ist es 
vvichtig, sich politisch zu engagieren — 2006 vvaren es nur 20 Prozent (Vgl. 
Sehneekloth 2016: 158). Zudem betrachten .ugendliche politisches Engage- 
ment im Vergleich zu anderen Altersgruppen nicht überdurchsehnittlich als 
sinnlos (vg. Petersen et al. 2013: 19). Dies vveicht das Zerrbild einer angeb- 
lich ,verdrossenen“ TFugend vveiter auf, ,,Das politische Interesse hat vvieder 
zugenommen, die Engagementbereitschaft ist gestiegen und auch der Anteil 
deryenigen, die Mitglieder in Vereinen, Verbünden und ÖOrganisationen sind, 
hat sich erhöht“, sehlieBen Gaiser et al. (2011: 10), nicht ohne ecinzuschrin- 
ken, dass ,,İvlerinderte Arbeitsverhaltnisse, Praktika, Zeitvertrüge, Mobili- 
tatszvvange oder Flexibilitatservvartungen der Arbeitgeber İT...) einen Berufs- 
start in Normalarbeitsbiographien İF...) nahezu als Minderheitsphünomen 
erscheinen flassenl“ (Gaiser et al. 2011: 10). Diese Kontextfaktoren lassen 
Zeit und Motivation sicherlich zu immer knapperen Ressourcen für Vugendli- 
che vverden6l, 


61 Vor allem gelingt es nicht, lugendliche mit niedrigem Bildungsstatus in politischen GroB- 
organisationen zu integrieren und zu binden, vvas Gaiser und de Riike (2008: 263) für 
Deutschland im Gesamten konstatieren. Dies führt unvveigerlich dazu, dass die formal nied- 
rig gebildeten lugendlichen schon zu Beginn ihres bürgerlichen Lebens aus zivilgesell- 
schaftlichen Institutionen und Organisationen exkludiert vverden. Dies setzt sich in sozialen 
Netzvverken fort. Gaiser et al. (2012: 328) zeigen, dass ein vvichtiger Einflussfaktor für die 
demokratische Orientierung Vugendlicher die Einbindung in soziale Netzvverke darstellt, die 
sich (zumindest zeitvveise) mit politisehen Themen beschaftigen. Das sind fedoch seltener 
solche Netzvverke, die formal niedrig gebildete Hugendlich inkludieren. Auch zeigt sich be- 
reits bei Fugendlichen hinsichtlich des politischen Interesses ein höherer Stellenvvert von 
Politik bei den Münnern als bei den Frauen. An dieser Stelle ist daher auf den gender gap 
zurückzukommen, der in der füngeren Generation vorhanden zu sein scheint. Ob es damit 
vveiter zu einem münnlichen Übergevvicht in der politischen Partizipation kommen vvird — 
ein Phiünomen, das gerade die politischen Parteien zurückzudrüngen versuchen —, kann 
noch nicht abschlieBend geklart vverden. 
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Gaiser und Gille (2013: 65) vverten für Deutschland in ihrer Studie Er- 
gebnisse zu der Fragestellung aus, vvelche Partizipationsformen für Hugendli- 
che in Frage kommen. 94 Prozent der Befragten vvürden sich an VVahlen 
beteiligen, 87 Prozent an einer Unterschriftensammlung und 22 Prozent vvür- 
den aktiv in einer Partei mitarbeiten. Yugendliche scheinen einer Mitarbeit in 
Parteien gegenüber nicht überdurchschnittlich abgeneigt zu sein, im Gegen- 
teil. Hinsichtlich der VVahlbeteiligung vverden auf Basis der guten Datenlage 
für die tatsachliche Beteiligung yedoch schnell die Grenzen dieser Zahlen 
sichtbar“?, Mit der Theorie des geplanten Verhaltens kann argumentiert vver- 
den, dass die artikulierten Verhaltensabsichten nicht automatisch in tatsöchli- 
ches Verhalten münden. VVie hoch die Diskrepanz in den einzelnen Partizipa- 
tionsformen ist, kann nicht naher bestimmt vverden. Der Theorie folgend ist 
anzunehmen, dass Partizipationsformen, die auf Misstrauen und im eigenen 
sozialen Umfeld auf Ablehnung stoBen, eher gemieden vverden (vgl. A/zen 
2005: 118). Die Zahlen zu möglichen Verhaltensabsichten vvie diefenigen aus 
der Studie von Gaiser und Gille (2013) sollten daher nicht überbevvertet vver- 
den, zeigt doch der direkte Vergleich zur Rubrik ,habe bereits gemacht: auf, 
dass die tatsüchliche Verhaltensmanifestation politischer Partizipation insge- 
samt deutlich zur artikulierten Verhaltensabsicht abvveicht (vgl. Gaiser und 
Gille 2013: 65) — vvas offensichtlich insbesondere für die Parteimitgliedschaft 
gilt. 

Speziell für die Partizipation in Parteien geht die komparative Studie von 
Bruter und Harrison (2009) den Partizipationsmotiven Vugendlicher auf den 
Grund. Die Autoren stellen drei Beitrittsanreize vor: moralische, soziale und 
professionelle. Moralisch bedeutet für die Autoren, dass /ugendliche einer 
Partei beitreten, um ihrem Leben mehr Sinn sovvie cine gevvisse Richtung zu 
geben. Soziale Motive bestehen darin, andere (funge) Menschen kennenzu- 
lernen, neue Freunde zu finden oder sich lediglich politisch auszutauschen. 
Professionelle Motive hingegen bestehen darin, dass sie einen instrumentel- 
len Nutzen bedienen sollen: den VVeg, Politiker zu vverden, zu ebnen (Vgl. 
Bruter und Harrison 2009: 22f.). Die Autoren zeigen, dass fugendliche in der 
Bundesrepublik am höufigsten aufgrund von sozialen Beitrittsgründen einer 
Partei beitreten (mit 38,4 “6 der Befragten), gefolgt von moralischen (31,1 96) 
und professionellen Motiven (30,5 70) (vgl. Bruter und Harrison 2009: 32). 
VVenngleich hier die bercits organisierten Fugendlichen befragt vverden, kann 
die Verteilung der unterschiedlichen Beitrittsmotive zvvar Aufschlüsse dar- 
über geben, vvarum bereits beigetretene Vugendliche Mitglied einer Partei 
gevvorden sind. Von diesen fedoch auf die bisher noch nicht engagierten 
Pugendlichen mit prinzipieller Beitrittsbereitschaft zu schlieBen, küme einem 


62 Siehe z.B. für die Bundestagsvvahl 2017 esse (2018: 226). Die niedrigste VVahlbeteiligung 
verzeichnen dabei nicht die 18- bis 20-/ahrigen (69,9 70), sondern die 21- bis 24-/ahrigen 
(69,9 £0) und die 25- bis 29-/ahrigen (68,6 76). Zum Vergleich: Die VVahlbeteiligung betrug 
insgesamt 76,2 Prozent. 
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ökologischen Fehlschluss gleich (naher dazu: Robinson 1950), vvesvvegen sie 
mit Vorsicht betrachtet vverden müssen. VVfe sich yedoch zeigt, sind professi- 
onelle Motive zum Parteibeitritt auf dem letzten Rang, doch immerhin auBert 
fast ein Drittel aller beigetretenen Vugendlichen, mit der Parteimitgliedschaft 
ein Amt oder Mandat erlangen oder berufliche Vorteile erhalten zu vvollen65, 
VVie spater noch gezeigt vverden soll (siehe Abschnitt 4.4), vveichen sie damit 
deutlich vom Durchsehnitt aller Beigetretenen ab. 

Es kann festgehalten vverden, dass Hugendliche in Deutschland durchaus 
politisch interessiert sind. Sie stellen für politische Parteien das vvichtigste 
Rekrutierungsreservoir dar, sind fedoch kaum für eine Parteimitgliedschaft zu 
gevvinnen. VVollen Parteien Yugendliche erreichen, sollten sie niedrigschvvel- 
İige Beteiligungsformen ermöglichen. Die konstatierte Emanzipation ugend- 
licher und die damit ecinhergehende sinkende Folgebereitschaft prallen zudem 
auf die hierarchische Ordnung von Parteften, in denen selbst auf der untersten 
Ebene immer noch der Ortsverbands- /Ortsvereinsvorsitzende der lokalen 
Gruppierung vorsteht. Hier ist an cine Verflachung der Hierarchien, sovveit 
formell möglich, oder an eine Öffnung der Parteien vveg vom Mitgliederprin- 
zip zu denken£5, um für Fugendliche attraktiver zu vverden. 


63 Die Zahlen begegnen der Annahme von Katz und Mair (2018), dass der Rückgang der 
Mitgliederzahlen in Parteien professionelle Eintrittsmotive befördere. ,That party member- 
ships are novv smaller and less active makes it increasingly plausible to believe that profes- 
sional ambition has become a driving force behind membership recruitment” (Katz und 
Mair 2018: 72). 

64 Siehe kritisch dazu Absehnitt 4.4.1. 
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4 Mitgliederparteien in der Nachvvuchskrise 


In den folgenden Absehnitten steht der Parteibeitritt mitsamt seinen Motiven, 
Gründen, Anreizen und Hemmnissen im Vordergrund. Die Parteimitglied- 
schaft stellt eine spezielle Form der Partizipation dar, da sie als besonders 
ressourcenfordernd gilt. Zudem sind Partefen als politische GroBorganisatio- 
nen hohem Misstrauen ausgesetzt:, dass Bürger ihnen verstürkt unzureichende 
Problemlösungskompetenzen attestieren, verstarkt dieses Misstrauen noch 
(vgl. RoBteutscher et al. 2016: 10). Dabei sind Partefien die vvesentlichen 
Akteure in der Demokratie, vvas sich aus ihren unterschiedlichen Funktionen 
ergibt. Organisational gesprochen sind sie: 


,auf Dauer angelegte, freivvillige Organisationen, die politische Partizipation für VVah- 
ler und Mitglieder anbieten, diese in politischen Einfluss transformieren, indem sie 
politisches Personal selektieren, vvas vviederum zur politischen Integration und zur Se- 
lektion beitrigt und zur Selbstregulation führen kamn, um damit die gesamte Legitima- 
tion des politischen Systems zu befördern“ (Alemamn 2010: 11). 


Sie vvirken ,,bei der politischen VVillensbildung des Volkes mit f...1. Ihre 
innere Ordnung mul demokratischen Grundsötzen entsprechen” (Art. 21 (1) 
GG). Der letzte Teil ist dabei nicht nur normativ diskuttert — vvie und in vvel- 
cher Art so//en Parteien innerparteiliche Demokratie ermöglichen —, sondern 
auch Bestandteil rechtsvvissenschaftlicher Betrachtungen. Bereits Hahn 
(1973: 45) erkennt, dass Parteien ,,gerade nicht zu hierarchisch geführten 
quasi-öffentlich-rechtlichen Anstalten vverden” sollen65. 


65 HEHlnen Funktionskatalog zu dem, vvas Parteien insgesamt für die Bürger leisten sollen, 
stellen beispielsvveise Klein und Alemann (2011: 12) auf. Sie sehreiben den Parteien cine 
Partizipations-, eine Transmissions-, eine Selektions-, eine Integrations-, eine Sozialisati- 
ons-, eine Selbstregulations- und eine Legitimationsfunktion zu. Bürger, die in Parteien 
mitarbeiten, haben (1) cine grölBere Fülle an Optionen, Beteiligungsmöglichkeiten zu nut- 
zen, die das Handeln und den Kurs ihrer fevveiligen Partei becinflussen können. Parteien (2) 
bündeln die diversen gesellschaftlichen Interessen, aggregieren, reprisentieren und artiku- 
Heren sie im politischen Prozess. Parteien bieten (3) üblichervveise — von sogenannten 
,Quereinsteigern" oder unabhöngigen Kandidaten einmal abgesehen — den Zugang zu poli- 
tischen Amtern und binden somit (4) Bürger in das politische System ein. Die (5) Sozialisa- 
tionsfunktion erfüllen Parteien, indem sie zum Erlernen demokratischer Verfahrensvveisen 
beitragen und als ,,eine Art ,Schule der Demokratie““ (Klein und Alemann 2011: 13) fun- 
gieren. Sie (6) sind allerdings mit der alltaglichen Herausforderung beschaftigt, sich selbst 
zu ordnen, strukturell anzupassen und die bestehenden Mitglieder samt ihrem Partizipati- 
onsvvillen (oder Partizipationsunvvillen) einzubinden sovvie zugleich die anderen, ihnen zu- 
fallenden Funktionen auszuführen. Zuletzt (7) sollen Parteien das demokratische System 
legitimieren und damit stabilisieren. 
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Parteien als Organisationen definieren ihre Organisationsziele vor allem 
durch ÜPer/eben sovvie Dauerhaftigkeit und ordnen diesen Zielen vveitere 
sekundare Ziele vvie z.B. einen dauerhaften und festgelegten Mitglieder- 
stamm unter. Als politische Organisationen vvollen sie vor allem zeitpersis- 
tent Einfluss auf gesamtgesellschaftlich verbindliche Entscheidungen neh- 
men, andere verbindliche Entscheidungen zumindest becinflussen, vvenn 
ihnen die Setzung dieser Entscheidungen selbst nicht gelingt, und das politi- 
sche System entscheidungs- und durchsetzungsfahig halten (vgl. Hoebel 
2012: 63). Im Gegensatz zu profit-orientierten Organisationen definieren sich 
Parteten als politiseche Organisationen dadurch, dass sie auf gesamtgesell- 
schaftliche Prozesse einvvirken und diese maBgeblich beeinflussen können. 
Dabei verfolgen sie verschiedene Handlungslogiken, die einander blockieren 
und sich diametral gegenüberstehen können: Effektivitat, Reprasentation und 
Rekrutierung (vgl. Hoebel 2012: 78). Mit Effektivitat ist die Zielgerichtetheit 
der Organisation gemeint: Eine Organisation muss Ziele verfolgen, die prin- 
zipiell erfüllbar sein können. Reprisentation meint die Möglichkeit für das 
,einfache“ Organisationsmitglied, an Bottom-Up-Entscheidungsprozessen 
teilnehmen zu können und Rekrutierung beschreibt die stetige Mobilisierung 
von Mitgliedern, um sicherzustellen, dass bürokratische Schaltstellen besetzt 
vverden, um innerorganisationale Ablaufe aufrechtzuerhalten. 


4.1 Der Rückgang der Parteimitgliedsehaften 


Ausgangspunkt dieser Untersuchung ist der höufig konstatierte sehvvindende 
Rückhalt von Partefen in der Parteiendemokratie, der sich unter anderem in 
einer Reprisentationslücke (vgl. Fun 2011a), kontinuferlichem Mitglieder- 
rückgang (vgl. van Biezen et al. 2012) und fehlendem gesellschaftlichen 
Vertrauen in Parteien (vgl. Biehl 2013) öuBert. Dieser kam nicht nur die 
genannten Funktionen, die Parteien leisten sollen, beeintrachtigen, sondern 
auch die Erfüllung der Handlungslogiken und -ziele von Parteien erschvveren. 
Im folgenden Absehnitt soll daher das Ausma) des Mitgliedersehvvundes 
betrachtet vverden, vvoraufhin der Nutzen und Schaden von Mitgliedern vor 
dem Hintergrund der genannten Handlungslogiken und Aufgaben von Partei- 
en cingeschatzt vverden soll. 

Die Parteimitgliedschaften in Deutschland vverden seit 2001 fahrlich von 
Oskar Niedermayer erfasst und verarbeitet. Bei der Entvvicklung der Mitglie- 
derzahlen seit Gründung der BRD sind verschiedene Phasen voneinander zu 
trennen: So lasst sich nach einem kurzen Anfangshoch 1949 ein leichter 
Rückgang auf ca. 1.000.000 Parteimitglieder im /ahre 1961 feststellen, vvo- 
raufhin die Mitgliederzahlen dann stetig anstiegen und ihren Hochpunkt 1980 
erreichten (vgl. Spier und Klein 2015: 90). Dieses Anfangshoch nach 1949 
İösst sich auf die ,,existential decisions in politics and economy, vvhich politi- 
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cized the electorate to a considerable extent” (Spier und Klein 2015: 90) 
zurückführen. Ab diesem Zeitpunkt ist vviederum cin Abfallen der Mitglie- 
derzahlen zu konstatieren, das lediglich durch die ,Übernahme" der Partei- 
mitglieder aus den Parteien der ehemaligen DDR ein kurzzeitiges Zvvischen- 
hoch verzeichnetef”, Die ,.highly politicized 1970s“ (Spier und Klein 2015: 
91) führten zu einem raschen Zuvvachs von Parteimitgliedern, die die Partei- 
mitgliedschaft als Ausdruck einer ideologischen Position bzvv. VVeltanschau- 
ung und zugleich als Partizipationsmöglichkeit nutzten. Die Konkurrenz 
durch die Neuen Sozialen Bevvegungen führte in der Folgezeit zvvar zu ciner 
Verlagerung des Partizipationsangebotes (sovvie der -nachfrage), doch lasst 
sich am lediglich leichten Rückgang der Parteimitgliedschaften in den 1980er 
Tahren erkennen, dass die Parteimitgliedschaft immer noch eine veritable 
Partizipationsoption darstellte. Nach der deutschen VViedervereinigung befin- 
den sich dann vor allem die deutschen Grolhparteien CDU und SPD, in cinge- 
schrünkterem Male auch die CSU, in einem kontinuferlichen Abvvörtstrend, 
der selbst durch VVahlsiege nur temporaür und vvenig nachhaltig abgedampft 
vverden konnte. VVenngleich die CDU sovvfie die FDP durceh die VVfederverei- 
nigung einen leichten ,Mitgliederschub" erhielten, da ihre ostdeutschen Pen- 
dants in die bestehenden vvestdeutschen Parteiorganisationen übernommen 
vvurden, konnte die SPD von einem solchen Effekt nicht profitieren. Es zeigte 
sich yedoch in den .lahren der Berliner Republik, dass vor allem ostdeutsche 
Parteimitglieder ihren Parteien den Rücken kehrten, der Organisationsgrad 
ostdeutscher Landesverbinde İlegt spürbar unter dem der vvestdeutschen 
Landesverbünde (vgl. Niedermayer 2015: 379)”, 

Bemerkensvvert ist, dass bei allem Misstrauen Parteien gegenüber die 
Mitarbeit in ihnen als überaus vvichtig zum Schutz der demokratischen Ord- 
nung in Deutschland betrachtet vvird, auch im eher partefienskeptischen Osten 
(so z.B. der Sachsen-Monitor 2018, siehe dimap 2018: 37f.). In den /ahren 
nach der VViedervereinigung lasst sich — die Gesamtparteimitgliedschaften in 
Deutschland betreffend — ein konstanter Abvvürtstrend erkennen, der nur in 
einzelnen Partefen seine Ausreiler findet. Die FDP musste nach einem kurz- 
zeitigen Zuvvachs 2009 im Nachgang der schvvarz-gelben Koalition massive 
Verluste von Parteimitgliedern bis inklusive 2016 hinnehmen, konnte aber 
durch die Neuausrichtung der Partei unter Christian Lindner sovvohl in der 
VVahlergunst als auch in der Mitgliedschaft seit 2017 vvieder deutliche Erfol- 
ge vorvveisen68, Die Grünen, die auch aufgrund ihres Entstehungszeitpunktes 
nicht so unmittelbar von der Überalterung ihrer Parteimitglieder betroffen 
sind vvie beispielsvveise die LINKE, verzeichnen nicht nur stabile Mitglieder- 
zahlen über /ahre hinvveg, sondern können in Summe Zuvvüchse verbuchen. 
Die GroBparteien CDU, CSU und SPD, die von den Mitgliederzuvvüchsen in 


66 Davon vvaren fedoch nicht alle Parteien gleichermaBen betroffen. 
67 HMit Ausnahme der LINKEN. 
68 Siehe dazu auch Absehnitt 7.6 dieses Buches. 
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den 1970er /ahren deutlich profitieren konnten, müssen sich gegenvvürtig 
damit konfrontiert sehen, dass die zu diesem Zeitpunkt Eingetretenen ,vveg- 
sterben“. Das Ausbleiben von Hungmitgliedern verschirft diese Lage noch, 
der Überalterung der Parteimitglieder auf der einen Seite steht eine ,,Unter- 
yüngung” (Munimus 2012: 79) auf der anderen entgegen. Hinzu kommen die 
freivvilligen Austritte von Mitgliedern aufgrund von ÜUnzufriedenheit, zu 
hohen Kosten oder mangelndem İInteresse, die aber von den genannten Par- 
teien (nahezu) durch Neuceintritte kompensiert vverden können (vgl. Nieder- 
mayer 2015: 390). VVerden in diese Rechnung fedoch die Todesfalle inkludi- 
ert, vvird schnell deutlich, vvarum sich der Mitgliederschvvund fortsetzt. 


Tabelle 1: Entvvicklung der Parteimitgliedschaften in der BRD seit 1947 


dahr CDU CSU FDP SPD GRÜNE LINKE AFD 
1947 400 82 55 875 - - - 
1952 200 52 83 627 - - - 
1960 255 53 80 650 - - - 
1970 3293 76,7 56,5 820,2 - - - 
1976 652.0 144.0 79,2 1022,2 - - - 
1978 675,3 165,7 80,9 997,4 - - - 
1979 682.,8 169,2 82,5 981,8 - - - 
1980 693.,3 172:4 84,9 986,3 18 - - 
1981 705,1 175,3 86,9 954,1 21 - - 
1982 718,939 17855 78,8 926,1 25 - - 
1987 705.,8 184,3 64,9 910,1 39,5 - - 
1988 676,7 182,7 64,3 911,9 37,9 - - 
1989 662,6 185,9 65,2 921,4 38,0 - - 
1990 777,8 186,2 168,2 949,6 39,9 280,9 - 
1991 751,2 184,5 140,.0 919,9 38,1 172,6 - 
1992 713.8 181,8 103,5 886,0 35,8 146,7 - 
2001 604,1 1770 64,1 717,5 44,1 77,8 - 
2002 594,4 177,7 66,6 693,9 43,9 70,8 - 
2003 587,2 1770 65,2 650,8 44,1 65,8 - 
2004 579,5 172.,9 64,1 605,8 44,3 61,4 - 
2005 571,8 1700 65,0 590,4 45,1 61,2 - 
2006 553,9 166,9 64,8 561,2 44,7 60,3 - 
2007 563,7 166,4 64,0 539,8 44,3 71,7 - 
2008 528,9 16255 65,6 521,0 45,2 76,0 - 
2009 521,1 1592 72,1 512,5 48,1 78,5 - 
2010 505,3 1539 68,5 502,1 53,0 73,7 - 
2011 489,9 150.6 63,1 489,6 59,1 69,5 - 
2012 476,3 1480 58,7 477,0 59,7 63,8 - 
2013 467,1 148.4 57,3 473,7 61,4 63,8 17,7 
2014 457, 146,5 55,0 459,9 60,3 60,5 20,7 
20158 444,4 1444 532 442,8 59,4 59,0 16,4 
2016 431,9 142.4 53,9 432,7 61,6 58,9 25,0 
2017 425,9 1410 63,1 443,2 65,1 62,3 27,6 
2018 414,9 13844 63,9 437,8 75,3 62,0 33,5 
2019 405,8 139,1 65,5 419,3 96,5 60,9 34,8 


Quelle: Angaben in Tsd. Niedermayer (2018a: 351), Niedermayer (2020: 425) 
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Im Vergleich zu 1990 haben die deutschen Parteien eine fast durchvveg dra- 
matische Ausdünnung ihrer Mitgliedschaft erfahren. So verlor die CDU von 
1990 bis 2017 ca. 48 Prozent ihrer Mitglieder, die SPD sogar 56 Prozent. 
FDP und LINKE mit Verlusten von ca. 61 bzvv. 82 Prozent konnten lediglich 
einen existentiellen ,Sockel“ halten. Nur die CSU kann mit Verlusten von ca. 
25 Prozent noch einen gevvissen , Teilerfolg“ im Gegensatz zu den Mitglieder- 
rückgöngen anderer Parteien verbuchen und allein die Grünen als einzige — 
mittlervveile — im bundesdeutschen Parteiensystem etablierte Partei können 
mit cinem Mifg/iederzuvyvachs von ca. 140 Prozent seit 1990 von einer vvahren 
Erfolgsgeschichte sprechen. Für die AfD als noch recht Punge Partei lassen 
sich keine langfristigen Trends erkennen, doch gelang es ihr, in den letzten 
Tahren (mit Ausnahme von 2015) ihre Mitgliederbasis zu vergröBern. 

Insgesamt ist der Tenor in der Literatur, dass die sinkenden Mitglieder- 
zahlen Ausdruck der zunehmenden Unattraktivitat von Parteien sefien. Eine 
andere Perspektive auf diese Entvvicklung ist, Parteimitglieder als ,Exoten" 
der Partizipation zu betrachten (vgl. van Deth 2013a: 16). Aus dieser Per- 
spektive müssten dann die Go/denen 1970er Gahre der Partizipationsbereit- 
schaft als zufalliges Kurzzeithoch gedeutet vverden, das auch durch das nur 
geringe Angebot an überhaupt verfügbaren Partizipationsmöglichkeiten be- 
dingt vvar. Zudem zeigt die Literatur: “İD lemocratic parties vvith large indi- 
vidual memberships have been relatively rare“ (Scarrovv 2015: 67), vvas diese 
These stützt. 

Der Mitgliedersechvvund ist dabei insgesamt nicht cinseitig durch ausblei- 
bende Eintritte sovvie Todesfalle bedingt (vgl. Dose et al. 2016: 23), vvie die 
Überalterung der Parteien vermuten lösst, sondern auch durch freivvillige 
Abgönge. Dose et al. (2016: 23ffF.) fassen die bisherigen Entvvicklungen in 
den Mitgliederzahlen als ,,stetigen Mitgliedersehvvund“ zusammen, die künf- 
tigen subsumieren sie unter dem Schlagvvort des ,,dramatischen Mitglieder- 
schvvundes“. VViesendahl et al. (2018: 323f.) sprechen auf Basis einer Zeitrei- 
henanalyse von einer ,,Stabilisierungschance auf niedrigem Niveau”, vvomit 
sich eine Normalisierung im Anschluss an den steten Rückgang der Mitglied- 
schaft ergebe. Für SPD und CDU lüge dieses Niveau fedoch bei unter 
300.000 Mitgliedern um das /ahr 2030, vvomit ihr Status als Mitgliederpartei 
aus quantitativer Perspektive gefahrdet vvüre. 
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Tabelle 2: Zahl der Eintritte in SPD und CDU 


dahr CDU SPD Differenz CDU- 
SPD 
1990 22.523 Zahlen liegen nicht vor 7 
1991 20.694 Zahlen liegen nicht vor / 
1992 14.265 Zahlen liegen nicht vor / 
1993 17.591 Zahlen liegen nicht vor / 
1994 23.006 Zahlen liegen nicht vor 7 
1995 19.811 Zahlen liegen nicht vor / 
1996 22.569 Zahlen liegen nicht vor / 
1997 19.179 Zahlen liegen nicht vor / 
1998 23.934 Zahlen liegen nicht vor 7 
1999 38.359 Zahlen liegen nicht vor / 
2000 20.120 16.649 3.471 
2001 19.664 17.871 1.793 
2002 20.121 18.958 1.163 
2003 24.065 10.828 13.237 
2004 22.126 13.621 8.505 
2005 23.813 20.274 3.539 
2006 15.082 13.513 1.569 
2007 14.390 13.145 1.245 
2008 20.742 15.047 5.695 
2009 20.125 19.564 561 
2010 12.719 13.067 -348 
2011 10.695 13.325 -2.630 
2012 10.540 12.501 -1.961 
2013 14.425 19.316 -4.891 
2014 13.259 13.135 124 
2015 14.610 10.154 4.456 
2016 13.788 13.405 383 
2017 15.165 31.094 -15.929 
2018 12.987 26.301 -13.314 
2019 13.377 13.315 62 
6 VVK-dahre 2002-2015: 18.730 2002-2015: 21.841 -3.111 
seit 1990: 20.389 
Q Übrige dahre seit 2000: 15.878 seit 2000: 14.392 1.486 
seit 1990: 17.756 
(2 Alle dahre seit 2000 16.590,65 16.254,15 336,5 


Quelle: Eigene Berechnungen. Daten bereitgestellt von CDU und SPD sovvie Niedermayer 


(2017, 2018a, 2020) fVVK — VVahlkampfl. Kursiv markiert sind VVahlkampffahre 


Die für diese Untersuchung besonders relevanten Eintrittszahlen lassen deut- 
lich erkennen, dass die CDU in absoluten Zahlen in Nicht-VVahlkampffahren 
— bis auf die /Vahre 2010 bis 2013 sovvie das Vahr 2018 — insgesamt mehr 
Mitglieder rekrutieren konnte als die SPD. In VVahlkampffahren kann die 
SPD hingegen im Durchsehnitt mehr Eintritte verzeichnen, vvas aber an dem 
AusreiBer im /lahr 2017 Hegt. Nach der Verkündung der Kanzlerkandidatur 
und der Übernahme des Parteivorsitzes von Martin Schulz gevvann die SPD 
allein in den ersten vier Monaten 17.000 neue Mitglieder hinzu (vgl. Grunden 
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et al. 2017: 99), vvas den Durchsehnitt der oben genannten Eintrittszahlen 
deutlich übersteigt. Auch nach dem SPD-Sonderparteitag im /anuar 2018, 
dem ein erneuter Mitgliederentscheid zur grofen Koalition folgte, konnte cin 
kurzfristiges Mitgliederplus festgestellt vverden. Medientröchtige Personal- 
entscheidungen und Sachfragen scheinen daher — zumindest in Relation zu 
den sonstigen Eintrittszahlen — vvahre ,Mitgliedermagnete"“ zu sein. Dass die 
SPD davon fedoch nicht nachhaltig profitieren konnte — vvie in Tabelle 1 
sichtbar — ist durch die hohe Zahl an Austritten in den /Vahren 2018 und 2019 
bedingt (Niedermayer 2020: 440). 

AuBerst bemerkensvvert sind die von der CDU zu verzeichnenden insge- 
samt höheren Eintrittszahlen, die ciner ersten Vermutung zufolge auf gröBere 
Anstrengungen in der Mitgliedervverbung zurückzuführen sein können. Die 
Tatsache, dass die CDU in Bayern im Gegensatz zur SPD nicht aktiv bzvv. 
existent ist und ihr somit ca. 9,5 Millionen VVahlberechtigte (vgl. Der Bun- 
desvvahlleiter 2017) nicht als Rekrutierungsreservoir zur Verfügung stehen, 
zeigt, dass die SPD im Vergleich zur CDU in relativen Zahlen vveniger rekru- 
tierungsfahig ist. 

Zuletzt ist anzumerken, dass der Mitgliedersehvvund aus der Perspektive 
der Parteienforschung für die SPD kritischer betrachtet vvird als für die CDU. 
So entscheide die ,,Entvvicklung der Mitgliederzahlen İF... mittlervveile über 
einiges mehr, namlich darüber, ihren Charakter als lebendige, attraktive Mit- 
gliederpartei zu erhalten“ (VViesendahl 2017a: 6). Die kurzfristigen Eintritts- 
vvellen, die sich nach der Abstimmung zum Koalitionsvertrag 2013 und vor 
allem nach dem Se/rui-Fiype (siehe zum Begriff Hilmer und Gagne 2018: 
374) feststellen lieBen, sind eher thematisch bzvv. personell bedingt und damit 
eben nicht mittel- oder langfristiger Natur. Es bedarf Tedoch insbesondere 
sich verstetigender hoher Eintrittszahlen, um den Mitgliederschvvund dauer- 
haft zu bekampfen. Dies resultiert nicht zuletzt aus den Altersstrukturen ins- 
besondere der in dieser Studie untersuchten Parteien (vgl. VVfesendahl et al. 
2018). 


4.2 Gründe für den gesellschaftlichen Relevanzverlust der 
CDU/CSU und SPD 


Im Folgenden soll zvvischen allgemeinen und spezifischen Gründen für den 
Mitgliederschvvund sovvie die volatilen Eintrittszahlen unterschieden vverden. 
Allgemeine Gründe umfassen den gesellschaftlichen VVandel, der nicht nur 
Parteien, sondern auch andere GroBorganisationen mit langfristig angelegten 
Mitgliedschaften betrifft. Spezifische Gründe sind solche, die für die yevveili- 
ge zu betrachtende Partei gelten können. So ist zu konstatieren — vvie an den 
oben genannten Zahlen deutlich erkennbar —, dass die deutschen Parteien in 
unterschiedlichem Mabe unter dem Mitgliederverlust leiden. Parteien vvie die 
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Grünen oder die AfD verzeichnen einen Mitgliedergevvinn, vvomit verallge- 
meinerbare Gründe zum Mitgliedersehvvund a//er im Parteiensystem auf 
parlamentarisch-gouvernementaler Ebene agierenden Parteien nicht auszu- 
machen sind6?, VVerden die Grünen sovvie die AfD aus der Betrachtung als 
,Mitgliedergevvinner" ausgeklammert, bleibt immer noch die Problematik, 
dass es sich teilvveise um (Gro85-, teilvveise um Kleinparteien handelt, die 
zudem unterschiedliche Entstehungsgeschichten aufvveisen. Aİlİ dies er- 
schvvert den Vergleich und lasst cine allgemeingültige Makro-Erklarung 
sovvohl für den Mitgliederschvvund a/s azch für die Volatilitat in den Eintrit- 
ten, die für nahezu alle Parteien gelten kann, nicht zu. 

Für die GrolBparteien SPD und CDU ir Speziellen, die gleichermafen 
dem Mitgliedersehvvund ausgesetzt sind, existieren yedoch tragfahige Erkla- 
rungen zum Mitgliederschvvund, die sich aus dem gesellschaftlichen VVandel 
des 20. ahrhunderts ergeben. Diesen zu beleuchten bedeutet, die Makro- 
Faktoren zum Parteibeitritt bzvv. Nicht-Beitritt zu integrieren, die in Model- 
len vvie dem CVM heöufig zu kürz kommen 7, Die Erosion der sozialmorali- 
schen Milieus sovvie das Aufbrechen gesellschaftlicher Konfliktstrukturen 
sind hierbei als vvesentliche Entvvicklungen zu nennen. Mit den Erkenntnis- 
sen von Lipset und Rokkan (1967) können vier Konfliktlinien benannt vver- 
den, die die vvesentlichen gesellschaftlichen ,Graben“ in VVesteuropa be- 
stimmten. Mit den hauptsichlichen Konfliktlinien Arbeit versus Kapital, 
Staat versus Kirche, Zentrum versus Peripherie und primürer versus sekunda- 
rer Sektor (bzvv. Agrar- versus İndustrieinteressen) lieB sich die Ausformung 
und das ,Einfrieren” (von den 1920ern bis in die 1960er /ahre) der vvesteuro- 
paischen Parteiensysteme erklüren. 

Für Deutschland vvaren besonders der Sozialismus und der politische Ka- 
tholizismus als Ideologien bzvv. Geisteshaltungen entlang der genannten 
Konfliktlinien relevant. Das katholische Milieu stand im mittleren und spaüten 
19. Yahrhundert im Kampf gegen das bürgerlich-protestantische PreuBen und 
seine ,,Hegemonialkultur“ (VViesendahl 2011a: 163), vvas die Bildung der 
Zentrumspartei als politisches Sprachrohr zur Folge hatte. Auf der anderen 
Seite pragte der Klassenkonflikt die Ausbildung eines Arbeitermilieus, dem 
zumeist stadtische Industriearbeiter und Handvverker angehörten, die durch 
die aufkommenden sozialdemokratischen Bevvegungen und Parteien einge- 
fasst vvurden (vgl. VViesendahl 2011a: 163). ,,Neuestens vvird diskutiert, ob 
der Gegensatz Ökonomie versus Ökologie ein zusützliches fünftes c/eavage 
darstellt” (Holtmann 2012: 41), an der sich cin umvveltbevvusstes Milieu 


69 VVie an spaterer Stelle in diesem Absehniftt gezeigt vverden soll, kann dazu auch nicht die 
sogenannte Parteienverdrossenheit bemüht vverden. 

70 So bietet die Arbeit von Morales (2009) mit dem bercits erlauterten Konzept der POS cine 
sinnvolle Ervveiterung zum CVM an, mit der gesellschaftlich-institutioneller VVandel zu ei- 
nem bestimmten Beobachtungszeitpunkt eingefasst und mit anderen Zeitpunkten verglichen 
vverden kann. 
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ausbilden konnte, das auf parlamentarisch-gouvernementaler Ebene durch die 
Grünen reprösentiert vvird71. 

Dem Aufbruch dieser Milieus ging zuerst ihre VViederherstellung nach 
dem Zvveiten VVeltkrieg voran. In seinen Studien zu den sozial-moralischen 
Milieus in der BRD zeigt Karl-Heinz Nafbmacher (bspvv. 1989) auf, dass 
diese nach dem Zusammenbruch des Dritten Reichs vveitgehend vviederher- 
gestellt vvurden und gegen Ende der 1960er /ahre bzvv. zum Anfang der 
1970er VHahre einem VVandlungsprozess untervvorfen vvaren. Da seine Unter- 
suchungen sich nur auf die Region um Oldenburg beziehen, können yedoch 
keine reprisentativen Sehlüsse daraus gezogen vverden (vgl. von Oertzen 
2014: 57). 

Hilfreich sind daher die Untersuchungen der allgemeinen Bevölkerungs- 
struktur, um ein reprisentatives Bild zu zeichnen. VVahrend sich der Anteil 
der Arbeiter an der deutschen Ervverbsgesellschaft von 57,2 Prozent im /ahr 
1882 auf 27 Prozent im /ahr 2009 verringerte, hat sich in dieser Zeit der 
Angestelltenanteil verzehnfacht (vgl. Holtmannın 2012: 39, VViesendahl 
2011a: 164). Doch auch andere sozialstrukturelle Variablen haben sich ge- 
vvandelt, begonnen mit einer höheren Lebenservvartung über steigende Ein- 
kommen bis hin zur ,,Erhöhung der formalen Bildungsabschlüsse“ (Bon)b 
1999: 217). Da die Parteien ihre Mitglieder zumeist aus den ihnen zugeordne- 
ten Milieus rekrutierten (vgl. un 2009b: 237), — die SPD vor allem aus dem 
Arbeitermilieu, die CDU aus dem cehristlich-konservativen bzvv. aus dem 
katholischen Milieu — bietet das Aufbrechen der sozial-moralischen Milieus 
für die ehemaligen Massenpartefen vor allem ein strukturelles Rekrutierungs- 
problem. 

Der Zerfall der sozial-moralischen Milfeus becintrachtigte ma5geblich die 
Übersetzung zvvischen Sozialstruktur und Parteien, vor allem vveil die Kon- 
fliktlinien zvvischen Arbeit und Kapital sovvie zvvischen (katholischer) Kirche 
und Staat ,,für das deutsche Parteiensystem richtungsbestimmend“ (VVie- 
sendahl 2011a: 163) vvaren. Mithilfe der sozial-moralischen Milieus konnten 
sich Parteten ,,den Zugang zu der Milieuvvahlerschaft erschlieBen“ (VVie- 
sendahl 2011a: 163). Die kollektiven Identitaten, die in den Milfeus entstan- 


71 Dennoch sind die genannten Clevages — vor allem Arbeit vs. Kapital und Kirche vs. Staat — 
heute noch in abgevvandelter Form für die Forschung nutzbar. So vverden Parteien auch ge- 
genvvürtig noch auf einer Achse zvvischen den Polen des sozialstaatlichen Interventionismus 
und der freien Marktvvirtschaft auf der cinen Seite (als Fortsetzung der Konfliktlinie Arbeit 
vs. Kapital) und einem libertiören versus einem autoritüren Pol auf der anderen Seite (als 
Fortsetzung der Konfliktlinie Kirche vs. Staat) verortet. Diese Konfliktlinien spiegeln damit 
die ,klassischen“ Konflikte Deutschlands seit dem Kaiserreich vvider und dienen immer 
noch einer schlüssigen sovvie anschaulichen Verortung der deutschen Parteien im politi- 
schen Konfliktraum. Es muss fedoch angefügt vverden, dass die sozio-kulturelle Konflikt- 
dimension cinen Begriffsvvandel erfahrt. So bezeichnet Niedermayer (2003: 268) die beiden 
Pole noch als autoritür versus libertir, vvohingegen die Autoren des Duisburger VVahl-Index 
die Pole mit ,Traditionalisierung“ und ,Modernisierung” beschriften (vgl. Bianchi et al. 
2013: 6). 
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den, brachten Parteiloyalitaten hervor, die in Parteildentifikationen mündete 
und somit gevvisse Stammvvahlerreservoirs konstituierten (vgl. VViesendahl 
2011a: 163). Zugleich konnten die Partefien leichter Mitglieder rekrutieren, 
vvas durch den VVegfall dieser traditionellen Milieus deutlich schvvieriger 
vvird (vgl. Vetter und Remer-Bollovv 2017: 146). ,,Strukturkrisen und Ratio- 
nalisierungssprünge” (VViesendahl 2011a: 164) führten auf der einen Seite 
dazu, dass 3/ue-Collar-Arbeitspldtze verschvvanden und das Arbeitermilieu 
ausdünnte, auf der anderen Seite stiegen der allgemeine VVohlİstand sovvie die 
Konsumkraft der Arbeiterschicht, vvas vviederum die einstige, auf Not und 
Ausbeutung zurückzuführende Milieuverhaftung im proletarisehen Sinne 
auflöste (vgl. VViesendahl 2011a: 165). Dazu stellt Kölln (2014: 75) fest: 


Social democratic parties, for instance, should be more strongly exposed to member- 
ship decline. Research into social democratic values and their respective rise and fall 
suggests that economic changes, particularly in the labour market, have lessened the 
social democratic parties” appeal to the electorate”. 


Das kirchliche Milieu vvar von diesen vvirtschaftlichen Entvvicklungen deut- 
lich vveniger betroffen, litt aber unter cinem in der Nachkriegszeit in Deutsch- 
land einsetzendem Sakularisierungsprozess. Die Zahl der Kirchgünger 
schrumpfte erheblich (von 60 Prozent 1953 auf 26 Prozent 1990), der Zu- 
sammenhalt innerhalb des Milieus schvvand und nicht zuletzt konnten religiö- 
se Bindungen ab den 1970er /ahren ,,nicht mehr uneingeschrinkt an die Kin- 
der vveitergegeben vverden” (VViesendahl 2011a: 167). Insgesamt spricht die 
Forsehung daher von einer ,,Atomisierung von Soziallagen“ (Klein 2014: 
569). Im Zuge der genannten Erosionsprozesse vvurden İnteressen, VVertori- 
entierungen und Lebensumstinde deutlich ausdifferenzierter und heterogener, 
als dies noch vor einigen /ahrzehnten der Fall vvar. Das daraus resultierende 
Sehvvinden organisationaler Linkages impliziert zudem, dass die Macht von 
Parteten ,,immer vveniger auf stabilen gesellschaftlichen Koalitionen beruht“ 
(Poguntke 2000: 269), vvas insbesondere dann ein Problem darstellt, vvenn es 
um den Gevvinn neuer Mitglieder geht. Um es mit den VVorten von Lösche 
abzuschlieBen: ,,Es sei vviederholt: Erst mit dem Ende der Volksparteien vvird 
klar, vvie vvichtig die sozialmoralisechen Milfeus für sie gevvesen sind” (Lö- 
sche 2009: 18). 

Bedingt ist dieser Milieuaufbruch auch durch den VVertevvandel sovvie den 
Postmaterialismus. Beide Begriffe vveisen hinsichtlich des Relevanzverlustes 
von CDU und SPD vvechselseitige Effekte mit der Erosion der sozial- 
moralischen Milfeus auf. Neue VVerteprioritaten vvie ,,Freiheit, Selbstvervvirk- 
lichung, Frieden und Geschlechtergleichheit“ (VViesendahl 2011a: 190) lie- 
Ben sich ab den 1970er /Vahren erkennen und bestimmten fortan die politi- 
schen Diskussionen vor allem der füngeren Bürger mit. Der steigende VVohl- 
stand in Deutschland, insbesondere nach der raschen Übervvindung der VVirt- 
schaftskrise 1966/1967, führte zu einem ökonomischen Optimismus in der 
Bevölkerung (vgl. VVeber 2006: 109). Diese ökonomische Sicherheit kann, 
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den Annahmen von Maslovv (1954) und Tnglehart (1977) folgend, zu einem 
əbromotion focus VHervorhebung 1.O./“ (VVelzel 2009: 119) führen, in dem 
Mensehen staürker einer Entfaltungsorientierung zuneigen, da sie ihre materi- 
elle Situation als gesichert ansehen. 

Der ökonomische ,,Fahrstuhl-Effekt“” (Beck 1986: 122) bei gleichzeitig 
spürbarer Verkürzung der Gesamtarbeitszeit verhalf insbesondere den Ar- 
beitnehmern, sich in ihrer Freizeit starker (unter anderem) politisehem Enga- 
gement vvidmen zu können. Die in dieser Untersuchung genannten Neuen 
Sozialen Bevvegungen vvaren mitunter Ergebnis dieses ,,gesellschaftlichen 
Individualisierungssechubs“ (Sehimank 2012: 31). Lebensqualitüt verdrangte 
den Begriff der Lebensstandards und der İndividualisierungsschub, vor allem 
derienige der yungen Menschen, fand durch die Gründung der Grünen 1980 
seinen ,,parlamentarischen Ausdruck“ (Sechimank 2012: 31). Die Parteien 
SPD und CDU konnten nur bedingt darauf antvvorten. VViesendahl (2011a: 
191) erkennt zvvar, dass gerade die Brandt-SPD in der Lage vvar, sich neuen 
VVahlerschichten zu öffnen, der VVechsel zu Helmut Schmidt lieB die auf- 
kommende Euphorie fedoch abebben (vgl. VViesendahl 2011a: 191). Die 
CDU antvvortete auf die anfingliche Öffnung der SPD mit einer reaktioniren 
Strategie, die forciertes VVachstum und die Bevvahrung der ,hergebrachten 
bürgerlichen Anpassungs- und Unterordnungskultur“ (VViesendahl 2011a: 
191) beinhaltete. Diese Kultur stand im Konflikt zu einer durch die Bildungs- 
expansion gestirkten kritischeren und reflektierteren Haltung der Bürger 
gegenüber den Parteien. Mit höherem VVissen über die Politik vvurden politi- 
sche Programme zunehmend kritisch hinterfragt (vgl. GeiBler 2014: 343), 
damit stieg zugleich die Anspruchshaltung. 

Zu diesen Befunden treten vveitere gesellschaftlich-strukturelle Verande- 
rungsprozesse vvie die ,,Pluralisierung von Lebensformen, aber auch ökono- 
mische Verinderungen oder politische VVechsel etvva von traditionellen zu 
demokratischen Herrschaftsvveisen” (Steuervvald 2016: 324) hinzu. Dies 
bedingt nicht zuletzt die schon festgestellte Verlagerung der Partizipations- 
vorlieben und -vvünsche bei den Bürgern. Scarrovv spricht dabei von ecinem 
suppiy-side shift, dem sie yedoch keine verallgemeinerbaren Gründe zuordnet. 
Pür Deutschland sind das Aufbrechen der sozial-moralischen Milfeus, der 
VVandel der c/eavages sovvte der VVertevvandel tragfahige Erklarungen auf der 
Makro-Ebene, die diesen angebotsseitigen s//i/7 erhellen können. Aber: 


“VVhatever the underlying reasons for this supply-side shift, the supposed results are 
that today”s citizens are less inclined to make long-term organizational commitments 
to political parties. Supply-side explanations for membership decline thus portray par- 
ty organizational changes as the result of social and political changes to vvhich parties 
could attempt to respond. Hovvever, trying to recruit and retain party members in this 
nevv environment means svvimming upstream in cultures that are novv less attuned to 
partisan identities” (Scarrovv 2015: 19). 
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Die angebotsseitige Erklarung zum Mitgliederrückgang vvürde, basierend auf 
der Logik Scarrovvs (2015), letztlich implizieren, dass die Parteien die oben 
genannten gesellschaftlichen VVandlungsprozesse innerorganisatorisch nicht 
abbilden können bzvv. sich nicht an diese angepasst haben. Als Erklaürungs- 
faktor auf der Nachfrageseite kann vviederum auf das den Parteien vonseiten 
der Bürger entgegengebrachte rücklaufige Vertrauen (vgl. Baus 2009: 11, 
Dettling 2012: 10), fa gar zunehmendes Misstrauen genannt vverden (Vgİ. 
Biehl 2013: 68). Sehon Kaase (1989: 64) konstatiert: ,,Political parties are 
increasingly under pressure and may have to give avvay some of their original 
ground to other intermediary organizations, including those in the social 
movements industry”. Alemann (2010: 232ff)) kommt in diesem Zuge zu 
einem ganzen Ursachenbündel, das die Probleme der politische Parteien 
bestimme. Er unterscheidet zvvischen dem VVertevvandel, dem Medienvvandel 
und dem Politikvvandel als Ausgangspunkte für die Probleme der Partefen. 
Der Medienvvandel, mit dem sich diese Untersuchung nur am Rande beschaif- 
tigen möchte, zeichne sich vor allem durch die fehlende Bercitschaft von 
VToumalisten aus, ,,eine langerfristige politische Linie zu entvvickeln und 
durchzuhalten“ (Alemann 2010: 232), zudem nennt Alemann die Orientie- 
rung am Nachrichtenvvert ,Skandal" als Faktor, der die VVahlerschaft ermüden 
lasse und zugleich für Rekrutierungsprobleme sorge, da dadurch vveiteres 
Misstrauen erzeugt vverde. 

Die ,Dauerkritik“, der sich Parteien ausgesetzt sehen (vgl. Gabriel 2005: 
509), der Konkurrenzdruck, dem sie ausgeliefert sind (vgl. Gabriel und Nie- 
dermayer 2001: 280) sovvie die ihnen zugeschriebene Unfahigkeit, politische 
Probleme lösen zu können (vgl. Gruber 2012: 32), führen dazu, dass sie es 
künftig bei der Erhöhung ihres gesellschaftlichen Rückhaltes sehvver haben 
vverden. Biehl konstatiert (2013: 86), dass die Abkopplung der Parteien von 
der Gesellschaft und besonders von den ressourcenschvvachen Bürgern ,,nicht 
als Modernisierungssymptom, sondern als Ausdruck einer gestörten Bezie- 
hung zvvischen Bürgern und Partefen gelten“ kann. Dass Parteien Konkurrenz 
durch neue Partizipationsmöglichkeiten mit Beteiligungsinstrumenten erfah- 
ren, über die sie selbst nicht verfügen (vgl. Klein 2003: 96), erschvvert es, 
diese gestörte Beziehung zu reparieren. 

Trotz dieser Faktoren kann keine generelle ,Verdrossenheit” der Bürger 
gegenüber den Parteten festgestellt vverden (vgl. Niedermayer 2013b: 61), 
diese lage nur dann vor, vvenn alle im Bundestag vertretenen Parteien negativ 
beurteilt vvürden (vgl. Niedermayer 2013b: 51), vvas lediglich bei cinem 
Bruchteil der von Niedermayer (2013b) untersuchten Bürger der Fall ist. 
VVenngleich der Begriff der ,Politikverdrossenheit", der die ,Parteienverdros- 
senheit" inkludiert (vgl. Massing 2011: 131), in diesem Zusammenhang hau- 
fig genannt vvird, um eine vermeintlich einfache Antvvort auf einen komple- 
xen Sachverhalt zu geben, kann er kaum dabei behilflich sein, die Mitglie- 
derentvvicklung der Parteien im Allgemeinen zu erklüren. Der rasante Auf- 
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stieg der , Alternative für Deutschland", die 2013 beinahe den Einzug in den 
Bundestag, 2014 den Elnzug in drei Landtage mit beachtlichen Stimmenan- 
teilen felern konnte und sich seit 2018 in allen Landtagen sovvie im Bundes- 
tag vertreten sieht, zeigt, dass VVahler durch Partefen prinzipiell noch mobili- 
sierbar sind. Das rasche und unvorhergesehene Mitgliedervvachstum der AfD 
(vgl. Neuerer 2014) macht aulerdem deutlich, dass es Parteten prinzipiell 
noch gelingen kann, Neumitglieder zu akquirieren. Noch deutlicher vvird es 
bei der Betrachtung der Grünen, dass Partefen als Partizipationsform mitnich- 
ten ausgedient haben. VVenngleich sich die Grünen unter den anderen etab- 
Herten Parteien noch als ,Youngster“ bezeichnen lassen können, so existiert 
sie nunmehr seit über 40 Vahren. Über all die Vahre ihres Bestehens hinvveg 
gelang es ihr verlasslich, ein insgesamt positives Mitgliedersaldo zu verbu- 
chen. Hinsichtlich der Altersstruktur der Grünen kann zvvar geschlossen vver- 
den, dass sie in einem deutlich geringeren MaBe unter unvermeidlichen Aus- 
tritten durch Todesfalle ihrer Mitglieder leiden, doch zeigt sich, dass die 
Partei es selbst in eintrittsschvvachen /lahren schafft, anteilig zur Gesamtmit- 
gliedschaft deutlich mehr Mitglieder zu rekrutieren als die Konkurrenz. Bei 
SPD, CDU und auch der CSU lasst sich feststellen, dass in den letzten Tahren 
allein die Zahl der freivvilligen Austritte die Zahl der Eintritte zumeist über- 
steigt, hinzukommen dann zusützlich noch die Todesfalle (vgl. Niedermayer 
2016: 430f.). Das Durchsehnittsalter der ecintretenden Mitglieder liegt im 
Tahre 2014 bei den Parteien zvvar zvvischen 37 und 42 /ahren, vvobei die 
LINKE und SPD mit 37 und 39 lahren das fevveils yüngste Rekrutierungs- 
durchsehnittsalter aufvveisen (vgl. Niedermayer 2016: 433f.), für das /Vahr 
2019 lasst sich gar ein Durchsehnittsalter von 34 bis 43 )ahren der Eingetre- 
tenen feststellen, vvobei die LINKE mit 34 /ahren das geringste Alter bei den 
Eintritten vorvveist. SPD und CDU bevvegen sich mit 42 bzvv. 43 Yahren am 
oberen Rand des Durchsehnittsalters der Eingetretenen (vgl. Niedermayer 
2020: 443ff.). Bei der LINKEN ist in den letzten Mahren eine deutliche Ver- 
yüngung der Mitglieder festzustellen, von noch 60 Vahren im /Vahr 2014 auf 55 
Tahre im lahr 2019 (vgl. Niedermayer 2020: 435). Bei den anderen Parteien 
ist eine solche Veryüngung nicht festzustellen. 

AbsehlieBend kann das Fazit gezogen vverden, dass sich in der Literatur 
keine generalisierbare Theorie für den Mitgliederrückgang finden lasst (vgl. 
Kölln 2015: 708). Neben dem gesellschaftlichen Relevanzverlust, den Partei- 
en erfahren, scheint es dennoch — bei yüngeren, innovationsfahigeren Parteien 
— Möglichkeiten zu geben, den Mitgliedersehvvund abzubremsen oder gar 
umzukehren. Dies erschvvert es, die Gründe dafür herauszufinden, vvarum 
manche Parteien mit ihren Umvveltanforderungen besser, manche schlechter 
zurechtkommen, zumindest vvas die Stabilisierung der Mitgliederzahlen be- 
trifft. 


“Part of the difficulty in explaining cross-party variation is that most explanations of 
declining membership focus on the supply-side, i.e. on potential members. VVhilst 


87 


these supply-side explanations can partly account for the general decline of party 
membership and activism, they cannot explain vvhy this trend affects some political 
parties more than others” (Kosiara-Pedersen et al. 2015: 2). 


In einer neueren Publikation pladieren die Autoren daher für eine Fokussie- 
rung und Exploration der ,,demand-side approaches"“ (Kosiara-Pedersen et al. 
2017: 235). 

In Absehnitt 4.4 soll für die Mitgliederparteien auf ebendiese demand- 
side eingegangen vverden, vvobei eine kurze typologische Diskussion uner- 
lasslich ist. Die deutschen GroBparteien bezeichnen sich zugleich als Volks- 
parteien sovvie als Mitgliederpartefen, ,,İdlie Volksparteien sind also durch 
und durch Mitgliederparteien“ (Hornig 2008: 50)7, vvobei für Ostdeutschland 
aufgrund des niedrigen Örganisationsgrades Abstriche in dieser Aussage 
gemacht vverden sollten (vgl. Decker et al. 2014: 10). In der Mitgliederpartei 
spielt, den ,Gesichtern"“ der Partefen von Katz und Mair (1993) folgend7, vor 
allem die Parfy on the Ground eine groBe Rolle, umfasst die Organisations- 
ebene doch die ,einfachen" Parteimitglieder, die neben Pflichten vvie der 
Entrichtung von Mitgliedsbeitrigen auch Rechte vvie Beteiligungsmöglich- 
keiten und Mitbestimmung über den politischen Kurs haben. Die genannten 
Tendenzen, nach denen Parteien Mitglieder und gesellschaftlichen Rückhalt 
zugleich verlieren, mögen zvvar nicht evvig demselben Trend folgen, doch ist 
əder Sehlüssel zu diesem Umkehrprozess fT...1 allerdings bislang vveder von 
der Parteienforschung noch von den Organisationspraktikern in den Parteien 
gefunden vvorden“ (VViesendahl 2009a: 256). 

Die aufgezahlten ,Krisensymptome"“ sind zudem keine erst seit Kurzem 
diskutierten Herausforderungen im Umfeld von Partefien, sondern seit den 
ausgehenden 1970er-/ahren akut sicht- und seit den 1980er-/lahren in den 
Mitgliederzahlen spürbar. Dennoch sind Parteten, insbesondere die Grolipar- 
teien, nicht an diesen Krisensymptomen zerbrochen, sondern sovvohl organi- 
satorisch als auch finanziell resilient. Zudem müssen sie nicht fürchten, von 
anderen politischen Organisationen ersetzt zu vverden, ,,vveil kein zivilgesell- 
schaftlicher Akteur das Format besitzt, die Aufgabe von Parteien zu über- 
nehmen" (VViesendahl 2012a: 38: siehe zudem Vifelhaber 2015: 131). Vor der 
Betrachtung der demand-side zum Mitgliederrückgang soll daher vor dem 
Hintergrund dieser Resilienz in einem ersten Schritt untersucht vverden, ob 
die sinkende Mitgliederzahl aus strategischer Perspektive irrelevant ist oder 
ob sich dadurch ein gevvisser Leidensdruck aufbaut, den vor allem CDU und 
SPD spüren vverden. Dazu vverden sovvohl Nutzen als auch ,Schaden" von 
Parteimitgliedern evaluiert, um zu überprüfen, ob Parteimitglieder überhaupt 
noch als relevante Organisationsressource zu bezeichnen sind und vvelche 
angebotsseitigen Konsequenzen dies impliziert. 


72 Siehe dazu auch den Literaturbericht von Hofmann (2004, bspvv. 2004: 87). 
73 Basierend auf Sorauf (1967: 37), der die orgarization proper, die party in office und die 
party-in-the-electorate als Gesichter von Parteien identifizierte. 
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4.3 Die Mitgliederpartei — Nutzen und Schaden von 
Parteimitgliedern 


ə Political parties are at the heart of democratic political institutions, and party 
members are at the heart of some of these parties“ (Scarrovv 2007: 636). 
“Some of these parties” sind hier vor allem die Mitgliederparteien, zu denen 
sich SPD und CDU nach eigenem Bekunden zahlen (zur SPD vgl. Gorholt 
2009: 260: zur CDU vgl. Niebuhr 2009: 251)”. Thr idealtypisches Ziel ist es, 
bestehende Mitglieder zu halten und neue zu rekrutieren. 

Die Mitgliederpartei vvird in der Literatur verhaltnismAlbig vvenig betrach- 
tet (vgl. Morgenstern 2014: 125), vvas damit zusammenhüöngtf, dass eine zah- 
lenmABig grofBe Mitgliederbasis ecinigen Parteitypen zvvar nicht fremd ist, 
yedoch mehr und mehr entbehrlich scheint (bspvv. in der Kartellpartei, siehe 
Katz und Mair 1995 sovvie Katz und Mair 2009). Die Ürsprünge der Mitglie- 
derpartei finden sich in den Massen- bzvv. Massenintegrationspartefien, in 
denen Mitglieder vvesentlicher Bestandteil des Parteityps sind (vgl. Krouvvel 
2012: 230). Die Strukturmerkmale der Massenintegrationsparteien vvurden 
von der Mitgliederpartei vveitgehend übermnommen (vgl. VViesendahl et al. 
2009: 10). Definieren lösst sich die Mitgliederpartei anhand einiger Abgren- 
zungsmerkmale, die VViesendahl festlegt: so verfügt sie über einen ,,festen 
und dauerhaft organisierten Mitgliederstamm" (VViesendahl 2006: 17) und 
bedient sich ,,freivvilliger Mitglieder und der von ihnen bereit gestellten Res- 
sourcen İT...1, um den Parteibetrieb zu unterhalten und um ihre Kernaufgaben 
zu erfüllen“ (VViesendahl 2006: 20). Als strategische Organisationsressource 
halten die Mitglieder die Mitgliederpartei organisatorisch, finanziell und 
programmatisch am Leben. Demokratietheoretisch komnt eine Repröisentati- 
onsfunktion hinzu, vvobei hter — ahnlich vvie bei der ,Volkspartei” — vor allem 
das Reprösentationsverstandnis deskriptiver Reprisentation zutage tritt. Die 
deutschen Volksparteien zielen darauf ab, in der Sozialstruktur ihrer Mitglie- 
der die gesamtgesellschaftliche Sozialstruktur (vgl. Biehl 2009b: 114, .Fun 
2011a: 100) vviderzuspiegeln 7”, vvas angesichts der Atomisierung der sozialen 
Milieus zunehmend diffiziler vvird. Die sukzessive Erosion dieser Reflekti- 
ons- und Reprisentationsbeziehung vvird kritisch betrachtet (vgl. Dose et al. 
2012: 6f.), vvenngleich von Beyme (2000: 156) schlieBt, dass deskriptive 
Repröisentation unnötig sei, vvenn die inhaltliche Vertretung im Sinne einer 
substantiellen Reprisentationsbeziehung gevvahrt vverde. Biehl (2014: 113) 


74 Bemerkensvvertervveise nennen sich auch die anderen etablierten deutschen Parteien in 
ihrem Selbstverstündnis ,Mitgliederparteien" (vgl. zur CSU Zorzi 2009, zur FDP Beerfeltz 
2009: zu der LINKEN Kahrs 2009 und zu den Grünen Lemke 2009). Auf die besondere 
Relevanz dieser Selbstzuschreibung hinsichtlich einer legitimatorischen Funktion vvird 
noch cinzugehen sein. 

75 (Um sich damit zugleich als Mitgliederparteien gerieren zu können. Zum schvvierigen 
Verhaltnis von Volkspartefen zu ihren Mitgliedern siehe VViesendahl (2011a: 65). 
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konstatiert, dass ,,in der Gesamtschau fT...1 alle gesellschaftlich relevanten 
Positionen von den Parteimitgliedschaften vertreten“ vverden, vvas die ,,unter 
Demokratiegesichtspunkten İT...) unverzichtbare Funktion" (Decker und 
Oeltzen 2009: 264) der Parteimitglieder unterstreicht. 

Innerhalb der Mitgliederpartei sollte sichergestellt sein, dass die Mitglie- 
der ,,am Prozess der Politikformulierung und Entscheidungsfindung nen- 
nensvvert beteiligt sind“ (vgl. VViesendahl et al. 2009: 12). Die Einbeziehung 
der Mitglieder in Entscheidungen, in die programmatische und Tmnhaltliche 
Ausrichtung sovvie allgemein in den organisatorischen Alltag der Partei, 
sollte gevvahrleistet sein. Den Rechten der Mitglieder, an Entscheidungen der 
Partei beteiligt sein zu können, stehen Pflichten vvie die Entrichtung cines 
Mitgliedsbeitrages sovvie die Bekundung, Mitglied ausschlieBblich der eigenen 
Partei zu sein, gegenüber “. Die Art und VVeise und der Umfang der Integra- 
tion von Mitgliedern in das Parteihandeln vverden in der Forschung kontro- 
vers diskutiert. hun schlagt daher vor, cin parteiendemokratisches Modell von 
einem elektoralen Modell der Mitgliederpartei zu unterscheiden, das erste 
nennt er auch partizipatives Modell (siehe hun 2018). Das partefendemokrati- 
sche Modell beruht auf drei Prinzipien: (1) Mitglieder müssen eine aktive 
Rolle im innerparteilichen Entscheidungsfindungsprozess übernehmen kön- 
nen, (2) parteiinterne Amter sind ausschlieBlich Mitgliedern vorbehalten, 
Nichtmitglieder können bei der Besetzung von Amtern nicht berücksichtigt 
vverden und (3) die Parteiführung ist gegenüber den Mitgliedern für ihr Han- 
deln rechenschaftspflichtig (vgl. Tun 2004: 99 und Tun 2013: 126). In dieser 
Auspragung der Mitgliederpartei ist die Rolle der Parteibasis gestürkt. Auf 
der anderen Seite steht das Modell der elektoralen Mitgliederpartei, die die 
innerparteiliche Partizipation vveitgehend vernachlassigt und nur vvenige 
Mözglichkeiten zur Beteiligung bietet. Ihr ist eher die Logik der VVahlerpartei- 
en inhörent, den Stimmengevvinn zum Hauptziel zu machen und die Mitglie- 
der als nützliches Vehikel im VVahlkampf zu betrachten, die zur Mobilisie- 
rung der VVahler beitragen können. 

Die Mitgliederpartei gilt — zumindest für deutsche Partefien — als ,,unhin- 
terfragtes 1dealbild von Parteiorganisationlen/“ (Sehroeder und Neumann 
2010: 208)”, vvobei sich die Frage stellt, vvelche Ausprügung für die unter- 
suchten Parteien SPD und CDU gegenvvürtig empirisch festzustellen ist. 
Reformversuche der deutschen Partefen in Richtung ciner zunehmenden Mit- 
gliederbeteiligung vveisen nur scheinbar in die Richtung der demokratischen 
Mitgliederpartei. Der konstatierte Misserfolg der unternommenen Partei- 


76 VVenngleich die Piratenpartei sovvie DIE PARTEI in Deutschland prinzipiell Mehrfachmit- 
gliedschaften zulassen, scheitert dies daran, dass die meisten anderen Parteien Mehrfach- 
mitgliedschaften ausdrücklich ausschliefsen. 

77 Siehe aus der internationalen Perspektive Scarrovv (2013a: 127), die anmerkt: ,,The mem- 
bership party is no longer the dominant actual form of organization for parties in estab- 
lished parliamentary democracies in Europe, nor is it the ideal to vvhich all parties pay lip- 
service”. 
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reformen der letzten /ahrzehnte (vgl. Tun 2009a, für einen vveiteren Überblick 
siehe Neumann 2013a) ist cin Indiz dafür, dass Parteien diese Reformen 
halbherzig und nicht mit letzter Konsequenz durchführen. ./edoch muss da- 
rauf hingevviesen vverden, dass — vvie bei den meisten politikvvissenschafitli- 
chen Idealtypen — die empirische VVirklichkeit sich nicht auf den Extrem- 
punkten zvvefter Pole verorten lüsst, sondern Mischtypen existieren (vgl. .un 
2013: 127). 

Die Frage, vvie viele Mitglieder ecine Partei haben muss, um Mitglieder- 
partei genannt zu vverden, ist nicht abschlieBend geklart. Yun (2004: 97) 
schlagt vor, dass 0,5 Prozent der VVahlberechtigten Mitglied einer Partei sein 
müssen, damit diese das Etikett der Mitgliederpartei tragen kann. Für 2017 
bedeutet dies bei einer Zahl von 61,5 Millionen VVahlberechtigten (vgl. Der 
Bundesvvahlleiter 2017), dass davon 307.500 Bürger in einer Partei organi- 
siert sein müssen, damit diese — aus der Forschungsperspektive — Mitglieder- 
partei heiben kann”?. Die SPD sovvie die CDU erfüllen diese Zielvorgabe 
gegenvvartig (noch). Die in Absehnitt 4.1 konstant rücklaufige Zahl der Par- 
teimitglieder in den deutschen Grolparteien (vgl. Niedermayer 2014: 420) 
erschvvert yedoch die Einhaltung dieser Schvvelle auf lange Sicht. Ob damit 
das ,....goldene Zeitalter der Mitgliederparteien endgültig vorbei zu sein 
scheint“ (Niedermayer 2011: 46, auch: Niedermayer 2018b: 15), kann nicht 
mit Sicherheit konstatiert vverden, doch zeigt der Trend deutlich in diese 
Richtung. Nach Alemamn und Spier (2008: 40) verliert die Mitgliederpartei 
zvvar an Profil, doch vvirke sich der Mitgliedersehvvund nicht auf das Profil 
und die Arbeitsvveise der Partefen aus: sie konstatieren: ,,Das ,Ende der Mit- 
gliederpartei" steht uns fedenfalls in VVesteuropa noch nicht ins Haus" (Ale- 
mann und Spier 2008: 40). 

Um den Nutzen von Mitgliedern bevverten zu können, müssen mehrere 
Aspekte berücksichtigt vverden. Parteien benötigen schon aus einer organisa- 
torischen Notvvendigkeit heraus Mitglieder, um Posten zu besetzen. Machnig 
(2001: 106) spricht in einer ölteren Publikation für die SPD von 70.000 zu 
besetzenden Posten, für die Mitglieder rekrutiert vverden müssen (zu dieser 
Notvvendigkeit siehe auch Decker 2015: 242). Andererseits entsteht durch 
Konkurrenz unter Umstinden ein ,Postengerangel" auf lokaler Ebene, das zur 
VVahrung einer geschlossenen AuBenvvirkung der Partei vor Ort unbedingt 
vermieden vverden sollte. Neueren Erkenntnissen zufolge ist dieser Streit um 
Amter fedoch eher ausgeschlossen. Dose und Fischer (2013: 894) gehen 
davon aus, dass Parteflen aufgrund ihrer Rekrutierungsschvvachen erhebliche 
Probleme dabei hitten, Amter und Mandate zu besetzen. 

Des VVeiteren bieten Mitglieder insbesondere in ,Krisenvvahlen" (vgl. von 
Beyme 2000: 120f.) eine ,sichere Bank”, da sie zum grolen Teil die eigene 


78 Auf Landesebene betrachtet kann die CSU diese Marke ebenfalls erfüllen. Da sie yfedoch 
nicht bundesvveit operfert, soll sie nicht Gegenstand dieser sovvie vveiterer Betrachtungen 
sein. 
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Partei vvahlen. Mitglieder können aber auch — vor allem, vvenn sie unzufrie- 
den und frustrtert sind — als negativer Multiplikator dienen und zu unvorher- 
gesehenen Handlungen neigen. VVenngleich Scarrovv (2007: 648) nachvveisen 
kann, dass Mitglieder im VVahlkampf eine spürbar positive VVirkung entfalten 
und sie vor allem in VVahlen mit knappen Ausgang entscheidend sein können 
(vgl. Lees-Marshment und Pettitt 2014: 246), können sie im Vergleich zu 
VVahlem ,,als extremer in ihren VVerthaltungen sovvie politischen Positionen"“ 
(Gün 2004: 76) ” gelten und damit den Erfolg ihrer Partei gefahrden, zudem 
lassen sie sich von der Partei nicht volİstandig steuern (vgl. Neumann 2013b: 
125). Obschon VVahlkimpfe heutzutage eher kapital- denn arbeitsintensiv 
sind, bleibt das ,grassroots-campaigning" dennoch ein vvesentliches Element, 
um zum VvVahlsieg beizutragen (vgl. Scarrovv 2015: 103). Im VVahlkampf sind 
die Mitglieder besonders vvertvoll: Sie vverben unentgeltlich an VVahlistinden 
für ihre Partei und können durch /ace-fo-face-Kontakt das erreichen, vvas 
VVare (1992: 75) als ,vinning hearts and minds“ bezeichnet. Ohne die Ehren- 
amtlichen müssten Parteien auf bezahlte Kampagnenhelfer zurückgreifen — 
vvie z.B. in den USA (vgli. Nielsen 2012: 26) —, vvas das finanzielle Budget 
der Parteigliederungen schnell aufzehren könnte. 

Die VVirkung der Parteimitglieder als ,,gesellschaftliche Seismographen“ 
(Niedermayer 2011: 30) erklürt sich aus der Linkage-Funktion der Partefen, 
die den Kontakt der Partei zu den VVahlem, die sie reprüsenttieren vvill, über 
die Parteibasis aufrechterhalten kann. Dem steht entgegen, dass die Linkage- 
Funktion der Parteten national vvie international seit den 1960er Vahren deut- 
lich nachgelassen hat (vgl. Allern und Verge 2017: 128). Problematisch für 
die Ausrichtung der Partei kann dies vverden, vvenn die Parteiführung die 
Seismographen-Funktion der Mitglieder überschatzt und sich an ,yradikalen 
Parteiaktivisten“ (Detterbeck 2009: 292) orfentiert. 

Mitglieder dienen vor allem als Legitimierungsinstanz für dic Partei (vgl. 
Detterbeck 2005a: 67, Vielhaber 2015: 87f., “un 2004: 77) und für das ge- 
samte demokratische System. Parteien, die eine hohe Zahl an Mitgliedern 
vorvveisen können, vervveisen damit auf ihre besondere gesellschaftliche 
Vervvurzelung, die in den groBen Mitgliederbestünden ihren Ausdruck finde. 
Die kontinuterliche Abnahme dieser Bestiönde kehrt diesen Effekt um, sodass 
die Legitimationsbasis der Mitgliederparteien Stück um Stück erodiert. Dass 
die GrolBparteien sich vom Modell der Mitgliederpartei nicht lösen, hat nach 
Bukovv (2009: 223) daher insbesondere normative Gründe. 

Die Funktion der Parteimitglieder als Geldgeber ist hingegen umstritten: 
Parteimitglieder finanzieren zvvar durch Beitraüge und Spenden die Partei, 
verursachen aber erhebliche Kosten durch den bürokratischen Aufvvand, der 
durch die Vervvaltung und Aktualisierung der Mitgliederkartefien entsteht. 
Hinzu kommen die Organisation und Finanzierung von Parteitagen sovviec 


79 Siehe grundlegend May (1973) und dazu vviederum Quinn (2005: 28) mit einer Kritik. 
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regelmaBige Anschreiben in Form von Brtefen und Nevvslettern (siehe dazu 
VViesendahl 2006: 112). Finanziell besonders aufvvendig sind innerparteiliche 
Partizipationsmöglichkeiten für Parteimitglieder, vveshalb z.B. die Parti Soci- 
aliste in Frankreich 2011 eine ,Partizipationsgebühr" erhoben hat, um die 
zusützlichen Kosten für eine Urvvahl zu decken (siehe zu den Kosten inner- 
parteilicher Demokratie Scarrovv 2013b). Zu beachten ist für deutsche Partei- 
en die relative Finanzierungsobergrenze, die besagt, dass staatliche Zuvven- 
dungen die Mittel, die Parteien aus Spenden und Mitgliedsbeitragen ervvirt- 
schaften, nicht übersteigen dürfen (vgl. Poguntke 1994: 204). Klein und Spier 
(2011a: 2111.) vveisen daher auf die VVichtigkeit der Mitgliedsbeitrage hin. 
Dose und Fischer (2013: 893) schlieBen, dass der VVegfall der Mitgliedsbei- 
trage gar ,,zu einer substantiellen Sehvvachung der Parteien“ führe. Andere 
Autoren merken yedoch an, dass Partefen ihre finanziellen Ressourcen aus 
anderen Quellen erschlieben können. Dies betrifft vor allem staatliche Res- 
sourcen (vgl. Arnim 2011), die die Querfinanzierung durch parteinahe Stif- 
tungen und Fraktionsmittel der Parteien einschlieBen, vvomit diese den Mit- 
gliedsbeitrigen daher relativ gleichgültig gegenüber stehen können (Vgl. 
VViesendahl 2009b: 39). 

Hinsichtlich der Mitgliedervverbung erfüllen bestehende Mitglieder ecine 
essentielle Funktion, indem sie neue Mitglieder vverben (vgl. Niedermayer 
2011: 31). Die Einkapselung der Mitglieder in ihren Ortsverbainden kann 
yedoch absehreckend vvirken und die Attraktivitat für Neumitglieder deutlich 
senken (vgl. Fun 2009a: 194). Gemeinsam mit der Überalterung der Parteien 
verstürkt sich dieser Effekt noch. ,,İTlhel...1 ,senior centre charm" has a 
deterrent effect on the already lagging recruitment of up and coming young 
members" (Fun 2011b: 210). 

Zuletzt können Parteimitglieder Politikinnovationen anstof3en, diese 
Funktion ist heutzutage yedoch zu vernachlassigen (vgl. Fun 2009b: 249) und 
soll daher nicht vveiter ausgeführt vverden. 
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Tabelle 3: Nutzen und Schaden von Parteimitgliedern 


Parteimitglieder... 


Möglicher Nutzen 


Mözglicher Schaden 


...als Humanressource 


...als Garant elektoraler 
Stabilitat 


...Əals VVahikimpfer 


...als gesellschaftliche 


Seismographen 


...Əls Legitimierungsinstanz 


...als Geldgeber 


...als Multiplikatoren 


...Əals İnnovatoren 


Rekrutierung von Amts- und 
Mandatstragern bzvv. Kandi- 
daten in breitem ,Rekrutie- 
rungspool” leichter 


Mitglieder verhindern als 
,sichere VVahler: totale Ein- 
brüche bei VVahlen 


Mitglieder mobilisieren VVahler 
in VVahlkampizeiten 


Mitglieder halten die Verbin- 
dung zur Geselischaft auf- 
recht 


Mitglieder legitimieren den 
demokratischen Anspruch der 
Parteien und das politische 
System per se 


Mitglieder finanzieren Partei- 
en mittels Beitragen und 
Spenden 


Bestehende Mitglieder vver- 
ben neue Mitglieder 


Mitglieder entvvickeln ,Politik- 
innovationen" 


,Postengerangel” und mögli- 
che Konflikte, auch auf lokaler 
Ebene 


Mitglieder sind ein schlecht 
kalkulierbarer Unsicherheits- 
faktor und neigen zu unvor- 
hergesehenen Handlungen 


Mitglieder gelten als ideologi- 
scher und damit als extremer 
im Gegensatz zu den VVöh- 
lern der Partei 


Gefahr der politischen Instabi- 
litat, vvenn sich die Parteielite 
an den ,radikalen Parteiakti- 
visten" orientiert 


Sinkende Parteimitgliederzah- 
len können zur Umkehrung 
des Legitimierungseffektes 
beitragen 


Mitglieder verursachen 
bürokratische Kosten durch 
den Vervvaltungsaufvvand 


Mitglieder pflegen meist 
selbstbezogene Rituale auf 
lokaler Ebene, die abschre- 
cken können 


Mitglieder zeigen Beharrungs- 
tendenzen und Strukturrigidi- 
tat 


Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Yun (2015: 21) 


VVenngleich die neuere Forschung Parteimitglieder als vvertvolle Ressource 
für Parteien anerkennt (vgl. Kölln 2014: 202), lasst sich am möglichen Scha- 
den von Mitgliedern ableiten, dass es sovvohl vom Partefentyp als auch vom 
Selbstbild einer Partei abhangt, ob Mitglieder für sie nützlich oder hinderlich 
sind. Aufgrund der besonderen legitimatorischen Funktion von Mitgliedern 
kann davon ausgegangen vverden, dass Mitgliederparteien bestehende Mit- 
glieder binden und neuc rekrutieren möchten, da sie damit sovvohl funktionel- 
len als auch pragmatischen Ansprüchen gerecht vverden. Der dabei von den 
Parteien betriebene Aufvvand — vor allem sichtbar an der Parteireform der 
SPD im /ahr 2011 — kann als İndiz dafür gelten, dass die Mitgliederparteien 
ihr Etikett als ebensolche vvahren möchten. Morgenstern (2014: 103) schlielbt 
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in ihrer soziologischen Untersuchung ebenfalls, dass die Gevvinnung vieler 
Mitglieder für Mitgliederpartefen ,,ein gro8els) Thema und neben der Macht- 
beteiligung eines der vvichtigsten Ziele Iseil". 

Ausgehend vom Typus professioneller VVahlerparteien (siehe dazu von 
Beyme 2000) liegt es hingegen nahe, den Schaden, den Mitglieder anrichten 
können, potentiell höher zu bevverten. Vielhaber (2015: 89) vveist darauf hin, 
dass Mitglieder in diesen störend vvirken, die inhaltliche Flexibilitit und 
Ausrichtung der Parteispitze becintrüchtigen und Mandatstrager vvertvolle 
Zeit und Aufmerksamkeit kosten können (siehe dazu ebenfalls Sehmid und 
Zolleis 2009: 282). Das bedeutet aber nicht, dass die VergröBerung der Parfy 
on the Ground stets Nachteile für den gesamten restlichen Parteiapparat 
bringt. Die Annahme von Micus (2011: 22f.), dass vor allem die mittlere 
Hierarchieebene Leidtragende einer Starkung der Parfy on the Ground sei 
(siehe azeg Totz 2011: 5) und die hohen Führungsebenen vviederum von 
einer Revitalisierung der Basis profitieren können, erklört, vvarum Parteien 
die Basis starken können, ohne zugleich einen Machtverlust in der Führungs- 
ebene befürchten zu müssen. VViderstande in der mittleren Führungsebene 
vviederum können dann dafür verantvvortlich gemacht vverden, dass Parteire- 
formen die Macht der Parteibasis inkrementell, aber nicht substantiell stür- 
ken$0, 

Insgesamt ist die Mitgliederpartei bzvv. die Bedeutung des Mitglieder- 
stammes in der Forschung also nicht unumstritten. Mit ihrem Typus der Kar- 
tellpartei zeigen Katz und Mair (1995) die Trennung von professionellen 
Parteimitarbeitern und Mandatstragern zur Parfy on the Ground auf, die ihrer 
Ansicht nach zunehmend irrelevant gevvorden ist. Grund dafür sei, dass sich 
die Funktionen, die sie erfüllt, ovfsourcen lassen (vgl. dazu auch das 
,Restatement: von Katz und Mair 2009: 759, Bolleyer 2009: 561). Die Kar- 
tellpartei reiht sich damit typologisch in die Abschiedsgesinge auf die Mas- 
senmitglieder- und Volkspartefen ein. ,,lm Zentrum der meisten Krisendiag- 
nosen steht der Niedergang der Volksparteten als Mitgliederparteien“ (Lied- 
hegener 2011: 234). Die altere Parteienforschung legte diesen Trend zur 
Entvvertung der Mitgliedschaft bereits offen, indem sie darauf hinvvies, dass 
Parteteliten im Sinne der Oligarchisierung von Entscheidungsstrukturen den 
Mitgliedern Stück für Stück Entscheidungs- und Gestaltungsrüume nehmen 
vvürden (siehe dazu z.B. Duverger 1954: 133-135, Kirchheimer 1965: 32, 
Panebianco 1988). Andere Autoren zeigen ebenfalls auf, dass der Mitglieder- 
stamm von Partefen in der Forschung als bedeutungslos anerkannt vvird, vvie 
VViesendahl (2009b: 36) modernen Parteitypen attestiert und hun (2000: 352) 
der Forschung zu Parteien in VVesteuropa entnimmt. Vor allem in der anglo- 
amerikanischen Forschung findet sich höufig die Feststellung vvieder, dass 
Parteimitglieder eher nutzlos seien (vgl. Scarrovv 1994: 41), bedingt durch 


80 Siehe dazu noch ausführlicher Abschnitt 4.4.1. 
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den Ausbau der Massenmedien und vor allem des Fernsehens. Die massen- 
mediale Kommunikation kompensiere dabei die cinstigen Aufgaben der Mit- 
glieder als Mittler und Multiplikatoren, den Mitgliederparteien vverde daher 
der ,,Totensehein“ (VViesendahl 2009b: 37) ausgestellt. Der Kontakt, den 
Parteimitglieder zu Bürgern herstellen können, ist aber deshalb so vvirkungs- 
voll, vveil er eben nicht über die Massenmedien gefiltert vvird, sondern im 
persönlichen Gespraüch authentisch vermittelt vvird, ein Aspekt, auf den schon 
Epstein (1967: 114) hinvveist$51, Eline experimentelle Studie von Gerber und 
Green (2000: 662) vveist auf die positiven Effekte des persönlichen Ge- 
spröchs auf die Entscheidung, vvahlen zu gehen, hin. Und so erkennt auch die 
Partetenforschung — das schlieÖt zumindest VViesendahl (2009b: 45) —, dass 
der Nutzen einer zahlenmölbig gro5en Mitgliedschaft, die im VVahlkampf auf 
lokaler Ebene entscheidenden Stimmen mobilisieren könne, lange unter- 
schatzt vvurde und erst langsam vvieder in der Forschung vvahrgenommen 
vvird. 

Zuletzt soll damit ein Ausblick auf die Zukunft der Mitgliederpartei ge- 
geben vverden. Der stetige Rückgang der Mitgliederzahlen bei gleichzeitig 
angenommenem Nutzen von Parteimitgliedern birgt die Gefahr, dass Mit- 
gliederparteien das eigene Überleben nicht mehr sicherstellen können. Partei- 
en müssen in einem Feld harter Konkurrenz agieren und sich ihrer marktahn- 
lichen Umvvelt anpassen, um zu überleben (vgl. Kölin 2014: 97, 187). Mit- 
gliederpartefen, die den organisatorischen Status Quo erhalten vvollen, müs- 
sen Austritte daher mindestens durch Eintritte kompensieren können, vvollen 
sie ihre organisationale Schlagkraft vvahren (siehe dazu VVfesendahl et al. 
2018: 310). Die Aktivitaten der SPD und CDU auf allen Ebenen im Rahmen 
von VVahlen, öffentlicher Prüsenz, Regierungsverantvvortung und medialer 
Prasenz zeigen, dass die untersuchten Parteien ihre organisationalen Ziele 
und Kernfunktionen anscheinend aufrechterhalten können. Die Aufstockung 
der Parteienfinanzierung in der ,Sommerpause" 2018 hingegen laüsst vermu- 
ten (vgl. FAZ 2018), dass sich vor allem bei der SPD allmahlich finanzielle 
Probleme ergeben, die sich nicht auf Missvvirtschaft zurückführen lassen. 
Invvtevveit der prognostizierte Mitgliederrückgang zum Problem vverden kann 
und vvann cine gevvisse kritische Schvvelle unterschritten vvird, unter der die 
Mitgliederparteien in ihrer Arbeit gelihmt vverden und das Überleben als 
gefahrdet betrachtet vverden muss, ist in dieser Studie nicht zu klüren. 

AbsehlieBend vvird konkludiert, dass der Nutzen von Parteimitgliedem fir 
Mitgliederparteien die Kosten durchaus übersteigt. Die Mitgliederpartei 
gevvinnt den besonderen Nutzen aus einer Massenmitgliedschaft vor allem 
durch legitimatorische und normative Vorteile, kann yedoch ebenso von der 
kostenlosen Arbeitskraft, die Mitglieder insbesondere im VVahlkampf zur 
Verfügung stellen, profitieren. Zugleich bedroht die Normalisierungstendenz 


81 VVenngleich Epstein (1967: 118) ebenso vvie andere Autoren den Gesamtnutzen einer 
Massenmitgliederbasis infrage stellt. 


96 


der Mitgliederzahlen auf niedrigem Niveau genau diese Vorzüge. Hinsicht- 
lich der Zukunft der Mitgliederpartefen stellt sich daher die Frage, vvas die 
Parteien zuerst aufgeben: die Massenmitgliedschaft oder aber den Anspruch, 
Mitgliederpartei zu sein. 


4.4 Anreize zum Parteibeitritt 


Auf Basis einer Rational-Choice-Überlegung lösst sich diesem Absehnitt ecine 
simple Grundannahme voranstellen: Übervviegen die Beitrittsanreize über die 
Beitrittshemmnisse, treten Menschen in eine Partei cin (vgl. Niedermayer 
2009: 96). Die Art der Anreize, die für einen Parteibeitritt relevant vverden, 
vvurden dabei unter anderem von Nfiedermayer (1989) sovvie von Seyd und 
VVhiteley (1992) erarbeitet und spielen in der Parteienforschung eine promi- 
nente Rolle, da sie für Parteimitgliederstudien in Europa ,,eine vergleichsvvei- 
se hohe Erklarungskraft“ (Alemamn und Spier 2008: 36) aufvveisen55. 

Seyd und VvVhiteley (1992) halten altruistische Bevveggründe und soziale 
Normen für partizipationsfördernd, Kern ihres Modells ist yedoch ein rationa- 
listischer Ausgangspunkt. Sie unterscheiden zvvei Arten von Anreizen, die 
Menschen dazu bevvegen vvürden, einer Partei beizutreten: selektive und 
kollektive Anreize. Erstere teilen sie in outcome-bezogene Anreize auf der 
einen und prozessbezogene Anreize auf der anderen Seite ein (vgl. Seyd und 
VVhiteley 1992: 64). VVohingegen outcome-bezogene Anreize das İInteresse an 
einem politischen Amt ausdrücken, können sich die prozessbezogenen Anrei- 
ze als geselligkeitsorientiert bezeichnen lassen. Kollektive Anreize vviederum 
vverden in positive und negative Anreize unterschieden. Erstere meinen, ecine 
bestimmte Politik zu verfolgen und an ihrer Vervvirklichung zu arbeiten, 
letztere meinen, in Opposition zu einem Thema, einer Partei oder einer Per- 
son zu treten. 

Um sich den Anreizen und Hemmnissen zum Parteibeitritt empirisch bes- 
ser annaihern zu können, sollen die deutschen Parteimitgliederstudien der 
letzten Tahrzehnte zusammengefasst vverden55, Aus ihnen soll extrahiert vver- 
den, vvelche Anreize den Parteibeitritt bestimmen und vvie sich diese gevvan- 
delt haben. Zum Ende dieses Absehnitts hin vverden die Parteibeitrittsanreize 
der Potsdamer Parteimitgliederstudie sovvie der Nachfolgestudie, der Deut- 
schen Parteimitgliederstudie, vorgestellt, die auf den Anreizen von Seyd und 
VVhiteley (1992) aufbauen und diese pröüzisieren. 


82 Diese Aussage von Alemann und Spier (2008) vvird im Folgenden noch eingehender über- 
prüft: siehe zu einer Abschlussbemerkung dazu auch Absehnitt 7.4. 

83 Insbesondere diefenigen, die sich mit den Untersuchungsgegenstiönden dieser Studie be- 
schaftigt haben. 


97 


In ciner Gegenüberstellung von CDU und SPD zeigt Diederich (1973) nur 
vvenige konkrete Bettrittsmotive auf83. Das Item ,Anderes“ sovvie ,VVeil 
nicht, keine Angabe" ist bei den untersuchten Parteien CDU und SPD die 
haufigste Antvvort, vvas nicht gerade auf die besondere Güte des Fragebogens 
schlie5en lasst. Zu den Anlaüssen des Parteibeitritts nennen die Befragten 
dahinter ein bestimmtes politisches Ereignis (CDU: 17 96, SPD: 13 €6), pri- 
vate Kontakte (CDU: 17 76, SPD: 19 €6), berufliche Kontakte (CDU: 7 96, 
SPD: 12 96) und die VVerbetatigkeit der Partei (CDU: 19 “6, SPD: 12 €2) (vgl. 
Diederich 1973: 48). VVenngleich die Fallausvvahl nicht reprisentativ, die 
Fallzahl aber doch beachtlich ist (für die CDU sind es 492 Falle, für die SPD 
554 Falle), kann den Ergebnissen entnommen vverden, dass Netzvverk- und 
VVerbeeffekte auf den Entschluss, einer Partei beizutreten, eine nicht zu un- 
terschatzende VVirkung zeigen. 

Meyenberg (1978) sehlüsselt die Beitrittsmotive von Parteimitgliedern in 
seiner Studie differenzierter auf, vvobei seine Untersuchung regional be- 
schrünkt ist (Unterbezirk Oldenburg). Er kann zeigen, dass die Mehrheit der 
Parteimitglieder einen Parteibeitritt unternommen hat, um die fevveilige Partei 
zu starken und ihre politischen Ziele zu unterstützen (der Autor ermittelt 
einen VVert von 63,3 “6, vgl. Meyenberg 1978: 58). An zvveiter Stelle (28,5 
70) rangiert das Motiv, in die Partei ecingetreten zu sein, ,,da man in unserer 
Demokratie aktiv auf die Politik Einfluss nehmen muss“ (Meyenberg 1978: 
58). Vor dem Hintergrund sozialer Ervvünschtheit kommt Meyenberg (1978: 
60) zu dem Ergebnis, dass der exakte Zusammenhang zvvischen Parteieintritt 
und beruflichen Vorteilen nicht ermittelt vverden könne: dennoch erhalt er bei 
seiner Befragung einen beachtlichen Prozentsatz von 15,6 76 der Befragten, 
die angaben, den Partefeintritt zum Zvvecke des beruflichen Fortkommens zu 
nutzen (vgl. Meyenberg 1978: 60). 

Falke (1982), der die Mitglieder der CDU in efner erheblich gröBeren 
Fallzahl untersucht, kann zeigen, dass bei der Beittrittsentscheidung die politi- 
sche Übereinstimmung mit der eigenen Partei die maB5gebliche Rolle gespielt 
hat (40 96), dahinter liegen dann der Einfluss durch die persönliche Umge- 
bung (also durch Familie, Organisationen oder Peergroups) (25 76) und be- 
stimmte politische Erlebnisse und Ereignisse (23 70). Nicht zu unterschützen 
ist die Mitgliedschaft aus Gründen der Ablehnung der anderen Parteien (16 
70), vvorunter besonders auffallt, dass 3,0 96 der Mitglieder der CDU befgetre- 
ten sind, um eine andere Partei zu bekampfen. Der Partei aus Gründen der 
persönlichen Vorteilsnahme beigetreten zu sein, bekunden nur 3,1 £€6 (vgl. 


84 VVenngleich an dieser Stelle mit Mayntz (1959) begonnen vverden könnte, vvird diese Studie 
aufgrund der geringen Fallzahl nicht aufgenommen. Ein Verzefchnis zu deutschen Partei- 
mitgliederstudien bietet VValter-Rogg (2004), ein Überblick zur VVirkung von Parteirefor- 
men auf die Mitgliederentvvicklung findet sich in VValter-Rogg (2013). In Anbetracht der 
unterschiedlichen Entvvicklung der deutschen Parteien konstatiert sie: ,,Die These, invvie- 
vveit Strukturreformen der Partefen einen Einfluss auf die Mitgliederentvvicklung haben, ist 
FL...) sehvver zu prüfenl“ (VValter-Rogg 2013: 267). 
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Falke 1982: 97), vvas auf die ervvahnte Problematik hinvveist, dass die ,Dun- 
kelziffer" derienigen, die einer Partei aus selektiven, ergebnisbezogenen 
Gründen beigetreten sind, deutlich höher liegen kann. Zudem vveist der Autor 
— in einer für diese Studie eindringlichen Aktualitit — darauf hin, dass zur 
Vervollstindigung des Bildes bestehender Parteimitglieder und ,fulm den 
Einfluss politischer Ereignisse auf die Beitrittsentscheidung cinigerma5en 
volİstündig zu behandeln, F...1 auch ihr Einfluss auf die Entscheidung unter- 
sucht vverden İFmüsstel, einer Partei nichf beizutreten VHervorhebung 1.O./“ 
(Falke 1982: 102). 

Bürklin et al. (1997) überprüfen Beitrittsmotive zur CDU anhand einer 
fünfstufigen Rangskala und verorten dieyenigen Antvvorten, die mit sehr 
vvichtig oder vvichtig angegeben vvurden, als Parteibeitrittsmotiv. Die mit 
Abstand vier vvichtigsten Beitrittsmotive sind dabei folgende: An erster Stelle 
vvird genannt, dass die CDU die einzig mögliche politische Heimat sei (79 
77), an zvvefter Stelle, dass die CDU eine Diskussions-, Themen- und Mitbe- 
stimmungsplattform biete (73 €6), an dritter Stelle, sich in der CDU gut auf- 
gehoben zu fühlen und mit netten Leuten zusammenzukommen (69 96) und 
an vierter Stelle die Möglichkeit, als Mitglied politische Ziele vervvirklichen 
und gesellschaftliche Probleme lösen zu können (6676) (vgl. Bürklin et al. 
1997: 50). Beachtliche 28 “6 gaben zu, als Mitglied der CDU eigene vvirt- 
schaftliche Interessen zu verfolgen, 27 “6 gaben an, in der Mitgliedschaft 
einen persönlichen und beruflichen Nutzen zu sehen. 1m Vergleich zu den 
Studien von Meyenberg (1978) und Falke (1982) offenbaren sich hier andere 
Zahlen. VVenngleich diese die schon genannte Dunkelziffer deryenigen Mit- 
glieder, die aus Gründen persönlicher Vorteile einer Partei beigetreten sind, 
ein vvenig erhellen kamn, so sind die anderen Beitrittsmotive in ihrer Formu- 
Herung zvveideutig und vvenig unterscheidungsfahig. Die Autoren fassen z.B. 
die Möglichkeit, sich in der Partei besser informieren zu können, politische 
Themen diskutieren zu können und in der Politik mitbestimmen zu können zu 
einer Antvvort zusammen. Andere Studien listen diese Motive getrennt auf, 
vvas deutlich sinnvoller ist, da die im Beispiel genannten Beitrittsmotive 
konzeptionell getrennt betrachtet vverden müssten: Information, Diskussion 
und Mitbestimmung unterscheiden sich hinsichtlich der Anforderungen an 
zeitliche Ressourcen sovvie benötigte ef/icacy erheblich voneinander. 

In der ersten ,grof3en" Parteimitgliederstudie, der Potsdamer Parteimit- 
gliederstudie von 1998, vvurden dann 16.000 Parteimitglieder angeschrieben 
und zu verschiedenen Themen befragt (vgl. Heinrich et al. 2002: i-iv). Die 
Autoren und Leiter der Studie gehen dabei, vvie oben genannt, vom General- 
Incentives-Modell nach Seyd und VVhieley (1992) aus. Sie konzentrieren sich 
vor allem auf die ,Pull“-Faktoren der Parteimitgliedschaften und untersuchen, 
vvelche Anreize Partefien aussenden, um Mitglieder zu rekrutieren (vgl. Hein- 
rich et al, 2002: 1f.). Die Studie versucht vveiter, individuelle Motive, also 
,Push“-Faktoren zur Parteimitgliedschaft abzudecken (vgl. Heinrich et al. 
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2002: 3f.) und erreicht damit eine Kopplung des Anreizmodells mit cinem 
individualisierten Motivationsansatz. Für die Parteien des linken Spektrums 
erkennen die Autoren, dass in diesen ,,die VVeltanschauung vor allen anderen 
Motiven ein herausragendes Gevvicht besitzt“ (Heinrich et al. 2002: 5), vvo- 
hingegen das Motiv, die Partei vor Ort zu störken, bei den Mitgliedern der 
CDU praüdominant ist (vgl. Heinrich et al. 2002: 5). 

VViederum basierend auf Seyd und VVhiteley (1992) arbeitet dann die 
Deutsche Parteimitgliederstudie (Spier et al. 2011a) stringent mit (1) selek- 
tiven, (2) kollektiven (3) normativen, (4) altruistischen, (5) ideologischen und 
(6) expressiven Anreizen. (1) Selektive Anreize lassen sich aufsehlüsseln in 
(1a) selektive, ergebnisbezogene Anreize, die die persönlichen Vorteile durch 
eine Parteimitgliedschaft betonen, sprich die Möglichkeit, ein politisches 
Amt oder berufliche Vorteile zu erlangen. Selektive, prozessbezogene Anrei- 
ze (1b) sind solche, die ebenfalls auf persönliche Vorteile abheben und den 
Spa5 an der Partetarbeit als intrinsischen VVert betonen. (2) Kollektive politi- 
sche Anreize fokussieren den Einsatz für die Ziele der Partei sovvte die Ein- 
flussstarkung der Partei und lassen sich aus der Motivation ableiten, gemein- 
sam mit anderen die Inhalte und Ziele einer politischen Partei durchzusetzen. 
(3) Normative Anreize entstehen, vvenn das soziale Umfeld einen Ervvar- 
tungsdruck erzeugt, der das Individuum sehliefilich in die Partei treibt, hier 
ist Parteimitgliedschaft also die Konsequenz aus dem Bedürfnis, es anderen 
recht machen zu vvollen, um die eigene soziale Reputation zu steigern oder 
sich sozialem Druck zu beugen. Die (4) altruistischen Anreize speisen sich 
aus dem VVunseh, die Demokratie erhalten und ihre Funktionsfahigkeit ge- 
vvahrleisten zu vvollen. 1deologische Anreize (5) resultieren aus dem Bestre- 
ben, den Kurs einer politischen Partei mitbestimmen oder gevvisse Parteiflü- 
gel beeinflussen zu vvollen. Zuletzt (6) sind die expressiven Anreize zu nen- 
nen, die cine Sympathieaulğerung an die Partei beinhalten und durceh charis- 
matische Parteiführer verstirkt vverden können"”. Die Verteilung dieser ,An- 
reiztypen" in den Partefen ergibt cin ahnliches Bild bei allen etablierten deut- 
schen Partefen: In den Parteibeitrittsmotiven übervviegen, mit Ausnahme der 
CDU, stets die kollektiven, politischen Anreize, dicht gefolgt von den altruis- 
tischen Anreizen sovvie den expressiven Anreizen (vgl. Laux 2011a: 65). 
Sehlie$lich folgen die selektiven, prozessbezogenen Anreize, dann die ideo- 
logischen sovvie normativen Anreize und zuletzt die selektiven, ergebnisbe- 
zogenen Anreize (vgl. Laux 2011a: 65). Klein und Spier (2011b: 37) vveisen 
darauf hin, dass 34 Prozent der 18- bis 24-fahrigen Parteimitglieder aus Inte- 
resse an cinem öffentlichen Mandat Parteimitglied gevvorden sefen. Insbe- 
sondere für die vvichtige Zielgruppe der yungen Beitrittsbereiten haben selek- 
tive, ergebnisbezogene Anreize einen nicht zu unterschatzenden Stellenvvert. 


85 Eline Übersicht dieser Anreize findet sich bei Laux (2011a: 63). 
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Abbildung 3: Motive für den Parteibeitritt - CDU und SPD im Vergleich 
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Quelle: Laux (2011a: 65), eigene Darstellung. Verortung der Anreize auf einer Skala von 
0-10, 0 bedeutet ,überhaupt nicht vvichtig", 10 bedeutet ,sehr vvichtig" 


Diese eher abstrakten Anreize sagen ?edoch noch nichts aus über Partikula- 
rinteressen, die als konkrete Anlaüsse zum Parteibeitritt dienen. Laux (2011a: 
73) schlüsselt diese auf und zeigt, dass an oberster Stelle das politische Inter- 
esse sovvie der VVunsch nach politischem Einfluss stehen (siehe Abbildung 
4). Auffallig ist, dass Protest als Anlass zum Parteibeitritt hohe VVerte erzielt. 
Hier ist freilich zu fragen, ob damit ausschlieBlich die Mitgliedschaft in einer 
Protestpartei verbunden ist oder ob Protest auch mit der Mitgliedschaft in 
einer der GrolBparteien verbunden vvird. Aus Abgrenzung und damit Protest 
gegen sich (vermeintlich oder tatsöchlich) radikalisierende partefpolitische 
Krüfte die Mitgliedschaft in ciner der GroBpartefien als Mittel zu suchen, um 
ebendiese Krüfte einzuhegen, erscheint nicht unplausibel. 

Laux (20114a: 72) nimnt an, dass diese konkreten Parteibeitrittsanlasse es 
sind, die den Parteibeitritt auslösen und vveniger die Beitrittsmotive zum 
tatsachlichen Beitritt führen. ,,VVichtig sind demnach mitunter nicht nur die 
langfristigen, vvohlüberlegten Motive, die hinter dem Parteibeitritt stecken, 
sondern auch die kurzfristigen Momentaufnahmen, die İnitialzündungen, die 
dazu animieren, auch tatsachlich beizutreten“ (Laux 2011a: 72). 
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Abbildung 4: Konkrete Anlasse für den Partetbeitritt 
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Quelle: Laux (2011a: 73), eigene Darstellung. Die VVerte geben die Anteile der Nennungen 
in Prozent an 


Bemerkensvvert ist, dass lediglich zvvei Prozent der Befragten angeben, ge- 
vvorben bzvv. gar überredet vvorden zu sein. Befunde aus der Freivvilligenfor- 
schung zeigen auf, dass ca. die Halfte der untersuchten sozial Partizipieren- 
den erst auf Nachfrage begonnen hat, soziales Engagement zu leisten (Vgl. 
Müller et al. 2017: 418). VVenngleich soziale und politische Partizipation 
Unterschiede hinsichtlich ihrer Zielsetzung kennen, vverden sie in der Partizi- 
pationsforschung fedoch mit denselben Modellen, vor allem dem CVM, em- 
pirisch erfolgreich erklürt (siehe bspvv. RoBteutseher 2009). Sovvohl aus dem 
Modell als auch aus den Daten für soziale Partizipierende sticht die hohe 
Relevanz der Anvverbung hervor. Die Zahlen aus der Parteimitgliederstudie 
lassen dabei den Schluss zu, dass VVerbung entvveder nicht verfangt oder zu 
selten geleistet vvird, vvenngleich Rückerinnerungseffekte, die den vvahren 
VVert verzerren, nicht auszuschlieBen sind. 

VVeftere Einsichten bieten die Erkenntnisse von Hoffmann (2011) auf Ba- 
sis der Daten der Deutschen Parteimitgliederstudie. Sie zeigt, dass unter Par- 
teimitgliedern im Vergleich zur allgemeinen Bevölkerung das politische 
Interesse deutlich starker ausgeprögt ist (vgl. Hoffmann 2011: 85). Auch die 
politische eff/icacy ist bei Parteimitgliedern deutlich höher als bei der allge- 
meinen Bevölkerung (vgl. Hoffmann 2011: 87). Dabei ist fedoch zu beach- 
ten, dass die e/f/icacy erst durch eine politische Aktivitat vvie ,.den Einsatz für 
eine Partef“ (Hillebrand et al. 2015: 25) steigen kann. VVebb et al. (2017: 4f.) 
vveisen ?edoch darauf hin, dass die Kausalrichtung klar von der ef/icacy zur 
Parteimitgliedschaft zeigt: “The more that individuals feel they are politically 
competent, the more they vvill be vvilling to participate in politics, and vve 
believe this is particularly the case for high-level participation such as party 
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membership“. Auch an dieser Stelle soll vvieder, vvenngleich die VVarnung 
redundant ist, darauf hingevviesen vverden, dass ein Schluss von der Gruppe 
der bereits organisierten Parteimitglieder auf die Gruppe der Parteibeitrittsbe- 
reiten methodisch mindestens fahrlassig vvüre. 

Die Notvvendigkeit einer Untersuchung, die vor der Befragung von Par- 
teimitgliedern ansetzt56, erkennt ebenso Scarrovv, vvobei für sie Gründe der 
sozialen Ervvünschtheit und Rückerinnerungseffekte diese Notvvendigkeit 
schaffen: 


“Of course, responses to such survey questions cannot be taken at face value. People 
may not knovv vvhy they ?oined, and even if they did, they might find it socially unac- 
ceptable to mention certain moves, such as the hope of vvinning elective office or re- 
ceiving patronage opportunities” (Scarrovv 2015: 158). 


Ahnlich argumentiert Rohrbach (2013: 109): ,,Die tatsöchlichen Einflussfak- 
toren für ecinen Beitritt lassen sich nur ermitteln, vvenn die Mitglieder der 
parteifernen Bevölkerung gegenübergestellt vverden und multivariate Analy- 
semethoden zur Anvvendung kommen". Bei der Untersuchung der vorgestell- 
ten Anreizmuster misst Hoffmann (2011: 91) einen deutlichen Effekt altruis- 
tischer und ideologischer Anreize auf den Parteibeitritt, mit geringerem, aber 
immer noch signifikantem Effekt vverden die selektiven, ergebnisbezogenen 
Anreize gelistet?7, Im Gegensatz zu Laux (2011a) zeigt sie, dass Personen, 
die den Nutzen einer Parteimitgliedschaft darin sehen, die Ervvartungen ihres 
sozialen Umfeldes zu erfüllen, nur mit geringer VVahrscheinlichkeit unter den 
Mitgliedern zu finden sein vverden. Des VVeiteren stellt sie fest, dass die 
VVahrseheinlichkeit zum Parteibeitritt stetig abnimmt, vvenn die Kosten der 
Parteimitgliedschaft als hoch ecingeschatzt vverden. Dies deckt sich mit den 
Rational-Choice-Ansöützen der Parteimitgliedschaft und kann erklaüren, vvarum 
prinzipiell parteibeitrittsbereite Bürger sich gegen einen Parteibeitritt ent- 
scheiden. ,,Verbindet man die Parteimitgliedschaft demnach mit gro5em 
Zeitaufvvand und eventuellem Arbeitsleid, dann gehört man mit einer relativ 
hohen VVahrseheinlichkeit nicht zu den Parteimitgliedern“ (Hoffmann 2011: 
91). Zuletzt vergleicht Hoffmann (2011) unterschiedliche Erklarungsmodelle, 
also den sozialstrukturellen, den sozialpsychologischen und den General- 
Incentives-Ansatz mittels logistischer Regression miteinander und untersucht 
die Erklarungskraft dieser Ansatze für den Parteibeitritt. Am besten schneidet 
bei ihr der sozialpsychologische Ansatz mit cinem Pseudo-R? (McFadden) 
von 26,8 Prozent ab. Damit übersteigt die von diesem Ansatz erklarte Vari- 
anz deutlich die des sozialstrukturellen Ansatzes (12,0 76) sovvie die des Ge- 
neral-Incentives-Ansatzes (10,3 76) (vgl. Hoffmann 2011: 92). Nichtsdesto- 


86 Für Deutschland versuchen dies Borucki et al. (i.V.). Bedauerlichervveise sind gerade 
bezüglich der Parteibeitrittsanreize keine offen zugünglichen Datensütze vorhanden. 

87 VVenngleich auch hier die Ergebnisse vviederum durch Effekte sozialer Ervvünschtheit 
verzerrt sein könnten (siehe dazu Biehl 2005: 53, Heidar 2006: 305, Falke 1982: 98). 
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trotz hangen die einzelnen, in den Modellen getesteten Variablen miteinander 
zusammen: ,,So kann nachgevviesen vverden, dass die Bildung positiv mit 
dem politischen Interesse korreliert und damit der direkte Einfluss der Bil- 
dung in cinem gemeinsamen Modell als eigenstandiger Faktor keine Bedeu- 
tung mehr hat“ (Hoffmann 2011: 92f.). Letztlich gibt Hoffmann (2011: 93) 
eine kurze sovvie simple Antvvort darauf, vvarum Mensechen in eine Partei 
eintreten: vveil sie politisch interessiert sind. Diesem Interesse lİeistet cine 
hohe Bildung entschiedenen Vorsehub (vgl. Hoffmann 2011: 93). 

Seyd und VVhiteley (2004: 364f.) gehen, basierend auf ihrem Modeli, da- 
von aus, dass der Mitgliederniedergang umkehrbar sei und dass Parteien 
lediglich die richtigen Anreize zum Beitritt bieten müssten. Es seien vor 
allem kollektive, selektive, gruppenbezogene und expressive Anreize, die 
immer noch zur Rekrutierung von Neumitgliedern — zumindest bei der Be- 
trachtung britischer Parteien — dienten, vvenngleich sich Parteien in cinem 
Umfeld starker und zahlenmalig groBer Konkurrenz befinden. Die Ergebnis- 
se von Hoffmann (2011) zeigen die Grenzen dieses Ansatzes auf, der sich 
nicht mit denen der VVahlforschung entlehnten Erklaürungsmodellen messen 
kann und stellt damit auch das Fazit von Seyd und VvVhiteley (2004: 364f.) 
zumindest teilvveise in Frage. 

Rohrbach (2013) beleuchtet mithilfe der Daten der Deutschen Parteimit- 
gliederstudie Determinanten des Parteibeitritts, der Aktivitüt und des Partei- 
austritts genauer. Auch sie kann die Lücke nicht schlieBen, vvie der Nichtbei- 
tritt der prinzipiell beitrittsbereiten Bürger zu erklaren ist. In Einklang mit 
den bereits dargestellten Ergebnissen der allgemeinen Partizipationsfor- 
schung zeigt sie, dass der Status eines Individuums sovvie seines sozialen 
Umfeldes die VVahrseheinlichkeit ecines Parteibeitritts erhöht (vgl. Rohrbach 
2013:29). 

Mit Blick auf die Ressourcen ist insgesamt sichtbar, dass ,,alle Parteien 
zunehmend Parteimitglieder des gleichen ,neuen Typs" rekrutieren, namlich 
mannliche Akademiker aus der Mittelschicht mit eciner Beschaftigung als 
Angestellter oder Beamter im öffentlichen Dienst“ (Klein 2011: 41). Rohr- 
bach erkennt fedoch, dass nur eine schvvache Korrelation zvvischen dem sozi- 
oökonomischen Status und der Mitgliedschaft in einer Partei besteht (vgl. 
Rohrbach 2013: 31). In Einklang mit den Ergebnissen von Hoffmann (2011: 
92) zeigt sich, dass für den Beitritt zu ciner Partei sozialpsychologische Vari- 
ablen, das Politikinteresse, die e//icacy und die Motivation der Parteimitglie- 
der deutlich vvichtiger sind als die bloBen Ressourcen der Mitglieder. Doch 
selbst dann, vvenn İndividuen im Besitz entsprechender sozioökonomischer 
Ressourcen sind sovvie Politikinteresse zeigen, macht dies den Parteibeitritt 
nicht vvahrscheinlicher, vvenn keine vveiteren Anreize zum Parteibeitritt vor- 
İiegen, die von Seyd und VVhiteley (2004) oben genannten Annahmen sind 
daher nicht vollstindig zu vervverfen, auch vvenn ihr Modell empirisch vvenig 
überzeugt und für die deutschen Parteimitgliedschaften nur eine geringe 
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Varianzaufklarung bietet (vgl. Hoffmann 2011: 92). Eline ,Ressource“, die 
das Elntrittspotential erhöht, ist den Berechnungen Rohrbachs nach die Ver- 
einsmitgliedschaft (vgl. Rohrbach 2013: 202), die fedoch nach Verba et al. 
(1995) den Netzvverkvariablen zuzurechnen und vveniger als Ressource im 
engeren Sinne zu begreifen ist. 

Bemerkensvvert sind zuletzt noch die Befunde Rohrbachs zu einzelnen 
Modellen des Parteibeitritts: Den Rational-Choice-Ansatz zur Erklarung des 
Parteibeitritts beschreibt Rohrbach als ,unterkomplex in Bezug auf die Be- 
rücksichtigung von Erklarungsfaktoren und daher auch empirisch nicht er- 
folgreich“ (Rohrbach 2013: 45), das General-İncentives-Modell kann in ihren 
empirischen Analysen keinen Mehrvvert hinsichtlich der Varianzaufklörung 
bieten (vgl. Rohrbach 2013: 203). Damit stützt sie die Ergebnisse von Hoff- 
mann (2011), vvas letztlich davor vvarnen lösst, den anreizorientierten Ansatz 
von Seyd und VvVhiteley (2002) zu überschatzen. 


4.4.1 Tnnerparteiliche Demokratie als Beitrittsanreiz 


Auf diesen und vveiteren — auch internationalen — Daten bauen die Vorschla- 
ge der Parteienforschung auf, vvie die Anreize zum Parteibeitritt erhöht vver- 
den können, neben der abschlieBenden VVarnung aus dem vorangegangenen 
Absehnitt sollen die Anreize freilich auch nicht urferschdtzt vverden. Die 
Literatur argumentiert höufig, dass Parteien, um neue Beitrittsanreize zu 
setzen, vor allem den persönlichen Nutzen sovvie den ,SpaB“ im Rahmen 
einer Parteimitarbeit betonen sollen. Scarrovv (2015: 19) schlieft, dass Partei- 
en ,,İhave tol drastically change the experience of party membership in order 
to compete vvith more attractive associational and free-time options“. Die 
Stirkung innerparteilicher Demokratie sovvie ervveiterte Partizipationsmög- 
lichkeiten scheinen, basierend auf den Erkenntnissen der modernen Partizipa- 
tionsforschung, zvvar eine Chance zur Neumitgliederrekrutierung zu bieten58, 
aber stellen langst kein Allheilmittel dar, das die Parteien über Nacht revitali- 
sieren könnte5?. Zudem treffen sie hüufig auf rechtliche Bedenken”". 

Mit Blick auf die Arbeiten von Gaufa (2012, 2015, 2016) lassen sich in- 
ternational Tendenzen zur innerorganisationalen Demokratisierung von Par- 


88 Zumindest vvird die Ausvveitung innerparteilicher Partizipationsinstrumente in der For- 
schung meist als Anreiz für eine Parteimitgliedschaft betrachtet, siehe Bukovv (2014: 133) 
und Schroeder und Neumann (2010: 209). 

89 Auch vvenn manche Autoren in innerparteilichen Partizipationsmöglichkeiten gar Chancen 
zur ,,Revitalisierung der Demokratie“ (Perger 2009: 5) sehen. 

90 Vgl. bspvv. Seidel (1998: 21) hinsichtlich verfassungsrechtlicher Bedenken sovvie Morlok 
und Streit (1996) zu satzungsrechtlichen Fragen. Seidel stellt fest, dass sich die Mitglieder- 
befragung der SPD 1993 zur VVahl ecines neuen Parteivorsitzenden im Parteiengesetz nicht 
vviederfindet. ,,Zum anderen hat sich die plebiszitüre Teilhabe TL...) auberhalb des im Partei- 
engesetz geregelten , Versammlungsprinzips" vollzogen“ (Seidel 1998: 21). 
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teien und der Schaffung neuer Mitgliedschaftsoptionen erkennen, auf die an 
spaterer Stelle cingegangen vverden soll, Die deutschsprachige Forschung 
schlieft sich an, vvenn es darum geht, Beteiligungsmechanismen in Parteien 
starken zu vvollen, Decker (2015: 244) empfiehlt unter anderem, das Dele- 
giertenprinzip zu durchbrechen und vvichtige Sach- sovvie Personalentschei- 
dungen direkt von den Mitgliedern treffen zu lassen, um die Attraktivitat 
einer Parteimitgliedschaft zu steigern, ahnlich auBern sich schon Becker 
(1999: 181) und Mielke (2007: 67). Alemann (2012: 46) vveist darauf hin, 
dass Parteien im Rahmen von Parteireformen die Funktionen der Parteibasis 
im Sinne direkter Beteiligungsmöglichkeiten starken und nicht vveiter redu- 
zieren sollten, um die Parteimitgliedschaft nicht noch unattraktiver zu ma- 
chen. Diese Argumentation findet sich auch bei den Parteipolitikern selbst, 
die durch mehr Partizipationsmöglichkeiten Beitrittshemmnisse senken vvol- 
len (vgl. Gaufa 2012: 642). 

Es gibt yedoch unterschiedliche Auspragungen innerparteilicher Demo- 
kratie. /Mifbestimmung fangt dabei aus einer diskursiven Perspektive bereits 
mit Gesprichen in Ortsvereins- und Ortsverbandssitzungen an und vvird dann 
partizipativ, vvenn im Rahmen dieser Sitzungen über Themen oder Personal- 
fragen abgestimmt vvird. VVenn die Parteienforschung vom Ausbau innerpar- 
teilicher Demokratie spricht, meint sie meist Formen der /irenfscheidung 
und vveniger die Elemente deliberativer”) Mitbestimmung. Es muss also kon- 
zeptionell zvvischen /.M//5estimmungs- und Mitentscheidungsmöglichkeiten 
getrennt vverden, vvobei letztere in der Literatur auch als direkte Demokratie 
in der innerparteilichen VVillensbildung bezeichnet vverden??. 

Treibel (2012) unterscheidet hinsichtlich innerparteilicher Entscheidungs- 
möglichkeiten Entscheidungsinhalte und Entscheidungsorte voneinander. 
Entscheidungsinhalte sind in personelle und inhaltliche Entscheidungen auf- 
zuteilen. Erstere können sich auf Kandidatenbestellungen für öffentliche oder 
parteiinterne Amter beziehen, letztere entvveder Policy-Inhalte oder strategi- 
sche Fragen in den Vordergrund rücken (vgl. Treibel 2012: 9ff.). Entschei- 
dungsorte verlaufen entlang der drei Gesichter der Partefen. Die Parteibasis 
ist dabei ,,an der VVillensbildung der Bundespartei praktisch nicht direkt be- 
teiligt. Es lassen sich höchstens indirekte und langfristige Effekte nachvvei- 
sen, vvie bspvv. die Haltung der Basis zu Koalitionsentscheidungen” (Treibel 
2012: 20). VVesentlich ist zudem der Aspekt, dass sich nicht alle Parteimit- 
glieder aktiv an der innerparteilichen VVillensbildung beteiligen vvollen (vgl. 


91 Der in dieser Untersuchung genutzte Deliberationsbegriff folgt der Definition von Schaal 
und Heidenreich (2017: 266). 

92 Von dem Berge und Poguntke (2017: 138) unterscheiden, öhnlich dazu, zvvischen as- 
sembiy-based decision-making und plebiscitary decision-making. Die von den Autoren an- 
gestrebte Indexbildung und Quantifizierung innerparteilicher Demokratie ist insbesondere 
in föderalen Systemen sechvvierig, vverden die einzelnen Komponenten der asser5/y-based 
sovvie der p/eDiscitary intra-party democracy betrachtet (vgl. von dem Berge und Poguntke 
2017: 152f)). 
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Treibel 2012: 20). Mit Blick auf die Deutsche Parteimitgliederstudie und die 
Bevvertung von Mitentscheidungsmöglichkeiten kann konstatiert vverden, 
dass bei CDU und SPD zvvet Drittel der Mitglieder Urvvahlen der Bundes- 
tagskandidaten durchaus vvünschen, bei der VVahl des Parteivorsitzenden 
begrüBen in der CDU yfedoch nur 52 Prozent eine Urvvahl, bei der SPD hinge- 
gen sind es 64 Prozent, vvas Ausdruck unterschiedlicher Beteiligungskulturen 
sein mag. VVenn es um Sachfragen geht, ist die Diskrepanz geringer: Hier 
vvünschen sich 54 Prozent der CDU-Mitglieder und 62 Prozent der SPD- 
Mitglieder Urvvahlen (vgl. Laux 2011b: 167). VVenn mit Blick auf diese Da- 
ten maximal eine Zvveidrittelmehrheit der Mitglieder Urvvahlen begrüBbt — in 
der CDU gar nur etvvas mehr als die Hülfte —, muss die berechtigte Frage 
gestellt vverden, ob von den Beteiligungsvvünschen einer in Teilen knappen 
Mehrheit der Parteimitglieder auf die Beteiligungsvvünsche und Parteibei- 
trittsanreize von 3örgern insgesamt geschlossen vverden kann. VVie die Un- 
tersuchung von Bernardi et al. (2016: 18) zeigt, scheint es Unterschiede zvvi- 
schen alteingesessenen und neueren Parteimitgliedermn zu geben””, vvas die 
Zustimmung zu mehr innerparteilicher Demokratie und zur Öffnung von 
VVahlen für Nichtmitglieder betrifft. Fraglich ist zudem, invvievveit selbst 
politisch interessierte, latent beitrittsbereite Bürger in der Lage sind, die 
ihnen zur Verfügung stehenden Partizipationsmöglichkeiten in Parteten in 
ihrer VVirkung und Funktion einzuschatzen. Innerparteiliche VVahlen, die für 
alle Bürger geöffnet vverden, bieten zvvar den Vorteil für (noch) nicht an die 
Partei gebundene Interessierte und Sympathisanten, innerparteiliche Ab- 
stimmungen mitzuerleben, doch: ,,It raises the important question of vvhether 
primaries are evidence of a concerted effort to undermine or remove the tra- 
ditional functions of the party membership, or vvhether the notion of party 
membership is becoming less distinct“ (Gaula 2012: 655). VVie vor allem der 
Beitrag von Bernardi et al. (2016: 18f.) zeigt, erhöht diese Öffnung die Frust- 
ration und Unzufriedenheit azziver Mitglieder — die Öffnung innerparteilicher 
VVahlen für alle Bürger führt also gerade bei denyenigen Mitgliedern zu sin- 
kender Aktivitat, die vorrangig in der Mitgliedervverbung gebraucht vvürden. 

VVenn über die Ausvveitung innerparteilicher, mitgliederexklusiver Betei- 
ligungsmöglichkeiten gesprochen vvird, sollte mit Blick auf die Piratenpartei 
bedacht vverden, dass das Vorhandensein substantieller Partizipationsmög- 
lichkeiten nicht gleichzeitig bedeutet, dass eine Mehrheit der Mitglieder diese 
auch nutzt. Angesichts der Erkenntnisse von Koschmieder (2016: 156) ist 
mehr als fraglich, ob substantielle Partizipationsmöglichkeiten die Mitglieder 
dauerhaft mobilisieren (vgl. Kosehmieder 2016: 156). 


93 VVemngleich die Unterscheidung in o/4-sfy/e und nevv-sfyle members in der Untersuchung 
von Bernardi et al. (2016) dem Untersuchungsgegenstand geschuldet ist. Die Autoren un- 
tersuchen innerparteiliche Demokratie in der italienischen Parfifo Democratico, die 2007 
als Zusammenschluss aus der Dezzocratici di Sinistra und der La Margherita hervorgegan- 
gen ist. 
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Andererseits kann das Beispiel der Piratenpartei sicherlich vveder verall- 
gemeinert noch auf SPD und CDU übertragen vverden. Die deutschen Partei- 
en verfügen zumcist nur statuarisch über Möglichkeiten der innerparteilichen 
Demokratie, die in der Organisationsvvirklichkeit kaum zum Einsatz kom- 
men?“ VVenngleich Mitglieder partizipationsperspektivisch nicht ö2erfordert 
vverden sollten, sollte eine Unrerforderung ebenfalls nicht das Ziel sein. Dem 
Ausbau innerparteilicher Demokratie steht meist nicht diese Sorge vor Über- 
forderung der eigenen Mitgliedschaft im VVeg, sondern es sind andere Gründe 
relevant, die im Folgenden erlöutert vverden sollen. 

Kosechmieder (2016: 32ff.) nennt in Anknüpfung an die organisationsso- 
ziologischen Überlegungen von Robert Michels (1989) drei Hemmnisse, die 
den Ausbau Tinnerparteilicher Partizipation blockieren können: fec/nisch- 
administrative, psychologische und intellektuelle Hemmnisse. 1m Rahmen 
ersterer steht eine dominante Parteispitze den Mitgliedern gegenüber, die in 
ihrer Steuerungsfunktion durch mehr Mitgliederbestimmung eingeschrinkt 
vverden könnte, insbesondere, vvenn Entscheidungen der Mitglieder vorab 
kommunizierten Praferenzen der Parteispitze zuvviderlaufen, Parteien müss- 
ten zudem Geschlossenheit demonstrieren (vgl. Kosehmieder 2016: 32f.). 
Mitgliederoffene Entscheidungsverfahren und daraus resultierende unter- 
schiedliche Ergebnisse bei Sach- und Personalfragen könnten das Bild der 
Geschlossenheit erodieren lassen. Das psychologische Hemmnis besteht aus 
dem Gevvohnheitsrecht, ,.vvelches die Führer nach kurzer Zeit auf die Delega- 
tion entvvickeln und das von beiden Seften anerkannt vvird“ (Kosehmieder 
2016: 34). Da mit stürkeren Beteiligungsmöglichkeiten für die Mitgliederba- 
sis vor allem die schon genannte ,,einflussreiche mittlere Funktionörsebene"“ 
(Decker 2015: 244) übergangen vvürde, ervvartet Decker (2015: 244) keine 
spürbare Aufvveichung des Delegiertenprinzips. Bedingt sei dies auch durch 
die gevvachsenen Strukturen von Parteien, den Einfluss der genannten Funk- 
tionarsebene sovvie den personellen und finanziellen Ressourcen, die für 
haufige innerparteiliche VVahlen aufgevvendet vverden müssten. 

Alemann (2012: 47) konstatiert hinsichtlich der Implementationsscehvvie- 
rigkeiten innerparteilicher Entscheidungsmechanismen für die Parteibasis 
ebenfalls, dass ,gerade die mittlere Funktionürselite F...1 sich komfortabel in 
komplizierten Organisationsstrukturen eingerichtet Ihatl“, vvas dazu führe, 
dass diese Organisationsebene VViderstinde gegen Bottom-UPp-Betecili- 
gungsmöglichkeiten errichtet. Sie sieht laut Alemann (2012: 47) dadurch zum 
einen die Beschneidung eigener Entscheidungskompetenzen als Bedrohung 
und handelt zum anderen aus einem gevvissen Traditionalismus heraus, der — 
man könnte es im organisationstheoretischen Sinne als Strukturkonservatis- 


94 So vvird bspvv. die Urvvahl auf Bundesebene selten genutzt, auf der Landesebene erkennt 
Detterbeck (2014: 113f.) zvvar cinen Anstieg von Urvvahlen zur Bestimmung von Spitzen- 
kandidaten, ein übliches Prinzip scheint es fedoch nicht zu sein, siehe dazu auch Absehnitt 
6.1. 
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mus fassen (siehe Yun 2004: 88 sovvie Bukovv 2013a: 13) — an bestehenden 
Organisationsstrukturen festhalt. Diese mittlere Parteielite kann von den 
,hohen: Funktionaren im pu2/ic office, also den MdBs, den MdLs und den 
MdEPs über die Referatsleiter und -mitarbeiter im Parteivorstand bis hin zu 
besonders einflussreichen Orts- und Kreisvorsitzenden reichen (vgl. Kiebling 
2003: 911.). Der Begriff der ,mittleren Funktionarselite“ ist damit konzeptio- 
nell aufgeblaht und zugleich unscharf, Mitglieder der ,mittleren Funktionir- 
selite" handeln nicht als homogene Masse, sondern können durchaus Figenin- 
teressen verfolgen. 

Diese psychologischen Hemmnisse überlagern insgesamt die technisch- 
administrativen, vvas vviederum die institutionelle Starrheit von Parteien be- 
züglich des Ausbaus innerparteilicher Demokratie erklart. Die haufig vor der 
eigentlichen Kandidatenvvahl erfolgende Pra-Selektion führt zumeist dazu, 
dass lediglich ein Bevverber für ein Amt kandidiert, sodass die VVahl dieses 
Kandidaten eine reine Akklamationsvvahl darstellt, Reiser (2011: 256) zeigt 
für die Bundestagsvvahlen 2009, dass in lediglich 23 Prozent der von ihr 
untersuchten Nominierungen überhaupt eine VVahl bestanden hatte. VVenn- 
gleich beispielsvveise cinige Landesverbande der Parteien (vor allem in Ost- 
deutschland) eine Bestimmung der VVahlkreiskandidaten für Bundestagsvvah- 
len via Mitgliederprinzip vorsehen (vgl. Höhne 2017: 236), zeigt die von 
Reiser (2011) ermittelte Zahl doch, dass die tatsöchliche V/a2/ zvvischen 
Alternativen nicht den Regelfall darstellt. Es ist damit die Pra-Selektion, die 
innerparteiliche VVahlen zur Kandidatenaufstellung zu reinen Akklamations- 
veranstaltungen macht und daher als psychologisches Hemmnis zu betrachten 
ist. Die Literatur fordert aus diesem Grund, diese Pra-Selektionsinstanz zu 
öffnen (vgl. Höhne 2017: 236, zu einer aktuellen Betrachtung siehe Schindler 
2020). 

Die letzten Hemmnisse, die Koschmieder (2016: 34) nennt, sind die intel- 
lektuellen. Hiermit ist die Überlegenheit der Parteiführer gegenüber den ,ein- 
fachen“ Mitgliedern der Parfy on the Ground hinsichtlich des VVissens um 
Organisation, Ablaufe, Prozesse und Tnhalte gemeint. Kosehmieder (2016: 
35) gibt yedoch an, dass die auf Bildungsunterschiede fuBenden Diskrepanzen 
heutzutage keine groBe Rolle mehr spielen vvürden, da die Mitgliedschaft sich 
in ihrem Bildungsniveau der Parteiführerschaft stark angenahert hat. Die 
vorliegende Untersuchung nimmt dazu fedoch an, dass die Ahnlichkeit for- 
maler Bildungsabschlüsse zvvischen Parteispitze und Parteibasis sicherlich 
nicht die Unterschiede im Experten- und Insidervvissen zvvischen diesen Par- 
telebenen nivellieren kann. Intellektuelle Hemmnisse sind, so die Annahme 
dieser Untersuchung, zvvischen den Ebenen durchaus noch vorhanden. 

VVenngleich ein Ausbau innerparteilicher Beteiligungsmöglichkeiten für 
Parteien als ,Marketingstrategie” durchaus sinnvoll sein mag, erklaren die 
von Koschmieder (2016) genannten Hemmnisse den Unvvillen — oder das 


109 


Unvermögen — der Parteien, innerparteiliche Beteiligungsmöglichkeiten 
vveder de facto noch de fure substantiell auszubauen. 

In der Untersuchung innerparteilicher Demokratie als Anreiz muss zudem 
zvvischen einzelnen Mitgliedschafts- und vveiteren Bindungsarten unterschie- 
den vverden, da sie in ihrer Affiliationsstarke unterschiedlich stark ausgeprigt 
sind. Eline Mitgliedschaft kann in den untersuchten Parteien neben der Voll- 
mitgliedschaft in Form einer Gastmitgliedschaft (im Sinne einer Probemit- 
gliedschaft zum Antesten einer Vollmitgliedschaft oder als Mitgliedschaft 
lighf) sovvie als Unterstützermitgliedschaft (nur bei der SPD) geschlossen 
vverden. Letztere Mitgliedschafts- bzvv. Affiliationsarten setzen zvvar einen 
formellen Beitritt voraus, diese Mitglieder bzvv. Unterstützer zahlen yedoch 
einen geringeren Beitrag und haben nur eingeschriünkte Mitgliedschaftsrech- 
te. Insbesondere diese ,Pseudo“-Mitgliedschaften sind diskutabel: Die einzi- 
gen Gegenleistungen, die die Partei für die Mitarbeit der Ehrenamtlichen 
anbieten kann, sind exklusive Beteiligungsmöglichkeiten. Veriöulert sie diese 
an Nicht-Mitglieder oder Nicht-Vollmitglieder, dann vverden den Mitgliedern 
diese speziellen Rechte und Pflichten zvvar nicht abgesprochen, aber die 
Anziehungskraft des immateriellen Anreizes, diese als ,stille Gegenleistung" 
für innerparteiliches Engagement exklusiv zu erhalten, schvvindet. Mit Blick 
auf die Arbeit von Morgenstern (2014: 128), die exklusive Mitgliederrechte 
als zentral für den Ausgleich des ehrenamtlichen Engagements ansieht, kann 
die Anvverbung von Unterstützern zvvar dazu führen, dass diese sich nach 
einiger Zeit für eine Vollmitgliedschaft entscheiden. In der Zeit yedoch, in der 
sie als Nicht-Mitglieder gevvisse Mitgliederrechte erhalten, vverden bestehen- 
de Mitglieder auf eine gevvisse Art und VVeise ,verprellt“”. Sierens (2017: 28) 
stellt fest, dass vveder die Reduzierung von Kosten der Mitgliedschaft noch 
das Angebot vveiterer Mitgliedschaftstypen zu einem Anstieg der Mitglieder- 
zahlen führen können. ,İClitizens“ decision to 7oin a party is more influenced 
by the expected participatory benefits of membership than by the financial 
and procedural enrollment costs” (Sierens 2017: 28), auch Kosiara-Pedersen 
(2015: 13f.) auBert sich überaus kritisch gegenüber diesen Mitgliedschafts- 
formen und geht davon aus, dass die //g/7/-Mitgliedschaften den VVeg zur 
Vollmitgliedschaft eher versperren denn öffnen. Parteiunterstützer sind, der 
Studie von Hooghe und Kölln (2018) für die Niederlande zufolge, zudem mit 
geringerem Commitment als Parteimitglieder ausgestattet und damit aus 
Sicht der Parteiführung als Aufgabentriger vveniger verlasslich. Ergo: Mit- 
gliedschaftstypen, die die Exklusivitat der Vollmitgliedschaft aufvveichen, 
haben unklare, vvomöglich schadliche Effekte. 


95 Dazu auch Laux (2011b: 164), die zeigt, dass ca. ein Drittel der Mitglieder von CDU und 
SPD die gleichberechtigte Mitarbeit von Nichtmitgliedern ablehnen und ca. ein vveiteres 
Drittel der gleichberechtigten Mitarbeit von Nichtmitgliedern unentschieden gegenüber- 
steht. 
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Hier ist nun die Brücke zvvischen Mitgliedschaftstypen und innerparteili- 
cher Mitbestimmung zu schlagen. Der Tenor ist in der Forschung vveitge- 
hend, vvie dargestellt, dass die Mitgliedschaft in Parteien durch mehr Mitbe- 
stimmungsmöglichkeiten attraktiver gemacht vverden kann. Dieser Anreiz 
findet sich in der Deutschen Parteimitgliederstudie leider nicht explizit vvie- 
der (vgl. Laux 2011a: 62f.). In dem ,konkreten Beitrittsanlass" Po/ifisches 
İnteresse / Einflussvvunsch (vgl. Laux 2011a: 73) lasst sich ein Beifrittsanreiz 
im Sinne innerparteilicher Mitbestimmung bzvv. Mitentscheidung nur implizit 
ausmachen. Die fehlende Trennschaürfe zvvischen politischem Interesse und 
Einflussvvunsch erlaubt es zudem nicht, aus den von Laux (2011a: 73) ge- 
nannten Zahlen konkrete Schlüsse auf die Parteibeitrittsentscheidung als 
Resultat innerparteilicher Mitbestimmungsvvünsche zu ziehen?”". 

Für die deutschen Parteien kann festgestellt vverden, dass nur die Vollmit- 
gliedschaft volle Partizipationsrechte in den untersuchten Parteien mit sich 
bringt. Gast- und Unterstützermitgliedschaften bieten Teilrechte, vvie z.B. das 
Rede-, aber kein Entscheidungsrecht. Aus der Perspektive der Mitglieder- 
vverbung ist dies erst einmal sinnvoll, um die Vollmitgliedschaft aus einer 
Anreizperspektive nicht zu entvverten. Doch stellt sich die Frage, vvelche Art 
von Mitbestimmung denn überhaupt von Bürgern gevvünseht vvird. VVenn- 
gleich die Parteienforsehung nicht mehr an dem Punkt verharrt, ,,daB vvir 
darüber, vvie es vvirklich in den Parteien zugeht, noch recht vvenig vvissen”, 
vvie VVtesendahl (1980: 262) noch in seiner Dissertation konstattert, so ist 
dennoch bis heute unklar, vvas denn Ööürger darüber vvissen, vvie es vvirklich 
in den Parteien zugeht — und vvas sie dementsprechend von ihnen ervvarten. 
Um diese Ervvartungen zu filtern, ist es nicht sinnvoll, die bereits organisier- 
ten Mitglieder in den Blick zu nehmen, da sie den Parteiapparat und die darin 
enthaltenen Entscheidungsstrukturen langst kennengelernt und dadurch an- 
dersartige Einflussvvünsche ausgepragt haben können als noch nicht mit einer 
Mitgliedschaft versehene, aber interessierte Bürger. 

Zum Unterschied zvvischen den VVünschen von Bürgern an die Parteien 
und den VVünsehen der Mitglieder an die Parteien — bezogen auf innerpartei- 
liche Demokratie — liegen nur vvenige Studien vor. Unter anderem beschafti- 
gen sich Close und Kelbel (2018) mit der Problematik und konstatieren eben- 
falls: 


“TPlarties and established elites advocate for reforms based on the perceptions that 
there is a public demand for more participation, and that fostering such participation 
vvould hence help them regain legitimacy, attract voters, and recapture members. The 


96 VVenngleich Laux (2011a) die Antvvorten der Befragten kurz zusammenfasst, vvas für diese 
Studie zumindest teilvveise hilfreich ist. ,,lm Einzelnen vvird T...) meist allgemein die Ab- 
sicht formuliert, sich durch den Parteibeitritt politisch engagieren zu vvollen oder politisch 
Einfluss auszuüben. Auch cine Betiütigung des Befragten auf der kommunalen Ebene 
scheint vielfach den Ansto) gegeben zu haben, ebenso vvie der VVunsch nach politischer 
Verinderung" (Laux 2011a: 73f.). 
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assumption that citizens vvant a greater say in intra-party processes, and hovv so, hovv- 
ever, remains to be proven” (Close und Kelbel 2018: 2). 


Im cinem anderen Beitrag zeigen Close et al. (2017) für Belgien, dass eine 
Mehrheit der VVaühler eine direktere Form innerparteilicher Demokratie be- 
fürvvortet, vvobei sich ca. ein Drittel der Befragten für direktdemokratische 
Instrumente innerhalb von Partefen ausspricht, die allen Bürgern offenstehen 
sollten. ,,Hovvever, from another perspective, Belgian voters are still largely 
in favour of methods that empovver intra-party actors over extra-party ones. 
“Only” one-third of the respondents consider that all voters should be includ- 
ed in the process“ (Close et al. 2017: 14). Ca. 30 Prozent der Befragten sind 
der Meinung, Mitglieder sollten in der Kandidatenselektion tonangebend 
sein, ca. 10 Prozent praferteren darin die Delegierten und ca. 15 Prozent die 
Parteiführer. Der Rest unterstützt die Entscheidung per Los. Die ,,critical 
citizens“ (Close et al, 2017: 14), also diefenigen Bürger mit hoher Bildung 
und hoher ef/icacy —, die damit hinsichtlich ihrer Ressourcen als eher partizi- 
pationsgeneigt gelten können —, praferieren das Mitglieder- sovvie das Dele- 
giertenprinzip innerparteilicher Demokratie. ,,İDlissaffected citizens“ (Close 
et al, 2017: 14) bevorzugen störker direktdemokratische Entscheidungsme- 
chanismen, in denen auch Nicht-Mitglieder direkt mitentscheiden können. 
Das Fazit von Close und Kelbel lautet, dass die Varianten innerparteilicher 
Demokratie an die Zielgruppe angepasst vverden müssen, die von der fevveili- 
gen Partei übervviegend gevvorben oder vviedergevvonnen vverden soll (vgl. 
Close und Kelbel 2018: 21). Dass aber a//ein die Starkung innerparteilicher 
Entscheidungsinstrumente fir Mizglieder einen maBgeblichen Anreiz zum 
Parteibeitritt darstellt, kann auf Basis des Beitrags von Close und Kelbel 
(2018) sovvie der Daten in Close et al. (2017) nicht für die Mehrheit der Be- 
völkerung angenommen vverden””. 


4.4.2 Digitale Mitgliedschaft 


Zur Attraktivititssteigerung bieten einige Parteien füngst digitale Mitglied- 
schafts- und Partizipationsmodelle an (die nach Scarrovv (2015: 30) so ge- 
nannten ,,Cyber-members“). Diese Cyber-Mitgliedschaft vvird eingesetzt, um 
Unterstützer und Sympathisanten für einen Parteibeitritt zu begeistern und 
ihnen Beteiligungsmöglichkeiten zu bieten, die sie als Parteimitglied haben, 
ohne physisch bei Parteiveranstaltungen zugegen sein zu müssen. Der Nutzen 
der digitalen Partizipationsmöglichkeiten sovvohl für Mitglieder als auch für 
die Partefen ist nicht unumstritten. Gerl et al. (2016: 116) konstatieren, dass 
die tatsachliche Nutzung der von den Parteien bereitgestellten Online- 


97 Die Daten aus Belgien können selbstverstindlich nicht unmittelbar auf Deutschland über- 
tragen vverden. 
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Angebote deutlich hinter den Ervvartungen zurückbleibt. Sie führen dies da- 
rauf zurück, dass die entsprechende Nachfrage nach Online-Beteiligung 
überhaupt nicht gegeben sei. Die Qualitat der Online-Partizipationsinstru- 
mente ist zudem schvver zu beurteilen: Bieber (2014: 189) zieht für die Onli- 
ne-Partizipation in Parteien das Fazit, dass es noch zu früh sei, die füngsten 
Entvvicklungen zu bevverten. Eine Studie von Bullvvinkel und Probst (2014) 
ergab zur Piratenpartei, dass ,,durch die niedrigschvvelligen Hürden digitaler 
Partizipation sich mehr Mitglieder der Piratenpartei an innerparteilichen 
Entscheidungen im İnternet beteiligen als auf den Parteitagen“ (Bullvvinkel 
und Probst 2014: 400)”, Auf der anderen Seite fiel die Piratenpartei im 
Nachgang durch Chaos, fehlende Koordination und letztlich das Seheitern an 
der eigenen Transparenz inklusive rapide sinkender Mitgliederbeteiligung auf 
(vgl. Kosehmieder 2016: 170). Die anziehende VVirkung, die auf potentielle 
Parteimitglieder von digitalen Partizipationsmöglichkeiten und Mitglied- 
schaftsmodellen ausgeht, sollte daher nicht überschatzt vverden und secheint 
auch vom Image bzvv. der AuBenvvirkung einer Partei abzuhöngen. 

Die lockeren Bindungen an eine Partei ohne formale Mitgliedschaft kön- 
nen auch im digitalen Raum unterschiedliche Ausprigungen annehmen: So 
können ,,Sustainers“ (Scarrovv 2015: 31) eine Partei durch regelmöBige finan- 
zielle Zuvvendung unterstützen, ohne Mitgliedsrechte irgendeiner Art zu 
haben bzvv. einzufordern. Im digitalen Zeitalter immer priösenter vverden 
Follovver in sozialen Medien vvie Facebook und Tvvitter. Zudem lasst sich 
eine ,,Nevvs audience” (Scarrovv 2015: 31) beobachten, die sich über die Ka- 
nale der Partei, also über die VVebseiten, Nevvsletter etc... mit Primirinforma- 
tionen der Parteien versorgen lösst. 

Mit Gerbaudo (2019: 4) lasst sich erahnen, vvohin die Entvvicklung der 
digitalen Mitgliedschaft führen kann: zur d/gifa/ party. 


“The digital party is the nevv organisational template seen across a number of nevv po- 
litical formations that have been created in recent years T...1. fTlhese various for- 
mations display evident commonalities in the vvay in vvhich they promise to a deliver a 
nevv politics supported by digital technology: a kind of politics that — as featured by 
different elements of this opening scene — professes to be more democratic, more open 
to ordinary people, more immediate and direct, more authentic and transparent” 
(Gerbaudo 2019: 4). 


Die digital party scheint sich damit als explizites Gegenmodell zum parteien- 
demokratisch-repriösentativen Organisationsmodell von Parteien hervorzutun. 
Mit vveitreichenden Mitentscheidungsbefugnissen durch die Mitglieder be- 
dient die digital party einen von Gerbaudo so genannten ,,cult of participati- 
on” (Gerbaudo 2019: 179) bzvv. einen parficipationism, die skeptische Kon- 
notation, die im Begriff des Kultes liegt, ist dabei intendiert. Zugleich zeigt 
Gerbaudo in seinem Band auch auf, dass digitale Partizipations- sovvie Mit- 


98 Dəazu soll an dieser Stelle nochmal auf die Arbeit von Koschmieder (2016) hingevviesen 
vverden. 
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gliedschaftstypen insbesondere für neue Parteien funktionieren können, die 
sich als Gegenbevvegung zur ,herrschenden Elite“ gebildet haben. Die in der 
vorliegenden Studie untersuchten Parteien vverden mit der Digitalisierung 
sicherlich ihre organisationsstrukturellen sovvie -funktionellen Probleme 
haben: nicht nur, dass İlose digitale Mitgliedschaften dem Exklusivitatsprinzip 
der Mitgliedschaft zuvviderlaufen können — ?e nach Rechten, die digitale 
Mitglieder erhalten —, sondern auch, dass digitale Mitgliedschaftstypen an- 
scheinend andere Assoziationen vvecken und zvvar solche, die Mitentschei- 
dung bis in die Führungsspitze der Partei implizieren. Dass digitale Mitglied- 
schaftsmodelle auf der anderen Seite Mitgliedern das Gefühl von Anerken- 
nung geben können, indem sie ihnen die Möglichkeiten bieten, sich potentiell 
yederzeit einbringen zu können””, bildet den zu übervvindenden VViderspruch 
für GroBpartefen, digitale Mitgliedschaftsmodelle bzvv. Beteiligungsverfahren 
einzurichten, ohne die traditionelle Mitgliedschaft zu entvverten. Dass diese 
Ervveiterung digitaler Beteiligungsmodelle ,,bei CDU, CSU und SPD nur mit 
langsamen Sehritten voranl gehtl“ (Tun 2011a: 114), passt dazu. 


4.5 Hemmnisse zum Parteibeitritt 


Neben den genannten Bettrittsindikatoren, Anreizen und verschiedenen Mit- 
gliedschaftstypen existieren freilich auch Hemmnisse gegenüber dem Partei- 
beitritt. Höufig genanntes Hemmnis zum Parteibeitritt ist die Ressource Zeit, 
die insgesamt schvvterig zu operationalisieren ist. Neben den Beschaftigungs- 
verhaltnissen ist sie vor allem von der eigenen Disposition sovvie den eigenen 
Praferenzen abhöngig. VVenngleich Gaiser et al. (2012: 332) konstatieren, 
dass die Mitarbeit in einer Partei kontinuferliches Engagement voraussetze, 
muss an dieser Stelle korrigiert vverden: die ,stille“ Mitgliedschaft in Parteien 
kostet keinerlei Zeit. Aus der Ressourcenperspektive hat die Parteimitglied- 
schaft zudem demokratietheoretische Vorteile. Sie bildet die ideale Betati- 
gungsform für ressourcenschvvache Bürger, gelingt es Parteien doch, ,,alle 
Mitgliedergruppen gleichermaBen am Parteigeschehen teilhaben zu lassen — 
auch diefenigen, die für ein solches Engagement nicht unbedingt pradestiniert 
sind“ (Biehl 2014: 116). Zudem sanktionieren Parteien inaktive Mitglieder 
nicht, vvenngleich der Ortsverband bzvv. Ortsverein einen gevvissen sozialen 
Druck zur Aktivitüt erzeugen kann. Dennoch: vonseiten der Partei besteht 
keine Möglichkeit (und zumeist nicht der VVille), inaktive Mitglieder aus der 
Partei auszuschlieBen, sodass die Parteimitgliedschaft mitnichten kontinufer- 
liches Engagement voraussetzt. Auch die civic skills als Voraussetzung zur 
Parteiaktivitit kommen erst dann zum Tragen, vvenn es um die Bevverbung 
um ein öffentliches oder innerparteiliches Amt geht oder um die aktive Mit- 


99 Siehe zu diesem Gefühl der VVertschatzung auch Micus (2011: 22). 
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arbeit im Ortsverein bzvv. Ortsverband. Ob bei potentiell beitrittsbereiten 
Bürgern fedoch die Auffassung besteht, kontinuferlich engagiert sein zu müs- 
sen und dies beitrittshemmend vvirkt, ist unklar. 

Hinzutreten vveitere vvahrgenommene sovvie tatsachliche Kosten, letztere 
insbesondere in Form der Mitgliedsbeitrüige. Zum einen die Opportunitats- 
kosten, die dadurch entstehen, dass ein Mitglied alternative Aktivitaten zur 
Parteiaktivitit nicht vvahrnehmen kann, zum anderen die physische und psy- 
chische Arbeitsaktivitat per se (vgl. Alemann und Spier 2008: 36)/00: stille 
,Financters" der Partefen betrifft dies nicht. VVeitere Hemmnisse zum Partei- 
beitritt gehen von der viel beschvvorenen Partefien- und Politikverdrossenheit 
aus (vgl. Alemann und Spier 2008: 40), die bereits kritisch ervvahnt vvurde. 
Klarer fasst es Biehl (2009b: 122), vvenn er vom schlechten Image der Partei- 
en sovvie dem möglichen Ansehensverlust, der durch eine Parteimitglied- 
schaft entstehen kann, spricht. Dieses Beitrittshemmnis ist im Zeitverlauf 
stabil: dass das ,,schlechte 1mage" der Partefen cinen Beitritt eher verhindere, 
erkennt berceits Zeuner als eines von zvvei Motiven gegen einen Parteibeitritt 
(1970: 34). Spannend ist die von ihm genannte erste Art ,,von Motiven gegen 
einen Parteibeitritt: İDiesel rührt daher, dağ man die Funktion der Parteien 
nicht verstanden hat f...1. Zur ersten Art gehört z.B. die Kritik an der Frakti- 
onsdisziplin. Da$3 ohne sie vveder arbeitsfihige Regierungen noch die Durch- 
führung cines Parteiprogramms denkbar vvüren, ist diesen Kritikern nicht 
klar“ (Zeuner 1970: 34). Greven (1987) vveist auBerdem auf die Abgabe eines 
politischen Bekenntnisses mit dem Parteibeitritt hin, das ,,auch als unbequem 
empfunden vvird“ (Greven 1987: 55). 

Traditionelle Organisationsstile und das Verharren im ÖOrtsverein bzvv. 
Ortsverband vvirken zudem unattraktiv und überkommen. Der VVandel politi- 
scher Kommunikation befördert zudem die sinkende Attraktivitat von Partei- 
en: So vvird die Parteiorganisation nach innen zunehmend fragmentierter, da 
sich eine Top-Dovvn-Steuerung der VVahlkampfe feststellen lasst, die die 
Mitgliedschaft umgeht und auf Expertise zurückgreift, die von dritter Seite 
,eingekauft"” vvird (vgl. Bastgen et al. 2009: 213). Dies erhöht zugleich die 
Anfalligkeit für parteiinternen Krisen, denn: ,,Die starke Ausrichtung auf den 
VVahlkampf und der VVahlervvünsche İsic11 lockert die Bindungen zvvischen 
den Parteimitgliedern und der Parteizentrale“ (Bastgen et al, 2009: 213). 
Auseinandersetzungen innerhalb der Parteien können vviederum zu Austritten 
und ausbleibenden Eintritten sovvie zum Verlust von VVahlerstimmen führen. 

Einige Autoren sehen daher die Notvvendigkeit, zumindest an kleinen 
Stellsehrauben zu drehen und gevvisse Hemmnisse zu beseitigen bzvv. einzu- 
hegen. Marschall (2013b: 277) sehlieft, dass die Möglichkeit des Online- 
Beitritts vvenigstens ein Beitrittshemmnis — das Anfordern, Ausfüllen und 
Absenden eines Aufnahmeantrages — eliminiert, doch stehen diesem Hemm- 


100 Nochmal sei darauf hingevviesen, dass die Literatur eine Parteimitgliedschaft teilvveise mit 
Parteiaktivitüt gleichsetzt oder verbindet. Dies ist yedoch nicht notvvendigervveise der Fall, 


115 


nis die genannten vveiteren gegenüber, die qualitativ gevvichtiger sind. Des 
VVeiteren verfügen Parteien nicht über direkte Gratifikationsmöglichkeiten, 
əlelin Mitglied kann nicht sicher sein, dass das VVenige, vvas als Lohn der 
Anstrengung in Aussicht gestellt vvird, tatsachlich auch ausgezahlt vvird“ 
(VViesendahl 1997: 363: siehe auch VViesendahl 2009a: 238). Neben der Viel- 
zahl der Möglichkeiten, andervveitig politiseh zu partizipieren (vgl. VVie- 
sendahl 2001: 617), existiert demnach eine Reihe an Kosten und Hemmnis- 
sen, die den Parteibeitritt ersehvveren. Faucher (2015: 14) ist daher öuBerst 
pessimistisch und sechlieBbt: ,,Experiences in the past 20 years shovv that it is 
unlikely that selective incentives or blurring the boundaries of membership 
vvill be enough to bring people back in”. 

Dies findet sich im ,Teufelskreis" der Parteimitgliedschaft nach VVte- 
sendahl (2003: 33) vvieder: 


Abbildung 5: Der Teufelskreis der Parteimitgliedschaft 
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Parteimitglied- 
schaft 


Quelle: Abbildung in Anlehnung an VViesendahl (2003: 33), siehe auch Stock (2008: 59) 


Zusammenfassend gilt insgesamt für die (zumindest aktive) Parteimit- 
gliedschaft: Sie beansprucht alle Arten partizipationsrelevanter Ressourcen 
und ist damit vergleichsvveise aufvvendig, vvenn nicht gar überfordernd (Vvgl. 
Bauknecht 2012: 76). Kommunizieren Parteimitglieder dies Nicht-Parteimit- 
gliedern, kann das dazu führen, dass ein Beitritt auch mit der Verpflichtung 
zu hoher Aktivitat konnotiert vvird. Umgekehrt sollte geschickte Mitglie- 
dervverbung aufzeigen, dass die Ressourcen Zeit und Geld (teilvveise) 
nach eigenem Ermessen aufgevvendet vverden können, vvas die Hemmnisse 
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relativiert. Andere Hemmnisse vvie das schlechte Tmage oder die Frage nach 
dem ,Lohn" einer Parteimitgliedschaft können nur von der Partefiorganisation 
bzvv. ausgehend von der Parteispitze beseitigt vverden und sind nicht kurzfris- 
tig zu beheben. 


4.6 Das Aktivitötsniveau von Parteimitgliedern 


əDie Partizipation der Mitglieder in den Parteten bleibt in Deutschland auf 
konstant niedrigem Niveau”, konstatiert Holtkamp (2018: 106). Hinsichtlich 
der Aktivitatsformen der Mitglieder rangiert an oberster Stelle der Besuch 
von Parteiversammlungen, gefolgt vom Besuch von Festen und geselligen 
Veranstaltungen. Der Besuch von Parteiversammlungen vvird von der Halfte 
der Mitglieder als Aktivitatsform angegeben, der Besuch von Festen und 
Veranstaltungen lediglich von cinem Drittel der Mitglieder. Für diese Studie 
relevant ist vor allem das persönliche VVerben neuer Mitglieder, vvas 14 Pro- 
zent der Befragten in der Deutschen Parteimitgliederstudie als geleistete 
Aktivitöt angeben "" (vgl. Spier 2011: 109). Spier vveist darauf hin, dass die- 
ser VVert 1998 noch bei 15 Prozent lag, dies sef ,,für die zukünftige Mitglie- 
derentvvicklung natürlich eine bedenkliche Entvvicklung, der die Parteien 
groBe Aufmerksamkeit vvidmen sollten“ (Spier 2011: 110). 

Die Zahlen zeigen, dass Parteimitglieder nicht mehrheitlich darauf be- 
dacht sind, neue politische VVeggefihrten zu rekrutieren. Altere Untersu- 
chungen zu diesem Thema stellen fest, dass Mitgliedervverbung von den 
Partetorganisationen nur einen nachrangigen Stellenvvert erhalt und eher 
əstiefmütterlich behandelt“ (Boll 2001: 83) vvird. VVenngleich ein grolBer Teil 
der Mitglieder die Neumitgliedervverbung als sehr vvichtige Aufgabe betrach- 
tet, so besteht auf der anderen Seite offensichtlich kein groBes Reservoir an 
Mitgliedern, die bereit sind, aktiv Neumitglieder zu vverben (vgl. Boll 2001: 
83). Neuere Studien, die nicht aus der Politikvvissenschaft, sondern bemer- 
kensvvertervveise aus den Naturvvissenschaften stammen, zeigen mittels ma- 
thematischer Modelle aus der Epidemiologie, dass ,,the more active the party, 
the more the recruits became active participants themselves, a form of positi- 
ve feedback” (/effs et al, 2016: 370). Die Autoren konstatieren zugleich, dass 
die Zahl derfenigen Parteimitglieder — beispielhaft für ausgevvahlte britische 
Parteien nach dem Zvveiten VVeltkrieg —, die aktiv Neumitglieder rekrutieren, 
vveniger als 0,1 Prozent betrögt. /effs et al, (2016: 370) gehen daher davon 
aus, dass Mitgliedervverbung in gebündelten Phasen ausgeübt vvird und kei- 
nen kontinuierlichen Prozess darstellt. Auf Basis dieser Zahlen ist insgesamt 


101 Hierunter sind all yene gefasst, die diese Aktivitüt als ,sehr hüufig" oder ,eher höufig" 
angeben (vgl. Spier 2011: 108). 
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zu ervvarten, dass Mitgliedervverbung eine Aktivitat darstellt, die nur von 
vvenigen Mitgliedern ausgeübt vvird und vvenn, dann eher sporadisch. 

Heinrich et al. (2002: 23ff.) zeigen zudem in ihrem Absehlussbericht zur 
Parteimitgliederstudie 1998 auf, dass 80 Prozent der Parteimitglieder noch 
mindestens einer vveiteren Tatigkeit in ciner anderen Organisation nachge- 
hen, im Hinblick auf die Ressource ,Zeit" kann dies von maBgeblicher Be- 
deutung sein, ist diese schlieBlich kein infinites Gut. Heinrich et al. (2002: 
26) heben zudem die Rolle von Parteimitgliedern als Kommunikatoren her- 
vor, so könne die ,,gezielte Aktivitat einzelner Mitgliedschaften im Rahmen 
bestimmter gesellschaftlicher Organisationen fF...1 dabei helfen, die Anbin- 
dung der Traditions-Milieus an die Partefen zu stabilisieren“. Die Autoren 
konstatieren, dass dieser besondere Vorteil nur genutzt vverden kann, vvenn 
die Parteimitglieder im Rahmen ihrer Parteitatigkeit aktiv sind. Elin für die 
vorliegende Untersuchung vvesentlicher Aspekt vvird hier beleuchtet: ,,Gerade 
dieser Punkt, namlich die Mitglieder zu cinem gröBeren Engagement in der 
Partei zu bevvegen, beschert den Parteien Probleme“ (Heinrich et al. 2002: 
28). Diefenigen Mitglieder, die aktiv in einer Partei mitarbeiten, vvenden 
dabei zu 53 Prozent bis zu fünf Stunden monatlich für die Partelarbeit auf, zu 
37 Prozent zvvischen fünf und 20 Stunden und zehn Prozent vvenden 20 Stun- 
den und mehr für ihre Partefaktivitüt auf. 

An dieser Stelle lasst sich erkennen, dass die von aktiver Parteimitarbeit 
verursachten Kosten deutlich höher sind als yene, die durch den bloBen Bei- 
tritt oder eine Mitgliedschaft als ,Financier" verursacht vverden, vvas sicher- 
lich keines vveiteren Nachvveises bedarf: ,.Ziele vvie die Übernahme von Am- 
tern und Mandaten flassenl sich nur erreichen, vvenn man sich engagiert“ 
(Rohrbach 2013: 205) und das kostet vor allem die Ressource Zeit. Rohrbach 
(2013: 207) zeigt zudem, dass es insbesondere die etvvas yüngeren Mitglieder 
sind, die sich als ,sehr aktiv“ beschreiben, ihr Durchsehnittsalter Hegt bei 51,9 
Tahren und unterbietet das der anderen Aktivitatsgruppen um ca. fünf /ahre. 
Geschlecht und Region vveisen keinen signifikanten Zusammenhang zur 
Aktivitatsrate auf. Die Art der Ervverbstatigkeit (vveniger als vollzeitig er- 
vverbstatig / vollzeitig ervverbstatig) macht keinen signifikanten Unterschied 
in der Aktivitat aus. Vervvunderlich ist, dass sich nic)£ vo/lzeitig Ervyverbstdti- 
ge zvvar stürker als ,ziemlich aktiv“, vo//zeitig Eryverbstdtige yedoch stürker 
als ,sehr aktiv“ (vgl. Rohrbach 2013: 208) bezeichnen. Im Rahmen einer 
multivariaten Analyse kann die Autorin yedoch aufdecken, dass der Koeffi- 
zient der Ervverbstaütigkeit negativ ist, ervverbstatige Mitglieder im Gegensatz 
zu nicht-ervverbstatigen Mitgliedern insgesamt also vveniger aktiv sind, vvas 
plausibel erscheint (vgl. Rohrbach 2013: 213), hier irritieren lediglich die 
VVerte der von der Autorin vorher dargestellten Kreuztabellierung. Sozialpsy- 
chologische Merkmale vvie das Politikinteresse vvirken positiv auf das Enga- 
gement der Mitglieder, die infernal efficacy und parteiinterne Betciligung 
vveisen keinen signifikanten Zusammenhang auf, ,vvas überraschend ist, da 
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ein Gefühl politischer Selbstvvirksamkeit die Selbstbehauptung eines Mit- 
glieds innerhalb des Organisationsgefüges begünstigen sollte“ (Rohrbach 
2013: 214). Die external efficacy ist lediglich auf dem 10-Prozent-Niveau 
signifikant, vvenngleich sie positiv mit A ktivitat korreliert, dennoch ist der p- 
VVert zu hoch, um die Nullhypothese verlisslich vervverfen zu können. Hin- 
sichtlich der Anreize, die die Autorin dem General-Incentives-Modell ent- 
nimmt, erkennt sie, dass selektive, ergebnisbezogene Anreize eine signifikant 
positive Ausvvirkung auf die innerparteiliche Aktivitat haben (vgl. Rohrbach 
2013: 214), Mitglieder, die Amter erlangen vvollen, sind aktiver. Ob sich dies 
auf die in diesem Vorhaben untersuchte Mitgliedervverbung ausvvirkt, ist 
unklar, dazu fehlen dem Autor die Primördaten der Parteimitgliederstudie. 
Prozessorfentierte Anreize haben ebenfalls einen ,,signifikant positiven 
Einfluss auf das partefinterne Engagement fİ...1. Die Motive, die unter den 
prozessorientierten Anreizen zusammengefasst vvurden, sind ausnahmslos 
selektiv, da sie exklusiv für das Mitglied nutzenstiftend sind“ (Rohrbach 
2013: 216), für die generelle Aktivitüt in Partefen zeigt sich, dass aktive Par- 
teimitglieder auf Rational-Choice-Argumenten aufbauend Partelarbeit aus- 
führen. Dieser Logik folgt die Annahme, dass Anreize, die nicht auf indivi- 
duellen Vorteilen beruhen, auch keinen Effekt auf die innerparteiliche Aktivi- 
tat haben, und vvie Rohrbach zeigt, ergeben sich vveder für normative noch 
für politische Anreize signifikante Ausvvirkungen auf die innerparteiliche 
Aktivitat (vgl. Rohrbach 2013: 216). Elin positiver Einfluss bürgerlicher 
Normen auf die innerparteiliche Aktivitat kann also ausgeschlossen vverden, 
vvas hinsichtlich der Theorie des geplanten Verhaltens vervvundert: Nicht die 
sozialen Normen scheinen es zu sein, die das eigene Verhalten begünstigen, 
sondern der als positiv ervvartete Nutzen aus innerparteilicher Arbeit10?. 
Zuletzt ist noch auf die Ergebnisse einer vveiteren Studie hinzuvveisen: 
Eline nicht reprösentative Untersuchung des Marktforsehungsinstitutes po//y- 
tix strategic research unter 1.016 Mitgliedern der SPD in der Region Mittel- 
rhein kommt zu dem Ergebnis, dass 47 Prozent der aktiven Mitglieder ohne 
Amt oder Mandat neue Mitglieder gevvorben haben. 29 Prozent der aktiven 
Mitglieder ohne Amt und Mandat haben dies bisher nicht gemacht, halten es 
aber für vorstellbar (vgl. Hartl und Faus 2016: 20). Von denfenigen Mitglie- 
dern, die vveder ein Amt noch ein Mandat innehaben und bisher keine Partei- 
aktivitat ausüben, artikulieren 35 Prozent, dass sie es sich vorstellen können, 
neue Mitglieder zu vverben. Insbesondere diese Zahlen sollten aus schon 
mehrfach genannten Gründen mit auBerster Vorsicht betrachtet vverden. Die 
Theorie des geplanten Verhaltens, die hier heranzuziehen ist, lasst den 


102 An dieser Stelle muss zvvischen Anreizen und Motiven getrennt vverden, vvas auch die 
Parteienforschung nicht immer hinreichend macht. Es kann daher sein, dass normative An- 
reize auf der einen und soziale Normen auf der anderen Seite aus psychologischer Perspek- 
tive getrennte Konzepte darstellen und nicht miteinander in Beziehung gesetzt vverden kön- 
nen. Dies zu erforschen kann aber nicht das Anliegen der vorliegenden Untersuchung sein. 
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Sehluss zu, dass diese 29 bzvv. 35 Prozent der Mitglieder nicht mit Sicherheit 
das von ihnen geplante Verhalten auch ausführen vverden. Zudem ist die 
geschlossene Frageform der Umfrage, die der Studie zugrunde liegt, proble- 
matisch im Hinblick darauf, dass Mitglieder zum einen auf ein Verhalten 
angesprochen vverden, das ihnen von selbst vielleicht nicht eingefallen vvare 
und sich zum anderen Effekte sozialer Ervvünschtheit bei der Beantvvortung 
der Frage einstellen könnten (siehe zu den Auslösern sozialer Ervvünschtheit 
Stocke 2004: vor allem das von ihm genannte Anerkennungsmotiv kann hier 
der erklarende Faktor für die hohen VVerte sein, siehe Stocke 2004: 304). 
Dennoch ist die Zahl von 47 Prozent der Mitglieder, die angeben, neuc 
Mitglieder gevvorben zu haben, beachtlich. Sie kollidiert fedoch mit der re- 
prüsentativen Deutschen Parteimitgliederstudie, die für das /ahr 2009 den 
bereits genannten VVert von 14 Prozent der Parteimitglieder ausvveist, die 
neue Mitglieder gevvorben haben (vgl. Spier 2011: 109)/63, Die nicht repra- 
sentativen Zahlen der po//7yfix-Studie sind daher für dieses Buch nicht zu 
gebrauchen, sie legen fedoch nahe, dass anscheinend deutliche regionale 
Unterschiede in der Bereitschaft, neuec Mitglieder zu vverben, existieren. 


4.7 Die andere Seite — Prinzipiell parteibeitrittsbereite 
Bürger 


Der folgende Absehnitt geht auf die potentiellen Parteimitglieder ein. Eine 
vveitere grol"e Forschungslücke neben den von Partefen genutzten Mitglied- 
ervverbestrategien stellen die ,prinzipiell partizipationsbereiten Bürger" dar, 
die bereits die Verhaltensabsicht zum Parteibeitritt bekundet haben, sich 
yedoch bisher nicht an eine Partei binden vvollten. Die Partefaktivitüt ist dabei 
nicht die einzige Partizipationsform, bei der Verhaltensabsicht und - 
manifestation auseinandergehen. Das hohe Partizipations- und Engagement- 
potential innerhalb der Bevölkerung ist auch in anderen Partizipationsformen 
zu erkennen und vverde unter anderem ,,aufgrund fehlender Information und 
mangelnder Gelegenheitsstrukturen nicht ausgeschöpft” (Sarcinelli 2009: 
115). Eine der vvesentlichen Annahmen dieser Studie ist, dass Mitgliedervver- 
bung bei der Umsetzung von İntention in manifestes Handeln einen vvesentli- 


103 Leif (2009: 260) zitiert cine Studie der Konrad-Adenauer-Stiftung aus dem Mahr 2006 mit 
25.000 reprösentativ ausgevvhlten Mitgliedern. Darin gaben 41 Prozent an, bereits neuc 
Mitglieder gevvorben zu haben. Dies kollidiert fedoch mit den tatsöchlichen Beitrittszahlen 
der CDU, vor allem, da es sich laut Leif (2009: 260) um eine reprüsentative Studie handel- 
te. Unklar ist, ob diese Zahlen aufgrund sozialer Ervvünschtheit entstanden sind oder die un- 
tersuchte Gruppe eventuell doch nicht reprüsentativ vvar. Auch ist denkbar, dass die Frage- 
stellung implizierte, dass zu irgendeinem Zeitpunkt in der Vergangenheit mal cin Mitglied 
gevvorben vverden konnte. Selbst dann muten die 41 Prozent iedoch sehr hoch an, genauso 
vvie die oben genannten VVerte zur SPD. 
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chen Beitrag leisten kann und den Transmissionsriemen zvvischen Beitrittsbe- 
reitschaft und tatsachlichem Bettritt bildet. 

Der Parteibeitritt erfordert auf individualpsychologischer Ebene gevvisse 
Zugestindnisse: So drückt die Beitrittsentscheidung nicht nur Parteinahe oder 
Identifizierung aus, sondern ist cin explizites und formales Statement, eine 
Partei zu unterstützen (vgl. Kölln 2014: 57). Die Zahlen dieser prinzipiell 
partizipationsbereiten Bürger schvvanken stark in der Forschung: Ein Bericht 
der Bertelsmann Stiftung (2011: 5) nennt einen VVert von 30 Prozent der 
Befragten, die bekunden, entvveder bereits Mitglied eciner Partei gevvesen zu 
sein oder bef denen eine Mitgliedschaft prinzipiell noch in Frage kommt. Die 
unscharfe Abgrenzung von zvvei unterschiedlichen Fragen in einem Item 
macht den erhaltenen VVert schvver interpretierbar. Kornelius und Roth (2004: 
93) kommen zu dem Ergebnis, dass 13 Prozent der von ihnen Befragten be- 
reits in einer Partei mitgearbeitet haben und sich 31 Prozent vorstellen kön- 
nen, diese Möglichkeit in Zukunft zu nutzen. 

Scheinen diese VVerte insgesamt im Vergleich zum tatsüchlichen Organi- 
sationsgrad der deutschen Parteien bereits recht hoch (vgl. Niedermayer 
2018a), so kommt Rohrbach (2013: 257) gar auf einen Anteil von 39 Prozent 
der parteipolitiseh ungebundenen Bevölkerung, die es sich vorstellen könnte, 
einer Partei beizutreten oder dort aktiv zu sein, o)ne eine formale Mitglied- 
schaft einzugehen. Hiermit kann leicht gezeigt vverden, dass die tatsachliche 
Manifestation der Verhaltensabsicht ,Parteimitarbeit" bzvv. ,Parteibeitritt" 
selten erfolgt und der Anteil derfenigen, die einer Parteimitarbeit prinzipiell 
zugeneigt sind, sich aber dann zu einer Mitgliedschaft entschlieBen, sehr 
gering ist. Dieses Phönomen ist yedoch nicht ausschlieBlich bei der Parteimit- 
gliedschaft zu beobachten, sondern generell bei allen Formen konventionell- 
verfasster sovvie unkonventionell-unverfasster Partizipation (vgl. Glaab 2003: 
123). Auffallig sind des VVeiteren die eklatanten Unterschiede in den unter- 
schiedlichen Studien zur Parteibeitritts- bzvv. Parteiaktivitatsbereitschaft. 

Nachvollziehen lösst sich die Entvvicklung der Bercitschaft, in Parteien 
mitzuarbeiten, anhand der ALLBUS-Studien. Leider vvurden die Daten nur 
für 1988, 1998, 2002, 2008 und 2018 erhoben, sodass durchgöngige Zahlen 
fehlen. Hierbei vvurde den Befragten ein Kartenspiel überreicht, mit der Bitte, 
die auf den Karten abgebildeten und für sie infrage kommenden politischen 
Möglichkeiten zu nennen, die sie nutzen vvürden, um bei Anliegen, die ihnen 
vvichtig sind, Einfluss zu nehmen. 1988 (nur für VVestdeutschland) nannten 
18,3 Prozent der Bürger darunter die aktive Mitarbeit in einer Partei, 1998 
nur noch 10,9 Prozent, 2002 hingegen 27,3 Prozent und 2008 vviederum nur 
13,9 Prozent1f7”, Steinbrecher (2009: 262) kann für die VVerte von 1998 und 


104 Bei diesen Zahlen ist Vorsicht gebotenl Enthalten sind darin auch die Befragten, die bereits 
Mitglied einer Partei sind (, da die Frage auf cine Aktivitüt in der Partei nicht auf die Mit- 
gliedschaft im engeren Sinne abzielt). In den vveiteren Ausvvertungen vvird der Datensatz 
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2002 zeigen, dass Postmaterialisten, Personen mit starker Partefidentifikation, 
starkerem politischem Interesse und höherer interner e/fficacy eher bereit sind, 
in einer Partei aktiv mitzuvvirken. 

Auf Basis der ALLBUS 2018-Daten155 vvird im Folgenden ermittelt, vvas 
die Parteibeitritts- bzvv. Parteiaktivitatsbereiten sovvohl sozio-demographisch 
als auch sozialpsychologisch ausmacht. Als sozio-demographisehe Merkmale 
vvurden das Alter, Geschlecht und der Bildungsgrad der Befragten (in Anleh- 
nung an Hoffmann (2011: 82), die diese Merkmale für die Beigetretenen 
einer Partei erhoben hat) untersucht, zusatzlich vvird das persönliche Netto- 
Einkommen verglichen (im Hinblick auf die Ressource Geld). Die Ressource 
Zeit vvurde mittels der Berufstatigkeit operationalisiert (von nic)f ervverbstd- 
tig bis in Vollzeit ervverbstdtig). Die untersuchten sozialpsychologischen 
Merkmale sind das politische Interesse sovvie die e//icacy (vviederum in Re- 
kurs auf Hoffmann 2011). Zudem vvurde die Parteiprüferenz der Befragten 
erhoben, um zu messen, vvie hoch das Beitrittspotential für CDU und SPD 
einzuschützen ist. Mit dem Vertrauen in politische Parteien vvurde des VVeite- 
ren erhoben, invviefern soziale Normen des Vertrauens bzvv. Misstrauens 
gegenüber Parteien eine Ausvvirkung auf die Parteiaktivitatsbereitschaft ha- 
ben. 

VVerden die Partefaktivitatsbereiten im ALLBUS-Datensatz von 2008 un- 
tersucht und um diefenigen gefiltert, die bereits Mitglied einer Partei sind, 
dann bleibt ein VVert von 11,4 Prozent der Befragten, die bereit vvüren, in 
einer politischen Partei aktiv zu vverden (mit personenbezogenem Ost-VVest- 
Gevvicht gevvichtet: 11,9 Prozent). Im ALLBUS-Datensatz von 2018, in dem 
die Frage zur Parteiaktivitat cin vveiteres Mal gestellt vvurde, hat sich diese 
Zahl deutlich erhöht. Insgesamt nennen 19,2 Prozent der deutschen Bevölke- 
rung (vvenn hier und im Folgenden von der Bevölkerung die Rede ist, handelt 
es sich stets um die mit personenbezogenem Ost-VVest-Gevvicht gevvichteten 
VVerte) die Bereitschaft, in eciner Partei aktiv zu vverden. 

Diefenigen aus der Bevölkerung, die partelaktivitatsbereit sind, sind im 
Mittel 46,57 Vahre alt (SD: 16,7), sie haben zu 41,5 Prozent als höchsten 
Bildungsabschluss einen Volks- und Hauptschulabschluss oder die mittlere 
Reife. 53,6 Prozent verfügen über die Fachhochschul- oder die Hochsehulrei- 
fe, 55,3 Prozent der Aktivitatsvvilligen sind münnlich, 44,7 Prozent vveiblich. 
28,9 Prozent der befragten Aktivitütsvvilligen sind nicht ervverbstatig 175, 54,7 


gefiltert, um die bereits organisierten Mitglieder bereinigt und für Gesamtdeutschland ge- 
vvichtet., 

105 Hier vvurde der Datensatz ZA5270 v2-0-0 vervvendet. Die Daten vvurden mit dem perso- 
nenbezogenen Ost-VVest-Gevvicht gvvichtet. 

106 Mit Blick auf die Variable dvv03 im Datensatz, Sfazus der Nichtervverbstdtigkeit, xann die 
Nichtervverbstötigkeit der parteiaktivitatsbereiten Befragten folgendermalBen aufgesehlüs- 
selt vverden: 19,1 Prozent sind Schüler und Studenten, 58,4 Prozent Rentner, 6,5 Prozent 
Arbeitslose, 9,6 Prozent Hausfrauen bzvv. Hausmünner, 2,2 Prozent VVehrpflichtige bzvv. 
Zivildienstleistende und 4,3 Prozent nicht Berufstötige. Hier ist zu beachten, dass von ins- 
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Prozent hauptberuflich ganztags ervverbstatig. Diese Befragten scheinen trotz 
einer hohen Auslastung durch die Ervverbstaütigkeit dennoch die Zeit zur Par- 
teiarbeit aufvvenden zu vvollen. 10,9 Prozent sind hauptberuflich halbtags 
ervverbstatig, 5,5 Prozent nebenher berufstatig. Von denfienigen Bürgern, die 
eine Parteipraiferenz genannt haben, nennen 34,1 Prozent die CDU/CSU und 
25,1 Prozent die SPD1077, bedauerlichervveise sind CDU und CSU in den 
ALLBUS-Daten gleichgesetzt. 54,9 Prozent der Befragten sind ,stark“ oder 
,sehr stark” politisch interessiert, 61,3 Prozent von ihnen stimmen der Aussa- 
ge eher oder voll zu, dass Politiker sich nicht um ihre Gedanken kümmern, 
dennoch ervvagen sie cine Parteimitgliedschaft. 62,1 Prozent von ihnen trauen 
sich eher oder voll zu, in efner politischen Gruppe aktiv vverden zu können. 
Nur 26,0 Prozent stimmen eher oder voll zu, dass Politik zu komplex für sie 
sel. Kombintert mit der Fahigkeit, in einer politischen Gruppe aktiv zu vver- 
den, deuten diese VVerte cin hohes Beitrittspotential bei diesen Befragten 
an103, Zuletzt stimmen 54,6 Prozent der Befragten der Aussage zu, dass Poli- 
tiker die Interessen der Bevölkerung vertreten. Zusützlich vvurde das Vertrau- 
en in Partefen als Indikator für eine geplante Verhaltensabsicht einbezogen. 
Hier kommen die Befragten auf einen Mittelvvert von 3,7 — auf einer Skala, 
die von 1 (gar kein Vertrauen) bis 7 (groBes Vertrauen) reicht, vvomit bei den 
Befragten in Relation zu ciner Normalverteilung kein überdurchschnittliches 
Vertrauen in Partefen zu konstatieren ist. 


gesamt 152 Fallen nur 56 gültig sind und damit Probleme in der Reprisentativitat vermutet 
vverden können. 

107 Diese Daten sind mit Vorsicht zu betrachten, da nur insgesamt 64,7 Prozent der Aktivitüts- 
bereiten eine Antvvort auf die Frage gegeben haben. Der Rest hat die Antvvort vervveigert 
oder vvar Teil eciner Subpopulation, die die Frage nicht erhalten hat. 

108 Eine Korrelationsanalyse zeigt, dass die Beffragten dieser Gruppen statistisch signifikant 
zusammenhöngen. Die selbst zugeschriebene Fahigkeit, in einer politischen Gruppe aktiv 
zu vverden, korreltert damit, Politik nicht als zu komplex vvahrzunehmen. 
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Tabelle 4: Vergleich soziodemographischer und sozialpsychologischer Merk- 
male von Parteibeitrittsbereiten und Nicht-Parteibeitrittsbereiten 


Parteiaktivitatsbereite Nicht parteiaktivitatsbereite N Sig. 
Bürger Bürger 
n Mittelvvert (SD) n Mittelvvert (SD) 
Alter 641 446,57 (16,700) 2636 52.21 (17,777) 3277 
Geschlecht 109 641 1145 (0,498) 2641 1,51 (0,500) 3282 ” 
Schulabschluss110 641 3,86 (1,275) 2638 3.41 (1,234) 3279 ”” 
Berufst3tigkeitiİİ 641 2,09 (1,324) 2641 22.41 (1,375) 3282 ”” 
Nettoeinkommen 570 2108,92 2339 1813,54 2909 “” 
(1431,946) (1328,344) 
Politisches Inte- 641 3,60 (0,868) 2641 3.21 (0,945) 3282 ” 
resse11? 
Parteipraferenz115 414 2,61 (1,60) 1432 2,38 (1,587) 1846 “”“ 
Internal effcacy1”7 641 3,06 (0,724) 2641 2,77 (0,794) 3282 ” 
External 641 2.41 (0,968) 2641 197 (0,914) 3282 ”” 
effcacy115 
Vertrauen in poli- 633 3,70 (1,201) 2570 341 (1,249) 3203 


tische Parteien 


Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis der Daten des ALLBUS 2018. ” px0,05, ”” 
ps0,01: “7” px0,001 
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1 — Mann, 2 — Frau. 

1:— Ohne Absehluss: 2 € Volks-/Hauptsehule: 3 € Mittlere Reife, 4 — Fachhochschulreife: 
5 — Hochsehulreife. 

1 — hauptberuflich ganztags, 2 — hauptberuflich halbtags: 3 — nebenher ervverbstütig: 4 — 
nicht ervverbstatig. Niedrige VVerte indizieren damit mehr Zeit, die im Beruf verbracht vvird. 
1 — Überhaupt nicht interessiert, 2 — vvenig interessiert, 3 — mittel interessiert, 4 — stark 
interessiert, 5 — sehr stark interessiert. Die Daten aus pa02a (Politisches Interesse) vvurden 
transformiert, damit niedrige VVerte auch cin niedriges Interesse indizieren. 

1 — CDU/CSU, 2 € SPD, 3 — FDP, 4 — Die Grünen, 5 — DİE LINKE, 6 — AfD, 7 — Andere 
Partei (Ausgangsvverte vvurden in die genannte Skala transformiert). Bei der Interpretation 
der VVerte ist die o.g. Skalierung zu beachten: Kleinere VVerte indizieren eine ParteiprAfe- 
renz für die groBen Parteien, grol3e VVerte für die kleineren Parteien. 

Erfasst über das ALLBUS 2018-ltem ,Politik ist zu komplex für mich” (pe04) mit: 1 — 
stimme voll zu, 2 € stimme eher zu, 3 — stimme eher nicht zu, 4 — stimme gar nicht zu und 
əVVeif vvenig über Politik” (pe06) mit: 1 € stimme voll zu, 2 € stimme eher zu, 3 € stimme 
eher nicht zu: 4 — stimme gar nicht zu. Aus beiden İItems vvurde ein Index gebildet. Niedri- 
ge VVerte in Tabelle 4 bilde niedrige ef/icacy ab, hohe VVerte hohe ef/icacy. 

Erfasst über das ALLBUS 2018-ltem ,Politiker kümmern sich nicht um meine Gedanken” 
(pe01) mit: 1 € stimme voll zu, 2 € stimme eher zu, 3 € stimme eher nicht zu, 4 € stimme 
gar nicht zu und ,,Kann in einer politischen Gruppe aktiv vverden” (pe02) mit: 1 € stimme 
voll zu, 2 — stimme eher zu, 3 — stimme eher nicht zu, 4 — stimme gar nicht zu. Aus beiden 
Ttems vvurde nach Variablentransformation eine Skala gebildet. Zudem vvurden die VVerte 
aus pe02 so transformiert, dass die 1 niedrige ef/icacy ausdrückt, 4 hingegen hohe ef/icacy. 
Niedrige VVerte in Tabelle 4 bilden damit insgesamt niedrige e//icacy ab, hohe VVerte hohe 
efficacy. Sicherlich existieren validere Messungen als diese. Beferlein et al. (2012) machen 
einen e/f/icacy-Skalen-Vorschlag, der yedoch auf die Daten des ALLBUS 2018 nicht über- 
tragbar vvar bzvv. mit diesen nicht gemessen vverden konnte. 


VVie die Mittelvvertvergleiche der untersuchten Variablen zeigen, unterschei- 
den sich die Aktivitatsvvilligen deutlich von den Nicht-Aktivitatsvvilligen. Sie 
sind nicht nur signifikant fünger und mannlicher, sondern auch gebildeter, 
eher hauptberuflich in Vollzeit oder Teilzeit ervverbstatig, verfügen über cin 
höheres Nettoeinkommen, sind politisch interessierter und haben sovvohl 
mehr internal als auch external efficacy. Des VVeiteren vertrauen sie Parteien 
signifikant starker als Nicht-Aktivitatsvvillige. Basierend auf der Theorie des 
geplanten Verhaltens ist dies cin Indikator für die Umsetzung von geplantem 
in manifestes Verhalten, vvenngleich der Mittelvvert auch bei den Aktivitats- 
bereiten nicht übermailBig hoch ist. Es kann daher nicht konstatiert vverden, 
dass die Parteiaktivitatsbereiten Parteien einen in absoluten Zahlen hohen 
Vertrauensvorschuss geben vvürden. Hinzukommen die signifikanten Unter- 
schiede in der Parteipraferenz der Parteiaktivitatsbereiten: Hier scheinen die 
kleineren Parteien stürker von Aktivitaütsbereiten zu profitieren als die in 
dieser Arbeit untersuchten Partefen, vvas die Mitgliedervverbung für letztere 
potentiell erschvvert. 

Zusötzlich vvurden die Mitgliedschaften in Vereinen und ehrenamtlichen 
Organisationen einem Mittelvvertvergleich unterzogen, aufgrund der vielen 
einzelnen Items sollen diese hter nicht explizit ausgevviesen vverden. Es zeigte 
sich fedoch, dass die Partefaktivitatsbereiten signifikant höufiger in Organisa- 
tionen neben der Partei vvie Kultur-, Sport-, Hobby- oder VVohltatigkeitsver- 
einen engagiert sind als die Nicht-Parteiaktivitatsbereiten — somit ist die In- 
tegration in soziale Netzvverke als drittes vvesentliches Element des CVM bei 
diesen Befragten stürker vorhanden. VVas den parteiaktivitatsbereiten Befrag- 
ten zur tatsachlichen Aktivitat oder gar zum Beitritt zu fehlen scheint, ist der 
Trigger durch gezielte und direkte Ansprache, es sei nochmal darauf hinge- 
vviesen, dass die Literatur diesen 7rigger als essentiell für alle Arten politi- 
scher Partizipation betrachtet (bspvv. Ekman und Amna 2012: 297 sovvie 
Handy und Cnaan 2007: 41) — der Parteibeitritt bildet dabei sicherlich keine 
Ausnahme. 

Da Partefen vor allem Hugendliche und yüngere Bürger rekrutieren sollten, 
um die Überalterung zu stoppen und dem Bild entgegenzuvvirken, Politik 
vvürde nur noch von ,den Alten" für ,die Alten“ gemacht (vgl. Seils 2014), 
lohnt der Blick in die Parteiaktivitatsbereitschaft von Vugendlichen, die in 
vveiteren Umfragen neben den ALLBUS-Daten erhoben vvurden. Gaiser und 
Gille (2013: 65) zeigen, dass es für 22 Prozent der 18-29-/lahrigen in Frage 
kame, in einer Partei aktiv mitzuarbeiten. In einer ölteren Shell-hugendstudie 
konstatiert Sehneekloth (2010: 147), dass sich 17 Prozent der 12-25-/)ahrigen 
vorstellen könnten, in einer Partei oder ciner politischen Gruppe mitzuarbei- 
ten. In der Shell-hugendstudie von 2019 ist ein vveiterer bemerkensvverter 
Befund enthalten: So haben sich über die lahre 2002, 2006, 2010 und 2015 
stets 2 Prozent oft oder gelegentlich in Parteien aktiv gezeigt, im lahr 2019 
vvaren es yedoch 4 Prozent (Schneekloth und Albert 2020: 101). Dass auch 
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die Mitgliederzahlen der Tugendorganisationen der Parteien sinken, zeigt, 
dass an dieser Stelle die Verhaltensintention zum Beitritt mehrheitlich nicht 
manifest vvird. Das ist vor allem desvvegen problematisch, da gerade die /Tu- 
gendorganisationen essentiell bei der VVerbung neuer Mitglieder sind (Vgl. 
Hooghe et al. 2004: 195). 

Insgesamt kann auf Basis dieses Abschnitts festgestellt vverden, dass ein 
Reservoir an Partefiaktivitatsbereiten zur Verfügung steht, dem alle partizipa- 
tionsfördernden Ressourcen zur Verfügung stehen, auch aus sozialpsycholo- 
gischer Perspektive. Die stürkere Einbindung in soziale Netzvverke stellt 
einen idealen Ausgangspunkt dar, um die partefaktivitatsbereiten Befragten 
aus dem vorpolitischen in den politischen Raum zu führen. VVas zu fehlen 
scheint, ist letztlich die direkte Ansprache auf ein parteipolitisches Engage- 
ment, um diese begünstigenden Ausgangsbedingungen auch in partefpoliti- 
sche A ktivitüt umzusetzen. 

In der folgenden Abbildung 6 ist vviedergegeben, vvelche Parteibeitritts- 
faktoren sich aus der Partizipations- und Parteienforschung bündeln lassen 
und vvie Mitgliedervverbung darauf idealtypisch vvirkt (bzvv. vvirken sollte). 
Es existieren zum einen a//gemeine Parteibeitrittsfaktoren, die sich aus dem 
CVM ableiten lassen. Diese vverden durch spezifische Parteibeitrittsfaktoren 
ervveitert, die aus den Anreizen des General-Incentives-Modells bzvv. dem 
ervveiterten Anreizkatalog der Deutschen Parteimitgliederstudie bestehen. 
Des VVeiteren vvurde ihnen der parzizipative Anreiz hinzugefügt, also die 
Bereitstellung von İnstrumenten innerparteilicher Demokratie. Gegenüber 
stehen die Hemmnisse, die den Parteibeitritt verhindern können. Als Vermitt- 
ler zvvischen den Anreizen und den Hemmnissen steht die Mitgliedervver- 
bung, die im Rahmen der direkten Ansprache idealiter die VVirkung der An- 
reize durch Persuasion verstirkt und diefenigen der Hemmnisse schvvücht. 
Diese Annahme basiert zum einen auf Basis der partizipationstheoretischen 
Annahmen aus den vorangegangenen Absehnitten, zum anderen aber auch 
aus Studien, die einen Effekt des Parfy Contacting auf die VVahlbeteiligung 
sovvie auf Campaign Activities nachvveisen (vgl. VVielhouvver und Lockerbie 
1994: 225ff., siehe aihnlich dazu auch Rosenstone und Hansen 1993: 36, 
230). Es vvird angenommen, dass ahnliche Effekte auch für die Mitglieder- 
vverbung zu ervvarten sind "16, 


116 Siehe dazu auch Morales (2009: 122): ,,On the one hand, mobilisation by organisations 
reduces the transaction costs of foining them, vvhile also reducing the costs of obtaining in- 
formation about the existing political organisations, vvhat they offer, hovv they vvork, their 
location, etc.”. 
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Abbildung 6: Allgemeine und spezifische Parteibeitrittsfaktoren 
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117 Konzeptionell betrachtet stellt die efficacy sovvohl eine Ressource als auch die Grundvo- 
raussetzung zur Partizipationsmotivation dar, vvesvvegen sic in beiden Rubriken gelistet ist. 
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5 Mitgliederrekrutierungsstrategien und die Rolle von 
Recruitern 


Im Folgenden vverden sovvohl soziologische als auch psychologische Er- 
kenntnisse und Konstrukte zum Tragen kommen, um theoretische und kon- 
zeptionelle Ausgangspunkte für die empirische Untersuchung zu schaffen. Da 
die Politikvvissenschaft selbst nur vvenig zur Arbeit von Mitgliedervverbern 
beigetragen hat, ist der interdisziplinare Blick unabdingbar. 

Zunöchst sollen Herausforderungen und Handlungsmöglichkeiten strate- 
gischer Mitgliedervverbung dargestellt vverden, die Parteien zur Verfügung 
stehen (Absehnitt 5.1). In einem zvveiten Schritt soll es um die Mitglieder- 
vverber gehen, die anknüpfend an die Ehrenamtsforschung sovvie die Psycho- 
logie auch als Recruiter bezeichnet vverden (Absehnitt 5.2). Hier soll erarbei- 
tet vverden, mit vvelchen psychologischen Konstrukten erklirt vverden kann, 
vvarum bestehende Parteimitglieder überhaupt neue Mitglieder vverben. 
Sehlie$lich vverden die Aktivitaten und Aktivitatsniveaus von Parteimitglie- 
dern vor diesem Hintergrund reevalufert (Abschnitt 5.3), vvoraufhin ein Zvvi- 
schenfazit die Erkenntnisse bündelt und zum empirischen Teil überleitet 
(Absehnitt 5.4). 


5.1 Herausforderungen, Handlungsmöglichkeiten und Arten 
strategischer Mitgliedervverbung 


Im Rahmen einer politischen Strategicanalyse bedarf es der ,,Kennzeichnung 
spezifischer Strategiemerkmale, fderl Suche nach Voraussetzungen sovvie 
EL..1 besonderen Auspriögungen strategischer Praxis“ (Raschke und Tils 2013: 
32), um strategische Denkvveisen und Praktiken zu erfassen und zu beschrei- 
ben. Strategien können definiert vverden als ,,mittel- oder langfristig angeleg- 
te Regelsysteme oder Kalküle, bei denen eine zvveckrationale Beziehung 
zvvischen Zielen und Mitteln angenommen vvird und deren Zugrundelegung 
auf ciner Erfolgsorientierung basiert“ (Tun 2004: 94) oder als ,,erfolgsorien- 
tierte Konstrukte, die auf situationsübergreifenden Ziel-Mittel-Umvvelt- 
Kalkulationen beruhen” (Raschke und Tils 2013: 127). Parteien versuchen 
mittels Strategieentvvicklung, ,,VVandlungsprozessen in ihren Umvvelten zu 
begegnen und ihre komplexen Beziehungen zu ihren Umvvelten im Hinblick 
auf ihre Zielvervvirklichung zu steuern“ (Tun 2004: 94). Parteten als Organi- 
sationen sind 1n ihrer Strategievvahl an Vorerfahrungen und Traditionen ge- 
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bunden (vgl. Fun 2004: 87), vvas strategische Unterschiede zvvischen Parteien 
erklaren kann. Mit Blick auf die Organisationsressourcen sind Strategien 
hinsichtlich ihrer Machbarkeit zu evalufleren, hinzukommen ,,die nicht klar 
vorhersehbaren innerparteilichen Folgen von Umvvelteinflüssen” (Tun 2004: 
87). Zudem kann Partefen nur teilvveise rationales Verhalten unterstellt vver- 
den, Teile der Literatur sprechen ihnen dieses gar vveitgehend ab (vgl. VVie- 
sendahl 1984: 81). 

Probleme der Mitgliederrekrutierung als strategisches Ziel bieten sich 
Parteien in vitelerlei Gestalt, die meisten gehen aus den in dieser Studie ge- 
nannten Befunden der Parteienforschung hervor: So ist cine langfristigen 
Mitgliedschaften eher abgeneigfe und politischen Parteien vvenig vertrauende 
Bevölkerung keine gute Voraussetzung, um den Typus der Mitgliederpartei 
aufrecht zu halten. Insbesondere vor dem Hintergrund des vielfach konsta- 
tierten Reprüsentationsdefizites sovvie der mangelnden Vervvurzelung der 
Parteien in der Gesellschaft und der Gefahr, den ,,Legitimationsanspruch 
einlzubüBenl, als Sprachrohre des Volkes aufzutreten“ (VViesendahl 2012b: 
133), muss es eigentlich Hauptaufgabe vor allem der GroBpartefen sein, die- 
sen Legitimationsanspruch durch — vvenn nicht steigende, dann zumindest — 
stabil bleibende Mitgliederzahlen aufrechtzuerhalten. Dass sich Parteien 
dessen bevvusst sind, lasst sich den medialen Diskursen, Debatten und Beitra- 
gen zum anhaltenden Mitgliedersehvvund entnehmen. Aus organisationaler 
Perspektive ist dann anzunehmen, dass es gevvisse Strategien zur Mitglieder- 
gevvinnung vonseiten der Parteiführungen geben muss. Aktive Parteimitglie- 
der und damit diefenigen, die als VVerber neuer Mitglieder vorrangig infrage 
kommen, sind teilvveise bestrebt, die Autonomie der Parteiführung einzu- 
sehrinken und vvollen ihren eigenen EFinfluss auf die Strategien der Führung 
erhöhen (vgl. Raschke und Tils 2013: 41). AuBerdem können Mitglieder die 
Strategien der Führung yfederzeit ignorieren, sie vvillentlich ausblenden sovvie 
ihre Ausführung vervveigern. Fines der Hauptprobleme der Neumitglieder- 
rekrutierung besteht auch in den sich ausdünnenden Parteistrukturen vor Ort. 
Mit der sinkenden Zahl aktiver Mitglieder vor Ort sinkt auch die Zahl derfe- 
nigen, die Mitgliedervverbung als Aufgabe innerhalb der Partelarbeit über- 
nehmen könnten. 

Um es hinsichtlich des Faktors Nefzvverke innerhalb des CVMs auf cine 
triviale und zugleich zugespitzte Formel zu bringen: VVenn es keine aktiven 
Parteimitglieder vor Ort, im privaten Umfeld oder am Arbeitsplatz von par- 
teiaktivitats- bzvv. parteibeitrittsbereiten Bürgern gibt, durch die diese ange- 
sprochen vverden können, kann auch niemand zum Beitritt gefriggert vverden 
(siehe ihnlich dazu Dose und Fischer 2013: 894). VViesendahl (2003: 34) 
erkennt eine Mitgliederbasis, die ,,an Auszehrung und Sklerose leidet“. Dabei 
brauche Mitgliedervverbung, so Bergmann und Striebing (2013: 94), vor 
allem ,,ein Gesicht“. Da der Organisationsgrad der Parteien insbesondere in 
Ostdeutsehland niedrig ist (siehe Abbildung 7), kann angenommen vverden, 
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dass sich die Rekrutierungsschvvache der Parteien in Ostdeutschland schvve- 
rer beheben lassen vvird als in VVestdeutsehland, vveil ebeniene ,Gesichter" 
fehlen. 


Abbildung 7: Rekrutierungsfahigkeit von SPD, CDU und CSU (Bayern) nach 
Bundeslinderm 2016 
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Quelle: Niedermayer (2018a: 354), eigene Darstellung 


Mit der Steigerung des Organisationsgrades mithilfe von Mitgliedervverbung 
beschaftigen sich nur vvenige Beitrage. In diesen sind zumeist nur vage und 
abstrakte Aussagen bezüglich dessen zu finden, vvas Partefen leisten müssten, 
um Parteibeitrittsbereite zu erreichen und ihre Rekrutierungsfahigkeit zu 
verbessern: Sie müssten ,,umsteuern, vvollen sie ihre gesellschaftliche Veran- 
kerung nicht verlieren“ (Sehmidt und Knipperts 2013: 891), vvobei eine 
,deutliche Veryüngung der Mitglieder Fgeboten vvürel“ (Sehmidt und Knip- 
perts 2013: 891). Die Partefen sefen in der Neumitgliedervverbung ,,İbleson- 
ders aktiv“ (Tunge 2012: 282) und ,,setzen T...1 auf die Kommunikation se- 
lektiver Anreize”, postuliert Tunge (2012: 280), ohne es naher analysiert oder 
dargelegt zu haben. Decker et al. (2014: 7) empfehlen die VVerbung beiftritts- 
bereiter Personen, indem Partefen ,,diesen in der eigenen Organisation oder 
im öffentlichen Bereich ein attraktives Beschaftigungsfeld bieten“. Decker 
(2015: 2431.) erkennt zvvei Ansatze, vvie Parteien mittels der direkten An- 
sprache Mitglieder gevvinnen können. Zum einen, indem die Partefiorganisa- 
tionen für Nichtmitglieder und Unterstützer geöffnet vverden und diese erst 
einmal unverbindlich in die Partei ,hineinsehnuppern" können, ohne sich 
direkt löngerfristig zu binden. Zum anderen können die Rechte aktiver Mit- 
glieder gestarkt und diesen gröBere Beteiligungsmöglichkeiten eingeraumt 
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vverden. Hier ist das schon genannte Spannungsverhaltnis zvvischen der Ex- 
klusivitat der Mitgliedschaft und einer potentiellen Öffnung für Nichtmitglie- 
der erkennbar, die sich anscheinend unauflösbar gegenüberstehen. Letztlich 
İösst sich bei all den genannten Vorschlagen vveniger von Strategien spre- 
chen, sondern eher von Taktiken, die vveder besonders konkret noch beson- 
ders innovativ sind1/5. 

VVeitere Handlungsmöglichkeiten, die Parteien zur Mitgliedergevvinnung 
nutzen können, fasst Niedermayer (2011: 33f.) zusammen, sechlögt aber auch 
allgemeinere Möglichkeiten vvie die stürkere Ausrichtung der Partei am Ziel 
der Mitgliedergevvinnung, die VVeiterentvvicklung bestehender Beitrittsanrei- 
ze sovvie die Neuschaffung bisher nicht existierender Beittrittsanreize bei 
gleichzeitigem Abbau von Beitrittshemmnissen vor. Laut Niedermayer 
(2011: 34) kann die Ausrichtung der Partei hin zu einer verstarkten Mitglie- 
dergevvinnung aber zu einem Problem vverden. Unter Umstanden kollidiert 
dies mit anderen Parteizielen, da Parteien mit begrenzten Ressourcen arbeiten 
müssen und nicht allen strategischen Zielen dieselbe Prioritat einraumen 
können. Entvveder müssen andere strategische Ziele vernachlissigt oder neue 
Ressourcen geschaffen vverden. Zeitlich begrenzte Mitgliedervverbekampag- 
nen halt Niedermayer für hilfreich, dennoch sollte langfristig an cine Verste- 
tigung der Mitgliedervverbung gedacht vverden, ,,d.h. sie Tdie Mitgliedervver- 
bung, Anm. d. Verf.) ist als Daueraufgabe zu sehen“ (Niedermayer 2011: 35). 
Diese Daueraufgabe könne dadurch realisiert vverden, dass die organisationa- 
len Voraussetzungen innerhalb der Parteien geschaffen vverden, z.B. mittels 
Unterstützung und Begleitung durch die hauptamtlichen Mitarbeiter. VVesent- 
lich sei dabei, dass Parteien ihre Beratungs-, Schulungs- und Informationsan- 
gebote ausbauen sovvie bestehendes Material stets aktuell halten (siehe Nie- 
dermayer 2011: 36). Niedermayer (2011: 36f.) vervveist auberdem auf die 
Aktivitatsanreize, die innerhalb ciner Partei ausgesendet vverden müssten, um 
das ehrenamtliche Engagement hinsichtlich der Mitgliedervverbung aufrecht- 
zuhalten oder — in den ”tragen" Parteigliederungen — überhaupt erst zu vve- 
cken. Um dies zu erreichen, erhalten die erfolgreichsten Ortsverbönde in der 
CDU beispielsvveise cine Einladung in die Bundesgeschafisstelle sovvie Auf- 
merksamkeiten in Form eines Termins mit Angela Merkel, Gutscheinen oder 
Urkunden (vgl. Niedermayer 2011: 36f.). Die SPD kennt hierzu den Innova- 


118 Die Unterscheidung zvvischen den Begriffen Strategie und Taktik, die im Alltagssprachge- 
brauch höufig synonym vervvendet vverden, ist hier an von Clausevvitz und sein 1832 erst- 
mals erschienenes VVerk Vom Kriege angelehnt, dessen militarische Überlegungen auf Par- 
teien übertragen vverden können. Für ihn ist die Taktik ,,die Lehre vom Gebrauch der 
Streitkrafte im Gefecht”, die Strategie ,,die Lehre vom Gebrauch der Gefechte zum Zeveck 
des Krieges” (von Clausevvitz 2003: 65). Taktiken der Mitgliedervverbung sind also die 
Handlungsmöglichkeiten für Mitgliedervverber, vvenn sie mit Bürgern in VVerbegesprüchen 
sind, um diese vom Beitritt zu überzeugen und Strategien der Mitgliedervverbung die von 
den Gliederungen entvvickelten, von un (2004: 94) so bezeichneten ,,mittel- oder langfris- 
tig angelegten Regelsysteme oder Kalküle". 
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tionsfonds des Parteivorstandes, bei dem Profekte ausgezeichnet vverden, ,,die 
die SPD als Dialogpartei starken oder die gesellschaftliche Verankerung und 
Vernetzungsarbeit in den Nachbarschaften vorantreiben“ (SPD.de 2016a) — 
vvas yedoch nicht nur Profekte zur Mitgliedervverbung betrifft. 

VVie die Forschung in Einklang zu den Annahmen dieser Studie schlieBbt, 
sollten Parteien in der strategischen Praxis vor allem auf den direkten und 
persönlichen Kontakt setzen (vgl. Hofmeister und Grabovv 2011: 35), über 
diesen sei es am einfachsten möglich, interessierte Bürger davon zu überzeu- 
gen, eine Parteimitgliedschaft einzugehen. Doch auch mithilfe öffentlicher 
Veranstaltungen, Debatten und Fefern oder kulturellen A ktivitaten sei es 
möglich, Bürger für cine Parteimitgliedschaft zu gevvinnen (vgl. Hofmeister 
und Grabovv 2011: 36), vvobei die direkte Ansprache als strategisches Ele- 
ment dabei stets genutzt vverden könne, um die Mitgliedergevvinnung zu 
ermöglichen. Die Autoren sprechen sich dabei klar gegen teure VVerbekam- 
pagnen aus, in denen sie keinen Vorteil, sondern im Gegenteil cine negative 
Nutzenbilanz sehen (vgl. Hofmeister und Grabovv 2011: 36f.). Mitglie- 
dervverbung sef eher aus einer generalisierten Perspektive zu verstehen: ,,On- 
İy those parties that honestly tries fsicl1 to tackle specific problems, develop 
long-term concepts, rely on fundamental values, give potential members real 
perspectives for participation and offer a clear perspective to gain political 
povver vvill be the most attractive“ (Hofmeister und Grabovv 2011: 37). 

Bei der Rekrutierung neuer Mitglieder bedarf es nicht zuletzt bestehender 
Mitglieder, die engagiert, couragiert und kompetent genug sind, um erfolg- 
reiche Mitgliedervverbung in die Praxis umzusetzen. Basierend auf den in 
Absehnitt 4.6 sehon genannten Daten der Deutschen Parteimitgliederstudie 
beschreiben sich sieben Prozent der Mitglieder der CDU als sehr aktiv und 20 
Prozent als ziemlich aktiv, bei der SPD sind es sechs Prozent sehr aktive und 
22 Prozent ziemlich aktive Mitglieder (vgl. Spier 2011: 99). Es besteht damit 
das Potential, ca. ein Viertel der Mitgliedschaft zur Mitgliedervverbung zu 
mobilisieren. 

Neben der bloBen Aktivitüt in der Mitgliedervverbung bedarf es fedoch 
noch vveiterer Faktoren zum Erfolg: VVie Erkenntnisse aus Fokusgruppen 
zeigen, bildet die Basis gelingender Mitgliedervverbung offenbar ein Ortsver- 
band, der ,,Gemeinschaft, Offenheit und vvertschützende Kommunikation”“ 
(Bergmann und Striebing 2013: 94) bietet, auch ,.Strukturanalysen, Selbst- 
verpflichtungen, Vahresempfange, der Standort der Geschafisstelle, die Rolle 
von Mandatstragern, ,Outings“ VHervorhebung 1.O.1, Selbstreflexion und 
direkte Kommunikation“ (Bergmann und Striebing 2013: 94) vverden als 
Faktoren zum Gelingen benannt. Die letztgenannten Elemente bilden den 
Autoren zufolge die strategischen Instrumente der Mitgliedervverbung. Mit 
einer Strukturanalyse können der Aufbau des Ortsverbandes vermessen und 
Multiplikatoren gesucht vverden. Öffentliche Veranstaltungen mit lokalen 
Mandatstrigern können ein besonderes öffentliches Interesse und damit mehr 
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Beitrittsbereite erzeugen: Kontakte von Mitgliedern als Ansprechpersonen 
auf Flyern abzudrucken ist Bestandteil des Ouzings. Selbstreflexion meint die 
Evaluation der eigenen Arbeit und direkte Kommunikation ist als direkte 
Ansprache zu verstehen, die nicht nur der Bindung von Neumitgliedern, 
sondern vor allem ihrer Anvverbung dienen kann (vgl. Bergmann und Strie- 
bing 2013: 94ff.). ,,Dies alles ist vvahrhaft keine ,Raketenvvissenschaft", vvo- 
bei in der Praxis solcherlei Selbstverstindlichkeiten dennoch oft unterblei- 
ben”, sehlieBen Bergmann und Striebing (2013: 96), machen mit diesem 
Fazit fedoch ecinen grolen Fehler: VVird bedacht, dass all die genannten Ele- 
mente nicht nur Strategie- und Organisationsfahigkeit voraussetzen, sondern 
zugleich von den Parteimitgliedern f7eivvi//ig zu erbringen sind, ist klar, vva- 
rum die meisten Ortsverbaünde einen solchen Aufvvand nicht betreiben und es 
sich e?en nicht um Selbstverstöndlichkeiten handelt1"1”. Dauerhafte ehrenamt- 
liche Aktivitat ist voraussetzungsreich und Mitgliedervverbung als cine dieser 
Aktivitatsformen zudem, angesichts der Zahl potentiell Parteiaktivitatsbercei- 
ter (siehe Abschnitt 4.7), mit cinem hohen Frustrationspotenzial beladen. 

Dies alles umfasst fedoch noch keine spezifischen VVerbestrategien. Mit 
Stock (2008) İiegt die einzige dem Autor bekannte gröBere Studie zu Mit- 
gliedervverbestrategien in Partefen vor, vvobei sie ,nur“ eine Diplomarbeit ist, 
vvas ihren hohen Beitrag zum Forschungsge genstand fedoch keinesvvegs 
schmalern soll. Stock (2008) beleuchtet die VVerbestrategien von /ugendor- 
ganisationen politischer Parteien in Nordrhein-VVestfalen. Dabei geht er von 
einem anreizorientierten Modell aus, das sich der Annahmen des General- 
Incentives-Modells bedient. Er nimmt an, dass Bürger dann einer Partei bei- 
treten, vvenn die vvahrgenommenen positiv bevverteten die vvahrgenommenen 
negativ bevverteten Anreize übersteigen (vgl. Stock 2008: 25). Bei der Erar- 
beitung der Strategien der hugendorganisationen der Partefien erkennt er ins- 
gesamt fünf, die zur Neumitgliedervverbung genutzt vverden: 


1. Eline Framevvork-Strategie, bei der Rahmenbedingungen geschaffen sovvie 
finanzielle Möglichkeiten ausgelotet vverden, um Art und Umfang der 
Neumitgliedervverbung bestimmen zu können (vgl. Stock 2008: 108f.). 

2. Eline Issue-Strategie, mit der implizite Mitgliedervverbung durch ein 
ə. hemen- und 1deen-Management" (Stock 2008: 110) betrieben vvird, po- 
tentielle Mitglieder also durch erfolgreiche po/icies bzvv. Vorhaben der 
Parteiorganisationen vor Ort angezogen vverden. Für Parteien im Speziel- 
len ist dabei darauf zu vervveisen, dass an der Bundespolitik interessierte 
Bürger den VVeg zu den Partefen, deren po/icies sie zustimmen, fast ,von 
allein“ finden (vgl. Bergmann und Striebing 2013: 98, 100). Ahnliche Ef- 


119 Auch Bergmamn und Striebing (2013: 96f.) erkennen an, dass trotz dieser scheinbar leicht 
zu bevvültigenden Aufgaben Mitgliedervverbung einen hohen finanziellen sovvie personellen 
Aufvvand nach sich zieht. 
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fekte seheint auch die Zustimmung zum Faktor Person, sichtbar am schon 
genannten Sc/u/z-Effekt, zu haben. 

3. Eline Linkage-Strategie, die auf der Nutzung von Netzvverken zu anderen 
Vorfeldorganisationen (bspvv. Kirchen oder Gevverkschaften) basiert, hier 
erkennt Stock (2008: 1131.) zu Recht, dass diese ebenfalls von ausblei- 
bendem Nachvvuchs betroffen sind, vvesvvegen diese Strategie vveniger 
fruchtbar sein könnte. 

4. Eline Marketing-Strategie, die auf der Steigerung der Attraktivitat nach 
auBen beruht (vgl. Stock 2008: 1131.) und Professionalisierungserforder- 
nisse berücksichtigt. 

5. Eline Incentive-Strategie, die auf der Aussendung von Beitrittsanreizen 
beruht (vgl. Stock 2008: 116f.). 


Um ihren Rekrutierungsdefiziten entgegenzuvvirken und zugleich Strategien 
an ihre Mitglieder zu vermitteln, geben Parteien z.B. Handbücher zur Mit- 
gliedervverbung oder kurze Faktenblaütter aus, auf die die Forschung bisher 
nicht cingegangen ist. Auch in der Arbeit von Stock (2008) vvurden diese 
Materialien nicht untersucht. Mit Blick auf die sprachliche Gestaltung der 
Parteimaterialien insgesamt urteilt Alemann (2012: 44): ,,Die VVerbesprache 
der Parteiprogramme, Broschüren und Flyer steht einer authentisehen Kom- 
munikation mit dem Bürger im VVeg. Die gelackte Hochglanzsprache der 
Politik stöfbt die Bürger ab“. Einen öhnlichen Befund liefert auch Felder 
(2018: 37), vvenn er aufzeigt, dass ein floskelhafter Sprachgebrauch zum 
Problem vverden kann, vvenn dieser mit mangelnder Authentizitat verbunden 
vvird. Flyer in der Mitgliedervverbung könnten demzufolge sogar negative 
Effekte produzieren. Zur Überprüfung dieser Annahme vvüre sovvohl eine 
politolinguistische als auch eine vveitere empirische Analyse notvvendig, die 
aber im Rahmen dieser Untersuchung nicht geleistet vverden können 70, 


5.2 Recruiter und ihre Arbeit 


Die Rolle der von SPD und CDU erst seit 2011 bzvv. 2015 statuarisch vorge- 
sehenen ,Mitgliederbeauftragten" ist bisher nicht erforscht. Dass Mitglieder- 
vverbung ,,nur selten aktiv angestrebt“ (Holtkamp und Bogumil 2016: 15) 
vvird, kann durch die Einführung dieses neuen Postens möglichervveise geün- 
dert vverden, eine eigene Position für den Aufgabenbereich der Mitglieder- 
vverbung und -bindung schafft auch einen gevvissen Verantvvortungsbereich. 


120 Die Politolinguistik selbst hat offensichtlich bisher keine Notvvendigkeit erkannt, diese Art 
von Parteikommunikation zu untersuchen: vvie sich an Einführungsvverken zur Politolingu- 
istik erkennen lüsst, arbeitet diese verstürkt mit öffentlichen Reden von Mandatstragern und 
vveniger mit Parteidokumenten (siehe bspvv. Girnth 2015, Sehröter und Carius 2009 sovvie 
Kilian 2005). 
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Damit haben die Parteiführungen von SPD und CDU erkannt, dass die Mit- 
gliedervverbung sovvie -bindung nicht unter ferner /iefen Teil der Partelarbeit 
sein können, sondern sovvohl arbeits- als auch zeitintensive Beschaftigungs- 
felder darstellen. Es vvird fedoch angenommen, dass die bloBe Einführung 
eines Amtes ohne einen daran anknüpfenden organisationskulturellen VVandel 
vvenig bis gar nichts bevvirkt. 

Vermutet vvird, dass insbesondere die Motivation dieser Mitgliederbeauf- 
tragten zur Neumitgliedervverbung essentiell ist und über das Gelingen oder 
das Scheitern von Neumitgliederrekrutierung entscheidet. Auch ihre Einstel- 
lung zur Partei, ihre VVahrnehmung des entgegengebrachten Respekts für die 
eigene Arbeit und das Commitment zur Partei können, basierend auf den 
Erkenntnissen der Freivvilligenforsehung, signifikante Erklarungsfaktoren für 
die Arbeit und den Erfolg der VVerber darstellen und sollen daher in den fol- 
genden Absehnitten dieses Kapitels vorgestellt vverden. Damit vvird den Er- 
kenntnissen betriebsvvirtschaftlicher und betriebspsychologischer Forschung 
Rechnung getragen, die unter dem in der Überschrift genannten Begriff der 
Recruiter schon lünger Methoden zu einer erfolgreichen Personalbeschaffung 
entvvickelt haben, diese aber zu den Partefen bisher nicht vorgedrungen zu 
sein scheinen. 


5.2.1 Motivation und Motivierung 


Das Thema ,Motivation und Motivierung” ist eines, das dieses Buch nicht 
einmal annahernd in seiner vollstindigen Komplexitiüt erfassen könnte1?71, 
Daher vvird sich dieser Absehnitt nur auf die vvesentlichen Faktoren zur Mo- 
tivation und Motivationssteigerung konzentrieren. 

Grundsützlich kann zvvischen primören und sekundiüren Motiven mensch- 
lichen Handelns unterschieden vverden. Erstere bestehen in der grundlegen- 
den Bedürfnisbefriedigung, bezeichnen also menschliches Handeln zum 
Zvvecke der Nahrungsaufnahme, der Erholung oder der Fortpflanzung. Se- 
kundöre Motive mensehlichen Handelns sind psychosoziale Motive ,,vie 
Leistung, Macht und Nahe zu Mitmenschen“ (Roth et al, 2010: 18). Des 


121 Einer nahezu unüberschaubaren Anzahl an Publikationen aus der Psychologie, der Be- 
triebsvvirtschaftslehre und den Erziehungsvvissenschaften steht der forschungspragmatische 
Auftrag gegenüber, in das Thema möglichst gebündelt und knapp einzuführen. Die folgen- 
den Passagen zur Motivation von Ehrenamtlichen und dem, vvas diese zu absichtsvollen 
Handlungen im Ehrenamt bevvegt, erheben mitnichten einen Anspruch auf Volistöndigkeit. 
Zudem sollen keine Motivationstheorien vorgestellt vverden. Motivationstheorien, die stark 
dem betriebsvvirtschaftlichen Kontext angepasst sind, eignen sich nach Ansicht des Autors 
per se nicht für die Ehrenamtsforschung, da siec zu stark auf Motivatoren zugeschnitten sind, 
die im Ehrenamtskontext nicht existieren, vvie beispielsvveise Lohnzahlungen (vgl. hierzu 
die Zvvei-Faktoren-Theorie von Herzberg 1959, die fedoch mittlervveile bereits als überholt 
gilt, siehe z.B. Holtbrügge 2015: 17 sovvie Drumm 2008: 396). 
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VVeiteren vvird üblichervveise zvvischen extrinsischer und intrinsischer Moti- 
vation unterschieden. Extrinsische Motivation vvird durch auBere Anreize 
gesetzt, intrinsische Motivation entsteht durch persönliche Praferenzen und 
bedarf keines auBeren Reizes. Da erst Motive kombiniert mit Anreizen zu 
einer Aktion, sprich zu Handlungen führen, bedarf es entvveder cines öuBeren 
oder eines inneren Reizes, um eine Handlung hervorzurufen (vgl. Nicolai 
2014: 177). Die neuere Forschung betrachtet zudem tatigkeitsinhiürente An- 
reize, die beispielsvveise durch das Gemeinschaftserlebnis gesetzt vverden 
(vgl. Heckhausen und Heckhausen 2010: 6). Im Team an einer Tütigkeit zu 
arbeiten — vvie z.B. gemeinsam mit Parteikollegen bzvv. -genossen an der 
Mitgliedervverbung — kann einen intrinsischen Handlungsanreiz setzen und 
damit den SpaB an der und den Aufvvand für die Tatigkeit selbst steigern. 

Das Setzen extrinsischer Motivationsanreize vvirkt sehvvacher als die 
intrinsische Anreizsetzung (vgl. Bullinger 1996: 34). Das Erreichen selbst 
gesetzter Leistungsziele, das Bedürfnis nach Kontakten, Macht und Selbst- 
vervvirklichung sind Bestandteile intrinsischer Motivation, die deutlich stür- 
ker als Elemente extrinsischer Motivation, vvie das Fördern oder Belohnen 
einer Handlung durch Geld, vvirken (vgl. Bullinger 1996: 34). Das Bedürfnis, 
,Erfolg zu haben, ist ein elementares Streben des Mensechen. Dabei ist nichts 
motivierender als der Erfolg selbst“, schlieBt Bullinger (1996: 35) und zeigt 
damit auf, vvelche Faktoren zur Motivation im ehrenamtlichen Kontext be- 
sonders zu beachten sind: Nicht nur das Setzen extrinsischer materieller An- 
reize zur Ausführung einer Handlung sollte im Vordergrund stehen, sondern 
auch die Begleitung und Supervision der Freivvilligen in ihren Aufgaben, um 
eine möglichst hohe Erfolgsvvahrscheinlichkeit ihres Handelns und damit 
intrinsische Motivation zu fördern. Komnt es zu Handlungserfolgen, führt 
dies möglichervveise automatisch dazu, dass neue Handlungen derselben Art 
initilert vverden. 

Dieses Erfolgsstreben spiegelt das im Menschen als psychologisches 
Grundbedürfnis angelegte Streben nach Kompetenz (und letztlich auch nach 
Anerkennung/”?) vvider (vgl. Güntert 2015b: 80). Dies mündet in ein Streben 
nach Autonomie (vgl. Güntert 2015b: 80). Die Freivvilligenarbeit stellt dazu 
prinzipiell die besten Bedingungen, da das freivvillige Arbeiten im Gegensatz 
zur Ervverbsarbeit nicht den Druck aufbaut, eine gevvisse Leistung erbringen 
zu müssen, um den monetüren Lohn für die existenzsicherende Tütigkeit zu 
erhalten. Ob Mensehen eine hohe oder eine geringe Leistung in ihrer Freivvil- 
İigenarbeit erbringen, vvirkt sich auf ihre Existenzsicherung nicht aus. Die 
Tatigkeiten in der Freivvilligenorganisation können daher viel starker intrin- 
sisch motivfert vverden, vvomit ,,die Freivvilligenarbeit gute Voraussetzungen 
für selbstbestimmte Motivation” (Güntert 2015b: 86) bietet. 


122 Siehe dazu Rettler und Göll (2010: 7f.), die sich der VVichtigkeit von Anerkennung und 
VVertschatzung aus einer betriebsvvirtschaftlichen Perspektive nöhern. 
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VVeitere Pradiktoren der Freivvilligenarbeit sind zvvar für die psychologi- 
sche Ehrenamtsforsehung relevant, an dieser Stelle fedoch zu vveitreichend. 
Nachhaltiges Engagement kann gefördert vverden, vvenn die Freivvilligen mit 
ihrem Engagement auch Eigeninteressen bedienen können (vgl. Güntert 
2015b: 88). Gefragt nach den Tüatigkeitservvartungen von Ehrenamtlichen 
antvvorten diese, etvvas ,,für das Gemeinvvohl tun“, ,,Spa$) an der Tatigkeit" 
haben und ,,Eigenverantvvortung” erleben zu vvollen (Hollstein 2015: 54). 
Neben der altruistischen Gemeinvvohlorientierung ist es insbesondere die 
intrinsische Motivation, SpaB zu erleben und diesen kontinuferlich aufrecht- 
zuhalten sovvie das Gefühl von Autonomie, das Ehrenamtliche von einem 
Ehrenamt ervvarten und das sie zur ehrenamtlichen Tatigkeit motiviert. Des 
VVefteren erkennt auch die betriebsvvirtschaftliche Forschung die Notvvendig- 
keit von Partizipation und Mitbestimmung zur Motivationssteigerung an, 
Beschaftigte müssten ,,in bestimmten Bereichen der Arbeit ihre Interessen 
und VVünsche in cinem gevvissen Grad, aber nicht vollstiündig, durchsetzen 
können” (Haas 2012: 10). Der Ruf nach dem Ausbau innerparteilicher De- 
mokratie bildet diesen Befund in der Parteienforschung ab, vvie bereits in 
Absehnitt 4.4.1 diskutiert, findet sich der zitierte ,gevvisse Grad“ der Durch- 
setzung eigener İnteressen nicht in vveitreichenden Mitentscheidungsinstru- 
menten in den Partefen vvieder, sondern in der Kombination aus Mitentschei- 
dung und der Möglichkeit zur kontinuferlichen Mitbestimmung an der Par- 
teibasis. VVeiter gilt in der arbeits- und organisationspsychologischen Motiva- 
tionsforschung, dass ecine harmonische Arbeitsumgebung motivferend vvirkt 
(vgl. Stangel-Meseke 2015: 6). Für Parteien bedeutet dies, dass Dissens und 
innerparteilicher Streit in den Parteigliederungen, in denen Ehrenamtliche 
aktiv sind, motivationshemmend vvirken können und daher vermieden vver- 
den sollten. 


5.2.2 Die Theorie der Sozialen İdentitdt 


Hilfreich zur Beantvvortung der Frage, vvarum und auf vvelche VVeise Mitglie- 
der einer Freivvilligenorganisation motiviert sein könnten, neue Mitglieder zu 
vverben, bietet die Theorie der Sozialen Identitat. Menschen können sich 
dieser zufolge entvveder als Individuen betrachten, die losgelöst von Gruppen 
miteinander agieren, sie können sich aber auch als Teil eciner Gruppe über 
Gruppenmerkmale definieren, Individualmerkmale in den Hintergrund treten 
lassen sovvie als Anvvaülte ihrer Gruppen auftreten ,,und dabei Merkmale der 
Gruppe (z.B. Stereotype) über individualisierte Merkmale stellen“ (Leidner et 
al, 2015: 238). Der Begriff der Sozialen Identitüt kennt keine einheitliche 
Definition (vgl. Mayer 2017: 35), vvas ihn vveder leicht fassbar noch klar 
operationalisierbar macht. Diese Studie schlieBt sich der Definition von Ma- 
yer (2017: 35) an, die Soziale Identitat als ,,die Zugehörigkeit des Einzelnen 
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zu ciner/mehreren sozialen Gruppen oder Kategorien”“ definiert. Die Soziale 
Identitat ist damit Teil des Selbstkonzeptes eines Individuums. Entvvickelt 
vvurde die Theorie der Sozialen Identitat von Henri Taifel und /ohn Turner, 
vvobei ersterer in der Mitte der 1970er /ahre bereits Vorarbeiten lieferte. Sein 
Ausgangspunkt findet sich in einer simplen und auch ohne vertiefte psy- 
chologische Kenntnisse nachvollziehbaren Behauptung: .,in order for the 
members of an ingroup to be able to hate or dislike an outgroup, or to dis- 
criminate against it, they must first have acquired a sense of belonging to a 
group vvhich is clearly distinct from the one they hate, dislike or discriminate 
against“ (Ta/fel 1974: 66). Gruppen definieren Taffel und Turmer (1979: 40) 
als ,,a collection of individuals vvho perceive themselves to be members of 
the same social category, share some emotional involvement in this common 
definition of themselves, and achieve some degree of social consensus about 
the evaluation of their group and of their membership of it”. Die Soziale 
Identitat ist, darauf aufbauend, derienige Teil der cigenen lIdentitüt bzvv. des 
Selbstbildes, der aus gruppenbezogenen, sozialen Kategorien resultiert, ,,das 
Individuum braucht die Zugehörigkeit zur übergreifenden Identitat einer 
Gruppe und die Abgrenzung von anderen, um sich selbst als Individuum 
erfahren und damit überhaupt erst eine İIch-ldentitat ausbilden zu können“” 
(Trüdinger und Faden-Kuhne 2013: 365). Individuen vverden von der For- 
schung mit gevvissen Attributen versehen und sefen stets darauf aus, ihr 
Selbstkonzept und damit ihr Selbstbevvusstsein zu stürken. Soziale Identitat 
kann positiv oder negativ konnotiert sein, fe nachdem, vvie die soziale Gruppe 
evaluifert vvird, in die sich ein Individuum einordnet oder eingeordnet vvird/75, 
Die Einschützung der cigenen Gruppe erfolgt auf Basis cines Vergleiches mit 
anderen sozialen Gruppen. Die Autoren gehen basierend auf diesen Annah- 
men davon aus, dass İndividuen positive Soziale Identitat und damit positiv 
konnotiterte Gruppen benötigen, um das eigene Selbstvvertgefühl zu steigern. 
Die cigene Gruppe muss dabei als ,besser" vvahrgenommen vverden als ande- 
re Gruppen. İst das nicht der Fall, dann versuchen İIndividuen entvveder, ihre 
eigene Gruppe positiv aufzuladen (vgl. Taffel und Turner 1979: 40), das 
heibt: die cigene Gruppe positiv gegenüber Fremdgruppen herauszustellen 
(vgl. Arnscheid 1999: 53) oder sie zu verlassen 74, 

VVird die Theorie Sozialer Identitüt als Grundlage menschlichen Handelns 
angelegf, lasst sich nachvollziehen, vvarum Mensehen sich in Organisationen 
engagieren, gleich vvelcher Art: Menschen beziehen unter Umstiönden einen 
vvesentlichen Teil ihres Selbstbildes aus der Gruppe oder der Organisation, in 
der sie Mitglied sind (vgl. Boezeman und Ellemers 2008: 1013). Mitglieder 


123 Man denke dabei bspvv. an das indische Kastensystem, das eine selbstbestimmte Einord- 
nung von İndividuen auf Basis einer VVillensentscheidung nicht kennt. 

124 Hier lassen sich Anknüpfungspunkte zu Hirsehman (1970) finden, vor allem in der Dicho- 
tomie von exif und /oyalfy (und vveniger über voice): darauf vvird aus forschungspragmati- 
schen Gründen fedoch nicht vveiter cingegangen. 
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zu vverben kann dabei aus identitatsstiftenden Gründen erfolgen, um die eige- 
ne Gruppe zu vergrölern und damit zu störken. Die Arbeit an der VergröBe- 
rung der ecigenen Gruppe kann durchaus auch von egoistischen Motiven be- 
stimmt sein: die VergrölBerung der eigenen Gruppe und das damit einherge- 
hende ervvartete Lob vonseiten der anderen Gruppenmitglieder starken das 
individuelle Selbstvvertgefühl, Aus der Perspektive der Organisationsleitung 
ist es zvvar prinzipiell egal, vvelche Motive die Aktivitüt der Gruppenmitglie- 
der bestimmen — vvichtig ist, dass sie aktiv an der Erfüllung des Organisati- 
onsztels mitvvirken. Um dies zu erreichen, sollte aber die Soziale Identitat 
stets das übergeordnete Ziel darstellen (vgl. Güntert 2015a: 25). Sie kann 
starker Bestandteil infrinsischer Motivation sein und übersetzt damit am 
ehesten geplantes in manifestes Handeln. 

Da Individuen stets unterschiedlichen sozialen Gruppen angehören, be- 
vverten sie diese Gruppen nicht gleich, sondern bringen sie in eine gevvisse 
Rangordnung. Einige Gruppen tragen daher mehr zur eigenen Identitüt bei als 
andere, vvas Böhm mit der Bezeichnung ,,Salience“ (Böhm 2008: 35) ver- 
sieht. Bedacht vverden muss bei der Diskussion um die Soziale Identitat, dass 
die Parteimitgliedschaft eine Art freivvilligen Engagements unter anderen 
darstellt. Parteimitglieder können in vveiteren Vereinen und Vereinigungen 
aktiv sein sovvie sich mit zusaützlichen Gruppen, z.B. der Abteilung am Ar- 
beitsplatz, sozial identifizieren. Die Forschung zur Sozialen Identitaüt versucht 
der Komplexitüt dieses Konstruktes in der Regel mit mehrdimensionalen 
Skalen Rechnung zu tragen (vgl. Postmes et al. 2013: 597). Mit S/SZ, der 
single-item social identification measure, Hegt yedoch eine Kurzskala vor, die 
aus nur cinem Item besteht und Soziale Identitat reliabel und valide messen 
kann (vgl. Postmes et al, 2013). Die Autoren erklaren, dass ihr Item nicht die 
Soziale Identitat, sondern die soziale Identifizierung mit ciner Gruppe messe. 
social identity refers to the group as a (percefved) entity T...1. Identification, 
in contrast, refers to the individual member”s re/azfionship THHervorhebung 
1.O.1 to that entity. This is more individually determined” (Postmes et al. 
2013: 599). Die übrige Literatur zur Theorie der Sozialen Identitat unter- 
scheidet yedoch nicht immer dergestalt zvvischen Identifikation und Identifi- 
zierung vvie es Postmes et al. (2013) getan haben. Des VVeiteren konstatieren 
die Autoren: ,,ESISII has a reliability that exceeds that of most other single- 
item scales“ (Postmes et al. 2013: 613) und “the measure has high reliability, 
high validity, and high utility” (Postmes et al. 2013: 613). Für die vorliegen- 
de politikvvissenschaftliche (und damit nicht primir psychologische oder 
politikvvissenschaftlich-psychologische) Untersuchung eignet sich das Item 
daher ideal. 
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5.2.3 Organisationales Commitment 


Commitment ist als Verbundenheit, Zugehörigkeit und Identifikation zu bzvv. 
mit ciner Organisation zu verstehen und bezeichnet in der Arbeits- und Orga- 
nisationspsychologie die Bindung von Menschen an Örganisationen. 1m 
Gegensatz zur Theorie der Sozialen Identitat ist Commitment vveniger ent- 
vvicklungspsychologisch aufgeladen. Zudem ist Commitment eher als affek- 
tive, Soziale Identitat hingegen als kognitive Komponente mensechlichen 
Denkens und Handelns zu betrachten, vvenngleich Soziale Identitat einigen 
emotionalen Elementen nicht entbehrt. Commitment lasst sich als die Identi- 
fikation mit einer Organisation bezeichnen (in Abgrenzung zu Involvement, 
das sich als Identifikation mit einer Ervverbstatigkeit definieren lasst) (vgl. 
Güntert 2015a: 25). Commitment trügt nicht zur Manifestation und Konstitu- 
tion Sozialer Identitüt bei (vgl. van Dick 2004: 5)/?5 und ist daher konzeptio- 
nell getrennt davon zu betrachten. 

Unterschieden vvird zvvischen affektivem, rationalem und normativem 
Commitment. Ersteres ist durch ,,eine starke Akzeptanz und lIdentifikation 
mit den VVerten und Zielen der Organisation, (2) Tderl Bereitschaft, sich be- 
sonders für die Organisation einzusetzen sovvie (3) den VVunsch auch vvefter- 
hin in der Organisation zu verbleiben” (Felfe et al. 2002: 5, siehe zudem 
Felfe 2008: 27) gekennzeichnet. Van Dick (2004: 12) vveist darauf hin, dass 
Mitarbeiter in Unternehmen mit cinem hohen affektiven Commitment selte- 
ner krank sind, stürker dazu neigen, auch bei VVidrigkeiten im Unternehmen 
zu verbleiben, produktiver sind und sich für ihr Team sovvie das Unterneh- 
men im Ganzen einsetzen (siehe VVestphal und Gmür 2009: 222 sovvie Meyer 
et al, 2006: 666). Insbesondere letzteres lasst sich konzeptionell mit dem 
ehrenamtlichen Einsatz verbinden, in der Mitgliedervverbung aktiv zu sein. 

Commitment in der rationalen Dimension basiert auf Rational-Choice- 
Abvvagungen, also eciner Kosten-Nutzen-Kalkulation. Diese Kosten beziehen 
sich nicht auf die Aktivitüt in der Organisation, sondern auf die Kosten cines 


125 Dies betonen mit ciniger Vehemenz auch Meyer et al. (2006: 667): “Hovvever, there are 
also important differences. First, vvhereas the essence of a social identity involves the defi- 
nition of self in terms of association vvith a collective (e.g., group, organization), the sine 
qua non of commitment is the binding of a person to a target and course of action. Notice 
that simply including association vvith a collective as part of one”s self concept does not in 
itself mean that one feels psychologically bound to the collective or to courses of action rel- 
evant to that collective. Second, a social identity inherently has to do vvith social foci — oth- 
er people, groups, and larger collectives. Hovvever, as discussed earlier, commitment can 
also occur to non-social foci such as fobs, goals, and courses of action”. Diese Einschützung 
vvird nicht geteilt, vor allem, vvenn die Arten der Messung von affektivem Commitment im 
Verlauf dieses Absehnitts aufgezeigt vverden. Dazu gehört, dass Items der affektiven Com- 
mitmentforschung vvie das Empfinden eines starken Zugehörigkeitsgefühls zu einer Organi- 
sation dem im Zitat genannten size qıza non deutlich vvidersprechen bzvv. aus der Perspekti- 
ve von Meyer et al. (2006) keine Berechtigung zur Messung affektiven Commitments haüt- 
ten. 
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Austretens aus der Organisation. Da rationales Commitment immer dann 
relevant vvird, vvenn İIndividuen die mit einem Verlassen der Organisation 
verbundenen Kosten befürchten/”6, ist es aus Sicht der Arbeits- und Organisa- 
tionspsychologie sicherlich unentbehrlich. Da der Forschungsschvverpunkt 
zumeist im nicht-ehrenamtlichen Bereich liegt, hilft das rationale Commit- 
ment der Arbeits- und Organisationspsychologie dabei, die Mitarbeiterbin- 
dung an ein Unternehmen zu erklaren. Hinsichtlich ehrenamtlicher Organisa- 
tionen hat ein Austritt aus der Organisation yedoch keine dramatischen Fol- 
gen vvie z.B. den Verlust des Gehalts, das im Ehrenamt per se nicht gezahit 
vvirdi?7, Rationales Commitment spielt dann eine Rolle, vvenn Mitglieder 
ehrenamtlicher Organisationen diese nicht verlassen, da sie zum einen soziale 
Exklusion zu erfahren befürchten oder zum anderen um sich damit nicht 
gleichzeitig eingestehen zu müssen, dass der ursprüngliche Eintritt in die 
Organisation ein Fehler vvar — und damit kognitive Dissonanz erleben müs- 
sen 28, 

Beim normativen Commitment fühlen sich Menschen verpflichtet, die 
Bindung zu einer Organisation aufrechtzuerhalten (vgl. Felfe et al. 2002: 60), 
da sie der Organisation beispielsvveise die Finanzierung ihrer Ausbildung 
verdanken. VVeil das normative Commitment die Entscheidung betrifft, nicht 
aus der Organisation auszutreten, nicht aber, sich besonders für die Organisa- 
tion einzusetzen, kann zvvischen normativem Commitment auf der einen und 
der ehrenamtlichen Aktivitat der Mitgliedervverbung auf der anderen Seite 
kein kausaler Zusammenhang angenommen vverden. Ahnlich verhalt es sich 
mit dem rationalen Commitment. Relevant für die Ehrenamtsforschung ist 
daher insbesondere das affektive Commitment. VVenngleich es im Rahmen 
einer explorativen Untersuchung ebenfalls interessant vvüre, das normative 
und rationale Commitment der Mitgliedervverber zu messen, so vvürden be- 
reits mittelgrole Skalen, die yur das affektive Commitment messen (bspvv. 
dieyenige von Mafer und VVoschee 2002) so viel Platz im Fragebogen ein- 
nehmen, dass vveitere, für die Parteienforschung deutlich relevantere Aspekte 
zu vvenig Raum fanden. Daher muss im vorliegenden Forschungsprofekt 
selbst diese Skala in einer kurzen Variante vervvendet vverden, die anderen 
Commitment-Dimensionen vvurden aus den genannten Gründen vollstindig 
ausgeklammert. 

Das affektive Commitment und seine Effekte sind fedoch so gut erforscht, 
dass sich auch kurze Skalen nutzen lassen. Ziel dieser Studie ist dabei nicht 


126 Bei ehrenamtlichen Organisationen kann das z.B. der Verlust sozialer Bindungen sein, bei 
Unternehmen der Verlust des Gehaltes (siehe dazu van Dick 2004: 4). 

127 Sicherlich mögen an dieser Stelle die Aufvvandsentschaüdigungen eingevvorfen vverden, die 
im Ehrenamt nicht unüblich sind: diese stellen yedoch, im Gegensatz zum Lohn eines Ar- 
beitnehmers, in der Regel verzichtbare Betrige im Hinblick auf die cigene Existenzsiche- 
rung dar. 

128 Siehe zum Begriff der kognitiven Dissonanz z.B. Reisyan (2013: 224ff.) sovvie Heckhausen 
und Heckhausen (2010: 97ff.). 
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die Gründe zu ermitteln, vvarım Parteimitglieder eine gevvisse Soziale Identi- 
tat ausgebildet haben oder vvarız sie eine Art von Commitment empfin- 
den ??, sondern o? und invviefern die emotionale Verbundenheit und die Sozi- 
ale Identitit zur Partei zu höheren Erfolgen in der Neumitgliedervverbung 
führen. /e starker das affektive Commitment sovvie die Soziale Identitüt und 
damit die emotionale sovvie kognitive Verbundenheit zu einer Partei ausge- 
prügt sind, umso höufiger und auch erfolgreicher vverden VVerbeaktivitaten 
vom einzelnen Parteimitglied ausgehen — so die Hypothese/70, 


5.2.4 Die Arbeit in Freivvilligenorganisationen 


Die Forschung zu ehrenamtlichem Engagement beschaftigt sich in Teilen mit 
politischen Organisationen. Ihnen ist mit anderen nicht gevvinnorientierten 
Organisationen gemeinsam, dass sie ihren ehrenamtlichen Mitarbeitern keine 
oder nur geringe Belohnungsmöglichkeiten in Aussicht stellen können, zu- 
dem gilt, dass das CVM sovvohl für soziale als auch politische Partizipation 
gilt, vvas die partizipationstheoretischen Erkenntnisse der Freivvilligenfor- 
sechung sovvohl aus theoretischer als auch empirischer Perspektive vveitge- 
hend auf Parteien übertragbar macht. Dennoch müssen die Ergebnisse der 
Freivvilligenforsehung freilich immer in ihrem Kontext betrachtet vverden. 
Soziale Partizipation hat im Gegensatz zu politischer Partizipation nicht ,,ex- 


129 Zur Theorie der Sozialen Identitüt sovvie zum Commitment könnte deutlich mehr als bisher 
geschrieben vverden. Die vorliegende Studie verortet sich fedoch nicht in der Politischen 
Psychologie, vvesvvegen sie auf eine differenziertere Beschreibung und den tiefergehenden 
Vergleich der fast unüberschaubaren Forschungsbeitrige zu diesen beiden Themen verzich- 
tet und sich auf die vorliegende Kurzfassung beschriünkt. 

130 Für die Ehrenamtsforschung ist zuletzt auf ein Spezifikum dieser hinzuvveisen und der 
Vollstündigkeit halber zu nennen. Vom Commitment abzugrenzen ist das Konstrukt des 
psychological ovvnerships. Dieses kann definiert vverden als ,,that state in vvhich individuals 
feel as though the target of ovvnership (material or immaterial in nature) or a piece of it is 
,theirs““ (Pierce et al. 2001: 299). Damit muss nicht zvvangslöufig ein physisches Besitzen 
gemeint sein, sondern es kann lediglich die gefühlte Gebundenheit an eine Organisation 
ausdrücken (vgl. Pierce et al. 2001: 299). Martins (2010: 22) unterseheidet das Commit- 
ment vom psyciological ovvnership dadurch, dass letzteres auch ein ,,Streben nach VVirk- 
samkcit und Kompetenzerleben” und ,,ein aktives Einbringen des Selbst in die Organisati- 
on” (Martins 2010: 22) impliziert. Auf der anderen Seite ist dieses Konzept zu vveitgrei- 
fend, da psyc/o/ogical ovvnership mit ,,Selbst-ldentitüt, Zuhause bzvv. ein Heim zu haben“ 
(Martins 2010: 22) verbunden vvird. Das affektive organisationale Commitment kann hin- 
sichtlich der ehrenamtlichen Aktivitat fedoch öhnliche, aktivitatsfördernde Effekte hervor- 
rufen, ist doch ,,mit einer hohen Auspriögung İdes affektiven Commitments) höufig cin en- 
gagierter und langfristiger Einsatz für die eigene Organisation verbunden” (Maier und 
VVoschee 2002: 127). Auf Basis der Forschungsliteratur können konzeptionelle Nahen zvvi- 
schen Commitment und Sozialer Identitüt erkannt vverden, aber zugleich auch klare Unter- 
scheidungsmerkmale benannt vverden — diese scheinen zvvischen sozialer Identitat und psy- 
chological ovvnership Tedoch kaum gegeben zu sein. 
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plizit die Becinflussung von Entscheidungen oder Entscheidungstrigern auf 
unterschiedlichen politischen Ebenen zum Ziel“ (RoBteutscher 2009: 163). 
Ehrenamtliche, die sozial partizipieren, vverden daher nach dem instrumentel- 
len Partizipationsverstindnis nicht vom Motiv getrieben, Regierung und 
Politik mit ihrem ehrenamtlichen Engagement zu beeinflussen. Zum anderen 
sind Parteimitglieder aufgrund des hohen Misstrauens gegenüber Parteien 
einem höheren MaBe an sozialer Achtung ausgesetzt als Mitglieder anderer 
ehrenamtlicher Organisationen (siehe dazu auch den Beitrag von Becker 
2001: 791). 

Cnaan und Cascio (1999: 3) konstatieren für die Freivvilligenarbeit im 
Allgemeinen: ,individuals often become volunteers because of a desire to 
make a personal contribution and vvish not to be involved vvith business con- 
cerns such as being managed or supervised”. Ehrenamtliches Handeln bein- 
haltet damit den Genuss der Freiheit eines Handelns, das sich Übervvachung 
entziehen und nicht negativ sanktioniert vverden kann, von moralischer bzvv. 
normativer Sanktionierung einmal abgesehen. Die Autoren machen insge- 
samt zehn signifikante Unterschiede zvvischen Freivvilligenarbeit und bezahl- 
ter Arbeit aus: Erstens erhalten ehrenamtlich Tütige (in der Regel) keinen 
Lohn für ihre Tatigkeit. Ihre finanzielle Existenz höngt nicht vom Ehrenamt 
ab. Mit ihrer Organisation verbindet sie zvveitens lediglich eine moralische 
und emotionale Bindung, fedoch keine instrumentelle, vvie dies in der Bezie- 
hung von Arbeitgebern und Arbeitnehmern der Fall ist (vgl. Cnaan und 
Cascio 1999: 3, siehe auch den vorangegangenen Absehnitt 5.2.3 zu rationa- 
lem Commitment). Drittens ,arbeiten“ Freivvillige nur einige Stunden in der 
VVoche, vvas für ein Beschaftigungsverhaltnis untypisch ist. Die Zahl der 
Stunden, die sie vvöchentlich für die Freivvilligenarbeit aufvvenden können 
und vvollen, kanmn erheblich variteren. Viertens sind ehrenamtlich Tütige meist 
in mehreren Organisationen aktiv, ihre affektive Bindung zu einer dieser 
Organisationen kann also starker oder schvvacher ausgepragt sein. /e mehr 
Mitgliedschaften in Freivvilligenorganisationen ein Ehrenamtlicher hat, umso 
vveniger Zeit kann er yeder cinzelnen vvidmen, gesetzt dem Fall, dass er sich 
in yeder Organisation gleichmaBig stark engagieren möchte. Spielt ecine ge- 
vvisse Organisation eine zentrale Rolle im Leben des Ehrenamtlichen, vvird er 
dieser auch mehr Ressourcen vvidmen. Fünftens, und dies geht einher mit der 
fehlenden instrumentellen Bindung zur Organisation, können Ehrenamtliche 
ihren ehrenamtlichen , Arbeitsplatz"“ yederzeit verlassen, vvenn ihnen die Mo- 
tivation oder die Ressourcen fehlen, um vvefter freivvillig tötig sein zu können 
bzvv. zu vvollen, ohne den Verlust ihrer finanziellen Existenzgrundlage fürch- 
ten zu müssen. Organisationen sind, vvenn sie auf ehrenamtliche Arbeit an- 
gevviesen sind, daher immer cinem besonderen Unsicherheitsfaktor untervvor- 
fen. Sechstens können Freivvillige gevvisse Positionen in der Organisations- 
hierarchie erst einmal erproben und diese ebenfalls zu yedem beliebigen Zeit- 
punkt vvieder verlassen (vgl. Cnaan und Cascio 1999: 4). Amter innerhalb 
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von Freivvilligenorganisationen, die eine hohe Fluktuation aufvveisen, können 
daher als unattraktiv betrachtet vverden. Der neunte und cinzig vveitere für 
diese Untersuchung relevante Punkt der Autoren (vgl. Cnaan und Cascio 
1999: 5) beinhaltet die Unverbindlichkeit der ehrenamtlichen Tatigkeit. Diese 
gilt nicht nur in dem Sinne, dass ein Freivvilliger zur Ausübung einer Tatig- 
keit nicht gezvvungen vverden kann, sondern auch, dass er im Falle seines 
Versagens oder Fehlverhaltens im Rahmen einer übernommenen Titigkeit 
dafür vveder furistisch noch finanziell belangt vverden kann "1, So ist das ein- 
zige, vvas er befürchten muss, cin Reputationsverlust innerhalb der Organisa- 
tion, nicht aber vveitere individuelle Konsequenzen. 

Freivvilligenarbeit ist, vvie Güntert (2015a: 27) auf Basis einer empiri- 
schen Erhebung konstatiert, ,,stirker als Ervverbsarbeit auf Dinge bezogen, 
die der handelnden Person im Leben vvichtig sind und durch die sie ihre Per- 
sönlichkeit zum Ausdruck bringen kann”. VVie McGee (1988: 69f.) für Un- 
ternehmen und Ervverbstatigkeiten feststellt, können Arbeitsmoral und Pro- 
duktivitüt durch Anerkennung der Tatigkeiten, symbolische Anreize und 
kleine Aufmerksamkeiften gesteigert vverden. Selbiges kann für ehrenamtliche 
Organisationen gelten, da Anerkennung, Anreize und Aufmerksamkeiten die 
motivationsrelevanten Grundbedürfnisse treffen, die Handlungen 1intrinsisch 
und damit möglichst stark befördern. VVenngleich es den meisten Freivvilli- 
genorganisationen und vor allem Parteien — zumindest nach eigenen Angaben 
— nicht bzvv. kaum möglich ist, finanzielle Anreize zu setzen, sollte zumin- 
dest mit symbolischem Kapital gearbeitet und gezahlt vverden, alle Arten von 
Anerkennung können Ehrenamtliche dazu ermuntern, ihre ehrenamtliche 
Arbeit fortzusetzen oder gar zu intensivferen. 

Grundvoraussetzung zum Engagement ist, dass die Ehrenamtlichen eine 
əparticipation efficacy“ (Boezemann und Ellemers 2014: 77) empfinden, die 
ein spezifisches VVirksamkeitsgefühl bezeichnet. Gemdeint ist, dass Freivvilli- 
ge ihren eigenen individuellen Beitrag als signifikant zur Entvvicklung und 
Aufrechterhaltung der Organisation vvahrnehmen. VVerden die Abgesaünge 
betrachtet, die vor allem die untersuchten Partefen betreffen, ist davon auszu- 
gehen, dass 7edes Parteimitglied um die Notvvendigkeit von Mitgliedervver- 
bung vvissen sollte, ein Ausbleiben dieser erklürt sich damit unter anderem 
daraus, dass die einzelnen Mitglieder keine parricipation effi icacy empfin- 
den 2, Um diese herzustellen bzvv. aufrechtzuerhalten, muss eine gevvisse 
Kommunikationsqualitat hergestellt sein, im Rahmen derer die freivvillige 
Tatigkeit als koordiniert und als von der Organisation begleitet empfunden 
vvird. Boezeman und Ellemers halten zudem fest: ,,the idea that vvorking as a 


131 Zumindest, vvas cinfache Mitglieder betrifft. Für Vorstandsmitglieder oder verfassungsmiü- 
Big berufene Vertreter können andere Regelungen gelten. Naheres regelt Ş31 BGB und soll 
an dieser Stelle nicht Gegenstand vveiterer Betrachtungen sein. 

132 Oder tatsöchlich kein Problembevvusstsein hinsichtlich der sinkenden Mitgliederzahlen 
vorliegt. 
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volunteer for the organization is vvorthvvile plays a central role in the motiva- 
tion of prospective volunteers to start volunteering and is central to the 
choice of actual volunteers to stay volunteers fHervorhebung 1. O.İ” (Boe- 
zeman und Ellemers 2014: 77). Sovvohl die Beitrittsmotivation als auch die 
Aktivitat bei bestehender Mitgliedschaft hangen fundamental davon ab, ob 
das Engagement in der Organisation als sinnvoll erachtet vvird — eine triviale, 
aber zugleich relevante Erkenntnis. 

Zur VVerbung never Organisationsmitglieder vonseiten bestehender Mit- 
glieder im Spezifischen zeigt die Forschung, dass Stolz gegenüber der Orga- 
nisation und innerhalb der Organisation erfahrener Respekt essentiell sind 
(siehe dazu Kotler 1975: 314). Operationalisieren und verbinden lösst sich 
beides über Items des affektiven Commitments, vvas für den Fragebogen der 
empirischen Untersuchung nützliche Synergieeffekte bedeutet. 

VVie bereits in Absehnitt 5.2.1 genannt, zeigt Hollstein (2015: 54) auf, 
dass Ehrenamtliche vor allem SpaB an der Tatigkeit haben und in Eigenver- 
antvvortung an der Sicherung des Gemeinvvohis teilhaben vvollen55. Neumit- 
gliedervverbung sollte daher cine eigenverantvvortliche Domöne für den ein- 
zelnen VVerber sein. Problematisch ist, dass die hohe Misserfolgsrate der 
Mitgliedervverbung schnell zu Frustration und damit zum Verlust von Spal 
führen kann. 

VVas als psychologisches Motiv — der Sozialen Identitat nachgela gert — 
vor allem neben dem hedonistischen ,Spaf)5-Motiv“ die Mitgliedervverbung in 
ehrenamtlichen Organisationen antreibt, ist nicht vollstaündig aufgeklart. 
Nicht alle Handlungsmotive sind den Ehrenamtlichen bevvusst, zudem kön- 
nen sich Motive und VVerte im Rahmen ihrer Tatigkeiten öndern (Vglİ. 
Mosehner 2002: 3). Idealtypisch vverden zvvei Motivkategorien unterschie- 
den, die ehrenamtliches Handeln fördern. Diese sind Altruismus und Egois- 
mus, vvobei für ehrenamtliches Handeln beide relevant sind (vgl. Moschner 
2002: 4). Unter Egoismus sind selbstdienliche Bevveggründe gefasst, die das 
eigene VVohlergehen erhöhen sollen. Altruismus hingegen zielt darauf ab, das 
VVohlergehen anderer Menschen zu fördern (vgl. Oostlander et al. 2015: 60). 
Zugleich machen diese Kategorien die Theorie der Sozialen Identitat fassba- 
rer und lassen sich mit ihr verbinden. VVenngleich der Begriff des Egoismus 
peforativ konnotitert ist, schlieBt er prosoziales Handeln nicht aus. Menschen, 
die einer ehrenamtlichen Betütigung nachgehen, können auch durch eine 
Mischung altruistischer und egoistischer Motive angetrieben vverden. Die 
egoistischen Motive, die dabei eine Rolle spfelen, sind z.B. ,,Abenteuer, sozi- 
ale Einbindung, Anerkennung”“ (Moschner 2002: 4). Diese Motive, die auf 
den ersten Blick alltagssprachlich nicht mit dem Egoismus-Begriff verbunden 
vverden, zeigen die semantische Polyvalenz des Begriffs auf. Freilich kann 


133 VVenngleich der folgende Hinvveis nicht fehlen sollte: ,,Ehrenamtlichen vvird allerdings 
gelegentlich unterstellt, dass sie ihre vvahren Motive (Eigennutz) nur hinter ciner gemein- 
vvohlorientierten Rhetorik verschleiern vvürden" (Hollstein 2015: 55). 
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ehrenamtliche Aktivitat Machtmotive bedienen, vvenn sie dem eigenen Auf- 
stieg in einer Organisation dienen soll. Sie kann aber auch schlicht der Pro- 
duktion von Lob und Anerkennung dienen. Egoismus heilit aus psychologi- 
scher Sicht nicht nur, sich selbst gegen andere durchzusetzen, sondern vor 
allem sich selbst aufzuvverten. Zu ervvarten vvüre aus dieser Perspektive, dass 
vor allem Mensehen, die nicht (mehr) ervverbstatig sind, ihrem Leben durch 
eine ehrenamtliche Betatigung Sinn verleihen (vgl. Moschner 2002: 5). Dies 
sollte insbesondere altere Menschen betreffen1?5. Das Ehrenamt gibt einigen 
Engagierten das Gefühl ,,des Gebrauchtvverdens“ (Mosehner 2002: 7), vvas 
dieyenigen betrifft, die dieses Gefühl in ihrem übrigen Leben selten erleben. 
Dennoch: Ehrenamtliches Handeln ist meist multikausal motiviert und basiert 
selten auf einem einzigen Motiv: ehrenamtliches Handeln kann daher nicht 
mittels einer einzigen Methode, sondern nur mit ganzen Methodenbündeln 
gestörkt vverden. Mosechner (2002: 9) nennt hierzu acht verschiedene Fakto- 
ren, die ehrenamtliches Engagement antreiben können, vvovon einige für 
diese Studie relevant sind. Zum einen die (1) Passung zvvischen Motiven und 
Bedürfnissen der Ehrenamtlichen, um deren Zufriedenheit zu gevvahrleisten. 
,Lassen sich die eigenen Bedürfnisse befriedigen und die eigenen Ziele ver- 
vvirklichen, fördert dies die Bereitschaft, sich zu engagieren und dabeizublei- 
ben“ (Moschner 2002: 9). Zum anderen sollten ehrenamtliche Organisationen 
(2) Informationen über ihre Aktivitüten bereitstellen, vvas im Aufsatz von 
Mosehner (2002: 9f.) aus einem anderen Blickvvinkel als dem hier verfolgten 
geschieht, geht es ihr doch um ehrenamtliche Aktivitat im Allgemeinen. 
Dieser Punkt sollte yedoch nicht unterschatzt vverden: Engagierte mit regel- 
maBbigen Informationen zu Betütigungsmöglichkeiten zu versorgen dient auch 
dazu, ihnen neuc Tatigkeitsfelder zu eröffnen, vvie beispielsvveise den Bereich 
der Mitgliedervverbung. Die Förderung einer spalf3- und erlebnisorientierten 
Mitarbeit sovvie die Schaffung materieller Anreize sind vveitere Faktoren, die 
Individuen dazu bevvegen können, sich starker innerhalb ciner ehrenamtli- 
chen Organisation zu engagieren (vgl. Moschner 2002: 11): letztere sind bei 
Parteten yedoch kaum zu ervvarten, da es meist an ihrer Finanzierbarkeit 
scheitert. 


5.2.5 Vorarbeiten zu Recruitern und Recruitment in 
EFreivilligenorganisationen 


Die Arbeiten zu den spezifisehen Kennzeichen von Neumitgliedervverbern 
bzvv. Recruitern in Freivvilligenorganisationen sind bedauerlichervveise ahn- 
lich rar gesüt vvie Arbeiten zur Neumitgliedervverbung in Parteien im Speziel- 


134 Siehe Bradley (1999) sovvie Abschnitt 3.2 dieses Buches: Ob und invviefern ültere Men- 
schen höufiger partizipieren, ist in der Forschung diskutiert. 
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len, Mit dem Beitrag von Boezeman und Ellemers (2014) sovvte der Disserta- 
tion von Oerder (2015) liegen fedoch zvvei Studien vor, die diesen Absehnitt 
deutlich bereichem können. 

Boezeman und Ellemers (2014: 75) konstatieren, dass Organisationen 
sich auf eine Art und VVeise in der Mitgliedervverbung prisentieren sollen, die 
zukünftigen Freivvilligen das Gefühl gibt, dass diese Organisation im Speziel- 
len es vvert ist, für sie Zeit und Anstrengung aufzuvvenden. Die Freivvilligen 
sollen einen klaren Grund dafür sehen können, vvarum sie sich in einer Orga- 
nisation engagieren (vgl. Boezeman und Ellemers 2014: 75). Potentielle 
Neumitglieder seien empfianglich dafür, vvenn man ihnen mitteilt, dass die 
Organisation den Bedarf hat, gerade sie zu rekrutieren und sie des VVeiteren 
die Ervvartung haben können, dass die Organisation ihnen, vvenn sie sich für 
die Organisation engagieren, auch einen gevvissen Tribut zollt (vgl. Boe- 
zeman und Ellemers 2014: 76). Dieser sogenannte arzizipierte Respekt ist in 
der VVerbung nicht unvvichtig, muss sich aber letztlich im Bereich der an- 
schlie5enden Bindung in fafsdchlichem Respekt vviederfinden, um ehrenamt- 
liche Taütigkeit zu initileren bzvv. aufrechtzuerhalten. Hierzu bieten Omoto 
und Snyder (2002) das VozZunteer Process Model an, das zvvischen den indi- 
viduellen Faktoren der Motivation zur Partizipation und den Rekrutierungs- 
strategien sovvie den ,Motivationsaufgaben“ von Freivvilligenorganisationen 
unterscheidet. VVenngleich erstere für Parteien und Parteiorganisationen be- 
reits behandelt vvurden, lohnt der Blick auf das Modell dennoch, insbesonde- 
re vvas die strategische und die organisatorische Seite betrifft. In ihrem Kon- 
zept unterscheiden die Autoren drei Analyseebenen, die Agency, den indivi- 
duellen Freivvilligen und das soziale System (vgl. Omoto und Snyder 2002: 
849). In drei verschiedenen Kategorien, den Voraussetzungen, den Erfahrun- 
gen und den Konsequenzen, erfüllen diese Einheiten spezielle Aufgaben. 
Insbesondere die erste Kategorie ist relevant: Freivvilligenorganisationen — 
die Agency — müssen Freivvillige identifizieren, rekrutieren und trainieren 
bzvv. ausbilden (vgl. Omoto und Snyder 2002: 849), zudem muss die Organi- 
sation auf der Ebene des individuellen Freivvilligen als hilfreicher Ansprech- 
partner zur Verfügung stehen. Erfolgreiche Mitgliedervverbung umfasst nicht 
nur cin hohes Engagement der einzelnen VVerber, sondern auch der Organisa- 
tion, die Ehrenamtliche mit Ressourcen ausstatten muss (beispielsvveise 
durch Trainings und Seminare). Darunter sind unter anderem die schon erlau- 
terten civic skills, aber auch social skills zu verstehen, vvie die Erkenntnisse 
von Oerder (2015) zeigen. 

Sie geht in ihrer Arbeit auf die Rolle von Recruitern in Gevverkschaften 
ein und dringt in das Schnittfeld von politischer Psychologie, Motivationsfor- 
schung und Rekrutierung. Trotz aller Unterschiede sind Parteien und Ge- 
vverkschaften einige Merkmale gemein, vvesvvegen ihre Erkenntnisse auf die 
vorliegende Untersuchung zu grolen Teflen übertragbar sind: Beide verfügen 
über cine groBe Mitgliedschaftsbasis, fordern — zumindest implizit — eine 
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langfristige Mitgliedschaft, versuchen die Interessen ihrer Mitglieder auf 
politischer Ebene durchzusetzen und bauen auf Spenden und die Unterstüt- 
zung von Freivvilligen. Somit sind Ahnlichkeiten zvvischen den ehrenamtli- 
chen Recruitern in Gevverkschaften und den in der Neumitgliedervverbung 
aktiven Parteimitgliedern zu vermuten. 

Oerder (2015: 55) nimnt an, ,,da vveder utilitaristische Belohnung noch 
Zvvang in der ,Motivation“ ehrenamtlicher Mitarbeiterinnen zum Tragen 
kommen können, Mensehen über andere Anreize zu einer Mitarbeit motivtert 
vverden Fmüssenl”. Die intrinsische Motivation der Ehrenamtlichen sei damit 
unabdingbar, vvenn erfolgreiche Mitgliedergevvinnung funktionieren soll. 
Oerder (2015: 501.) legt, gleichsam dieser Studie, die Theorie geplanten Ver- 
haltens an und nimmt an, dass bei den Recruitem eine positive Einstellung 
zum Verhalten und positiver sozialer Druck vorliegen müssen: des VVeiteren 
muss ein gevvisses Verhalten machbar erscheinen, bezogen auf ,,den selbst 
empfundenen Sehvvterigkeitsgrad, ein bestimmtes Verhalten auszuführen“ 
(Oerder 2015: 51). VVie Oerder (2015: 61) zeigt, halten Gevverkschaften die 
eigenen Mitglieder an, neue Mitglieder zu vverben. Zu vermuten ist, dass sich 
Parteten als politische Freivvilligenorganisationen ebenfalls dieser Strategie 
bedienen bzvv. bedienen sollten. Unter dem Begriff des ,,Social-Netvvork- 
Recruiting” (Oerder 2015: 30) lösst sich dabei das Anvverben in eigenen 
sozialen Netzvverken verstehen, sprich: in der Familie sovvie unter Freunden 
und Kollegen. Dieses VVerben im sozialen Nahraum ist für fedes Organisati- 
onsmitglied eine leicht zugüngliche Form der Neumitgliedervverbung ohne 
bedeutenden Aufvvand. Ausgehend von dem Misstrauen, das Partefen gesell- 
schaftlich erfahren, kann angenommen vverden, dass vor allem negativer 
sozialer Druck hemmend darauf vvirkt, dass bestehende Mitglieder in eigenen 
sozialen Gruppen neue Mitglieder rekrutieren. Die Angst, Freunde und Kol- 
legen mit dem Aufdringen einer Parteimitgliedschaft zu ,verprellen“, kann 
als hoch angenommen vverden. 

Die als Recruiter in der Mitgliedervverbung aktiven Mitglieder müssen 
Oerder (2015) zufolge nicht nur diesen sozialen Druck aushalten bzvv. über- 
kommen, sondern zudem Fahigkeiten aufvveisen, um erfolgreich zu vverben. 
Recruiter müssen über gevvisse polifische Fertigkeiten"”” verfügen, um gelin- 
gendes Recruitment sicherzustellen. Menschen mit hohen poylifischen Fertig- 


135 Für Oerder bestehen po/ifische Fertigkeiten im Kern aus der Fahigkeit, die Bedürfnisse 
anderer Menschen am Arbeitsplatz zu verstehen. Dieses Verstindnis vviederum nutzen 
Mensehen, die über po/izische Fertigkeiten verfügen, dazu, andere zu Handlungen zu be- 
vvegen, die persönliche oder organisationale Ziele positiv beeinflussen (vgl. Oerder 2015: 
65). ,,Gerade in der heutigen, flexibilisierten Arbeitsvvelt sind po/ifischen Fertigkeiten be- 
sonders vvichtig, um sich stets verindernden Anforderungen anzupassen, komplexe Situati- 
onen zu managen und im Kontakt mit den verschiedensten Personen freundlich und über- 
zeugend zu vvirke İIsicll“, so Oerder (2015: 65). Dimensionen der po/ifischen Fertigkeiten 
sind nach Oerder (2015: 67): ,.Sozialer Scharfsinn, Interpersonaler Einfluss, Netzvverkfa- 
higkeit und VVahrgenommene Aufrichtigkeit". 
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keiten können einen guten Kontakt zu ihrem Gegenüber aufbauen, authen- 
tisch vvirken und ihr Gegenüber so ansprechen, dass sie cine positive Antvvort 
erhalten. Hohe po/ifische Fertigkeiten ,,versetzen in die Lage, überzeugend 
und gevvinnend aufzutreten und die eigenen Ressourcen oder die der Organi- 
sation besonders , gut aussehen" zu lassen” (Oerder 2015: 74). Zudem vvirken 
gute Recruiter vertrauensvvürdig (vgl. Oerder 2015: 75). Hinsichtlich politi- 
scher Parteien vvird angenommen, dass dieses Merkmal von herausragender 
Bedeutung ist, da das geringe Vertrauen gegenüber Parteien einem Rekrutie- 
rungserfolg in der Neumitgliedervverbung durchaus im VVege steht. VVie Oer- 
der (2015: 75) anmerkt, ist es von vvesentlicher Bedeutung, dass Mitglieder- 
organisationen über ein positives lmage verfügen, um nicht nur den VVerbeer- 
folg zu ermöglichen, sondern auch das Selbstvvertgefühl ihrer Mitglieder zu 
starken. Der Teufelskreis aus Mitglieder- und Reputationsverlust erschvvert 
die Mitgliedervverbung der Parteien aus einer strukturellen Sicht daher 
enorm. 

Oerder (2015: 119) zeigt auf Basis ihrer empirischen Untersuchungen, 
dass Münner und altere Personen eher als yüngere bzvv. vveibliche Mitglieder 
motivfert sind, Mitgliedervverbung zu betreiben. Da Oerder (2015) in ihrer 
Untersuchung mit zvvei Erhebungsvvellen arbeitet, vvas ihr den Vergleich von 
zvvei aufeinander folgenden .ahren gestattet, kann sie aufzeigen, dass ,,Men- 
schen, die in ecinem /ahr Mitglieder vverben, F...1 mit hoher VVahrscheinlich- 
keit auch im nöchsten /ahr erfolgreich fsindl“ (Oerder 2015: 119). Des VVei- 
teren sind die Muster beider MaBe konsistent. Oerder (2015: 119) kann daher 
ausschlieBen, dass Recruiting-Erfolge lediglich ein Produkt des Zufalls sind. 
Sie korrelieren mit der Eigenmotivation zur Mitgliedervverbung, der Verhal- 
tensintensitat in der Mitgliedervverbung und dem von Oerder genutzten Kon- 
zept der politischen Fühigkeiten (vgl. Oerder 2015: 120). Dass Münner bei 
ihrem Recruiting erfolgreicher sind als Frauen, ist cin bemerkensvvertes Pha- 
nomen, das die Autorin mittels des Konzeptes der V/ahrgenommenen Ahn- 
lichkeiten zu erklüren versucht. Menschen, die Ahnlichkeiten von sich selbst 
in anderen Menschen sehen, nehmen diese als sympathischer vvahr und brin- 
gen ihnen mehr Vertrauen entgegen. In der von Oerder (2015) untersuchten, 
mönnerdominierten IG BCE ist es daher, diesem Konzept folgend, logische 
Konsequenz, dass die meisten potentiellen Mitglieder ebenfalls Miünner sind 
und störker mit münnlichen Recruitern sympathisieren. Dies bildet cin struk- 
turelles Problem, kann auf Basis dieser Erklarung doch angenommen vverden, 
dass bestehende Strukturen aufrechterhalten oder vveiter einseitig verzerrt 
vverden: vor allem für Partefien, die stets auch reprasentatives Abbild der 
Geselİschaft sein vvollen, kann daraus eine Herausforderung ervvachsen. Da 
mehr Mönner zu den Aktiven gehören, ist die VVahrscheinlichkeit höher, dass 
diese auch mehr neue Möünner als Frauen rekrutieren. 

Eine bemerkensvverte Erkenntnis ist, dass gesellschaftliche, betriebliche 
und organisatorische Rahmenbedingungen von untergeordneter Bedeutung 
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hinsichtlich erfolgreichen Recruitings sind (vgl. Oerder 2015: 131), zumin- 
dest vvas Gevverkschaften betrifft. ,,:Dadurch können Ansütze in Frage gestellt 
vverden, die vor allem die politische und bürokratische Situation der Mitglie- 
derorganisationen für Misserfolge in der Mitgliedervverbung verantvvortlich 
machen” (Oerder 2015: 131), schlieÖt die Autorin vveiter. Sie stellt in der 
Diskussion ihrer Ergebnisse fest, dass ,,im ehrenamtlichen Bereich vor allem 
persönliche Ansprache potenzieller Mitglieder zum Recruiting-Erfolg führt“ 
(Oerder 2015: 130), vvas sich sovvohl mit den Annahmen von Hofmeister und 
Grabovv (2011) als auch mit denfenigen dieser Untersuchung deckt — und 
erfolgreiche Mitgliedervverbung damit auf cin vermeintlich einfaches Erfolgs- 
rezept reduziert. 

AbsehlieBend kann festgehalten vverden: Diesen Erkenntnissen zufolge 
Hegt der konstant niedrige Rekrutierungserfolg politischer GroBorganisatio- 
nen starker an der (ausbleibenden) Arbeit der Recruiter als am gesellschaftli- 
chen Kontext. Die vorliegende Studie halt diese Feststellung angesichts der 
Theorie des geplanten Verhaltens, der negativen sozialen Reputation von 
Parteien und der vveiteren, in dieser Untersuchung genannten Beitrittskosten 
und -hürden einer Parteimitgliedschaft fedoch für sehr optimistisch. Die Be- 
deutung der Rahmenbedingungen politischer Parteien sollte — im Gegensatz 
zum Untersuchungsgegenstand der Gevverkschaften — nicht dergestalt unter- 
schatzt vverden. Andererseits kann die These Oerders mangels alternativer 
empirischer Forschungsergebnisse nicht zurückgevviesen vverden. Die Ergeb- 
nisse ihrer Studie sollen daher — trotz autorseitiger Vorbehalte — Leitmotiv 
für die Untersuchung der Mitgliedervverbung der Partefien sein. Denn vvenn es 
nicht die Rahmenbedingungen sind, die die schvvachelnde Rekrutierungsleis- 
tung der Parteien bedingen, kann die Verantvvortung für die niedrigen Partei- 
beitrittszahlen nur bei den Recruitern selbst liegen. 


5.3 Das Engagement in Parteien vor dem Hintergrund der 
Recruitmentforsehung 


In diesem Absehnitt soll die in Abschnitt 4.6 dargestellte A ktivitatsbereit- 
schaft der Parteimitglieder mit den Ergebnissen der Recruitmentforschung 
zusammengeführt vverden, um beurteilen zu können, vver in Partefen für akti- 
ve Neumitgliedervverbung geeignet ist und vvie hoch der Anteil deryenigen ist, 
die als VVerber infrage kommen. Auch soll aufgezeigt vverden, ob und vvenn 
a invviefem die Mitgliedervverbung an entvveder der Aktivitüt oder der Akti- 
vierung von Parteimitgliedern (vonseiten höherer ÖOrganisationsebenen) 
krankt. 

Auf Basis ihres General-Incentive-Modelis, das in dieser Studie im Rah- 
men der Erklarung des Parteibeitritts Anvvendung gefunden hat, versuchen 
Seyd und VVhiteley (1992) ebenso die innerparteiliche Aktivitat der Mitglie- 
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der abzubilden. Dabei nehmen sie an, dass Mitglieder, die ideologisch ,radi- 
kaler" sind, haufiger innerparteilich aktiv sind, ,,because the revvard for their 
involvement is the ability to give expression to deeply held beliefs“ (Seyd 
und VVhiteley 1992: 100). Der Fokus von Seyd und VVhiteley (1992) liegt 
dabei stark auf einem ,selbstgesteuerten Anreizsystem", das seine Belohnung 
aus sich selbst genertert und somit auf die intrinsische Motivation der Mit- 
glieder rekurriert. Zugleich vvird sichtbar, dass diese Annahme möglicher- 
vveise zu kurz gegriffen ist, da extrinsische Motivation (sprich: Anreize) als 
treibender Faktor innerparteilicher Aktivitüt nicht berücksichtigt vvird. Seyd 
und VVhiteley (1992: 102) gehen teilvveise auf dieses Problem ein, indem sie 
eine Formel zur innerparteilichen Aktivitat aufstellen, die mafögeblich auf 
Annahmen des Rational-Choice-Ansatzes beruhen und den persönlichen 
Nutzen integrieren. Es vverden fedoch vvesentliche andere Komponenten, die 
sich in der Partizipationsforschung als relevant ervviesen haben (sozialer 
Druck/peer pressure, psychologische Dispositionen, Streben nach sozialer 
Anerkennung etc...) auBen vorgelassen. Nach der ,Rechnung" der Autoren 
ergibt sich cin Partizipationsparadoxon (das in ahnlicher Form dem VVahlpa- 
radoxon ahnelt), vveil die VVahrscheinlichkeit, dass die Partizipationshand- 
lung eines Individuums tatsöchlich cin bestimmtes Ergebnis produziert, ext- 
rem gering ist. Seyd und VvVhiteley (1992) vermuten, dass insbesondere die 
selektiven und altruistischen Anreize sovvie soziale Normen dieses Partizipa- 
tionsparadoxon aufklaren (vvas vviederum den Erklarungsansötzen des VVahl- 
paradoxonsi56 ahnelt). Sie schlagen sehlie$lich ein ,,extended rational-actor 
model of activism” (Seyd und VvVhiteley 1992: 110) vor, das aus einer Viel- 
zahl von Komponenten besteht: So gelte 


... (ps) (B) - Cı £ S(O)) “ S(P)) £ Ei "Ni “ID: 
ZVV. 
A: (pi) (p: — pz?) (B) - Cı “ S(O))  S(P)) “El Ni “TD)"7, 


Mit der zvveiten Formel vvollen die Autoren auf mathematische Art und VVei- 
se die These einfassen, dass Mitglieder, die ihre Organisation für organisatio- 
nal stark halten, auch den von ihnen ausgehenden persönlichen Einfluss für 


136 Die Lösungsvorschlige von Dovvns (1968) greifen der Literatur zufolge zu kurz (siehe 
bspvv. Arzheimer und Schmitt 2014: 389). Zudem ist zu berücksichtigen, dass zu einzelnen 
VVahiphainomenen - vvie der VVahlervvanderung beispielsvveise — Arbeiten, die den Rational- 
Choice-Ansatz integrieren, fehlen (vgl. Selzer 2017: 46), vvomit aus der Empirie generierte 
Lösungsvorschlage ausbleiben. 

137 A steht dabei für den ,,Activism index”, B für den ,,Value of Collective Good index”, pi für 
den ,.Personal Influence Index”, p: für den ,,Group İnfluence Index”, die Alternativvariab- 
len (p:-p:”) für den ,,Transformed Group İnfluence Index, C für den ,,Perceived Costs In- 
dex”, S(O) für die ,,Outcome Incentives“, S(P) für die ,,Process Incentives"“ E für die ,,Ex- 
pressive Evaluations“, ID für den ,,Left-Right 1deology Index” und N für die ,,Social 
Norms" (Seyd und VVhiteley 1992: 111). 
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stark halten. Die Autoren zeigen, dass bivariate Korrelationen zvvischen dem 
von ihnen aufgestellten Aktivismusindex und den selektiven, ergebnisbezo- 
genen Anreizen bestehen. Diefenigen also, die ein Mandat erlangen vvollen, 
erarbeiten sich dieses damit im buchstablichen VVortsinne. Die zvveithöchste 
Korrelation stellen die Autoren zu dem Ö5ereyfifs of collective action index 
fest, vvas zeigt: ,,/Tlhe benefits side of the cost-benefit calculus significantly 
motivates activism” (Seyd und Vvhiteley 1992: 111). VVeitere positive Korre- 
lationen sind zvvischen der Aktivitat und der Zustimmung zu Policy- 
Positionen der Partei festzustellen, im gleichen MaBe korreliert die subyektive 
VVahrnehmung des eigenen EFinflusses, der e/f/icacy. Sehvvache, aber dennoch 
statistisch signifikante Korrelationen zeigen sich zvvischen der Aktivitüt und 
selektiven, prozessbezogenen Anreizen (also der intrinsischen Motivation zur 
Partelarbeit, begründet durch die Freude an dieser) sovvie zvvischen der Akti- 
vitat und expressiven Motiven, also der gefühlsmiaBigen Bindung zur Partei. 
Die Ergebnisse sind ?edoch mit einer gevvissen Behutsamkeit zu betrachten, 
da sie sich ausschlieblich auf die britisehe Labour-Partei beziehen und zudem 
veraltet sind. 

Klein (2006: 39) hebt hinsichtlich innerparteilicher Aktivitat explizit die 
Rolle normativen Drucks hervor: ,,VVenn Parteimitglieder für etvvaige inner- 
parteiliche Aktivitaten gesonderte Achtung und Anerkennung durch ihr so- 
ziales Umfeld erfahren, dann können diese Anreize auch aktives innerpartei- 
liches Engagement begünstigen” (Klein 2006: 39). Damit bevvegt sich Klein 
in der Nahe der Theorie des geplanten Verhaltens, ohne sie explizit aufzu- 
greifen und verharrt damit zugleich am Punkt sozialer Ervvartungshaltungen 
und peer pressures. Die Theorie der Sozialen Identitat kann hierbei vveitere 
Leerstellen füllen, vor allem hinsichtlich der als förderlich angenommenen 
VVirkung direktdemokratischer Partizipationsmechanismen sovvie innerpartei- 
licher Demokratie. Diese können nicht nur individuelle Mitbestimmungs- 
vvünsche und damit instrumentelle Bedürfnisse befriedigen, sie erhöhen auf 
eine gevvisse VVeise die VVertschatzung, die den einzelnen Mitgliedem von- 
seiten der Organisation entgegengebracht vverden. Sie dienen nicht urmiftel- 
bar dazu, dass bestehende Mitglieder neue Mitglieder vverben, miffe/bar 
können sie yedoch die Verbundenheit zur sovvie den Stolz auf die Partei ver- 
starken und Parteimitgliedern damit vviederum Gründe liefern, stolz auf die 
eigene Partei zu sein — vvas das Commitment und die Identifikation erhöhen 
kann. 

An dieser Stelle lohnt der tiefere Blick in die empirische Partetenfor- 
schung, um zu ermitteln, vvas Parteimitglieder zur Aktivitat motiviert. Spier 
(2011: 107) zeigt, dass vor allem dieyenigen Mitglieder innerhalb einer Partei 
aktiv sind, die aufgrund selektiver (sovvohl ergebnis- als auch prozessbezoge- 
ner) sovvie kollektiver politischer Anreize beigetreten sind. Mitglieder, die 
aus normativen Anreizen einer Partei beigetreten sind und solche, die mit 
einer Mitgliedschaft nur cine gefühlsməAbige Bindung an die Partei ausdrü- 
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cken vvollen, sind selten aktiv"””. VVer auf Basis des Drucks des sozialen 


Umfelds oder durch den Parteibeitritt die gefühlsmaBige Bindung an die 
Partei zum Ausdruck bringen vvill, der partizipiert in geringerem Male. 

Vor dem Hfintergrund des CVM ist vor allem ein Befund bemerkensvvert: 
Spier (2011: 107) zeigt, dass sich — im Vergleich zur ersten Deutschen Par- 
teimitgliederstudie 1998 — die Erklarungskraft der insgesamt sieben in der 
Parteimitgliederstudie gemessenen Anreize zur Motivation der Parteimitglie- 
der, aktiv zu vverden, deutlich verringert hat. Der Unterschied zvvischen Akti- 
ven und Inaktiven kann 2009 nicht mehr so stark über die verschiedenen 
Anreize erklürt vverden vvie noch 1998. Verglichen mit der Erklarungskraft 
von ressourcenzentrierten Modellen ist die anreizbasierte Erklarung zur Akti- 
vitat aber immer noch überzeugender: Erstere können die Varianz zvvischen 
aktiven und inaktiven Mitgliedern nur zu drei Prozent erklaren und sind da- 
mit irrelevant zur Unterscheidung von Aktivitat und Tnaktivitat. Dies bedeutet 
im Umkehrschluss, dass es nicht unbedingt die Ressourcen sind, die einem 
bestehenden Parteimitglied zur Aktivitat verhelfen, sondern vor allem seine 
Motive. 

Folgt man den Ausführungen zum Commitment und der Sozialen lIdenti- 
tat, tritt neben die Motive sovvie die Motivation eine vveitere Schlüsselkom- 
ponente. Entscheidend für die Aktivitaüt sollte sein, vvie stark sich cin Partei- 
mitglied mit seiner Partei identifiziert und vvie stark das persönliche Zugehö- 
rigkeitsgefühl ist. Ein solches Zugehörigkeitsgefühl vvird in der Parteienfor- 
schung meist über die Partefidentifikation erhoben. Diese ist langst nicht auf 
dem Stand der Commitment-Forschung und auch nicht auf dem der psycho- 
logisehen Forschung zu Sozialer Identitat. Die Parteienforschung verharrt 
hier zum groBen Teil in den Fortsützen der sozialpsychologischen VVahlfor- 
schung, die zur Erklörung innerorganisatorischer Aktivitat herangezogen 
vverden sovvie auf dem General-Incentives-Ansatz von Seyd und VvVhiteley 
(1992). 

Mayer und Fitzpatrick (2014) versuchen in einem Papier, einen neuen 
Blick auf die Parteiidentifikation zu vverfen, dem diese Untersuchung folgt. 
Anknüpfend an die Theorie Sozialer Identitat bezeichnet Partefidentifikation 
əthe knovvledge that one actually is an adherent of a party combined vvith 
some affective/emotional value“ (Mayer und Fitzpatrick 2014: 4). Individuen 
vergleichen die eigene Partei mit anderen Parteien und bilden damit das der 
Sozialen Identitüt zugrundeliegende Gruppenverstandnis sovvie eine Grup- 
penidentifikation aus. Im Gegensatz zu anderen Gruppenidentitaten ist die 
Parteiidentifikation fedoch mit Komponenten versehen, die sie zu einer spe- 
ziellen Sorte sozialer Identifikation macht: ,,Party identification is a psycho- 


138 Bzvv. mit eciner geringeren VVahrseheinlichkeit aktiv, vvenngleich der übliche Sprachge- 
brauch dazu verleitet, auf cine seltenere Aktivitüt zu vervveisen, kann die von Spier (2011: 
107) durchgeführte logistische Regression lediglich die VVahrsecheinlichkeit der Aktivitat in 
Vergleich zu den anderen Anreizen darlegen. 
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logical identification that is per se politicized, a subfective identification and 
most likely never categorical compared to research on European and national 
identity” (Mayer und Fitzpatrick 2014: 5). Die Autoren unterscheiden die 
Parteiidentifikation zudem hinsichtlich der Aspekte kollektiver Identitat und 
der individualbezogenen Identitat. Das kollektive ,,VVho are vve“ und ,,VVhat 
are vve“ steht cinem individuellen “VVho am 1 (in terms of a shared collective 
self)? VVho am 1 not” und einem “VVhat am 1 (in terms of a shared collective 
self)? VVhy am 1 an adherent” (Mayer und Fitzpatrick 2014: 6) entgegen. VViec 
die Autorinnen zudem konstatieren, legt die bisherige VVahl- und Einstel- 
lungsforsehung lediglich auf das kollektive Selbstbild von Parteianhingern 
VVert, klammert yedoch die anderen genannten Komponenten aus (vgl. Meyer 
und Fitzpatrick 2014: 61.). Für die vorliegende Untersuchung eignet sich die 
Parteiidentifikation daher kaum, da sie das Handeln von Parteimitgliedern als 
Motivator zur Mitgliedervverbung nur in sehr begrenztem Mahe erklart. Ba- 
sierend auf den Erkenntnissen von Oerder (2015) kann die Partefidentifikati- 
on als förderliche Komponente zur Mitgliedervverbung betrachtet vverden, 
nicht aber ihren tatsachlichen Erfolg bedingen. 

Neben die anreizbedingfe (intrinsische oder extrinsische) Motivation tritt 
zudem der Spa) an der ehrenamtlichen Tatigkeit bzvv. ist in reziprokem Ver- 
höltnis zu dieser zu betrachten. Damit vvird angenommen, dass Recruiter zum 
einen SpaB an dieser Aufgabe haben, dabei zum anderen aber auch erfolg- 
reich sind, da dies den entscheidenden Faktor zur Aufrechterhaltung intrinsi- 
scher Motivation ausmacht. Der Erfolg von Recruitern kann in dieser Unter- 
suchung mit der Zahl rekrutierter bzvv. gevvorbener Personen operationalisiert 
vverden (vgl. Oerder 2015: 80). Doch vvie Oerder (2015: 81) mit Vervveis auf 
Kruger und Dunning (1999) hervorhebt, neigen Menschen zur Selbstüber- 
schatzung. Sie schlagt daher vor, Recruiting-Erfolg mittels obyektiver Daten 
zu messen, um valide Ergebnisse zu produzieren. Hinsichtlich der Parteien 
stellt dies ein Erhebungsproblem dar, das nicht unbeachtet bleiben sollte. Da 
die Parteigliederungen selten über ,harte“ Daten, also obfektive Zahlen ange- 
vvorbener Mitglieder verfügen, muss diese Studie mit den Selbstauskünften 
der VVerber arbeiten, die vviederum mit der gebotenen Vorsicht betrachtet 
vverden müssen. 


5.4 Zusammenführung 


VVie sich gezeigt hat, sind die Aktivitaten der Mitglieder in Freivvilligenorga- 
nisationen und die Voraussetzungen zur VVerbung neuer Mitglieder sozial- 
psychologisch betrachtet eng miteinander vervvoben. Zugleich stellt Mitglie- 
dervverbung İediglich eine unter vielen möglichen Aktivitaten dar, die inner- 
halb von Parteien ausgeübt vverden können. Sie ist dabei mit den Problemen 
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behaftet, ein öuBerst hohes Frustrationspotenzial zu bieten, vvas negativ auf 
die Motivation vvirkt. 

VVie die betriebsvvirtschaftliche Literatur aufzeigt, hüngt das Engagement 
von Arbeitnehmern stark mit ihrem Commitment und einer ,,möglichst ho- 
heln) Identifikation der Mitarbeiter mit dem Arbeitgeber” (Pfeil 2017: 289) 
zusammen. Auf Basis der bisherigen Erarbeitungen sollten auch Frefvvilli- 
genorganisationen und damit Partefen diese Erkenntnis beachten. Die Tiütig- 
keit der (insbesondere kontinuferlichen) Mitgliedervverbung und nicht zuletzt 
erfolgreiche Mitgliedervverbung setzen aufgrund des Frustrationspotentials 
vvohl eine besonders hohe Motivation voraus, die sich vviederum aus sehr 
hohem Commitment und sehr hoher Identifikation mit der Partei speist9”. 

Die vermeintlich simple Strategie der direkten Ansprache als erfolgver- 
sprechende VVerbestrategie vvird in der Parteienforschung nur angerissen, ihre 
Bedeutung für das Ehrenamt unterstreicht der Beitrag von Müller et al. 
(2017) im Freivvilligensurvey. Parteimitglieder zu dem Sehritt zu bevvegen, 
andere Menschen direkt auf cinen Parteibeitritt anzusprechen, ist auBerst 
voraussetzungsreich — vvas das Ausbleiben aktiver Mitgliedervverbung erklart. 
Mitgliedervverber müssen vveiterhin über eine Reihe verschiedener skzi//s 
verfügen, sich ihrer Partei auf mehrere Arten verbunden fühlen und zugleich 
Stolz empfinden, der ihre Soziale Identitüt zur Partei als soziale Gruppe auf- 
rechterhalt bzvv. starkt. Doch damit nicht genug, denn Mitgliedervverber tref- 
fen auch auf cine eingeschrinkte Nachfrage vonseiten der Bevölkerung. Bei- 
trittsbereitschaft alleine genügt nicht, um aus cinem potentiellen Neumitglied 
mithilfe der direkten Ansprache ein tatsachliches Neumitglied zu machen. 
Anreize zum Beitritt sind zu setzen, Hemmnisse abzubauen und antizipierter 
Respekt zu produzlieren“0, AİI dies kann der einzelne Recruiter nicht leisten, 
er ist auf die Hilfe der Organisation angevviesen. In der Mitgliedervverbung 
geht es darum, die Partei so zu verkazıfen, dass sie cin vvünschensvvertes Pro- 
dukt darstellt — aus der betriebsvvirtschaftlichen Marketing- und Konsumper- 
spektive vvüre der Beitritt mit cinem Produktkauf gleichzusetzen “1. 

In der Ausgestaltung dieses Kapitels und als Vorarbeit zur empirischen 
Untersuchung vvar vor allem die Dissertation von Oerder (2015) eine tragen- 
de Söule. Dennoch hat diese Untersuchung mit der Studie von Oerder (insbe- 
sondere 2015: 131) ihre Probleme, konstatiert sie doch ecine untergeordnete 


139 Hier muss nochmal auf die konzeptionelle Trennung zvvischen Partefiidentifikation und 
Sozialer Identitat, die für die Partei entvvickelt vvurde, hingevviesen vverden. Da Parteiidenti- 
fikation in empirischen Umfragen in der Regel als ,Neigepn Sie — ganz allgemein — einer be- 
stimmten politischen Partei zu“, die Soziale 1Identitüt aber, in dieser Studie auf Parteien 
übertragen, als ,.VVie sehr idenrifizieren Sie sich mit einer bestimmten politischen Partei" 
operationalisiert vvird, bestehen zvvischen Parteiidentifikation als Konstrukt der VVahlfor- 
schung und der Sozialen Identitüt bezogen auf Parteien maBgebliche Unterschiede. 

140 Siehe dazu auch nochmal Absehnitt 4.4. 

141 Dass Parteien diese Perspektive immer mehr zu übernehmen seheinen, lisst sich insbeson- 
dere mit Blick auf Buschmann (2015) konstatieren. 
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Bedeutung gesellschaftlicher, betrieblicher und organisatorischer Rahmenbe- 
dingungen, vvie in Abschnitt 5.2.5 dargestellt. VVeitere Probleme stellen das 
fehlende empirische Fundament zur tatsachlichen VVirkung von individueller 
Mitgliedervverbung dar: Menschen finden auch von alleine in die Partefen, 
obfiektive Zahlen zu den tatsöchlichen Effekten von Mitgliedervverbung exis- 
tieren nicht und vverden auch von den Parteigliederungen nur in Einzelfallen 
erhoben. Das eigenstandige Ausfüllen eines Mitgliedschaftsantrages ohne 
vorhergehende Anvverbung scheint durchaus keinen Seltenheitsvvert zu besit- 
zen. Aus ,Mobilisierungsvvellen“ vvie z.B. dem Sc/uiz-Flype bei der SPD 
lassen sich zudem keine Informationen entnehmen. Es ist unklar, vvie dieser 
in seiner Dynamik tatsüchlich abgelaufen ist: Haben Bürger von sich aus, nur 
beeinflusst durch die mediale Darstellung und Gesprüche über Politik im 
Freundes- und Bekanntenkreis, ihren VVeg in die Partei gefunden? Oder vva- 
ren nicht auch die bestehenden Mitglieder vvieder stolzer, zuversichtlicher 
und stürker mit ihrer Partei identifiziert — fa, mobilisierter —, vvas sic bevvogen 
hat, Menschen sovvohl im sozialen Nahraum als auch am klassischen Info- 
stand auf eine Parteimitgliedschaft anzusprechen und sie zu dieser zu frig- 
gern? Ahnlich diffus sind VVahliahre zu bevverten. Es zeigen sich in den ,poli- 
tisierten” VVahlfahren deutliche Zuvvüchse in den Mitgliedszahlen (vgl. Nie- 
dermayer 2016: 430), die von Oppositions- und Regierungsparteien gleich- 
ermaBen genutzt vverden können. Invvtefern dies auf die höhere Elgeninitiati- 
ve der beitrittsbereiten Mitglieder zurückzuführen oder ob es dem Umstand 
geschuldet ist, dass in VVahlyahren bestehende Mitglieder in der Bevölkerung 
deutlich prüsenter sind (hier vvieder im Rahmen des fast schon stereotypen 
VVahistandes) und damit in einem höheren Mabe als Recruiter fungieren, lasst 
sich nicht eindeutig bestimmen: anzunehmen ist, dass eine Kombination aus 
beiden Faktoren zu den Mitgliederzuvvachsen beisteuert, doch vvüre das VVis- 
sen um die Stürke der einzelnen Faktoren für diese Studie essentiell. 
Besonders interessant ist in diesem Kontext die Zahl neuer Mitglieder bei 
der SPD im /ahr 2013, vvenngleich dies ein VVahliahr vvar, ist sovvohl die 
absolute als auch die relative Zahl der Neumitglieder beachtlich. Einen Erkla- 
rungsansatz stellt dabei der Mitgliederentseheid zum Koalitionsvertrag dar, 
von dem eine mobilisierende VVirkung sovvohl auf Bürger als auch auf Par- 
teimitglieder ausging. Diese Untersuchung nimnt auf der einen Seite an, dass 
selbst substantielle Partizipationsmöglichkeiten in einer Partei keine explosi- 
onsartigen Mitgliederzuvvachse auslösen können. Auf der anderen Seite er- 
zeugte aber insbesondere die Entscheidung von Sigmar Gabriel, die Annah- 
me des Koalitionsvertrages allen Mitgliedern zur Abstimmung zu überlassen, 
eine veritable Bettrittsvvelle. Diese ist, und das macht sie ahnlich zur Ab- 
stimmung über den Koalitionsvertrag 2018 so spannend, zu einem Zeitpunkt 
erfolgt, als der VVahlkampf beendet vvar und die Prasenz der Parteibasis im 
öffentlichen Raum vvieder abgenommen hatte. Daher ist anzunehmen, dass 
die zu dieser Zeit cingetretenen Neumitglieder den VVeg in die Partei starker 


157 


von sich aus gefunden haben, vvenngleich nicht ausgeschlossen ist, dass sie 
von Parteimitgliederm in ihren eigenen sozialen Netzvverken auf einen Beitritt 
angesprochen vvurden. 

Diese Crux bildet den Pudding, den es in Anlehnung an Kaase (1983) an 
die VVand zu nageln gilt. So vvie Kaase (1983) über Sinn und Unsinn des 
Konzepts der Politisechen Kultur diskuttert, gilt es für diese Studie, über Sinn 
und Unsinn einer Untersuchung von Mitgliedervverbung und Mitgliedervver- 
bestrategien nachzudenken, vvenn doch letztlich unklar ist, vvas den Beitritt 
tatsdchlich auslöst. Auch vvenn in einer internen Studie der SPD 17 Prozent 
der Befragten artikulieren, dass der Haupthinderungsgrund zum Parteibeitritt 
nach dem Zeitmangel derfenige sei, nicht angesprochen vvorden zu sein (Vvgl. 
Beck et al. 2015: 3), kann nicht angenommen vverden, dass die Ansprache 
automatisch zum Beitritt führt. VVie fedoch die Erfolge von VVettbevverben 
unter Mitgliedervverbern zeigen, die in Partefen stattfinden, ist der Effekt von 
Mitgliedervverbung nicht zu unterschatzen. 1m Rahmen dieser VVettbevverbe 
vvird, um eine faire Preisverleihung zu ermöglichen, eingefordert, dass ge- 
vvorbene Neumitglieder den Namen des VVerbers angeben. Die daraus resul- 
tierenden Zahlen vvaren für den Autor Grund genug, die Effektivitüt von 
Mitgliedervverbung nicht vveiter anzuzvveifeln"?. Das soll nicht heilen, dass 
ein Automatismus zvvischen stattfindender Mitgliedervverbung und Ziclerrei- 
chung vorausgesetzt vvird, im Gegenteil, Gründe für ein Scheitern sfaf//7n- 
dender Mitgliedervverbung vverden darin gesehen, dass die VVerber entvveder 
nicht fahig genug zur VVerbung im Sinne ihrer po/ifischen Fertigkeiten sind, 
nicht motiviert genug dazu sind (auch hinsichtlich der Zeit, die sie für Mit- 
gliedervverbung aufvvenden vvollen) oder dass sie die falschen Strategien 
vervvenden, um partizipationsbereite Bürger zu friggern. VVenn die Partefor- 
ganisation ihre Mitglieder also zur VVerbung anhalt, sollte sie sich dieser 
Elemente bevvusst sein, zugleich fedoch nicht ervvarten, dass cine einfache 
Mitgliederrundmail den AnstoB zu erfolgender Mitgliedervverbung geben 
kann. Unterstützung, Begleitung und Supervision sind nicht nur vvichtig, um 
den Erfolg zu ermöglichen sovvie zu kontrollieren, sondern auch, um den 
antizipierten sovvie erhaltenen Respekt zu erhöhen. 

Zuletzt sollen mithilfe von Tabelle 5 Erkenntnisse aus der Forschung zu 
Freivvilligenrecruttment gebündelt vverden, die Aufschluss darüber geben 
können, vvelche Zielgruppen Parteien in der Mitgliedervverbung anvisieren 
und vvelche Handlungsoptionen dabei verfolgt vverden sol1ten. 


142 Auch hier findet sich das ,alte“ Problem der Parteienforschung vvieder: Öffentliche Quellen 
geben diese Zahlen nicht vvieder, lediglich über interne Quellen lassen sich die benötigten 
VVerte ermitteln. 
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6 Empirische Untersuchung und Analyse 


Mit den Erkenntnissen aus der Forschung zur Partizipationsbereitschaft der 
Bürger, zur innerparteilichen Organisation und zur ehrenamtlichen Aktivitat 
sollen in den nöchsten Absehnitten die empirischen Untersuchungen durchge- 
führt vverden. Das Mixed-Methods-Design hilft dabei, sovvohl explorativ als 
auch verstehend-erklarend arbeiten zu können. Der Methodenmix findet sich 
nicht nur in der Kombination verschiedener, in sequentiellen Abfolgen ablau- 
fender Methoden, sondern auch innerhalb der Methoden vvfeder (siehe auch 
Kapitel 2). 

Die Fallausvvahl ergibt sich dabei aus den in Kapitel 1 dieses Buches 
schon genannten Gründen, beide Parteien quantitativ als Mitgliederparteien 
zu betrachten und daraus, dass die Massenmitgliedschaft eine gevvisse orga- 
nisationale Pfadabhingigkeit konstitufert, deren Sehvvinden zumeist als Kri- 
sensymptom interprettert vvird. Dennoch vvüre es nicht verfehlt anzumerken, 
dass die Untersuchung der Mitgliedervverbestrategien der anderen deutschen 
Parteien zur Erhellung des Forschungsfeldes beitragen könnte. VVie bercits in 
der methodologischen Anlage in Kapitel 2 erlöutert, steigt mit einem Mixed- 
Methods-Design der Forschungsaufvvand erheblich, vvas cine Untersuchung 
aller im Bundestag vertretenen Parteien zumindest im Rahmen dieser Studie 
nur mit deutlichen Abstrichen gestattet hütte. Andererseits lieBe sich argu- 
mentieren, nur er/o/lgreiche Parteien — also solche, die insgesamt lincare 
Mitgliederzuvvachse verzeichnen — in diese Studie zu integrieren vvie z.B. 
Bündnis90/Die Grünen oder die AfD/, Anhand der Grünen soll im Folgen- 
den beispielhaft gezeigt vverden, vvarum sich diese Untersuchung auf SPD 
und CDU besehrinkt, ohne andere Falle einzubeziehen. 

Der gevvichtigste ist, dass die Grünen nicht dem quantitativen Kriterium 
der Mitgliederpartei entsprechen. Der zvveite Grund besteht darin, dass auf- 
grund des deutlich geringeren Durchsehnittsalters der Partei vveitaus vveniger 
Mitgliedschaften durch den Tod des Mitglieds enden. Sovvohl in absoluten 
als auch in relativen Zahlen gesprochen müssen die Grünen damit geringere 
Austrittszahlen hinnehmen als die untersuchten Parteien. Ihr Mitglieder- 
vvachstum ist damit verhaltnismaöbig leichter zu erreichen als das der Parteien 
mit einem hohen Durchsehnittsalter. Ein dritter Grund ist darin zu sehen, dass 
die Grünen zvvar als etablierte Partei im deutschen Parteiensystem gelten 


145 Erstere hatten , Ausnahmefahre“ mit Mitgliederverlusten in den Vahren 1991, 1992, 1999- 
2002, 2006-2007 und 2014-2015, die AfD verbuchte einen Mitgliederverlust 2015 (vgl. 
Niedermayer 2018a: 351). 
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können, aber dennoch deutlich yünger als SPD und CDU sind. Einen Mitglie- 
deraufsehvvung mit darauffolgendem Abschvvung und damit die Notvvendig- 
keit verstarkter Mitgliedervverbung haben sie im Gegensatz zu ihnen bisher 
nicht erlebt46. Viertens ist ein organisationsstruktureller Grund zu nennen: 
SPD und CDU sind in der Flüche vvesentlich starker vertreten als die Grünen 
und verfügen über eine deutlich gröBere Zahl an Ortsvereinen bzvv. Ortsver- 
bünden, zudem vertreten erstere das Selbstbild einer Volkspartei. Dieses 
Selbstbild soll mittels des deskriptiven Reprisentationsverstöndnisses auch in 
der Mitgliedschaft abgebildet vverden. Die Grünen hingegen halten dieses 
Selbstverstöndnis für ,,nicht mehr erstrebensvvert“ (VVelt.de 2018), so zumin- 
dest der gegenvvürtige Parteichef Robert Habeck. 

Andere deutsche Parteien als mögliche Untersuchungsgegenstinde leiden 
zvvar, vyie SPD und CDU, auch unter Überalterung, Mitgliedersechvvund und 
damit der Notvvendigkeit zur Mitgliedervverbung/“7 oder unter periodischen 
Mitgliedersehvvankungen vvie die FDP, entsprechen fedoch nicht dem quanti- 
tativen Verstindnis von Mitgliederpartefen. VVieder andere vvie die CSU sind 
regional beschrinkt. Die AfD hinsichtlich der Mitgliederzahlen als Erfolgs- 
geschichte zu betrachten ist plausibel, doch hat die Partei durch die innerpar- 
teilichen Zervvürfnisse in der Vergangenheit bereits mehrere organisationsin- 
terne Verinderungen durchlaufen und blickt zudem auf eine nur kurze Ge- 
schichte im deutschen Parteiensystem zurück. 

Das Vorgehen der nachfolgenden empirischen Untersuchung lautet vvic 
folgt: In einem ersten Sehritt vvird das Selbstverstündnis der untersuchten 
Parteten als Mitgliederparteien erarbeitet (Abschnitt 6.1). VVenn sich die 
untersuchten Parteien nicht dem Mitgliederparteienverstandnis verpflichtet 
sühen, hatte das vveitreichende Implikationen, vor allem, vvas das Streben 
nach neuen Mitgliedern und die Aktivierung eigener Mitglieder betrifft — 
Parteitypen vvie beispielsvveise die Kartellpartei sind vveitgehend unabhaöngig 
von Mitgliedern (vgl. Detterbeck 2005b: 175) und damit vvohl nicht an ihrer 
Gevvinnung interessiert. Da SPD und CDU fedoch das Selbstverstindnis als 
Mitgliederparteten teilen, ist davon auszugehen, dass sie an der Gevvinnung 
neuer Mitglieder interessiert sind — auch auf Basis der in Absechnitt 4.3 ge- 
nannten Gründe des Nutzens von Mitgliedern für die Parteiorganisation ins- 
gesamt. 

Im einem zvveiten Schritt folgt die Strategieanalyse basierend auf Doku- 
menten der Parteien vvie Flyern und Mitgliedervverbehandbüchern (Absehnitt 
6.2). Die Ausvvertung fulbt auf den von Stock (2008) beschriebenen Strate- 


146 Zur Mitgliedervverbung der Grünen liegen, vvie bei den anderen Parteien auch, keine Stu- 
dien vor. Poguntke (1996) reilbt sie an, Lemke (2009: 279ff.) öuBert sich aus der Innenper- 
spektive kurz dazu. 

147 Z.B. Die Linke, für die Neugebauer und Stöss selbst durch verstürkten Einsatz in der Mit- 
gliedervverbung keine Möglichkeit mehr sehen, den ,,prognostizierten Rückgang auf 58.000 
Mitglieder T...1 auch nur annöhernd ausgleichen zu können” (Neugebauer und Stöss 2015: 
165). 
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gien, entvvickelt diese yedoch induktiv vveiter. Zudem vvird die Incentive- 
Strategie auf Basis der Deutschen Parteimitgliederstudie in die einzelnen, 
relevanten Parteibeitrittsanrcize unterteilt. 

Darauf folgt cine Online-Umfrage unter den Regionalgeschaftsführern der 
Parteien (Absechnitt 6.3). Diese vvurden auf die Nutzung der in cinem ersten 
Sehritt ermittelten Strategien hin befragt, um ein möglichst reprisentatives 
Bild für die Bundesrepublik zu ermöglichen. Die Anlage dieser Online- 
Umfrage ist, der Forschungslage geschuldet, explorativ und hilft, die für den 
nöchsten Sehritt relevanten Items zu selektieren. 

Dieser besteht aus einer Online-Umfrage unter Mitgliedervverbern (Ab- 
schnitt 6.4) sovvie qualitativen Leitfadenintervievvs mit diesen (Abschnitt 
6.5). Hier bedient sich die Studie cines doppelten Methodenmixes: Offene 
Fragen vvurden in die Online-Umfrage aufgenommen, deren Antvvorten die 
Validitat der Intervievvergebnisse triangulativ verbessern sollten. Die Fragen 
im Leitfadenintervievv vvurden an den Fragebogen der Umfrage angelehnt, 
um die Ergebnisse zum einen zu quantifizieren und sie damit zum anderen 
vergleichbar zu machen. Die 33 Tntervievvs mit Mitgliedervverbern stellen 
nicht nur cine Untersuchung für sich dar, sondern die İntervievvpartner konn- 
ten zugleich in den Datensatz der Umfrage als vveitere Befragungsteilnehmer 
integriert vverden. 


6.1 Das Selbstverstindnis der SPD und CDU als 
Mitgliederparteien 


Dieses Kapitel soll cinen Einblick geben, invvtevveit die beiden in dieser Stu- 
die untersuchten Parteien sich dem Prinzip der Mitgliederpartei verschreiben. 
Mithilfe einer Analyse der Grundsatzprogramme, Parteitagsbeschlüsse und 
der aktuellen Statuten sollen Einblicke in die Selbstverstündnisse von SPD 
und CDU gegeben vverden. Zudem soll untersucht vverden, invviefern die 
Parteten den Begriff der Mitgliederpartei mit der VVertschatzung der Mitglie- 
derbasis verbinden. Bekennen sich Parteien zum Mitgliederprinzip und heben 
die Mitgliederbasis als vvesentliche Organisationsressource hervor, kann 
davon ausgegangen vverden, dass Neumitgliedervverbung ein strategisches 
Element darstellt und die gegenvvürtige Entvvicklung der Mitgliedschaft mit 
Sorge hinsichtlich der Erfüllbarkeit organisationaler Kernfunktionen betrach- 
tet vvird. Auf der anderen Seite steht eine international zu beobachtende Auf- 
1ösung des Mitgliederprinzips. Die Parfi/ voor de Vrüiheid mit Geert VVilders 
als einzigem Parteimitglied oder die Forza /zalia beispielsvveise, in der eine 
Parteimitgliedschaft bis 1997 vveder formal möglich noch strategisch vorge- 
sehen vvar (vgl. Urbat 2007: 342), zeigen eindrucksvoll, dass Parteten dem 
Mitgliederprinzip explizit entsagen, gleichzeitig aber VVahlerfolge vorvveisen 
können. Die in dieser Studie aufgezeigten Pfadabhangigkeiten und vor allem 
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die Legitimationsbasis, die Mitglieder darstellen, ihre Funktion als kostenlose 
VVahlkampfer und Multiplikatoren sovvie ihre Leistungen als Geldgeber las- 
sen vermuten, dass SPD und CDU dem Mitgliederprinzip allein aus pragma- 
tischen Gründen nicht entsagen. Dennoch: VVas in der ö/ack box der Partei- 
zentrale zur Zukunft der Mitgliederpartei geplant vvird, bleibt dem Forscher 
meist vorenthalten. Bukovv (2013a: 21) vveist daher nicht ohne Grund darauf 
hin, dass die Analyse ,formaler, statuarisech verankerter Parteistrukturen T...1 
kein vollİstandiges Bild der Organisationsvvirklichkeit bieteftf". Zudem sind 
Parteien eben ,,keine monolithischen Blöcke“ (Korte et al. 2006: 100). Ohne 
zu tief in die Organisationstheorie eindringen zu vvollen, halt diese Untersu- 
chung die Analyse der Selbstzuschreibungen aus mehreren Gründen für es- 
senttiell, nicht, o?vro/7/ sie nur ,nach auBen“ kommunizferte Leitlinien darstel- 
1en, sondern insbesondere, vve// sie dies tun. Dem: Die nach auBen definier- 
ten Organisationsziele, die im Rahmen von Grundsatzprogrammen oder Par- 
teitagsbeschlüssen öffentlich gemacht vverden, sind auch diefenigen, die von 
der Organisationsumvvelt, seien es Medien, sei es die Gesellschaft, vvahrge- 
nommen vverden. Da Partefen als politische Organisationen auf gesamtgesell- 
schaftliche Prozesse einvvirken, fa diese ma53geblich beeinflussen vvollen (vgl. 
Hoebel 2012: 63), ist es für sie essentfell, so vvahrgenommen zu vverden, dass 
es der Erfüllung der Organisationsziele dient. 

VVenngleich Parteien Legitimitatsfassaden aufbauen und artikulierte Or- 
ganisationsziele von tatsachlichem Organisationshandeln lösen können (vgl. 
hün 2010: 15f.), sollte innerorganisatorisch beachtet vverden, dass die Mit- 
glieder der Parfy on the Ground die Organisation sanktionsfrei verlassen 
können, vvenn der VViderspruch zvvischen Organisationszielen und Organisa- 
tionshandeln zu grol3 vvird. Nicht-hauptamtliche Parteimitglieder können 
nicht als Arbeitskrafte verpflichtet vverden, sondern arbefiten (vvie Mitglieder 
in anderen Freivvilligenorganisationen auch) ehrenamtlich, hierarchische 
Anordnungen können von den Ehrenamtlichen fakultativ ausgeführt vverden, 
sind aber nie obligatorisch (vgl Hoebel 2012: 72). Umso vvichtiger ist daher 
das Commitment der Mitglieder. Liegt dieses vor, ist es vvahrscheinlicher, 
dass ein Mitglied im Sinne der Parteiziele handelt. Lobt die Partei Mitglie- 
dervverbung als Organisationsziel aus und stehen dieser keine anders gearte- 
ten Figeninteressen des vverbenden Mitgliedes entgegen (z.B. die vvahrge- 
nommene ,Gefahr“ höherer Konkurrenz bei der Bevverbung um cin Amt 
durch neu gevvonnene Mitglieder), so führt ein aktives, mit hohem Commit- 
ment ausgestattetes Mitglied diese Aufgabe mutmabBlich aus. Fraglich ist, ob 
Mitgliedervverbung aus der Perspektive der Parfy in Central Offices nicht 
blo5 legitimatorischen Zvvecken dienen soll, Doch egal, vvie die rea/ sfory 
(zum Begriff siehe Bille 2001: 369) der Parteforganisation lautet: VVird das 
Mitgliederprinzip als Organisationsziel definiert und inszentert (siehe VVal- 
genbach und Meyer 2008: 31 zur İnszenierung von organisationalen Zielvor- 
stellungen) und die Vervvendung des ,,richtigen Vokabulars“ (VValgenbach 
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und Meyer 2008: 31) beachtet, dann kanmn die Organisation bzvv. ihre Füh- 
rungsspitze über tatsachlich intendierte Ziele hinvvegtauschen. ,,To talk in a 
vvay that satisfies one demand, to decide in a vvay that satisfies another, and 
to supply products in a vvay that satisfies a third“ (Brunsson 1989: 27) ist ein 
für Organisationen nicht unübliches Vorgehen, um die ,,ceremonial conformi- 
ty“ (Meyer und Rovvan 1977: 341) zu vvahren, also offensichtliche Unter- 
schiede zvvischen formalen Strukturen und tatsachlichen A ktivitaten der Or- 
ganisation zu kaschieren. 

VVenngleich also Parteiführungen das Mitgliederprinzip aus ciner pragma- 
tischen Perspektive nicht mehr unterstützen sollten — vveil z.B. die Partizipa- 
tionsanforderungen der Mitglieder die Effizienzkriterien der Führung oder 
Machtbedürfnisse der mittleren Funktionörsebene konterkarieren —, so muss 
es dennoch als Legitimationsfassade fortexistieren, damit auch bestehende 
Mitglieder das Gefühl erhalten, vvichtig für die Zielerfüllung der Partei zu 
sein. Ob Parteften diesen als ,,zeremoniellen VVandel“ (Kirchner 2012: 175) 
beschriebenen Prozess des Signalisierens sozial ervvünschter Eigenschaften 
auf der ecinen und der Abvveichung der tatsachlichen Aktivitaten der Organi- 
sation von diesen auf der anderen Sefte vollziehen, kann nicht vvetter erhellt 
vverden. Dazu fehlt der Einblick in die 2/ack 5ox der innerparteilichen Ent- 
scheidungsmechanismen sovvie Entscheidungstrager und damit in die Ent- 
scheidungen. Diese Studie muss daher anhand Selbstzuschreibungen, organi- 
satorischer Verankerung des Mitgliederprinzips sovvie Mitgliedervverbepro- 
grammen und -initiativen, die zum einen öffentlich und zum anderen organi- 
sationsintern kommuniztert vverden, eruferen, invvievveit Mitgliedervverbung 
erklarter Teil des Parteihandelns ist. VVie Vielhaber in Anknüpfung an die 
,lose verkoppelte Anarchie“ von Lösche und Vvalter (1992: 192) erkennt, 
existieren in der SPD und CDU mittlervveile ,,zvvei Organisationsebenen mit 
gönzlich getrennten Organisations/ogiken THervorhebungen 1.0.) T...1: an der 
Spitze die professionelle VVahlerpartei, an der Basis die anachronistische 
Mitgliederpartef“ (Vielhaber 2015: 96). Parteien sind damit nicht als homo- 
gene Organisationen zu betrachten, in der alle Ebenen dieselben Ziele verfol- 
gen (vgl. Köllner und Basedau 2006: 8). 

Ob das Mitgliederprinzip und die Mitgliedervverbung nur eine groBe ,Fas- 
sade“ darstellen, die ausschlieBlich dazu dienen soll, die von unteren ÖOrgani- 
sationsebenen artikulierten sovvie öffentlich ervvarteten Legitimationsanforde- 
rungen zu befriedigen, aber das Mitgliederprinzip in den Führungszirkeln der 
Partei hingegen nur noch müde belaüchelt vvird, kann diese Untersuchung 
nicht aufklaren. Es ist denkbar, dass Mitgliedervverbung für die Parfy on the 
Ground Überlebenssicherung bedeutet und daher aus der Perspektive der ihr 
inhörenten Organisationslogik cine deutlich gröbere Rolle spielt als für höhe- 
re Parteiebenen. 


148 UÜrsprünglich VViesendahl (1984): siehe dazu auch FuBnote 176. 
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6.1.1 (Vorgehen und Methodik 


Das Selbstverstindnis der Parteien vvurde im Rahmen einer Dokumentenana- 
İyse ermittelt, die sich cinfacher qualitativer Verfahren bedienen konnte. Zur 
Analyse vvurden neben Grundsatzprogrammen und Parteistatuten auch Be- 
funde der Sekundarliteratur hinzugezogen. Es genügte im Rahmen der vor- 
Hegenden Untersuchung, die Dokumente mit dem Lemma ,Mitglied-“ und 
dessen Komposita abzusuchen und die fevveiligen Kontextpassagen genauer 
zu betrachten, um zu ermitteln, invviefern sich die untersuchten Parteien dem 
Mitgliederprinzip zuordnen. Kritische Stimmen mögen einvvenden, dass 
darunter fallen müsste, Mitgliederbeteiligungsverfahren sovvohl formal als 
auch auf ihre tatsichliche Implementation hin zu analysieren. Dies lehnt die 
vorliegende Studie ab: Zum einen, vveil es an dieser Stelle um das prokla- 
mierte Selbstverstindnis und damit um das Leitbild der Organisation geht, 
das den Mitgliedern vermittelt vverden soll, Zum anderen, und dieser Ein- 
vvand ist deutlich gevvichtiger, vvird einer solchen Untersuchung nur eine 
Arbeit in ahnlich grofsem Umfang vvie dieser gerecht, um nicht zu einer 
schlaglichtartigen Betrachtung zu verkommen — dies zu leisten, ist for- 
schungspragmatisch betrachtet sehlichtvveg unmöglich. 

Insgesamt scheinen die Parteien der Mitgliedervverbung als Teil des Mit- 
gliederparteienverstiündnisses hinsichtlich ihres organisationalen Aufbaus 
einen gevvissen Stellenvvert zuzuvveisen: So gibt es in der SPD ein Referat 
Mitgliedervverbung im VVilly-Brandt-Haus, das sich mit spezifischen Fragen 
zur Neumitgliederrekrutierung beschaftigt. In der CDU existiert seit 2007 
eine Arbeitseinheit Mifglieder- und Bürgerbetreuung, zudem zeflgen sich seit 
der Übernahme des Generalsekretariats durch Peter Tauber deutliche Veriön- 
derungen hinsichtlich einer Neuausrichtung der Mitgliedervverbung mit Fo- 
kus auf der Nutzung und Einbeziehung sozialer Medien. Die Amtszeiten von 
Annegret Kramp-Karrenbauer sovvie Paul Ziemiak als Generalsekretöre sind 
in dieser Studie nicht einbezogen, da sie auBerhalb des Untersuchungszeit- 
raumes liegen. 


6.1.2 Das Selbstverstündnis der SPD 


Die SPD kann als ,role model“ (Vielhaber 2015: 136) für den Typus der 
Mitgliederpartei stehen: 


,Die SPD vvill in ihrem Selbstverstöndnis unzvveifelhaft eine mitgliederbasierte, offe- 
ne Organisation sein. Sie richtet sich auf die bestehenden und auf ervvünschte neuc 
Mitglieder aus, setzt öuBerst niedrige Zugangshürden für Neumitglieder und legt die 
Imfrastruktur für innerparteiliche Bildung und Kandidaturen an”, 
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sehliebt Vielhaber (2015: 143) und geht davon aus, dass die SPD ihre Mit- 
gliederbasis nicht ignorieren, sondern im Gegenteil revitalisieren vvill (vgl. 
Vielhaber 2015: 143). Auch Mfelde (2013: 260) kommt zu dem Sehluss: 
.TTlhe SPD sees the membership model as the only organisational option for 
a social democratic party“. Die VViederbelebungsversuche im Sinne einer 
demokratischen bzvv. partizipativen Mitgliederpartei folgen durchaus einer 
historischen Pfadabhaingigkeit, die sich in der Arbeiterbevvegung begründen 
lüsst, Mitbestimmung kann als zentrales Ziel dieser genannt vverden, sovvohl 
inner- vvie auBerparteilich. Die Entvvicklung der SPD zu einer Arbeitnehmer- 
partei bereits in der VVeimarer Republik (vgl. VValter 2009: 70) und die Hin- 
vvendung zur Volkspartei, die bereits vor dem Godesberger Programm ein- 
setzte und mit diesem formal beschlossen vvurde, festigten den Status einer 
Partei, die sich als ,,Volkspartei der linken Mitte“ (Olzog und Liese 1992: 
148) verstand. Noch vor dem Bad Godesberger Parteitag im November 1959 
hielt die SPD in Stuttgart 1958 einen Parteitag ab, der cine organisationspoli- 
tische Reform einlautete und die innerparteilichen Strukturen maBgeblich 
verianderte, vvas Lösche (1990: 49) als deutlich gröBere Verinderung der 
Partei im Vergleich zum Godesberger Programm betrachtete. Vor allem die 
Abschaffung des geschaftsführenden Parteivorstandes (vgl. VValter 2018: 
168) und die Hinvvendung von Parteisekretüren zu akademisch ausgebildeten 
,Managern” (Lösche 1990: 50) markierten den Ausgangspunkt einer partefiin- 
ternen Professionalisierung. Die Partei vvurde auf lokaler Ebene eigenstiöndi- 
ger und die Zusammensetzung der Mitgliedschaft inderte sich von den Ar- 
beitern vveg hin zu den Arbeitnehmern, vor allem aber auch hin zu Akademi- 
kern. Das kommunizierte Selbstbild der SPD seitdem kann dabei vvie folgt 
beschrieben vverden: 

Die SPD sieht sich seit dem Grundsatzprogramm von 1959, beschlossen 
auf dem Aulerordentlichen Parteitag in Bad Godesberg, als Volkspartei, die 
aus einer ,,Partei der Arbeiterklasse zu einer Partei des Volkes gevvorden 
İHistf” (SPD 1959: 26). Dieses Leitbild vvurde in den vveiteren Grundsatzpro- 
grammen beibehalten (vgl. SPD 1989: 6, SPD 1998: 8, SPD 2007: 13), vvobei 
in diesen bemerkensvvertervveise kein Passus zum Selbstverstindnis als Mit- 
gliederpartei vorzufinden ist. Dieses spiegeln erst die Parteitagsbeschlüsse 
der Partei vvider, die im /lahre 1997, aber vor allem im /ahre 2001 in Nürn- 
berg festgestellt hat, dass , politisches Interesse, Mitgliedschaften und VVahl- 
beteiligung İ...1 seit Hahren fFsinkenl. Mit diesen Befunden kann und vvill sich 
eine Partei, die sich als Volkspartei und Mitgliederpartei versteht, nicht zu- 
frieden geben” (SPD 2001: 324: Ansatze zur Verbesserung dieses Zustandes 
finden sich in SPD 1997: 282 und 380). Die Partei verordnet sich auf diesem 
Parteitag einige ,,Selbstverpflichtungen“ (SPD 2001: 324) besonders hin- 
sichtlich der Rekrutierung von /lugendlichen vvie die Etablierung regelmabi- 
ger Kontakte zu den YFugendverbönden, die VVeiterentvvicklung von Materia- 
Hen und Hilfen, aber auch Mentoring-Programme oder Praktikaangebote und 
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Rhetorik-Seminare sind aufgeführt, vvomit der ,,Gebrauchsvvert eines Enga- 
gements im Umfeld oder in der SPD“ (SPD 2001: 325) ervveitert vverden soll. 

Mit dem Parteitag von Bochum 2003 nimnt die SPD dann explizit ein 
Kapitel zur modernen Volks- und Mitgliederpartei (vgl. SPD 2003: 3) in ihr 
Beschlussbuch auf, das auf die Anstrengungen der Reformgruppe von 1995 
(die Gruppe ,SPD 2000“) rekurriert und ihre Arbeitsergebnisse berücksichtig- 
ten soll, Die ,,VVeiterentvvicklung von modernen Organisationsreformen der 
SPD als Volks- und Mitgliederpartei“, ,,Vorsehlage für eine Intensivierung 
der Zielgruppenarbeit” und eine ,,Überprüfung des Satzungsrechts der Partei“ 
(SPD 2003: 146f.) sollen, gemeinsam mit vveiteren Elementen zur Verbesse- 
rung der innerparteilichen Arbeit, zu einer schlagkraftigeren Innen- sovvie 
AuBenvvirkung der Partei führen. In den folgenden /ahren bekraftigte die 
SPD auf ihren Parteitagen: ,,VVir bleiben aktive Mitgliederpartei" (SPD 2004: 
6), ..ldlie SPD ist und bleibt Mitgliederpartei” (SPD 2005a: 23) und ,ldles- 
halb gibt es für die Sozialdemokratie keine Alternative zum Örganisations- 
prinzip der Mitglieder- und Volkspartei" (SPD 2006: 12). Dennoch vvirken 
die Ziele ,,der Mitgliederpartei SPD f...1, nachhaltig und kontinuferlich per- 
sonelle und programmatische Substanz aufzubauen und der gemeinsamen 
Aufgabe zur Nachvvuchsförderung nachzukommen” (SPD 2005a: 180) oder 
əneuc Formen der Zielgruppenansprache und Zielgruppenvverbung İzul ent- 
vvickeln“ (SPD 2005a: 23) redundant, vvas den EFindruck hinterlüsst, dass die 
Beschlüsse dazu aus vorangegangenen Parteitagen ein lediglich geringes 
Umsetzungspotential erfahren haben. So konstatiert die SPD auf ihrem Bun- 
desparteitag 2009, dass ,sleit den 90er /Tahren T...1 viele ambitionierte 
Parteireformprofekte auf halber Strecke stecken geblieben İFsindl" (SPD 
2009b: 129). Auf diesem Parteitag vvurde dann auch die letzte ,gro3e“ Orga- 
nisationsreform der SPD angestoBen, die unter anderem eine Stürkung inner- 
parteilicher VVillensbildungsmechanismen intendierte. Um diesen Prozess 
innerhalb der SPD nachvollziehen zu können, ist es unabdingbar, auf bisheri- 
ge Reformen und Reformversuche dezidierter einzugehen, da sich in der 
,Nachvvendezeit“ der SPD deutlich offenbarte, dass die Partei zvvar versucht 
hat, sich zu reformieren, dies aber eher von Misserfolg gepragt vvar (vgl. Fun 
2009a). 

Die SPD stand nach der Niederlage in der Bundestagsvvahl 1990 vor den 
Herausforderungen, gleich vier verschiedene Problemkomplexe abarbeiten zu 
müssen: mit dem ,,Aufbau der Partei in den neuen Bundeslaindem EL deml 
Mitgliederverlust und fderl Überalterung der Partei im VVesten İ,derl Krise 
der SPD in den vvestdeutschen Grohstadten Tund deml Generationsvvechsel in 
der Parteiführung" (Hauf 2007: 54) 1ag ein vveites Feld zu bearbeitender 
Aufgaben vor. Alle organisationspolitisehen Reformen beinhalteten dabei 
MaBnahmen zur Mitgliederbindung und Neumitgliedervverbung. Fünf Versu- 
che, die Partei zu reformieren, lassen sich unterscheiden: das Proyekt ,SPD 
2000“ aus den /ahren 1992 und 1993, die von Christoph Zöpel geleitete 
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Kommission zur Mitgliederentvvicklung in den /ahren 1994 und 1995, das 
Proyekt ,Demokratie braucht Partei" unter Franz Müntefering im /ahr 2000, 
die Arbeitsgruppe von Kurt Beck ,Für eine lebendige, kampagnenfahige 
Mitgliederpartei" sovvie der 2009 angestoleene und 2011 zur Beschlussfas- 
sung vorgelegte Antrag ,Partei in Bevvegung". So sollte in dem ersten Pro- 
yekt, das von dem damaligen Bundesparteivorsitzenden Biörn Engholm und 
dem seinerzeitigen Bundesgeschaftsführer Karl-Heinz Blessing geleitet vvur- 
de, die SPD gröbte Mitgliederpartei bleiben und aktiv neue Mitglieder vver- 
ben, den Mitgliedern mehr Beteiligungsrechte ecinraumen, die Formen der 
Beteiligung attraktiver gestalten sovvie die SPD mehrheitsfahig halten und 
dazu befahigen, vvieder VVahlen zu gevvinnen (vgl. Hauf 2007: 56). Dazu 
vvurde auch die Möglichkeit, Urvvahlen zur Bestimmung des Kanzlerkandida- 
ten 1993 durchzuführen, im Organisationsstatut verankert. Des VVeiteren fand 
die Option, Mitgliederentscheide und -begehren durchzuführen, Eingang in 
das Organisationsstatut (vgl. Leif 2009: 226). Die Öffnung für partizipations- 
bereite Bürger erfolgte durch die Einführung einer ,Gastmitgliedschaft: 1”. 
Die Nutzung partefinterner Partizipationsmöglichkeiten als VVerbemittel für 
Neumitglieder muss im Rahmen der Reform 1993 ebenfalls als gescheitert 
betrachtet vverden: Nach dem spektakularen Mitgliedervotum von 1993, in 
dem sich überraschendervveise Rudolf Scharping gegen Gerhard Sehröder als 
Parteivorsitzender durchsetzte150, konnte kein Mitgliederplus verbucht vver- 
den, zvvar liegen keine konkreten Eintritts- und Austrittszahlen vor, doch 
verbuchte die SPD 1993 insgesamt Mitgliederverluste (vgl. Niedermayer 
2020: 424). 

Die Ambitionen der Reformversuche von 1995 vveichen von den vorher- 
gehenden daher — vvenig überraschend — kaum ab: 


əVVir vvollen die grölte Mitgliederpartei Deutschlands bleiben. VVir vvollen den Aktivi- 
tütskreis steigern und mehr Mensehen für die Sozialdemokratie gevvinnen. VVir vvollen 
die innerparteiliche Demokratie stürken und eine gröllere Mitgliederbeteiligung an den 
politischen Entscheidungsprozessen in der SPD erreichen. VVir vvollen den grolen Er- 
fahrungsschatz der Mitgliedschaft nutzen. VVir vvollen neue attraktive Formen der Po- 
litik entvvickeln und in praktisches Handeln umsetzen” (SPD 1995: 217f.)151, 


149 Gespriche des Autors dieses Buches mit SPD-Funktionören und hauptamtlichen Mitarbei- 
tern lassen fedoch darauf schlieBen, dass die Gastmitgliedschaft keine nennensvverten Er- 
folge produzieren konnte. 

150 VVas nicht zuletzt daran lag, dass Heidemarie VVieczorek-Zeul unervvartet als dritte Kandi- 
datin ins Rennen trat und Gerhard Sehröder die vvohl entsecheidenden Stimmen ,abknöpfte". 
In den Folgefahren, so die Literatur, vvurden ,,nur dann, vvenn es opportun vvar, Mitglieder 
befragt” (Alemann et al. 2001:31). 

151 Leider ist das zitierte Dokument nicht mehr unter dem im Literaturverzeichnis angegebenen 
Link zu finden, laut der Bibliothek der Friedrich-Ebert-Stiftung liege cin technisches Prob- 
lem vor. Die entsprechend relevanten und zitierten Seiten liegen dem Autor iedoch als Scan 
vor und können gerne eingesehen vverden. 
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Dieser zvveite Anlauf vvurde im /ahr 2000 deutlich konkreter, als Franz 
Müntefering — yetzt als Generalsekretar der SPD — mit dem Konzept ,Demo- 
kratie braucht Partei“ eine Modernisierung der Partei auf verschiedenen Ebe- 
nen anstief5. 1m Rahmen dieses Reformversuchs tat sich Matthias Machnig 
mit seiner Idee hervor, die SPD zu einer Netzvverkpartei zu machen (Vgl. 
Machnig 2001). Die Vorsehlage, mit dem neuen Kommunikationskanal In- 
ternet offensiv umzugehen und diesen in innerparteiliche Strukturen zu integ- 
rieren sovvie neue Dialogpartner zu gevvinnen und zu vernetzen, vvirken auf 
den ersten Blick nicht unbedingt nachteilig für die Organisation, doch bedeu- 
ten sie neben organisationsstrukturellen auch organisationskulturelle Verin- 
derungen. VValter konkludiert zudem, dass sich die Netzvverkpartei vor allem 
an Mensehen richte, ,,die professionell kommunizferen, organisieren, konzep- 
tualisieren können, an die ressourcenstarken Partizipatoren also“ (VValter 
2001: 53), vvas das in Kapitel 3 bereits besprochene Problem der ungleichen 
Beteiligung erneut aufvvirft. 

Mit der ,Beck-Kommission” von 2003, bzvv. offiziell der , Arbeitsgruppe 
Mitgliederpartei", sollte die SPD (vvteder) stürker zur partizipativen Mitglie- 
derpartei ausgerichtet vverden (vgl. Hauf 2007: 60): VVenngleich sie sich von 
dieser formal nie abgekehrt hatte und in ihren Parteitagsbeschlüssen nicht 
müde vvurde, dies zu betonen, lasst sich das Konzept von Machnig durchaus 
als zumindest skeptisch gegenüber dem Typus der Mitgliederpartei bezeich- 
nen. Im Rahmen der ,Beck-Kommission" erhielt die Gastmitgliedschaft eine 
Aufvvertung, zudem sollten ,,interessierten Mitgliedern T...1 Fortbildungsan- 
gebote unterbreitet” (Hauf 2007: 60) vverden. Die Hürden für Mitgliederent- 
scheide und -begehren vvurden ?edoch nicht gesenkt, da nicht die Quoren für 
die geringe Nutzung der Mitgliederbegehren verantvvortlich gemacht vvurden, 
sondern ,,ein Defizit in der VVahrnehmung dieser Möglichkeiten durch die 
Mitglieder“” (SPD 2005b: 14, zit. n. Vielhaber 2015: 144, genauso auch bei 
Leif 2009: 21779). 

Die letzte ,gro8e“ Parteiorganisationsreform vvurde im November 2009 
vom neu gevvahlten Parteivorsitzenden Sigmar Gabriel angestoğen sovvie von 
Andrea Nahles, Barbara Hendricks und Astrid Klug ma)geblich ausgearbeitet 
(vgl. Sturm 2011). Gabriel versuchte damit, das desaströse VVahlergebnis der 
Bundestagsvvahl 2009 zu verarbeiten, das mit 23,0 Prozent das bis dato 
schlechteste Zvveitstimmenergebnis der SPD vvar. Ersten Vorschlagen zufol- 
ge sollten offene Versammlungen abgehalten vverden, die Bürgern den Ein- 
blick in die Partei vor Ort anbieten sollten sovvie ,,vvichtige Fragen ab und zu 
HHervorhebung d.A.1 direkt von allen Mitgliedern per Urvvahl“ (Gabriel 
2009: 12) entschieden vverden. ,,Eine Partei, die für Volksabstimmung im 
Grundgesetz eintritt, darf keine Angst davor haben, vvichtige Fragen ihrer 
eigenen Mitgliedschaft zur Abstimmung zu stellen. Das glaubt uns doch 


152 Bedauerlichervveise liegt dem Autor das Original nicht vor, es vvird darauf vertraut, dass 
Vielhaber (2015) und Leif (2009) die Quelle korrekt zitiert haben. 
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sonst keiner“ (Gabriel 2009: 12). Des VVeiteren sollte die Partei vvieder ver- 
yüngt sovvie ecine deutlich starkere Vernetzung der Partei zur Gesellschaft 
(vvieder )hergestellt vverden (vgl. Gabriel 2009: 11) — Ziele, die vveder neu 
noch überraschend sind und auf das Scheitern vorangegangener Reformen 
hindeuten. Am 02.09.2011 vvurde der Antrag ,Partei in Bevvegung. Organisa- 
tionspolitisches Grundsatzprogramm der SPD“ vorgelegt und mit geringfügi- 
gen Anderungen vonseiten des Parteivorstandes vom Parteitag angenommen 
(vgl. SPD 2011c). Die Partei möchte im Rahmen dieser Reform nun auch 
,diefenigen, die sonst nicht gehört vverden, İbeteiligenl“ (SPD 2011c: 209) 
und ,,Mitglieder gevvinnen“” (SPD 2011c: 210), eine Losung, die auch An- 
tragsüberschrift vvurde. ,,.VVir sehen es T...1 als eine unserer vvichtigsten Auf- 
gaben an, Mitglieder auf Dauer an uns zu binden und neue Mifstreiter/innen 
für uns zu begeistern. Darum heiben vvir neue Mitglieder vvillkommen und 
ermöglichen es ihnen, sich schnell entsprechend ihrer Interessen cinzubrin- 
gen” (SPD 2011c: 210) heibt es dort. Konsequentervveise sollen die Mitglie- 
derbetreuung sovvie die Arbeit eines ,Mitgliederbeauftragten", der von feder 
Gliederungsebene explizit benannt vvird, gestörkt vverden. Diese Mitglieder- 
beauftragten sollen Sehulungen und regelmalige Informationen erhalten und 
in ihrer Arbeit unterstützt vverden (SPD 2011c: 210). Des VVeiteren sollen die 
Hürden zur Mitgliederbeteiligung abgebaut vverden (SPD 2011c: 210f.), vvas 
nicht zuletzt für die Mitgliedervverbung förderlich sein könnte. VVenngleich 
einige Autoren zu dem Ergebnis kommen, nicht Mitgliedervverbung, sondern 
Mitgliederbindung sei entscheidend zur Abbremsung des Mitgliederverlusts 
in Parteien (vgl. Micus 2011: 23f.), geht diese Studie dennoch davon aus, 
dass das Reservoir an parteibeitrittsbereiten Bürgern in der Gesellschaft nicht 
durch Bindung mobilisiert vverden kann, da diese den Beitritt in einem vorge- 
lagerten Schritt voraussetzt/”5. 

VVenngleich Bukovv nach dieser letzten Reform schlielt, dass die SPD die 
.VViederentdeckung der Mitgliederpartef” (Bukovv 2013b: 254) geleistet 
habe, stellt er auch fest, dass ,,eine echte Teilhabe von Nichtmitgliedern am 
parteilichen Entscheidungsprozess İT...) sich dahingegen einmal mehr als 
nicht durchsetzbar Tervveistl“ (Bukovv 2013b: 254). Daher hielt die Partei an 
der Gastmitgliedschaft sovvie der Unterstützermitgliedschaft, die die Arbeit in 
Themenforen vorsfeht, fest (SPD 2013b: 101). Bei der Reform handelte es 
sich insgesamt lediglich um eine ,,Partizipationsoptionservveiterungsreform“ 
(Bukovv 2014: 148), die keine ,echten" Partizipationsinstrumente in den Sta- 
tuten verankerte. 

Yasmin Fahimi, die bis zu ihrem Rückzug im Dezember 2015 General- 
sekretirin der SPD vvar, stieB eine Öffnung der Partei zu den Nichtmitglie- 
dern erneut an und brachte die Option ins Gesprüch, allen Bürgern die Mög- 


153 Damit soll selbstverstindlich nicht der VVert der Mitgliederbindung unterschatzt vverden. 
Alle Mitgliedervverbung nützt nichts, vvenn gevvorbene Mitglieder kurz nach dem Beitritt 
vvieder austreten. 
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lichkeit zu geben, Online-Antrage an Parteitage zu richten sovvie die Gast- 
mitgliedschaft, die sich ihres Erachtens nicht bevvahrt habe, abzuschaffen 
(vgl. n-tv.de 2015). Da sich dies aber in den Beschlüssen der SPD zum Par- 
teitag im Dezember 2015 nicht mehr vviederfindet, kann davon ausgegangen 
vverden, dass mit der Neubesetzung des Generalsekretariats auch die entspre- 
chenden Konzepte fallen gelassen vvurden. 

Zuletzt ,,setzt die SPD nach einer verlorenen Bundestagsvvahl mehr Mit- 
gliederbeteiligung auf die Tagesordnung” (Fun 2018: 950) und nennt diesen 
seit 2017 andauernden Prozess Erneverung. Das darin enthaltene Vorhaben, 
das Internet auch als Teil von innerparteilichen Abstimmungsformen nutzen 
zu vvollen, vvird nicht ohne VViderstiönde in der Partei durchzusetzen sein (Vgl. 
hün 2018: 950). Da der Erhebungszeitraum der Untersuchung dieser Studie 
vor diesen aktuellen Reformvorschlagen endet, soll an dieser Stelle nicht 
vveiter darauf eingegangen vverden, sondern auf die Zusammenführung und 
Diskussion am Sehluss vervviesen vverden. 

AbsehlieBend soll mit einem Blick auf die aktuellen Statuen das Mitglie- 
derparteienverstöndnis in den formalen Regelungen der Partei überprüft vver- 
den. Die Partei kennt in ihrem Organisationsstatut in den Paragraphen 13 und 
14 (OrgStatut, SPD 2017: 21ff.) sovvohl Mitgliederbegehren als auch Mit- 
gliederentscheide. Ausdrücklich ist geregelt, dass der Kanzlerkandidat durch 
einen Mitgliederentscheid bestimmt vverden kann (vgl. $ 13 (1) OrgStatut, 
SPD 2017: 21). Der Mitgliederentscheid vvird als Folge eines Mitgliederbe- 
gehrens benannt, das vviederum nur dann zustande kommt, vvenn es ,,binnen 
einer Frist von drei Monaten von 10 Prozent der Mitglieder unterstützt vvird“ 
($ 13 (3) OrgStatut, SPD 2017: 22). Top-dovvn stehen laut Satzung vveitere 
Optionen zur Verfügung: Der Parteitag kann mit cinfacher Mehrheit cinen 
Mitgliederentscheid ohne vorherige Mitgliederbefragung initileren. Dieses 
Recht haben ebenso die Dreivifertelmehrheit des Parteivorstandes sovvie zvvei 
Fünftel der Bezirksvorstande (vgl. $ 13(4) OrgStatut, SPD 2017: 22). Damit 
ein Mitgliederentscheid zustande kommt, müssen sich mindestens 20 Prozent 
der Stimmberechtigten daran beteiligen, die Mehrheit der Abstimmenden 
muss dem Entscheid zustimmen (vgl. $13 (6) OrgStatut, SPD 2017: 23). Mit 
Zvveidrittelmehrheit kann fedoch der Parteitag die Entscheidung innerhalb 
von zvvei /lahren revidieren, danach sogar bercits mit einfacher Mehrheit (vgl. 
$ 13 (6) OrgStatut, SPD 2017: 23). 

Mitgliederentsecheide können laut Satzung auf allen Ebenen der Partei 
durchgeführt vverden (vgl. $ 13 (9) OrgStatut, SPD 2017: 23). Für die Bun- 
desebene lasst sich schlieBen, dass insbesondere das bottom-up-initilerte 
Mitgliederbegehren schvver zu organisieren ist. Dass einfache Mitglieder an 
der Parteibasis innerhalb von drei Monaten zehn Prozent der Mitglieder und 
damit gegenvvürtig circa 42.000 Unterschriften einholen könnten, setzt selbst 
mithilfe des Internets noch eine beachtliche Organisationsleistung voraus. 
Dennoch kennt die Satzung Mitgliederbegehren sovvie -entscheide und setzt 
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explizit ihre Verfahrensvveisen fest. Die Partei nahert sich damit formal zvvar 
einem partizipativen Mitgliederparteienverstindnis an, realiter liegen die 
Hürden für die von der Parteibasis unvermittelt auf die Parteispitze vvirken- 
den Bottom-Up-Entscheide iedoch sehr hoch. 


6.1.3 Das Selbstverstündnis der CDU 


Das Mitgliederselbstverstündnis der CDU auf der anderen Seite ihnelt dem 
der SPD. Die CDU kamn zvvar nicht als mosf similar case zur SPD betrachtet 
vverden, vvas ihre Entstehungsgeschichte betrifft, doch versteht auch sie sich 
als Volks- und Mitgliederpartei. Sie vvirkt dabei yedoch deutlich dezentraler 
aufgestellt und vveniger reformbereit als die SPD — vvohl auch aufgrund der 
fehlenden externen Schocks vor allem in den /ahren der Kanzlerschaft Ange- 
la Merkels (vgl. Vielhaber 2015: 148). Angela Merkel setzte zvvar 2000 eine 
Kommission zur Parteireform ein, nachdem sie zur Bundesvorsitzenden ge- 
vvahit vvurde, fiel danach mit Parteireformvorhaben fedoch nicht vveiter auf. 

Mit dem Braunsechvveiger Parteitag 1967 versuchte die CDU, eine Partei- 
reform zu initiferen, die die Ausvveitung innerparteilicher Demokratie sovvie 
eine Transparenz- und Effektivitatssteigerung zum Ziel hatte. Notvvendig 
vvurde dies nicht nur durch den Abgang Adenauers vom Parteivorsitz im 
Vahre 1966, sondern auch durch die steigenden Mitgliederzahlen, die nicht 
mehr zentral koordiniert vverden konnten (vgl. Zolleis 2008: 135f.). Des VVei- 
teren vvandelte sich das Selbstverstandnis der Partei von dem einer lokalen 
Kaderpartei hin zu einer grof"en Mitgliederpartei, deren Ziel es sein sollte, 
möglichst viele Mitglieder zu rekrutieren (vgl. Zolleis 2008: 137, Mielde 
2013: 261). Durch die Finsetzung von Kreisgeschaftsführern und einem neu- 
en Selbstverstindnis begannen Bottom-Up-Prozesse Einzug in die Partei zu 
finden. Der Reformer-Flügel der CDU erklarte, dass die Parteiführung ,,einer 
klaren VVillensbildung innerhalb der Partei bedürfe“ (Zolleis 2008: 138). Die 
Verabschiedung des Parteiengesetzes 1967 tat dazu ihr Übriges, musste die 
CDU doch ansehlieBend ihre Satzung revidieren, Vorstande vvahlen und cin 
Programm formulieren (vgl. Zolleis 2008: 138). 


,,Ein veründertes Selbstverstündnis der Partei, das in der Übervvindung des traditionel- 
len föderalistisch-partikularistisehen Denkens und Verhaltens der Parteigliederung 
und der Fahigkeit zu geschlossenem Handeln auf allen Parteiebenen nach innerpartei- 
licher Diskussion zum Ausdruck kam, bildete einen vvichtigen Schritt zur Etablierung 
der CDU als Mitgliederpartef“ (Zolleis 2008: 139). 


Im Laufe der /ahre önderte sich zudem der Rekrutierungsprozess, eine be- 
sondere Rolle übernahm dabei die Nachvvuchsorganisation VU. Mit Helmut 
Kohl vvurde sehlieblich ein Politiker zum Vorsitzenden der Bundespartei 
gevvahlt, der zum einen selbst bereits ecine Parteireform in Rheinland-Pfalz 
vorangetrieben hatte und zum anderen aus dem neuen ,Stand“ der Berufspoli- 
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tiker kam (vgl. Zolleis 2008: 140). Mit den vveiteren Mitgliederzuvvachsen, 
die in den frühen 1970er VTahren deutlich anstiegen und bis 1983 anvvuchsen, 
bevor schliefilich der Trend zur Abnahme der Mitgliederzahlen einsetzte, 
vvurde die CDU nicht nur quantitativ, sondern auch qualitativ zur Mitglieder- 
partei, die zvvar nicht die historische gevvachsene Pfadabhöngigkeit, aber das 
Selbstverstandnis der Mitgliederpartei mit der SPD teilte. In den 1980er /ah- 
ren baute die Partei dieses Selbstverstöndnis als ,,identitatsstiftende politische 
Organisation“ (Zolleis 2008: 192) vveiter aus und verzichtete zunehmend auf 
politische Quereinsteiger, die Ochsentour vvurde ma)5geblich, um in die Be- 
rufspolitik einzusteigen. Als die Ara Kohl zu Ende ging und die SPD zur 
bestimmenden Kraft in der Bundespolitik vvurde, blieb eine veritable Partei- 
reform in der CDU aus. In der Endphase der Amtszeit von Helmut Kohl 
vvaren durch die hierarchische Steuerung Kohls innerhalb der Partei Kontro- 
versen und Flügelkaimpfe zum Erliegen gekommen, das Parteileben vvar auf 
programmatischer Ebene phlegmatisch gevvorden (vgl. VValter et al. 2011: 
S4f.). Dennoch erfuhr das innerparteiliche Leben in der CDU einen Trend- 
vvechsel, vvas an der Ausvvahl Angela Merkels zur CDU-Vorsitzenden sicht- 
bar vvurde, ,,ausgerechnet eine ostdeutsche, noch dazu protestantische Frau 
ohne Hausmacht“ (Zolleis 2008: 243). Auf Landesebene vvurden teilvveise 
Mitgliederbefragungen abgehalten, um über den Spitzenkandidaten zu ent- 
scheiden, vvas den Mitgliedern eine starke Rolle bei der innerparteilichen 
Entscheidungsfindung zukommen liel55, im Vergleich zur SPD ist die absolute 
Zahl der Mitgliederbefragungen bei der CDU fedoch gering (vgl. Detterbeck 
2013: 287). Dieses İInstrument findet sich dabei erstmals in den Organisati- 
onsstatuten 1995: ,,Mit der absoluten Mehrheit der stimmberechtigten Mit- 
glieder kann der Bundesvorstand in Personalfragen eine Mitgliederbefragung 
beschlieBen“, so Paragraph 6a der Satzung von 1995 (vgl. CDU 1995b: 4), 
beschlossen auf dem Karlsruher Parteitag 1995 (vgl, CDU 1995c: 279)54, 
Reformen, die tief in organisatorische Strukturen eingriffen, vvurden nicht 
durchgeführt. 

Dass die beschriebenen Reformansitze auch sprachlich einige Zeit zur 
Realisierung benötigten, zeigt sich in den Grundsatzprogrammen der CDU. 
Sovvohl im Berliner Programm von 1971 als auch im Ludvvigshafener Pro- 


154 VValter et al. (2011: 96) sehreiben: ,,So vvurde beispielsvveise die Implementierung einer 
Mitgliederbefragung in die Satzung der CDU gefordert. Die Ideen griff der damalige Gene- 
ralsekretir Peter Hintze auf und baute sie in cinen Leitantrag des Bundesvorstandes für den 
Bundesparteitag 1995 in Karİsruhe ein. /edoch fand der Antrag keine Mehrheit unter den 
anvvesenden Delegierten“. Beschlossen vvurde aber in Karlsruhe 1995 die genannte Sat- 
zungsönderung. Es vvundert, dass die Autoren hinter dem hier angeführten Zitat S. 197ff. 
des Protokolİs des 77. Parteitages der CDU in Bonn 1998 zitieren, obvvohl das Protokoll 
nur 165 Seiten umfasst (vgl. CDU 1998). m Karlsruhe vvurden dabei tatsüchlich Vorschlage 
zur Mitgliederbefragung im Rahmen einiger Antrage abgelehnt. Der Antrag B 166, der die 
əcingeschrünkte Mitgliederbefragung vorsieht" (CDU 1995c: 222) vvurde hingegen ange- 
nommen und in die Satzung implementiert. 
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gramm von 1978 spricht die CDU von sich als ,,Volkspartef” (CDU 1971: 4 
und CDU 19798b: 1), nicht aber als Mitgliederpartei. Erst nach der deutschen 
VViedervereinigung, im darauffolgenden Grundsatzprogramm der CDU (siehe 
CDU 1994), beschlossen in Hamburg, zeigte sich ein neues Selbstverstand- 
nis: ,,VVir in der CDU verstehen es als cine standige Aufgabe, unsere Partei so 
zu gestalten, da unsere Mitglieder und alle interessierten Bürger gute Mit- 
vvirkungschancen haben. VVir vvollen neue VVege der innerparteilichen Demo- 
kratie bestreiten” (CDU 1994: 76). Dabei soll ,,insbesondere İT...1 angestrebt 
vverden, daf3 sich alle Mitglieder an der innerparteilichen VVillensbildung 
direkt beteiligen können“ (CDU 1994: 76). Einen Maföinahmenkatalog enthalt 
das Grundsatzprogramm y7edoch nicht. Dieses vviederentdeckte Verstindnis 
der Parteimitgliedschaft und die damit verbundene VVertschatzung scheint in 
der Historie der Partei immer vvieder gevvissen Schvvankungen unterlegen zu 
sein. VVie Haungs (1994: 110) aufzeigt, habe Peter Radunski sich 1989 als 
Geschaiftsführer der CDU für das Mitgliederprinzip ausgesprochen, diese 
Meinung fedoch 1994 vvieder revidiert. Das bisher gültige Grundsatzpro- 
gramm Freiheit und Sicherheit nennt die Partei eine Vo/Zspartei, die gerade- 
zu euphorischen Bekenntnisse zur Mitgliederpartei aus dem Grundsatzpro- 
gramm von 1994 finden sich yedoch nicht mehr vvieder (vgl. CDU 2007b: 2, 
4, 89). 

VVenngleich im /ahr 1995 das Instrument der konsultativen Mitgliederbe- 
fragung zur VVahl der Parteivorsitzenden in die CDU-Satzung aufgenommen 
vvurde, scheiterte ein vveiterer Vorschlag, Befragungen zu Sachthemen durch- 
führen zu lassen (vgl. Decker 2015: 247). Dennoch sieht sich die CDU einige 
Vahre spater als Mitgliederpartei: ,,Die CDU hat sich in ihrer Geschichte 
erfolgreich zur Mitgliederpartei entvvickelt” (CDU 1999b: 7), vvoran sich eine 
VVeiterentvvicklung zur Bürgerpartei anschlieğen sollte. 1m Beschluss sind 
konkrete Vorsehlöge enthalten, auf vvelche Art und VVeise Mitglieder partizi- 
pieren können und sollen und vvelche VVeichen die Partei dazu stellen sollte. 
In dem Beschluss ,Erfurter Leitsütze. Aufbruch “99: (siehe CDU 1999b) vvird 
angeregt zu prüfen, ob verstürkt Mitgliederversammlungen durchgeführt 
vverden können (vgl. CDU 1999b: 6). Neumitglieder sollen in die ,,Mei- 
nungsbildung auf allen Ebenen“ (CDU 1999b: 7) einbezogen vverden. Die 
elektronische Vernetzung der Geschaftsstellen und das Verbreiten schneller 
Kurzinformationen und Umfragen unter den Mitgliedern gehören ebenso vvie 
die Bereitstellung der Möglichkeit dazu, dass ,,die Mitglieder diskutieren und 
entscheiden können” (CDU 1999b: 7ff.). Die VVeiterentvvicklung zur Bürger- 
partei sollte damit nicht zulasten der Mitgliederrechte gehen. 

Im Reformprofekt ,Bürgerpartei CDU”“, das auf dem Bundesparteitag in 
Leipzig 2003 beschlossen vvurde, vverden die 1999 postulierten Ansütze deut- 
lich konkretisiert. Die CDU sieht sich in einer Fortsetzung zu 1999 als ,,mo- 
derne Bürgerpartei” (CDU 2003c: 4), bekennt sich aber zeitgleich zu einer 
Starkung der CDU als Mitgliederpartei — ein Spagat, der auch als solcher 


175 


bezeichnet vvird (vgl. CDU 2003c: 4). Parteitage sollten entritualisiert, die 
closed-shop-Atmosphöre überkommen und Exklusivitaüt bereitgestellt vver- 
den: ,,Die CDU muss dem Einzelnen etvvas bieten, das er nur dort bekommen 
kann”“ (CDU 2003c: 7). Die Entscheidungskompetenz in Sach- und Personal- 
fragen der Mitglieder, die diese in den Ortsverbönden bercits haben, sollten 
auf die Stadt-, Stadtbezirks-, Gemeinde- und Kreisverbünde ausgevveitet 
vverden, von der Landes- oder Bundesebene spricht der Beschluss yedoch 
nicht (vgl. CDU 2003c: 7). Im Gegensatz zu den Leitsatzen in Erfurt, die 
unverbindlich anmuten, vvurden mit der ,Bürgerpartei CDU“ Satzungsönde- 
rungen beschlossen, die die Rechte der Mitglieder dezidiert stürken sollen. 
Auf Antrag von 25 Prozent der Mitglieder oder der Ortsverbinde soll darüber 
entschieden vverden können, eine gesonderte Mitgliederversammlung einzu- 
berufen, die über die Anvvendung entvveder des Mitglieder- oder des Dele- 
giertenprinzips auf Parteitagen abstimmt. Nichtmitglieder sollen in die Par- 
teiarbeit durch Rederecht einbezogen vverden, dieses Rederecht kann ihnen 
yedoch nur durch Mehrheitsbeschluss zugevviesen vverden, einen Automatis- 
mus der Nichtmitgliederbeteiligung gibt es nicht, vvomit die Exklusivitüt der 
Mitgliedschaft gevvahrt vverden soll, Zudem sollten Mitgliederbefragungen in 
Sachfragen ermöglicht vverden, vvelche bisher ausschlieBlich in Personalfra- 
gen zur Anvvendung kommen konnten. ,,Eine Mitgliederbefragung auf Bun- 
des-, Landes- oder Kreisebene ist dann durchzuführen, vvenn sie von einem 
Drittel der fevveils nachgeordneten Verbönde gefordert vvird und die Vorstün- 
de der yevveiligen Organisationsstufe dies T...1 beschlieBen“ (CDU 2003c: 7), 
vvas sich in den gedönderten Statuten 2004 im neuen Paragraphen 6a (1) und 
(2) vviederfindet (vgl. CDU 2004: 7). Das einzelne Mitglied oder Mitglieder- 
gruppen erhalten somit kecin lnitiativrecht, sondern sind von der Entscheidung 
der Vorstande über cine Befragung abhöngig. Die Strategie der CDU zur 
Mitgliederbeteiligung scheint darauf nicht ausgelegt, genauso vvenig, vvie die 
Entscheidung über landes- oder bundespolitische Themen sovvie Personalfra- 
gen durch die Mitglieder zu ermöglichen. Mit einem auf der kommunalen 
Ebene operterenden Ansatz sieht der Parteitagsbeschluss die gröbte Möglich- 
keit, Menschen in die Partei zu bringen, den VVert der Partei zu verdeutlichen 
und gleichzeitig eine Art der Beteiligung zu ermöglichen, die konform zu den 
Organisationsstrukturen der CDU ist. ,,Parteimitgliedschaft gevvinnt in dem 
MabBe an Attraktivitüt, vvie die Einflussmöglichkeit auf politische Vorgünge 
für das Mitglied auch im Ortsverband konkret erfahrbar vvird. Hierfür sind 
regelmaBbige Treffen des Ortsverbandes unbedingt erforderlich“ (CDU 2003c: 
8). Der Fokus liegt dabei auf Themen, die das eigene Lebensumfeld direkt 
betreffen. Auch hier lüsst sich vvieder ein gevvisser Spagat konstatieren, er- 
kennt die CDU doch an, dass es Mitglieder gibt, die cin ,,besonderes Interesse 
an Landes-, Bundes- und internationaler Politik haben“ (CDU 2003c: 8). 
Hierzu vvird fedoch lediglich die Einrichtung eines Arbeitskreises auf Orts- 
oder Kreisverbandsebene angeregt. Das Diskutieren vvird dadurch vvesentlich 
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starker in den Vordergrund gestellt als das Entscheiden. Des VVeiteren setzt 
die CDU darauf, Mitglieder mit ecinem gevvissen Selbstbevvusstsein auszustat- 
ten, für ihre ecigene Partei zu vverben und sie argumentativ zu verteidigen 
(vgl. CDU 2003c: 8f.). Zur Rekrutierung von Neumitgliedern soll cin perma- 
nentes Profekt ins Leben gerufen vverden, das dauerhafte und kontinuferliche 
Mitgliedervverbung ermöglicht (vgl. CDU 2003c: 9). Die beiden Saulen des 
Proyektes sind das Botschaftermodell, das die CDU bercits seit den 1970er 
Tahren kennt und im Rahmen dessen Vertreter der Ortsverbainde CDU- 
Sympathisanten besuchen und anvverben sollen. Die zvveite Süule ist der 
MGM-Ansatz (,Mitglieder gevvinnen Mitglieder“), im Rahmen dessen Mit- 
glieder angehalten vverden, in ihrem eigenen Freundes- und Bekanntenkreis 
Neumitglieder zu vverben (vgl. CDU 2003c: 9). Dass Mitglieder, um als Mul- 
tiplikatoren vvirken zu können, ebenso VVertschatzung erfahren müssen, be- 
zieht die Partei ein: 


,Die Attraktivitat der Mitarbeit in der CDU ist auch dadurch zu steigern, dass Mit- 
glieder gezielt nach ihrer Meinung in den Bereichen gefragt vverden, in denen sie- in 
der Regel durch ihre Erfahrung in Beruf oder Ehrenamt- über cine besondere Kompe- 
tenz verfügen. Es kann der CDU nur zugute kommen, vvenn sie den in der Mitglied- 
schaft vorhandenen Sachverstand optimal nutzt. Es starkt zudem die Motivation des 
Mitglieds, vvenn es erfahrt, dass sein Sachverstand und Rat von der Partei gefragt und 
gebraucht vverden“ (CDU 2003c: 11). 


Diesen Aussagen ist basierend auf den Ausführungen in Kapitel 5 zuzustim- 
men. Um die Ehrenamtlichen vveiter zu starken, sollen hauptamtliche Füh- 
rungskrafte hierbei unterstützend tatig sein und mit modernen Management-, 
Kommunikations- und Personalführungstechniken den Partefiapparat stürken 
(vgl. CDU 2003a: 13). 

Die nüchsten gröBeren Reformvorschlage lieen bis zum lahr 2015 auf 
sich vvarten. Der digitalisierungsfreundliche Generalsekretir Peter Tauber 
stieB5 bereits zu Beginn seiner Amitszeit Vorschlage zur digitalen Reformie- 
rung der Partei an. Mit dem Proyekt ,Meine CDU 2017“ und dem gleichna- 
migen Beschluss auf dem Parteitag im Dezember 2015 in Karİlsruhe rekur- 
riert die Partei auf den Beschluss von 2003 und konstatiert den raschen VVan- 
del im Bereich sozialer Netzvverke sovvie der digitalen VVelt allgemein. Die 
CDU ,,ist Mitmach- und Onlinepartei Tund1 bleibt Mitgliederpartef” (CDU 
2015: 4). Zum Erreichen der Bürger — und sicherlich auch zur Ansprache 
neuer Mitglieder — vvill die Partei die ,,Bürgeransprache vor Ört neu beleben. 
Dazu gehört auch die breite Vernetzung mit anderen Organisatoren, Vereinen 
und Tnitiativen” (CDU 2015: 6). Die digitale Kommunikation soll deutlich 
gestörkt vverden, ,,vvir vvollen unter den Partefen bet der digitalen politischen 
Kommunikation und Beteiligung führend bleiben“ (CDU 2015: 6). Dazu 
sollen Online-Angebote und die Prasenz in sozialen Netzvverken verstürkt 
vverden, Veranstaltungen der Partei sollen durch Online-Beteiligungselemen- 
te vvie Fragen per Mall oder Livestreams ergünzt vverden. Des VVeiteren soll 
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die Partei durch regelmiBige Bürgergesprache und ,,Canvassing-Aktionen“ 
(CDU 2015: 7) auch offline stete Prasenz zeigen, die Mitarbeit der Bürger an 
VVahlprogrammen ohne Parteimitgliedschaft soll Bestandteil dessen sein. VVie 
schon 2003 liegt hier ein besonderes Augenmerk auf dem persönlichen Ge- 
spröch, ,,das Konrad-Adenauer-Haus vvird dazu geeignete Methoden erarbei- 
ten und unterstützende technische Instrumente entvvickeln” (CDU 2015: 8). 
VVefterhin soll das Unterstützernetzvverk ze 44M Deutschland vvetter ausgebaut 
vverden, die CDU vvill neben neuen Mitgliedern auch Unterstützer rekrutie- 
ren, die proyektorientiert arbeiten können. Sicherlich liegt dieser Ildee die 
Hoffnung zugrunde, dass sich Unterstützer der Partei, die bereits in irgendei- 
ner Form parteilich organisiert sind, leichter als Mitglieder rekrutieren lassen. 
Die Zahl der Nichtmitglieder, die sich auf kommunaler Ebene tatsöchlich zu 
Veranstaltungen der Parteien begeben, scheint yedoch gering zu sein: So 
konstatieren Micus und Butzlaff, dass sich zu kommunalen Veranstaltungen 
der CDU nur ,,ausnahmsvveise einmal Nichtmitglieder verirren“ (Micus und 
Butzlaff 2016: 3). VVie die SPD setzt die CDU darauf, Mitgliederbeauftragte 
in den Vorstönden auf allen Ebenen einzusetzen (vgl. CDU 2015: 10): bevor- 
zugte Neumitglieder sind Frauen, Menschen mit Einvvanderungsgeschichte 
und yunge Mensehen (vgl. CDU 2015: 10). Auch die Mitgliederrückgevvin- 
nung findet Eingang in den Beschluss, ein Teil der Mitgliedervverbung be- 
steht somit aus der Re-Rekrutierung ausgetretener Mitglieder (vgl. CDU 
2015: 11). Um mehr funge Mitglieder zu gevvinnen, soll der Mitgliederbeitrag 
für Menschen unter 25 /ahren im ersten /ahr ausgesetzt vverden, für Famili- 
enmitglieder soll es cinen ermaöBigten Beitrag geben (vgl. CDU 2015: 13). 
Die Partei soll so aufgebaut sein, dass sie flexible Lösungen zur Mitarbeit für 
Mitglieder bereitstellen kann, die beruflichen und familiaren Verpflichtungen 
nachkommen müssen (vgl. CDU 2015: 15). 

Es kann konstatiert vverden, dass das proklamierte Selbstverstündnis der 
CDU als Mitgliederpartei deutlich gevvachsen ist und die Partei sich teilvveise 
in Richtung einer partizipativen Mitgliederpartei bevvegt. Die Ziele und Vor- 
schlige aus dem Beschluss ,Meine CDU 2017“ gehen deutlich vveiter als 
dieyenigen, die im /lahr 2003 formuliert vvurden. Die Rahmenbedingungen 
sind gevviss auch andere gevvesen: So konnte eine Trendvvende in den Mit- 
gliederzahlen bisher nicht erreicht vverden, des VVeiteren kann die Hinvven- 
dung vor allem yunger und partizipationsbereiter Menschen zur digitalen VVelt 
nicht ignoriert vverden. Mit ihren Zielen, Ansötzen und Vorstellungen hat sich 
die CDU einem Bild der Mitgliederpartei angenahert, das auf diese VVeise 
vvohl ebenfalls in der SPD unhinterfragt angenommen vvürde. Im Unterschied 
zur SPD vvar dabei aber eine deutlich geringere Reformbereitschaft zu erken- 
nen, insbesondere vveil die CDU den Druck zur innerparteilichen Reform nie 
in dem Mahbe verspürte vvie die SPD, die ihr letztes groBes VVahldebakel im 
Tahre 2017 erlebte. Obschon die Abvvahl Helmut Kohls eine solche Reform 
zumindest hatte anstoğen können, sah Angela Merkel als Vorsitzende und 
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spatere Kanzlerin anscheinend lediglich Bedarf für inkrementelle Verinde- 
rungen. Insgesamt laviert die CDU damit zvvischen dem Leitbild einer elek- 
toralen und partizipativen Mitgliederpartei, fedoch mit Tendenz zur elektora- 
len Mitgliederpartei, die Mitentscheidung und Mitbestimmung übervviegend 
auf die Parteibasis, also den Ortsverband, beschrünkt. Dies lasst sich eben- 
falls an den unterschiedlichen Selbstetikettierungen (/Mi//g/iederpartei, Bür- 
gerpartei und Volkspartei) erkennen, die — mal gleichzeitig, mal allein ste- 
hend — Eingang in die Grundsatzprogramme und Beschlüsse gefunden haben. 

Das Verstöndnis einer stürker elektoralen denn partizipativen Mitglieder- 
partei findet sich auch in den Statuten der CDU vvieder. Zvvar haben Mitglie- 
der seit dem 01. lanuar 2017 die Möglichkeit, Sachantrage an Parteitage 
oberhalb der Kreisverbandsebene zu stellen. Für Regions- bzvv. Bezirkspar- 
teitage braucht es dazu lediglich 200 Mitglieder, für Antrage an den Landes- 
parteitag 300 Mitglieder und für Antrage an den Bundesparteitag 500 Mit- 
glieder ($ 6 (4) Statut, CDU 2016: 7). Dieser Antrag kann ?edoch von den 
Parteitagen durch Nichtannahme ignoriert vverden. VVeiter enthalten die Sta- 
tuten yedoch keine Angaben dazu, vvelche Konsequenzen eine erfolgreiche 
Mitgliederbefragung hat, vvomit diese grundsützlich als konsultativ aufzufas- 
sen ist. Des VVeiteren sehen die Statuten keine Möglichkeit zur unmittelbaren 
Bottom-ÜPp-lnitiierung einer Mitgliederbefragung vonseiten der Parteibasis 
vor. Substantielle Beteiligungsmöglichkeiten sind in den Statuten der CDU 
damit nicht verankert. 


6.1.4 Vergleich zvvischen SPD und CDU 


Beiden Parteten ist zu eigen, dass sie hinsichtlich ihres proklamierten Selbst- 
verstandnisses den intrinsischen VVert der Mitglieder schatzen und die Mit- 
gliederbasis vergröBern vvollen. Sovvohl SPD und CDU erklaren, dass Mit- 
glieder aus der VVahlkampfperspektive unverzichtbar sind (vgl. Mfelde 2013: 
262), vvomit sie einer Massenmitgliedschaft eine funktionale Notvvendigkeit 
zur Erfüllung gesetzter VVahİziele zuvveisen. Mfelde (2013: 260ff.) fasst die 
Gründe zusammen, aus denen sovvohl CDU und SPD Mitglieder rekrutieren 
vvollen: um die organisationale Tradition zu bevvahren, aus legal-normativen 
Gründen mit Rückgriff auf das Grund- und Parteiengesetz und um die ge- 
nannte elektorale VVettbevverbsfahigkeit zu vvahren, Vorteile, die diese Studie 
in einer zahlenmiBig groğen Mitgliedschaft ebenfalls erkennt"””. Zusammen- 
fassend lasst sich konstatieren, dass die Anerkennung des legitimatorischen 
und instrumentellen ,VVertes“ von Mitgliedern sovvie das Selbstverstandnis 


155 Mifelde konstatiert, dass die SPD aus ideologischen Gründen Mitglieder benötige, die als 
Funktionöre und Kontaktpersonen dienen sollen und deren Ziel es gemeinsam mit der Par- 
tei sein soll, die Gesellschaft auf Basis der politischen Ziele der Partei zu veründem (Vgl. 
Mielde 2013: 263): diesen Anspruch halt die vorliegende Studie für nicht mehr zeitgemab. 
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der Parteien als Mitgliederparteien die Annahme untermauern, dass SPD und 
CDU sovvohl proklamiert als auch tatsöchlich stetig auf der Suche nach neuen 
Mitgliedern sind, die sie durch ecigene Rekrutierungsarbeit an sich binden 
möchten. 

Diesem proklamierten Selbstverstündnis sovvie dem Credo, Neumitglieder 
an der Parteiarbeit beteiligen zu vvollen, entspricht nicht das, vvas die Parteien 
de facto an Mitgliederpartizipation zulassen. Insbesondere bei der CDU ist 
basisdemokratische Mitgliederbeteiligung statuarisch kaum vorgesehen. Mit 
der Möglichkeit, Sachantrage mit geringen Quoren auf allen Ebenen einzu- 
reichen, verfügt die CDU nicht über ein Instrument substantieller Beteili- 
gung. Die Mitgliederbefragung der CDU sieht Bottom-Up-Beteiligung über- 
haupt nicht vor. Insgesamt spricht Holtkamp (2018: 47) daher von cinem 
lediglich ,,symbolischelnl Beteiligungsangebot“. Dies vvird insbesondere 
dann zum Problem, vvenn innerparteiliche Mitbestimmungsmöglichkeiten als 
VVerbemittel eingesetzt vverden sollen, Mitglieder und VVahler fedoch ein 
anderes Bild davon erhalten. Bei der SPD verhalt es sich ahnlich: Arnim 
kritisiert die cinseitige Bestimmung des Spitzenkandidaten Frank-VValter 
Steinmeter zur Bundestagsvvahl 2009 sovvie Franz Münteferings zum Partei- 
vorsitzenden und spricht von Klüngel (vgl. Arnim 2009: 215). Doch auch die 
Kanzlerkandidatur von Gerhard Sechröder entsprang seiner Meinung nach 
einem öhnlichen Schema. VVenngleich angefügt vverden muss, dass nicht yede 
Entsecheidung von Mitgliedern getroffen vverden kam — allein aus Effizienz- 
sovvie Kostengründen — ist das beschriebene Vorgehen fedoch ebenfalls auf 
unteren Parteiebenen sichtbar (vgl. Arnim 2009: 216), vvesvvegen Arnim 
hinsichtlich der Rekrutierungsfahigkeit von Partefen schliebt: 


,.Das ist für potentielle Mitglieder alles andere als ermutigend. Einer Partei anzugehö- 
ren muss zvvangslöufig immer uninteressanter vverden, vvenn die Mitglieder in der Par- 
tei nichts zu sagen haben und auch die Informationen, die sie dort erhalten, kaum über 
das hinausgehen, vvas sie aus Zeitungen und Fernsehen ohnehin erfahren“ (Arnim 
2009: 217). 


VVenngleich man Arnim und seinen Verhaltenszuschreibungen der ,,etablier- 
ten politischen Klasse“ (Arnim 2000: 89) in ihrer Polemik nicht zustimmen 
mag, zeigen die Beispiele sehr klar, dass es für Mitgliedervverber nicht ein- 
fach ist, das proklamierte Selbstverstindnis der Partefien als Mitgliederpartei- 
en entsprechend darzustellen. Hinzukommt, dass die unternommenen Vor- 
schlage und Reformen der Partefen einhellig und vvie ervvahnt von der For- 
schung als vvenig erfolgreich beurteilt vverden (vgl. Fun 2009a). Privilegien 
für Nicht-Mitglieder als Senkung der Beitrittsschvvellen vverden von aktiven 
Mitgliedern selten vvertgeschatzt, substantielle Mitvvirkungs- und Beteili- 
gungsmechanismen sind kaum vorhanden, Befragungen der Mitglieder vver- 
den zumeist ,von oben" ausgelöst und dienen höufig als Legitimierungs- 
instrument (vgl. Decker 2015: 254). VVie die Abstimmungen zum Koalitions- 
vertrag der SPD 2013 und 2018 gezeigt haben, kann Mitgliederbeteiligung 
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zudem als strategischer Hebel zur Durchsetzung eigener Inhalte gegenüber 
einem Koalitionspartner genutzt vverden. 

Dennoch halten die Parteien formal — aus den genannten Gründen — am 
Mitgliederprinzip fest. Dazu sollen vor allem die Mitgliederbeauftragten 
dienen, die auf allen Ebenen der Partei installiert vverden. Es ist fedoch frag- 
lich und letztlich Teil der empirischen Untersuchung, ob das Ehrenamt allein 
dazu in der Lage ist, das proklamierte Selbstverstöndnis der Parteien in die 
Praxis umzusetzen. Aus organisationaler Perspektive ist es vvohl die ,güns- 
tigste" Lösung, da die Einsetzung hauptamtlicher Mitgliederbeauftragter auf 
unteren Parteiebenen (man denke hier nicht an den Ortsverband bzvv. -verein, 
aber beispielsvveise an den Kreisverband oder den Unterbezirk) allein durch 
Gehaltszahlungen finanzielle Ressourcen der Parteien beanspruchen vvürden. 


6.2 Die Mitgliedervverbestrategien der SPD und CDU: 
Dokumentenanalyse 


In diesem Kapitel vverden im Rahmen der folgenden vier Abschnitte die 
Mitgliedervverbestrategien von SPD und CDU untersucht. Dabei folgt das 
Vorgehen demienigen aus Absehnitt 6.1. Nach einer Vorstellung des Vorge- 
hens sovvie der Methodik vverden erst einzeln die Mitgliedervverbestrategien 
von SPD und CDU dokumentenanalytisch erhoben, vvorauf in Absehnitt 6.2.4 
ein Vergleich der Strategien folgt. 


6.2.1 (Vorgehen und Methodik 


Zur naheren Bestimmung der Mitgliedervverbestrategien der Parteien vvurde 
mithilfe einer inhaltlich-strukturierenden Inhaltsanalyse (siehe bspvv. Schrefer 
2014: 5ff.) bestimmt, auf vvelche Art und VVeise Parteien versuchen, neuc 
Mitglieder zu rekrutieren. Die Codiereinheiten vvurden aus forschungsprag- 
matischen Gründen variabel festgelegt, vvas bedeutet, dass kurze Sötze, aber 
auch ganze Passagen ecinem Code zugeordnet vvurden. Die codierten Segmen- 
te vvurden daher hinsichtlich der auf sie entfallenden VVörter gezahlt, um 
neben der Anzahl der Codes die quantitative strategische Sehvverpunktset- 
zung der Partefen zu veranschaulichen. 

Die Dokumentenanalyse ist als eine spezielle Art der İInhaltsanalyse zu 
bevverten (vgl. Sehmidt 2017: 444). Ausvvertungsverfahren vvie diefenigen 
nach Mayring (2015: 11ff.) empfehlen sich dabei vveniger für dokumenten- 
analytische Herangehensvveisen und stürker für die Analyse von İntervfevvs. 
Die VVirkung von Dokumenten für eine Organisation ist aus einer Doppelper- 
spektive zu betrachten: zum einen als Quelle, zum anderen als Ereignis. ,,Et- 
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vva prügte der Beschluss des VIIL Parteitages der SED zur Einheit von VVirt- 
schafts- und Sozialpolitik die Organisationsentvvicklung in der DDR, er kann 
yedoch auch als Ausdruck vvirtschafts- und gesellschaftlicher Entvvicklungs- 
probleme gelesen vverden” (Sehmidt 2017: 445). Ahnlich kann beispielsvveise 
das Godesberger Programm der SPD aus dieser Doppelperspektive betrachtet 
vverden. VVfe in der Literatur empfohlen (vgl. Ametovvobla et al. 2017: 777) 
vvurde zur qualitativen Analyse der vorliegenden groBen Textmengen auf 
Datenanalysesoftvvare, hier /,/A.XQDA, zurückgegriffen. 

Material vvurde dabei über die Mitgliedervverbebeauftragten der Bundes- 
verbünde sovvie mittels Internetrecherchen gesammelt. Protokolle von Mit- 
gliederreformkommissionen konnten leider nicht akquirtert vverden, sodass 
sich die Analyse auf VVerbematerialien sovvie Strategieleitfaden stützt, die 
entvveder eder Bürger oder das ,einfache“ Parteimitglied erhalten kann. Für 
die vorliegende Studie ist dies yedoch nicht problematisch: VVenngleich ein 
Einblick in die ö/ack 5ox der Parteiorganisation sicherlich für feden Parteien- 
forscher von hohem VVert ist, sollen im vveiteren Verlauf dieyenigen VVer- 
bestrategien beleuchtet vverden, die auch zu den Ehrenamtlichen vordringen 
können. ,Geheimpapiere“ oder sonstige, unter Verschluss gehaltene Doku- 
mente, sind daher für den Fortgang der Untersuchung mit Blick auf die Onli- 
ne-Umfragen sovvie die geführten Intervievvs nicht relevant. 

Eline Vielzahl an Dokumenten konnte leider keine fruchtbaren Ergebnisse 
für die Mitgliedervverbung liefern, sodass die Zahl der in die Analyse einbe- 
zogenen Dokumente bei der CDU 45 und bel der SPD 18 betrigt. Diese Do- 
kumente umfassen einfache Flyer und Plakate mit externer Adressatenorien- 
tierung (sprich: zur Ausgabe an interessierte Bürger) sovvie ausführliche 
Handbücher mit interner Adressatenorientierung (sprich: zur Anleitung der 
ehrenamtlichen Arbeit innerhalb der Partei). Analysiert vverden Dokumente 
zur Mitgliedervverbung seit der deutschen VViedervereinigung, vvobei von der 
Konrad-Adenauer-Stiftung Material aus den 1990er /ahren akquiriert vverden 
konnte. Die erhaltenen Dokumente der SPD gehen zurück bis in das /ahr 
2008, Pfadabhöngigkeiten in der Mitgliedervverbung der SPD sollen daher 
mithilfe der bisher angegangenen Parteireformen sovvie Parteitagsbeschlüssen 
dokumentiert vverden. Freilich vverden diese bei der CDU ebenfalls berück- 
sichtigt. Da die CDU sich fedoch dem Modell der partizipativen Mitglieder- 
partei nicht dergestalt zuordnen lösst vvie es bei der SPD der Fall ist, bieten 
hier vviederum die nur vvenigen Reformpapiere sovvie mitgliederzentrierten 
Parteitagsbeschlüsse ein dünnes Fundament. Kompensiert vverden kann dies 
durch die bessere Datenlage hinsichtlich der Mitgliedervverbematerialien. 
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Tabelle 6: Anzahl der codierten Materialien 


CDU SPD 
İnterme Adressatenorientierung 40 17 
Externe Adressatenorientierung 5 1 
Gesamt 45 18 


Quelle: Eigene Darstellung. 


Die Überzahl der Dokumente mit interner Adressatenorientierung ist analy- 
tisch beabsichtigt, hilft sie doch aufzudecken, vvelche Mitgliedervverbestrate- 
gien die Partefen an ihre Mitglieder bzvv. an die Gliederungen kommunizie- 
ren. Ausgangspunkt der Analyse bildeten die von Stock (2008)/56 ermittelten 
Strategien, die cinem ersten Analysedurchlauf zugrunde lagen. Zudem vvur- 
den Passagen markfert, die Argumentationshilfen im persönlichen Gesprüch 
anbieten, Textabschnitte, in denen Freivvilligenarbeit und damit das Engage- 
ment der Mitglieder als essentiell hervorgehoben vvird sovvie nicht zuletzt die 
Materialien und die positiven Anreize, die die Parteien den eigenen Mitglie- 
dern zur Verfügung bzvv. in Aussicht stellen. Nach einer ersten Analyse vvur- 
den die von Stock (2008) ermittelten Strategien deutlich verindert bzvv. er- 
vveitert, vvas zum einen deduktiv und zum anderen induktiv begründet vverden 
kann: Seine Idee, eine Incentive-Strategie einzupflegen, ist hilfreich und 
bleibt in der vorliegenden Analyse erhalten, doch vvurde die Differenzierung 
in die verschiedenen Beitrittsanreize, die die Deutsche Parteimitgliederstudie 
2009 anbietet, vorgenommen. Des VVeiteren vvurde nach der ersten Codie- 
rungsrunde festgestellt, dass sich viele strategische Ansöütze finden lassen, die 
Stock (2008) nicht abbilden konnte: entgegen der Empfehlung der Literatur, 
die ,,Sprache der yevveiligen Organisation als Kodierungen İzul nutzen“ 
(Danner-Sehröder und Müller-Seitz 2017: 90) und Tn-vivo-Codierungen zu 
vervvenden, lieBen sich die vveiteren Kategorien auf Basis hermeneutischer 
Zugönge induktiv erschlieBen und mit analytischen Überbegriffen versehen 
(angelehnt an das Vorgehen von Mayring 2000: 2f.). 

Die von Stock (2008) so genannte ,Marketing-Strategie“ vvurde in zvvei 
Elemente zerlegt: zum einen in eine Professionalisierungs-Strategie, die or- 
ganisationsinterne Strukturen erfasst, und zum anderen in eine — hier vvurde 
der Begriff beibehalten — Marketing-Strategie, die die AuBenvvirkung der 
Partei beinhaltet. Mit der Professionalisierungs-Strategie vvurden alle Text- 
segmente codiert, die Mitgliedervverbung mittels der Professionalisierung der 
eigenen Ehren- und Hauptamtlichen zu betreiben versuchen. Dieser Professi- 
onalisierungsbegriff umfasst vor allem Sehulungsmafönahmen, die in der 
Forschung als ma5geblich für cine professionelle und erfolgreiche Mitglie- 
dergevvinnung betrachtet vverden (vgl. Dribbusch 2003: 43). Dieser Professi- 


156 Siehe dazu Absehnitt 5.1. 
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onalisierungsbegriff bezieht vveiterhin zielgerichtete und ergebnisorientierte 
MaBnahmen ein, die Mitgliedervverbung effizienter gestalten sollen. Darunter 
fallen z.B. Rhetorik-Seminare, Schulungen, Organisation und Planung einer 
Kampagne sovvie angeleitetes und supervisiertes Vorgehen157. Der Code 
umfasst zudem die Ervveiterung der parteiinternen Kommunikationskanale, 
den Aufbau von Adresskarteien sovvie die Durchführung und Ausvvertung 
von Umfragen. Davon abgegrenzt ist die Marketing-Strategie, die auf die 
Verbesserung des Images/”" der Partefen abzielt bzvv. die Partei vor Ort ,ins 
Gesprach bringt". Dies kann durch gezielte Pressearbeit erfolgen, durch Zei- 
tungsannoncen, die in lokalen Tageszeitungen geschaltet vverden, oder aber 
durch erhöhte Prasenz der Partei vor Ort mittels Infostanden oder einer eige- 
nen Internetprösenz der Orts- und Kreisverbinde. Induktiv gevvonnen vvurde 
eine Ansprachen-Strategie, die den 7yrigger sovvie den direkten Kontakt der 
Parteimitglieder zu den Bürgern umfasst. Hierunter ist zu verstehen, dass als 
Mittel der Mitgliedervverbung Bürger in cin Gesprich mit Parteimitgliederm 
kommen sollen, das — unterstützt von Argumentationshilfen, die die Mitglie- 
der von der Partei erhalten — möglichst dazu führen soll, dass der angespro- 
chene Bürger zu einem Bettritt bereit ist. Darüber hinaus konnte in den Daten 
eine Netzvverk-Strategie ermittelt vverden, die darauf abzielt, Parteimitglieder 
zu ermuntern, in ihrem eigenen sozialen Umfeld neue Mitglieder zu rekrutie- 
ren. Hierbei vverden unter anderem Familienfeiern oder Nachbarschafisfeste 
genannt, in deren Rahmen der eigene Freundes- und Bekanntenkreis zusam- 
mengebracht und sechlieflich das Thema einer Parteimitgliedschaft angespro- 
chen vverden soll, Die Supporter-Strategie vvurde ebenfalls induktiv gevvon- 
nen. Hierbei geht es nicht darum, Bürger direkt als Vollmitglied zu vverben, 
sondern deren Unterstützung bzvv. Sympathie zu erlangen. Über den VVeg 
einer Unterstützer- oder Gastmitgliedschaft soll dieser Bürger dann i1dealer- 
vveise irgendvvann den VVeg zur Vollmitgliedschaft finden. Zuletzt vvurde cin 
als Kampagnen-Strategie benannter Code in der Analyse vervvendet, der dann 
aktiviert vvurde, vvenn mittel- bis langfristige VVerbestrategien bzvv. ,Taktik- 
pakete“ ausgemacht vverden konnten, die die Integration mehrerer Einzelstra- 
tegien darstellt. Sie ist damit von allen Strategien zur Mitgliedervverbung 
durch ein besonderes Mal5 an Komplexitaüt und Langfristigkeit gekennzeich- 
net. 

Die folgende Übersicht in Tabelle 7 fasst die in der Dokumentenanalyse 
vervvendeten Kategorien bzvv. Codes nochmal zusammen und gibt eine Über- 
sicht über die Verteilung der Codiereinheiten. VVie sich zeigt, versammelt die 
Kategorie ,Andere“ insgesamt 6,1 Prozent der codierten Segmente. Dies sind 
Passagen, die zvvar für die Mitgliedervverbung als relevant anerkannt vvurden, 


157 Supervision im Ehrenant soll nicht Gegenstand dieses Buches sein, drückt aber Respekt für 
die Arbeit der Ehrenamtlichen aus und versucht zugleich, diese zu verbessern. Zu einer kri- 
tischen Diskussion siehe Rothenberg (2005: 133ff.). 

158 Siehe zu einer Definition Fubnote 2. 
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sich aber vveder in die sovvohl deduktiv als auch induktiv abgeleiteten Kate- 
gorien einordnen lieBen. Zugleich vvar es fedoch nicht möglich, aus ihnen 
eigene Strategien zu entvvickeln, da diese zu kleinteilig gevvesen. 


Tabelle 7: Vervvendete Strategien und Auftreten in der Dokumentenanalyse 


Code Beschreibung Höufigkeit Höufigkeit 
absolut in Prozent 
Andere (AND) Segmente, die nicht eindeutig den 42 6,1 
genannten Codes zuzuordnen sind 
Ansprachen-Strategie Direkte Ansprache, Triggering als 132 19,2 
(ANS) Mittel der Mitgliedervverbung 
Framevvork-Strategie Sehaffung grundsatzlicher Rah- 8 1:2 
(FRA) menbedingungen und Auslotung 
finanzieller Möglichkeiten zur 
Mitgliedervverbung 
İncentive-Strategie Anreize zur Parteimitgliedschaft 124 18,1 
(INC) (siehe Abschnitt 4.4 zur naheren 
Erlauterung) 
İssue-Strategie (15S) VVerbung mittels Politikinhalten und 34 5,0 
-erfolgen 
Linkage-Strategie (LIN) Nutzung von Vorfeldorganisationen 32 4/7 
und Netzvverken (z.B. Vereinen, 
Kirchen, Gevverkschaften) 
Marketing-Strategie Selbstvermarktung, lmage- 101 14,7 
(MAR) Verbesserung und Sichtbarkeit 
nach aufsen (bspvv. durch Pres- 
setermine, Zeitungsannoncen, 
Öffentlichkeitsarbeit) 
Netzvverk-Strategie Nutzung eigener Netzvverke (v.a. 25 3,6 
(NET) persönliche bzvv. familiare) zur 
Mitgliedervverbung 
Professionalisierungs- Anbieten von Ausbildungs- und 110 16,0 
Strategie (PROF) Sehulungsmöglichkeiten sovvie - 
material mit dem Ziel, Freivvlligen- 
arbeit zu verbessern und eigene 
Mitglieder zu professionellen 
Mitgliedervverbern zu machen 
Supporter-Strategie Mitgliedervverbung durch Einbezug 33 4,8 
(SUPP) von Nichtmitgliedern, Unterstützern 
und Gastmitgliedern mit dem Ziel, 
diese zur Vollmitgliedschaft zu 
bevvegen 
Kampagnen-Strategie Komplexere Strategie-Pakete, die 45 6,6 
(KAM) aus mehreren Bestandteilen der 
gelisteten Strategien bestehen und 
ausgearbeitete, komplementare 
Modelle zur Mitgliedervverbung 
darstellen 
Summe 686 100,0 


Quelle: Eigene Darstellung 
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Zur Incentive-Strate gie vvurden auf Basis der Deutschen Parteimitgliederstu- 
die von 2009 vveitere Subcodes entvvickelt, die bei der Analyse der Materia- 
Hen berücksichtigt vvurden. Die Erklarung der einzelnen Codes ist an dieser 
Stelle obsolet, da sie die Parteibeitrittsanreize spiegeln, die in den vorange- 
gangen Kapiteln ausführlich dargestellt vvurden. Auffallig ist hier die hohe 
Zahl der mit ,Andere“ codierten Segmente, vvas aufzeigt, dass die aus der 
Forschung bekannten Parteibeitrittsanreize nicht passgenau auf die Anreiz- 
setzung durch die Parteien innerhalb des Mitgliedervverbematerials gelegt 
vverden können. Grund für die hohe Zahl ist des VVefteren, dass Parteibei- 
trittsanreize von den Parteien im Rahmen von Argurmentationskarten ge- 
mischt vvurden, sodass vveder eine trennscharfe Abgrenzung noch eine Über- 
lappung von Codes dem empirischen Befund gerecht gevvorden vvüre. 


Tabelle 8: Incentives in der Mitgliedervverbung 


İncentive-Codes Beschreibung Höufigkeit Haufigkeit 
absolut in Prozent 
Andere (INC-AND) Nicht eindeutig zuzuordnen 55 43,4 
Selektive, ergebnisbe- Persönliche Vorteile durch Parteimit- 4 3,2 
zogene Anreize (INC- gliedschaft 
SELERG) 
Selektive, prozessbe- ,Hedonistische"“ Vorteile vvie Spaf$ an 23 18,5 
zogene Anreize (INC- der Partelarbeit bzvv. geselliges Bei- 
SELPRO) sammensein 
Kollektive politische Einflussstarkung der Partei, Durchset- 22 17,8 
Anreize (KOL) zung gemeinsamer Ziele 
Normative Anreize Beitritt aufgrund von Ervvartungsdruck, 0 0,0 
(NOR) der vom sozialen Umfeld formuliert 
vvird 

Altruistische Anreize Parteimitgliedschaft als Beitrag zum 2 1,6 
(ALT) Erhalt der Demokratie 
ldeologische Anreize Parteimitgliedschaft als Möglichkeit, 7 5,6 
(IDEO) den politischen Kurs der Partei zu 


beeinflussen und / oder einen Partei- 
flügel zu starken 


Expressive Anreize Parteimitgliedschaft als Sympathieau- 11 8,9 
(EXP) ferung an die Partei 
Summe 124 100,0 


Quelle: Eigene Darstellung 


6.2.2 Die Mifgliedervverbestrategien der SPD 


Die Mitgliedervverbestrategien der SPD sollen im folgenden Teil erst hin- 
sichtlich ihrer quantitativen Verteilung dargestellt und dann qualitativ in- 
haltsanalytiseh betrachtet vverden. Die folgenden Kreisdiagramme zeigen 
dabei die Zahl codierter Passagen bzvv. die Zahl der VVörter dieser Passagen 
auf: 
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Abbildung 8: Strategien in der Mitgliedervverbung der SPD 
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Quelle: Eigene Darstellung 


Abbildung 9: Strategien in der Mitgliedervverbung der SPD — VVorthaufigkei- 
fen 
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Quelle: Eigene Darstellung 
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Abbildung 10: Incentives in der Mitgliedervverbung der SPD 


Quelle: Eigene Darstellung 
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Abbildung 11: Incentives in der Mitgliedervverbung der SPD — VVorthöufig- 


keiten 


Quelle: Eigene Darstellung 
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mAndere 
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VVie in den Abbildungen 8 bis 11 sichtbar, nimmt in den Materialien der SPD 
zur Mitgliedervverbung die Marketing-Strategie mit deutlichem Abstand den 
höchsten Stellenvvert ein. Die SPD setzt zudem auf direkte Ansprache und 
Professionalisierung, vvas — in Kombination mit der Marketing-Strategie — 
vermuten lasst, dass die organisationale Sechlagkraft nach innen sovvie nach 
auBen erhöht vverden soll, Supporter-Strategie, Incentive-, Issue- und Frame- 
vvork-Strategie nehmen einen geringen Raum in der Mitgliedervverbung ein, 
die Fokusse der SPD seheinen klar verteilt, vvas mithilfe der folgenden quali- 
tativen Beschreibung des Materials erlAutert vverden soll, Über die bloBe 
deskriptive Beschreibung hinaus vvird im vvetteren Verlauf die inhaltsanalyti- 
sche Einordnung der vervvendeten Strategien folgen, bei der nicht alle codier- 
ten Passagen abgebildet vverden können, sondern Sehlaglichter gebildet vver- 
den, die illustrativ und unterstützend vvirken sollen. Des VVefteren vverden 
charakteristische Besonderheiten der Mitgliedervverbung herausgestellt, die 
mithilfe von Memos im Laufe des Codierprozesses festgehalten vvurden und 
keinem Code zugevvfesen vverden konnten. 

Die vvohl vvichtigste Quelle der SPD zur Analyse der Mitgliedervverbung 
stellen die VVerbe- und Ortsvereinshandbücher dar, die relativ umfassend (auf 
ca. 45-130 Seiten) Handreichungen, Material, Tipps und Best-Practice- 
Beispiele anbieten. In diesen geht die Partei auf die VVichtigkeit neuer Mit- 
glieder ein: Sie versteht sich selbst als ,,moderne Mitgliederpartef” (SPD 
2013a: 8, SPD 2009a: 8: SPD 2008: 4), die Mitglieder sefen ,,ein Schlüssel, 
um Mehrheiten für sozialdemokratische Politik zu gevvinnen und zu sichern” 
und dienen nicht zuletzt dazu, die Partei durch ihre Mitgliedsbeitrage finanzi- 
ell zu unterstützen (vgl. SPD 2013a: 8, gegen die Relevanz von Mitgliedsbei- 
trügen siehe Arnim 2011). Die Erhöhung organisationaler Schlagkraft ist cin 
vveiteres, explizit artikuliertes Ziel der Partei, um ,,die anfallenden Arbeiten 
auf viele Sechultern Fzul verteillenl“ (SPD 2011a: 14). Mitgliedervverbung 
vvird sodann zur Tagesaufgabe erklart (SPD 2009a: 8), die dauerhaft und 
kontinuferlich betrieben vverden soll, Die SPD verklaürt dabei nicht die 
Sehvvterigkeit der Mitgliedervverbung: Mit fiktiven Gespriöchen eines Unter- 
bezirksvorsitzenden mit einem Ortsvereinsvorsitzenden oder der Aufzahlung 
persönlicher, politischer und organisatorischer Hindernisse zur Mitglieder- 
vverbung (vgl. SPD 2014a: 3-6) soll auf sprachlich illustrative VVeise — im 
Modus eines simulierten Rollenspiels — gezeigt vverden, dass die Probleme, 
die an der Parteibasis existieren, auch in den übergeordneten Ebenen bekannt 
sind. 

Im Gegensatz zur CDU gibt es für die SPD mit der Studie von polisTsinus 
(2010) einen empirischen Ausgangspunkt, der aus einer bundesvveiten Orts- 
vereinsbefragung resultiert. Bei der Frage nach der Art der Mitgliedervver- 
bung und -betreuung vvird von einem GroBteil der Ortsvereine angegeben, 
dass Neumitglieder auf Veranstaltungen besonders begrült und damit vvert- 
geschatzt vverden. Etvvas mehr als die Halfte der Ortsvereine besuchen 
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Neumitglieder zuhause, die Betreuung von Neumitgliedern scheint auf Basis 
dieser Zahlen zu funktionieren. Interessanter sind die VVerte zur Mitglieder- 
vverbung: Hier geben lediglich 19 Prozent der Ortsvereine an, regelmöBig und 
gezielt Aktionen zur Gevvinnung neuer Mitglieder durchzuführen, nur 15 
Prozent verfügen über einen Neumitgliederbeauftragten. Diefenigen Ortsver- 
eine, die Neumitgliedervverbeaktionen durchführen, beurteilen diese ambiva- 
lent: 45 Prozent der Ortsvereine geben an, dass die Aktion erfolgreich verlau- 
fen sei, 46 Prozent bezeichnen sie als nicht erfolgreich. Die Arbeit des 
Neumitgliederbeauftragten vvird hingegen von ca. zvvei Dritteln der Ortsver- 
eine als erfolgreich betrachtet (vgl. polis-"sinus 2010: 32-33). AuBerdem 
sollte an dieser Stelle angemerkt vverden, dass die Rücklaufquote der Befra- 
gung nur 44 Prozent betrug, sodass zu mehr als der Halfte aller SPD- 
Ortsvereine keine Daten vorliegen. Es kann gemutmalBt vverden, dass insbe- 
sondere die Ortsvereine, die sich nicht an der Befragung beteiligt haben, eher 
trüge sind — vvenn sie denn überhaupt noch über eine funktionierende Struktur 
verfügen — und die tatsachliche Zahl der Ortsvereine, die Mitgliedervverbeak- 
tionen durchführen und einen Neumitgliederbeauftragten haben, noch deut- 
lich geringer ist. Da vviederum nur 15 Prozent der befragten Ortsvereine 
überhaupt einen Neumitgliederbeauftragten haben, sollte strategische Mit- 
gliedervverbung in cinem ersten Schritt bei der grolflachigen Installation von 
Neumitgliederbeauftragten ansetzen (siehe auch SPD 2012). 

Diese Zahlen können nun mit den Erkenntnissen aus der Dokumentenana- 
İyse in Zusammenhang gebracht vverden. Ausgangspunkt der Analyse bildet 
das Handbuch //ifg/ieder vverben aus dem /Vahre 2008 (siehe SPD 2008). Hier 
lassen sich, vvie auch in den anderen Handbüchern, gleich mehrere Strategien 
finden: ANS”, LIN, MAR, NET, PROF und SUPP. Des VVeiteren leitet das 
Handbuch mit dem bereits ervvahnten Selbstverstindnis ein: ,,Die SPD ist 
eine moderne Mitgliederpartei. Damit dies so bleibt, muss die Mitglieder- 
vverbung zur ,Tagesaufgabe" vverden” (SPD 2008: 4). Die Mitgliedervverbung 
baut dabei auf mehreren Söulen auf: So sollen zum einen Gastmitgliedschaf- 
ten als Form der unverbindlichen ,Test“-Mitgliedschaft aktiv kommuniziert, 
Sympathisanten langfristig betreut, durch die Betreuung gebunden und 
Nachbarschaftsgesprdiche durchgeführt vverden, bei denen ,,ein bekanntes 
Ortsvereinsmitglied seine unmittelbaren Nachbarn zu einem Treffen mit dem 
yevveiligen Bundes- oder Landtagsabgeordneten“ (SPD 2008: 22) einladt. 
Zum anderen soll die unpersönliche Ansprache über Postvvurfsendungen und 
Flugblatter erfolgen. An potentielle Neumitglieder, die vorher erfasst vvurden, 
sollen spezielle Einladungsbriefe verschickt vverden, die eine persönliche 
Note besitzen (also die namentliche Ansprache sovvie cine eigenhaündige 
Untersehrift des Gliederungsvorsitzenden oder eines Mandatstragers beinhal- 
ten). Bei der unpersönlichen Ansprache soll cine zielgruppenorientierte und 


159 Zur Erlauterung der Abkürzungen siehe Tabelle 7. 
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themenzentrierte Ansprache erfolgen. Es ,,sollte im Ortsverein oder Unterbe- 
zirk überlegt vverden, vvelche Zielgruppen angesprochen vverden sollen. Dafür 
können sich Anhaltspunkte aus der Mitgliederstrukturanalyse oder aus der 
Bevölkerungsstruktur vor Ort ergeben“ (SPD 2008: 32), vvobei das Mal) 
dieser Vorarbeft einen einzelnen Ortsverein durchaus überfordern kann, sind 
dabei doch zumindest rudimentüre statistische Kenntnisse sovvie cin erhebli- 
cher Zeitaufvvand zur Erhebung, Aufbereitung und Ausvvertung der Mitglie- 
derstruktur notvvendig. Dass der ,,Unterbezirk mit den Möglichkeiten der 
EDV, vor allem der MAVIS, behilflich sein fkannl“ (SPD 2008: 7), mag da 
sicher unterstützend vvirken, die Hilfe muss aber auch tatsachlich gevvahrt 
vverden. 

Auf das (vermeintliche oder tatsachliche) Problem der überalterten und 
meist verschlossen vvirkenden ÖOrtsvereine — die in der Literatur so bezeichne- 
ten C/osed Shops — geht das Handbuch ebenfalls cin, indem es empfiehlt, 
eine grundsützliche Offenheit zu gevvahrleisten: ,,Die Bereitschaft, neue Mit- 
glieder von Anfang an in die Parteiarbeit mit cinzubeziehen, muss spürbar 
sein” (SPD 2008: 6). Die Gliederungsebenen sollen hierbei sicherstellen, 
ansprechbar zu sein: Infoblatter mit Kontaktinformationen sollen gevvahrleis- 
ten, dass Interessenten den VVeg zum Ortsverein finden. Des VVeiteren vvird 
die Einrichtung von Bürgertelefonen empfohlen, die den Bürgern eine direkte 
Kontaktmöglichkeit zur Partei vor Ort bieten sollen. Invvtevveit die Ortsverei- 
ne dies leisten können, bleibt unklar, setzen die genannten Elemente doch cin 
erhebliches Maf an Freivvilligenarbeit voraus. Der geeignete İnitiator und 
Begleiter solcher Aktionen, der Mitgliederbeauftragte, existiert, vvie bereits 
genannt, in maximal ca. fedem siebten Ortsvercin. 

Um die ,Tragheit" der Parteimitglieder in der Mitgliedervverbung zu 
übervvinden, empfehlen die versehiedenen Handbücher, einen VVettbevverb 
der VVerber zu initileren, der den erfolgreichsten VVerbern (oder den komplet- 
ten Ortsvereinen) Prümien zukommen lassen soll, Hierbei sollen zudem 
Mandatströger in die Planung der Mitgliedervverbung einbezogen vverden, die 
durch ihre Bekanntheit zum efnen auf die potentiellen Neumitglieder positiv 
vvirken und zum anderen die eigenen Mitglieder aktivieren und als zusützli- 
cher Motivationsfaktor dienen sollen. VVeiterhin vverden Ortsvereine im 
Handbuch zu Pressekonferenzen angehalten, diese setzen yedoch ein erhebli- 
ches MaB an Vorbereitung und Freivvilligenarbeit voraus. Darüber hinaus 
empfiehlt das Handbuch MafÖnahmen, die leichter durchzuführen sind und 
vor allem in VVahlkampfzeiten an einen schon bestehenden Infostand ange- 
koppelt vverden können vvie beispielsvveise cin ,umgekehrter Infostand", an 
dem Mensehen ihre eigenen Probleme vortragen sollen. Mit einem Best- 
Practice-Beispiel vvird darauf vervviesen, dass Mitglieder ,,mit guten Argu- 
menten und rhetorisch geschult" (SPD 2008: 20) den Gang in die Öffentlich- 
keit vvagten, damit aber auf positive Resonanz stief8en. Der nur scheinbar 
einfach zu gestaltende umgekehrte Infostand ist daher recht ressourcenlastig, 
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verfügt doch nicht eder Ortsverein über rhetorisch versierte Mitglieder oder 
solche, die ein Rhetorik-Seminar belegen vvürden. So vverden dann auch 
tatsachlich leichter zu realisierende Mittel vvie die ,Bodenzeitung“ empfohlen, 
eine gro)flachige Abdeckfolie, auf der Bürger eigene Gedanken sehriftlich 
hinterlassen können. 

VVeiterhin vverden die bestehenden Mitglieder im Handbuch dazu ange- 
halten, bei feder Gelegenheit die Adressen und Kontaktdaten von Sympathi- 
santen zu sammeln und in VVerbe- sovvie Sympathisantendateien zu spei- 
cher. Datenschutzrechtlich ist dies nach Inkrafttreten der EU-Datenschutz- 
grundverordnung im /ahr 2018 problematisch. Ebenso soll der Kontakt mit 
befreundeten Organisationen gesucht vverden, vvie beispielsvveise der Falken 
oder der Arbeitervvohifahrt, um neue Mitglieder zu generieren "”. 

Ein Mitgliederhandbuch aus dem /lahre 2009 (SPD 2009a) aktualisiert die 
VVerbestrategien. Hier vvird zusatzlich im Vergleich zum vorangegangenen 
VVerbehandbuch mithilfe FRA, INC und ISS gevvorben, vvomit zugleich die 
Fülle möglicher analytischer Codes ausgeschöpft vvird. In diesem Handbuch 
finden sich keine langfristig angelegten, komplexen Strategiepakete, sondern 
zu groBen Teilen VVerbemittel, die bereits aus dem Handbuch von 2008 be- 
kannt sind vvie die Bodenzeitung, das Bürgertelefon oder der umgekehrte 
Infostand. VVill man eine allen VVerbetaktiken gemeinsame Vorgehensvveise 
ausmachen, kann ein sequentieller Ablauf erkannt vverden, der prinzipiell 
allen Aktionen zugrunde liegen soll: Der Ortsverein baut eine Sympathisan- 
ten- bzvv. eine Adresskartei auf, macht dann durch Öffentlichkeitsarbeit auf 
sich aufmerksam, ladt interessierte Bürger zu Veranstaltungen ein und ist 
angehalten, dort das direkte Gesprüch, die Ansprache, zu suchen. Bürger 
sollen dabei nicht überredet vverden: das Handbuch legt VVert darauf, dass 
Interessenten möglichst im persönlichen Gespriüch von einer Mitgliedschaft 
überzeugt vverden (SPD 2009a: 29). VVenngleich die Ansprache über Briefe, 
DirectMail oder Postvvurfsendungen einen nicht zu unterschaützenden Stel- 
lenvvert im Rahmen der Mitgliedervverbung einnehmen soll, ist es doch letzt- 
lich die persönliche Kommunikation in der Face-fo-Face-Situation, die den 
VVerbeerfolg bringen soll und als essentiell betrachtet vvird. Eine postalische 
Ansprache soll diesen Prozess eröffnen und dazu führen, dass interessierte 
Bürger über Veranstaltungen der SPD informitert sind und sich diese Informa- 
tionen nicht selbsttatig beschaffen müssen. Dieser simple und zugleich ein- 
leuchtende Gedanke ergibt vor dem Hintergrund des Civic Voluntarism Mo- 
del Sinn: Die Bürger, die über die Ressourcen zur Beteiligung verfügen und 
die Motivation aufvveisen, an Parteiveranstaltungen teilzunehmen, sollen über 


160 Darin vvie auch in vveiteren Handbüchern vvird auf die VVichtigkeit von Neumitgliederbin- 
dung und -betreuung hingevviesen, eigene Kapitel geben Hinvveise zur Neumitgliederbe- 
treuung. Da die Bindung fedoch impliziert, dass ein Bürger bereits eingetreten ist und damit 
erfolgreich gevvorben vvurde, vverden diese Passagen hier nicht analysiert. 


192 


die direkte Ansprache den nach Verba et al. (1995) so vvichtigen letzten 
Sehritt des 7riggerings zu einer Mitgliedschaft erfahren. 

Die genannten Übersehneidungen des Handbuches zu seinem Vorgönger 
setzen sich einige Kapitel lang fort, cine Neuheit bietet das Kapitel zur Mit- 
gliedervverbung im VVahlkampf, einer Phase, in der Bürger sensibler für poli- 
tische Themen sind (vgl. Toman-Banke 1996: 377). Hferzu hat die Partei eine 
Handreichung ausgegeben, die auf vvenigen Seiten die Mitgliedervverbung im 
VVahlkampf pragnant zusammenfasst (vgl. SPD 2011b). Betont vvird die 
zielgruppenspezifische Ansprache, die ,.klassischen Zielgruppen sind /Vugend, 
Frauen, Arbeitnehmer und Senioren” (SPD 2009a: 37). Empfohlen vvird, über 
Postvvurfsendungen mit Rückmeldecoupons an die Adressen interessierter 
Bürger zu gelangen oder diese Adressen bei der Deutschen Post einzukaufen 
(vgl. SPD 2009a: 38), vvobei sich die Frage nach der Finanzierbarkeit stellt. 
Ansehriften mit individuellen Codes, mit denen sich Bürger in einem Online- 
Bereich anmelden können, P/edgecards im Scheckkartenformat oder 2isk- 
mailing, sprich das Zumalilen eines VVerbebriefes mitsamt einer CD, sollen 
die Schlagkraft der Mitgliedervverbung erhöhen, doch auch in diesem Zu- 
sammenhang stellt sich vviederholt die Frage der Durchführbarkeit hinsicht- 
lich finanzieller und organisationaler Ressourcen. Den grölten VVert legt das 
Handbuch daher — auch bei der Mitgliedervverbung im VVahlkampf — auf die 
direkte Kommunikation in der Face-to-Face-Situation, da diese zum einen 
ein hohes Erfolgspotential verspreche und zum anderen für die Parteigliede- 
rungen recht kostengünstig durchzuführen sei, es bedürfe ,lediglich" einiger 
aktiver Mitglieder sovvie eines Infostands. 

Mithilfe der angesprochenen P/edigecards sollen interessierte Bürger dann 
aus dem Gespröüch entlassen vverden. Diese Karten können, so der Vorschlag 
im Handbuch, auf ihrer Rückseite ,,10 gute Gründe“ (SPD 2009a: 72) zum 
Parteibeitritt sammeln. Hier kommen TIncentive-Strategien zum Zuge, vvobei 
diese Sub-Strategien sich nicht immer trennscharf den aus der Partefienfor- 
schung bekannten Anreizmustern zum Parteibeitritt zuordnen lassen. So 
könnte ,,Du bist dann auf der richtigen Seite und unterstützt die richtige 1dee“ 
(SPD 2009a: 72) der Versuch sein, mit ideologischen oder expressiven An- 
reizen zu vverben, doch ist der Satz vage. ,,Du bist dann Teil einer starken 
Solidargemeinschaft, lernst interessante Menschen kennen, manchmal sogar 
Freunde“ (SPD 2009a: 72) ist da deutlich konkreter und stellt auf selektive, 
prozessbezogene Anreize ab. Sehmackhaft gemacht vverden soll die Partefar- 
beit durch neue soziale Kontakte und den Spa) an der Partefarbeit, vvobei 
Sütze vvie ,,Du kannst hinter die Kulissen blicken, Du kannst Politik erleben 
und gestalten“ (SPD 2009a: 72) eine zu hohe Ervvartungshaltung erzeugen. 
VVenngleich nicht alle der genannten Gründe hier gelistet vverden sollen, soll 
doch noch auf cinen im Speziellen eingegangen vverden: ,,Du bekommst als 
SPD-Mitglied Hintergrundinformationen und Einschiützungen umfassender 
und direkter als die allgemeine Öffentlichkeit” (SPD 2009a: 72f.). Ob sich 
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die Partei mit solchen Einschatzungen im digitalen Zeitalter nicht überhebt, 
bleibt zu mutmaBen. 

Elin vveiteres Handbuch aus dem /ahre 2013 integriert die Reformbemü- 
hungen der im )ahr 2011 begonnenen Parteireform. Hier vverden die Strate- 
gien ANS, INC, 1ISS, MAR, PROF und SUPP zur Mitgliedervverbung ge- 
nutzt, vveiterhin bleibt die Aufforderung an alle Parteigliederungen bestehen, 
eine Freivvilligendatenbank aufzubauen. Des VVeiteren zitiert das Handbuch 
vvissenschaftliche Erkenntnisse aus der Parteienforschung, um die eigenen 
Mitglieder darauf hinzuvveisen, vvarum sie und andere Mitglieder ursprüng- 
lich der Partei beigetreten sind — und vvelche Gründe somit auch für andere 
zum Beitritt führen. Auch in diesem Leitfaden vvird der VVettbevverb der 
VVerber als Mobilisierungsinstrument genannt, zudem vvird — vvie in den an- 
deren Handbüchern — auf den VVilhelm-Dröscher-Preis sovvie auf einen neu 
eingerichteten Innovationsfonds vervvfesen, der besonders gelungene Proyekte 
der Parteigliederungen pramiert. Die implizite Aufforderung zur stetigen 
Mitgliedervverbung erfolgt auch hier: Mitgliedervverbung soll ,,zentrale und 
dauerhafte Aufgabe aller Parteigliederungen“ (SPD 2013a: 15) sein, vvas 
zeigt, dass der Neumitgliederrekrutierung eine hohe Prioritat zugevviesen 
vvird. VVefter vvird im Handbuch auf Mitgliedervverbeseminare hingevviesen, 
die zur Schulung bestehender Mitglieder vorgesehen sind. Zudem vvird die 
Supporter-Strategie in einem Zitat aus dem SPD-Statutenbuch buchstablich 
gro5 geschrieben: ,,DZ£ M/TARBEİT VON NIİCHTMİTGLİEDERN İST AUS- 
DRÜCKLICH ERVVÜNSCHT (Hervorhebung i.O./“ (SPD 2013a: 13). Der 
Leitfaden schlagt vor, Sympathisanten zu gemeinsamen Abenden mit Bun- 
des- oder Landtagsabgeordneten einzuladen oder aber zum politischen Früh- 
schoppen oder Stammtisch hinzuzubitten — um sie dort zur Parteliarbeit zu 
motivieren. Zudem sollen die Sympathisanten im VVahlkampf gezielt adres- 
siert und gebeten vverden, die SPD zu unterstützen. ,,Geht spiötestens nach 
dem VVahlkampf auf sie zu und fragt, ob sie Mitglied vverden vvollen“ (SPD 
2013a: 57) verknüpft dann die Supporter- mit der Ansprachen-Strategie, 
vvobet diese Art der VVerbung durchaus Potenzial birgt: So sind die Sympa- 
thisanten bereits in das Netzvverk des Ortsvereins integriert, kennen schon 
das ein oder andere Parteimitglied vor Ort und arbeiten vielleicht selbst be- 
reits in der Partei mit. Der Beitritt zur Partei stellt somit die letzte Konse- 
quenz auf einer Stufenleiter der Parteiannaherung dar. 

Hinsichtlich der Vorschlage zur Mitgliedervverbung vverden die bekannten 
Konzepte genutzt, also die zielgruppenspezifische Ansprache bzvv. VVerbung, 
die Bodenzeitung, der umgekehrte Infostand und zuletzt die persönliche An- 
sprache, vor allem im VVahlkampf. Hinzugetreten ist der Aufruf, mittels kol- 
lektiver politischer Anreize Mitgliedervverbung möglichst in Kopplung mit 
der direkten Ansprache zu betreiben. So vervveist das Handbuch auf die 
Ausvveitung der direkten Beteiligungsmöglichkeiten im Zuge der Parteire- 
form und gibt an, dass sich die ,,mobilisierende VVirkung solcher direktdemo- 
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kratischer Elemente İT...) zur Mitgliedervverbung nutzen İHlösstl“ (SPD 2013a: 
29). 

Elin anderes, 2014 erschienenes Arbeitsbuch gibt Argumentationshilfen, 
Vorsehlage zur Aufgabenverteilung in der Mitgliedervverbung und bespricht 
strategische Möglichkeiten (vgl. SPD 2014a: öff.). Auch Hinvveise zum Vor- 
gehen und Ablauf eciner VVerbeaktion finden sich dort vvieder: Eine Mit- 
gliedervverbekampagne soll in fünf Schritten ablaufen, ausgehend von der 
Nutzenevaluierung, der Erarbeitung von Kooperationsmöglichkeiten, der 
Motivation der Beteiligten und eventuellen VViderstinden bis zum letzten 
Sehritt, dem tatsüchlichen Handeln (vgl. SPD 2014a: 12). In diesem Hand- 
buch vverden zudem die expliziten Aufgaben der hauptamtlich tütigen Regio- 
nalgeschaiftsführer bei der Mitgliedervverbung genannt. VVenngleich in ande- 
ren Leitfaden bereits die Arbeit der Hauptamtlichen bei dem Aufbau einer 
Adresskartei oder einer Telefonaktion eingefordert vvurde, sollen sie laut 
diesem Arbeitsbuch auch Profekte koordinieren, unterstützen und dabei hel- 
fen, ,,aktiv Mitgliedervverbung zu betreiben“ (SPD 2014a: 8). Dabei sollen sie 
selbst von dem Seminar- und Schulungsangebot der SPD Gebrauch machen 
und nicht nur Informationen zu ebendiesen Seminaren vveitervermitteln. 

Zu den genannten Handbüchern existiert des VVeiteren ein Handbuch zur 
Ortsvereinsarbeit, das immer vvieder von der Aufforderung durchzogen vvird, 
dass der Ortsverein ein gevvisses Aktivitatsniveau aufbauen und halten muss 
sovvie bestrebt sein soll, cin ,sauberes Auftreten“ zu gevvahrleisten. VVenn- 
gleich die Strategien hier aus ANS, ISS, LIN, MAR und PROF bestehen, 
fallen die codierten Passagen zur Mitgliedervverbung doch zahlenmöBig ge- 
ring aus, obvvohl das Handbuch Mitgliedervverbung und -betreuung ebenfalls 
zur ,,vichtigelnl Daueraufgabe für die gesamte Partef” (SPD 2011a: 14) 
erklart. Hinsichtlich der Ansprachen-Strategie empfiehlt das Handbuch 
Hausbesuche, mit denen den Bürgern vermittelt vverden soll, ,,dass die SPD 
die VVünsche und Hoffnungen der Mensehen ernst nimmt und in der Lage ist, 
die Belange der Bevölkerung zu erkennen, um Lösungen zu finden” (SPD 
2011a: 16). Die so zu gevvahrleistende Responsivitüt und der Aufbau cines 
Images als ,Kümmererpartei" (vgl. Micus und VValter 2017: 78) können die- 
ser Strategie zufolge dazu beitragen, dass sich nicht nur das Ansehen der 
Partei vor Ort verbessert, sondern zugleich neue Mitglieder den VVeg in die 
Partei finden. In der Ausvvahl der potentiell Anzusprechenden geht das 
Handbuch von einem deskriptiven Reprisentationsverstandnis aus und for- 
dert, vvie in den anderen Handbüchern, die zielgruppenspezifische Ansprache 
in Bevölkerungsgruppen, die in der SPD unterreprösenttert sind. Auch sollen 
die Ortsvereine dabei, um z.B. Studierende zu rekrutieren, mithilfe der 
Linkage-Strategie Kontakt zu den Tuso-Hochschulgruppen suchen und so zu 
einer besseren Vernetzung der Partei vor Ort mit den Studierenden an den 
Hochsehulen beitragen. 
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Das Handbuch fordert zudem dazu auf, überkommene Strukturen zu er- 
neuern. Es gebe ,,vereinzelt T...l in Ortsvereinen die Tradition, dass als Mit- 
glied nur Frauen und Münner aufgenommen vverden, die beim Ortsvereins- 
vorstand oder in der Mitgliederversammlung persönlich vorsprechen. FTDa- 
von) raten vvir ab“ (SPD 2011a: 31). Das Handbuch fordert die Ortsvereine 
dazu auf, nicht verschlossen zu vvirken, sondern die Öffentlichkeit zu suchen: 
Der Ortsverein sovvie seine Vertreter sollen Prasenz vor Ort zeigen, sodass 
sie von den Mensehen erkannt vverden: ,,leline engagierte SPD, die z.B. mit 
Ortsvereinszeitungen und Infostainden, mit Nachbarschaftsgesprüchen und 
Bürgersprechstunden, mit Sommerfesten und Ferienaktionen vor Ort aktiv 
ist, kann die Belange der TI...) Bürger optimal vertreten“ (SPD 2011a: 13). 
Auch vverden in diesem Handbuch Veranstaltungen empfohlen, die durch 
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit begleitet, gesteuert und aktiv bevvorben 
vverden sollen. Angedacht ist eine Kopplung der Elemente der Marketing- 
Strategie mit der Issue-Strategie: Mitbürger sollen auf Veranstaltungen des 
Ortsvereins über lokale Themen diskutieren können, zu denen sie sich vorher 
bereits über Fragebögen, die von der SPD verschickt und vvieder eingeholt 
vverden, aulöern können. Dieses unter dem Namen ,Die Bürger sind gefragt" 
laufende Proyekt verbindet Marketing- und Issue-Strategie, gemeinsam mit 
Professionalisierungselementen (die Durchführung und Ausvvertung einer 
Umfrage) auf einleuchtende und naheliegende, doch zugleich kosten- und 
zeitaufvvendige Art und VvVeise. Die Vorsehlaöge, Proyekte und Konzepte ver- 
deutlichen klar die Ervvartungshaltung, die von den Handbüchern ausgeht: 
Die Freivvilligenarbeit der Mitglieder soll die parteiorganisationale Schlag- 
kraft erhöhen, cine Auslagerung der Aufgaben auf Dritte soll nicht erfolgen. 
Ob und invvfevveit diese top-dovvn-gesteuerten, als Hinvveise und Möglichkei- 
ten formulierten indirekten Kommandos fedoch von den ÖOrtsvereinen, vor 
allem von denen, die sich durch ein geringes Engagement auszeichnen, um- 
gesetzt vverden, vvird in den Handbüchern nicht aufgezeigt. Eine interne Be- 
standsaufnahme der SPD zeugt von der geringen Bereitschaft der Unterglie- 
derungen, die im Rahmen der Parteireform formulierten Anregungen und 
Aufgaben umzusetzen, vvas den Eindruck des hierarchisch entkoppelten Orts- 
vereins manifestiert (vgl. SPD 2014b: 8) und zugleich aufzeigt, dass die Er- 
vvartungshaltung der Handbücher deutlich zu hoch ist. 

VVie der obigen Ausvvertung entnommen vverden kann, geht mit allen 
Strategien die implizite Forderung an die Parteimitglieder einher, möglichst 
aktiv, gut organisiert und im Team zu arbeiten. Der zeitliche Aufvvand, der 
für manche der genannten Proyekte notvvendig ist sovvie die finanziellen Mit- 
tel, die cinem ceinzelnen Ortsverein zur Verfügung stehen, können einer ers- 
ten Einschützung nach die Organisationseinheiten vor Ort überfordern. Zu- 
dem ergibt sich aus den Daten von polisFTsinus (2010) cin potentiell hohes 
Frustrationspotenzial:, die bereits genannten Zahlen der nicht erfolgreichen 
Mitgliedervverbeaktionen sprechen hier für sich. Die aus der Partefenfor- 
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schung bekannten Zahlen tatsachlich aktiver Mitglieder machen es per se 
schon problematisch, ein hohes Mai) an Freivvilligenarbeit einzufordern und 
zu ervvarten. Dennoch verlangt die SPD die Bestellung von Mitgliederbeauf- 
tragten auf allen Gliederungsebenen (vgl. SPD 2013a: 15). Diesen vviederum 
sollen die SPD-Geschifisstellen statistische Daten zukommen lassen, um die 
Arbeit vor Ört zu erleichtern und die zielgruppenspezifische Ansprache zu 
ermöglichen. Das Aufgabenrepertoire der Mitgliederbeauftragten besteht 
dabei nicht nur aus der Neumitgliedervverbung, sonzdlern auch aus der Betreu- 
ung bestehender Mitglieder und der VViedergevvinnung ausgetretener Mitglie- 
der. Mitglieder, die Austrittsgedanken öuBern, sollen des VVeiteren von den 
Mitgliederbeauftragten von einem Austritt abgehalten vverden. Auf höheren 
Ebenen sollen Mitgliederbeauftragte zudem kontrollieren, ob Standards zur 
Mitgliederbindung, -betreuung und -rückholung auf den Tevveils tieferen 
Organisationsebenen umgesetzt und eingehalten vverden. Dice interne Evalua- 
tion der SPD-Parteireform zeigt, gemeinsam mit den bereits genannten Daten 
von polis--sinus (2010), dass diese Mitgliederbeauftragten nur in geringem 
MabBe vorhanden sind: selbst auf höher gelagerten Gliederungen existferen sie 
nur zum Teil (vgl. SPD 2014b: 8). Diese sollen die ,einfachen“ Mitglieder 
letztlich vermittelt erreichen. Die Mitgliederbeauftragten sollen die nachgela- 
gerten Gliederungsebenen im Rahmen einer Mitgliederversammlung oder in 
Form von Britefen (oder mittels der Kombination beider Elemente) zur Mitar- 
beit in der Mitgliedervverbung auffordern. An dieser Stelle vvird vviederum 
auf den , VVettbevverb der VVerber" vervviesen, der das Phlegma des GroBteils 
der Mitglieder beheben soll. ,,Die Erfahrung vorangegangener Mitglieder- 
vverbekampagnen zeigt deutlich, dass durch gemeinsame Aktivitaten viele 
Mitglieder gevvonnen vverden können” (SPD 2013a: 25). Doch gerade Arbei- 
ten vvie das Verteilen von Flugblattern — das empfohlen vvird, vvenn es sich 
um Streusiedlungen ohne Gemeindezentren handelt, in denen Infostande nur 
vvenige Bürger erreichen können — vverden anscheinend ungerne ausgeführt. 
Des VVeiteren empfehlen die Handbücher, dass sich einfache Mitglieder 
überlegen sollen, vven aus ihrem Freundes- und Bekanntenkreis sie auf vvel- 
che Art und VVeise auf cine Mitgliedschaft ansprechen könnten und diese in 
Gruppen einzuteilen, die mit /M, P// und NZ/M versehen vverden sollen (vgli. 
SPD 2009a: 75). /M sind bestehende Mitglieder, die bei der Ansprache als 
Multiplikatoren fungieren sollen, P/M potentielle Mitglieder, die für VVerbe- 
gesprüche interessant sind und N/M solche, die niemals Mitglied vverden 
vvürden und bei denen eine Ansprache zvvecklos ist. lm Rahmen von Partys 
oder von Grillabenden sollen diese Menschen aus dem persönlichen Umfeld 
dann angesprochen vverden. Diese Art yedoch, auf privaten Veranstaltungen 
den Abend damit zu füllen, von Gast zu Gast zu marschteren und selektiv 
Parteimitgliedschaften anzubieten, ist kritisch zu hinterfragen: die Doppel- 
funktion, Gastgeber einer Party zu sein und gleichzeitig VVerbegespröche zu 
führen, kann für die Göste schnell enervierend vverden, und die Angst vor 
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dem Verlust sozialer Reputation oder gar dem ,Verprellen“ eigener Freunde 
steigern. Hier ist zu hinterfragen, ob es sich um eine lohnensvverte Maf”nahme 
für den Einzelnen handelt, der damit eventuell zvvei oder drei neue Mitglieder 
vverben kann, zu seiner nöchsten Party aber nur noch diefenigen, die er ge- 
vvorben hat, auch als Güste ervvarten darf. Zudem setzt die Strategie ein hohes 
Ma an Zufriedenheit mit der und Überzeugung von der eigenen Partei vo- 
raus: ,,Denn vvenig überzeugte Mitglieder vverden auch kaum gevvillt und in 
der Lage sein, im persönlichen Gesprüch Nachbarn, Freunde und Arbeitskol- 
legen von der cigenen Partei zu überzeugen. Damit geht ein vvesentlicher 
Vorteil von Mitgliederparteien verloren“ (Dose et al. 2016: 81). Somit ist 
kritisch zu fragen, ob diese den Handbüchern entnommenen Vorsehlaüge nicht 
vielleicht ein Relikt vergangener Zeiten darstellen und heute als obsolet be- 
trachtet vverden können, insbesondere, vvenn die aus der Theorie des geplan- 
ten Verhaltens bekannten und bercits erlauterten sozialen Normen einbezo- 
gen vverden. 

Im Ausvvertungsprozess vvurden zudem in ciner eigenen Kategorie Argu- 
mentationshilfen und Handlungsoptionen für Mitglieder gesammelt, die die 
direkte Ansprache zu den Bürgern vereinfachen sollen. Mitglieder sollen stets 
Visitenkarten mitnehmen, um erreichbar zu sein (vgl. SPD 2013a: 21). Im 
Gesprüch, so vvird in Einklang mit früheren Handbüchern und Handreichun- 
gen hingevvtesen, soll man ,,Menschen überzeugen, nicht überreden und nicht 
drüngen“ (SPD 2013a: 53). Die Frage nach der Mitgliedschaft soll gestellt 
vverden, vvenn antizipiert vverden kann, dass Gesprachspartner grundsützlich 
über politisches Interesse verfügen. In einer Zugabe zum erfolgreichen 
Smalltalk vvird empfohlen, mit ,,Mut zum Oberflachlichen“ (SPD 2012) das 
Gesprach zu eröffnen, um dann mit naheliegenden kommunalen Themen den 
Dialog auf cinen Beitritt zuzuspitzen. Zuhören, ohne dabei auszufragen, die 
Personengruppe zu vvechseln, ohne unhöflich zu vvirken und Konfliktherde zu 
meiden sollen dazu dienen, Bürger für die Mitgliedschaft zu begeistern. Dem 
VVerber vvird dabei empfohlen, im Smalltalk Gemeinsamkeiten zu suchen: 
,Dabei musst du dich nicht verbiegen, aber darfst beim Smalltalk ruhig mal 
alle Fünfe gerade sein lassen“ (SPD-Parteischule 2012a). Auch ,Klassiker" 
der Marketingforschung vverden gerne zitiert, um den Mitgliedern das per- 
sönliche Gesprüch zu erleichtem: So sollen unter Zuhilfenahme der ATDA- 
Formel von Elmo Levvis politische Botschaften verpackt und vermittelt vver- 
den (vgl. SPD-Parteischule 2012b), vvobei das letzte Element der Formel, das 
Handlungs-Element (, Action”) dann von der Mitgliedschaft des interessierten 
Bürgers gekrönt vverden sollte. An dieser Stelle soll darauf hingevviesen vver- 
den, dass die AIDA-Formel unter Marketingforschern als überholt gilt (vgl. 
Mayer 2005: 171 sovvie Kroeber-Riel und Esch 2015: 251). Darüber hinaus 
vverden Argumentationstechniken vvie EpfZrd/zen, Nennung von Positivem, 
İmplikationen relativieren und Boomerang, also die Aufnahme eines Argu- 
ments des Gegenübers zur Lenkung des Gespriüchs aufgezahlt (vgl. SPD 
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2014a: 7): hierzu bedarf es aber sicherlich einer gevvissen rhetorischen Ver- 
siertheit oder zumindest eciner vorangegangenen Schulung, vvas vviederum 
ehrenamtlichen Aufvvand sovvie den Finsatz von Ressourcen voraussetzt. 

Zu den genannten Anreizen und Hilfestellungen soll nun noch auf die In- 
centives cingegangen vverden, mit denen die Partei zu vverben versucht. Auf- 
grund der sparlichen Datenlage sovvie des Umstandes, dass İncentives meist 
vage kommuniziert vverden, konnten bei der SPD nur vvenige Passagen co- 
diert vverden. 

Incentives sollen vor allem vonseiten der VVerbenden selbst, also im per- 
sönlichen Gesprüch, Mitgliedervverbung ermöglichen. Die schon beschriebe- 
nen Py/edgecards sind unter allen untersuchten VVerbestrategien und -mitteln 
die einzigen, die mit expliziten Beftrittsanreizen, vvie sie aus der Parteienfor- 
schung bekannt sind, arbeiten. Innerhalb der Dokumente finden sich Hinvvei- 
se, dass die seit der Parteireform 2011 ecingeführten direktdemokratischen 
Mitbestimmungsinstrumente gezielt zur Mitgliedervverbung genutzt vverden 
sollen (vgl. SPD 2013a: 29), vvomit sich die Postulate der Parteienforschung 
auch in den Handbüchern der SPD vviederfinden. 

Zuletzt soll die ,.Nachbarschaftskampagne“ (SPD.de 2016b) erlöutert 
vverden, die die schon bekannten ,Nachbarschaftsgesprüche“ in den Kontext 
einer Kampagne einbettet. lm Rahmen dieser Kampagne vvill die SPD 


əMensehen in unserer Nachbarschaft auf Augenhöhe fT...1 begegnen, mit ihnen f...1 
sprechen und sie für die gemeinsame Entvvicklung von politischen Ansützen und Lö- 
sungen begeistern. Indem vvir vvieder im Alltag unserer Nachbarn und Nachbarinnen 
eine Rolle spielen, spielen auch Politik und Demokratie vvieder cine Rolle“ (SPD.de 
2016b). 


,Campaigner und Campaignerinnen“ der Partei sind aufgefordert, in den 
Kreisverbiünden bzvv. Unterbezirken die entsprechende Kampagne zu initiie- 
ren, vvobei sie auf technische Unterstützung vonseiten der Partei in Form 
eines Kampagnenplaners oder sogenannten ,Startpaketen“ zurückgreifen 
können. Zudem erhalten sie Flyer und Broschüren zu ,,Nachbarschafisthe- 
men” (SPD.de 2016) sovvie das Magazin nebenan, das fedoch von den Glie- 
derungen selbst bezahlt vverden muss. Damit ist fedoch zu ervvarten, dass dies 
die Anreize zur Durchführung einer solchen Kampagne erheblich senkt. 
Zuletzt soll noch die Überlappung von Codes diskutiert vverden. Der 
Code-Relations-Brovvser von /,MA.XQDA zeigt, dass es eine Überlappung von 
Textpassagen gibt, die sovvohl mit MAR als auch mit ANS codiert sind. Eine 
komplementüre inhaltsanalytische Untersuchung dieser Passagen ergab, dass 
die Ansprüche daran, die AuBenvvirkung der Partei zu verbessern, also das 
eigene Image zu pflegen und zu stürken sovvie Priasenz vor Ort zu zeigen mit 
der Strategie der direkten Ansprache einhergeht. VVenngleich diese Erkennt- 
nis nicht überraschend ist, überrascht die Deutlichkeit, mit der sich die Co- 
dierungen überlappen. Aus ecinem gröBeren Textfundus schöpfen zu können, 
hatte ein komplexeres Bild ermöglichen und Korrelationsanalysen zulassen 
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können: neben den untersuchten Dokumenten vvaren vveitere Materialien 
bedauerlichervveise nicht zugünglich und vvurden dem Autor vonseiten der 
Partei auch nicht überlassen. 


6.2.3 Die Mifgliedervverbestrategien der CDU 


Die Mitgliedervverbestrategien der CDU sollen, analog zum vorangegange- 
nen Absehnitt, erst quantitativ und damn qualitativ inhaltsanalytisch betrach- 
tet vverden (vgl. Abb. 12-15). 

Bei der CDU sind in der Zahl der VVorthöufigkeiten die Ansprachen- 
Strategie, die Professionalisierungs-Strategie und die Marketing-Strategie die 
höufigsten. Die Incentive-Strategie nimmt bei der CDU den vierten Rang in 
der VVorthöufigkeit ein, İssue-Strategie, Andere und die Kampagnen-Strategie 
folgen. 1m Rahmen der Tncentive-Strategie vvurden die meisten Anreize mit 
Anderen codiert, da sie sich nicht eindeutig den Beitrittsanreizen der Deut- 
schen Parteimitgliederstudie zuordnen İiefen bzvv. haufig innerhalb der co- 
dierten Segmente mehrere Anreize kombinierten, sich aber nicht klar cin 
Anreiz herauskristallisieren lieB. Kollektive politische Anreize und selektive, 
prozessbezogene Anreize sind die auf diese Kategorie folgenden nöchsthau- 
figen Anreize. 

Bei der CDU bietet es sich aufgrund der Datenlage an, eciner gevvissen 
Chronologie zu folgen. Begonnen vverden soll mit cinem Leitfaden, der kurz 
nach dem Fall der Berliner Mauer veröffentlicht vvurde: ,Moderne Partetar- 
beit in den 90er /ahren. Mitgliedervverbung leicht gemacht" (CDU 1990). Bei 
der Mitgliedervverbung sollen ,,drei entscheidende gleichgevvichtige Punkte 
berücksichtigt vverden” (CDU 1990: 4): ein Angebot interessanter Aktionen, 
stetige Presse- und Öffentlichkeitsarbeit sovvie die Betreuung durch die 
CDU-Mitglieder. Mitgliedervverbung soll dann ,,durch cinzelne im tüglichen 
Gespröch“ (CDU 1990: 4) betrieben vverden, vvobei punktuelle und zielge- 
richtete VVerbeaktionen nicht fehlen sollen. Eine dieser Aktionen, die ,Geziel- 
te Mitgliedervverbeaktion", baut auf mehreren Söulen auf: So vvird ein Akti- 
onsleiter bestimmt, der die Aktion vorbereftet, koordiniert und durchführt. 
Die zvveite, ihn malf3geblich unterstützende Süule, sind die CDU-Beauf- 
tragten, die gevvisse Charaktermerkmale aufvveisen sollen (,,Sympathische 
Ausstrahlung, Kontaktbereitschaft, die Fahigkeit zuhören zu können, Humor 
und Optimismus. Nicht gefragt sind: Arroganz, Besservvisserei und Beleh- 
rungsfanatismus“, CDU 1990: 6). Sobald dieser Selektionsprozess abge- 
schlossen ist, vvird die eigentliche Aktion durchgeführt, die auf der Ausvver- 
tung eciner bereits vorhandenen Adresskartei beruht. Über persönlich adres- 
sierte Briefe soll der Kontakt zu interessierten Bürgern hergestellt vverden. 
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Abbildung 12: Strategien in der Mitgliedervverbung der CDU 
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Quelle: Eigene Darstellung 


Abbildung 13: Strategien in der Mitgliedervverbung der CDU — VvVorthöufig- 
keiten 
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Abbildung 14: Imcentives in der Mitgliedervverbung der CDU 
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Abbildung 15: Incentives in der Mitgliedervverbung der CDU — VVorthöufig- 
keiten 
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In diesen Briefen vvird ein Besuch cines CDU-Mitgliedes angekündigt, vvenn- 
gleich keine Erfolgszahlen aus anderen Quellen vorliegen, vvirbt der Leit- 
faden damit, dass ,,bei drei auf diese VVeise angesprochenen Bürgern ein 
neues Mitglied gevvonnen vverden kann” (CDU 1990: 6). Eine solche Quote 
scheint geradezu utopisch hoch, die hierzu angeratenen Schritte sind zudem 
entsprechend ressourcenintensiv und für das Ehrenamt sicherlich überfor- 
dernd. 

Hinter der Mitgliedervverbeaktion ,,yedes Mitglied ist aktiv“ (CDU 1990: 
15) steckt ein verhaltnismiBig geringer Aufvvand. Hferbei sollen bestehende 
Mitglieder aktiviert vverden, in einem zeitlich begrenzten Rahmen als Multi- 
plikatoren aufzutreten und über eigene Netzvverke im Bekannten- und Ver- 
vvandtenkreis neue Mitglieder zu vverben. Ausgestattet vverden die Mitglieder 
mit Faltprospekten zur Mitgliedervverbung, Beitrittsformularen und Prospek- 
ten, zusatzlich soll die Aktion von Ortsverbands- bzvv. Kreisverbandsebene 
aus betreut und kontrolliert vverden, mit verstarkten CDU-Aktivitaten, also 
Rahmenveranstaltungen, sollen die Bürger zudem öffentlich und vor Ort auf 
die CDU aufmerksam gemacht vverden. Ein VVettbevverb unter den VVerbern 
sovvie ein Abschlussfest sollen der Motivation der Mitglieder dienen, als 
VVerber in Erscheinung zu treten. VVie in der ,Gezielten Mitgliedervverbeakti- 
on" steht die persönliche Ansprache im Vordergrund, das 7riggern motivier- 
ter und ressourcenstarker Menschen, die nur noch den letzten İmpuls zur 
Parteimitgliedschaft benötigen. 

Mit der Ansprache durch den persönlichen Brief, der Kernelement der 
Aktion ist (,,Direct Mail“, CDU 1990: 17), sollen Bürger gevvonnen vverden, 
explizit ,,ohne das persönliche Gesprüch in den Mittelpunkt fderl Aktion zu 
setzen” (CDU 1990: 17). Diese Aktion richtet sich direkt an die CDU- 
Verbandsvorsitzenden und / oder die Mandatstrager und verzichtet vveitge- 
hend auf die Beteiligung der Mitglieder. Einfache Organisation und Abvvick- 
lung vverden hierbei als Vorteile genannt, doch erkennt der Leitfaden, dass 
das ,,direkte und schriftliche Angebot über die CDU-Mitgliedschaft 1...) nur 
dort zum Ziel führen Tvvirdl, vvo die Bereitschaft, Mitglied zu vverden, deut- 
lich vorhanden ist und nur noch ein Auslöser fehlt” (CDU 1990: 17). Es vvird 
klargestellt, dass es sich bei dieser Aktion nur da um ein Substitut handeln 
darf, vvo die ,Gezielte Mitgliedervverbeaktion“ nicht realisierbar ist (vgl. CDU 
1990: 17). 

Spater erschienene Materialien aus dem /ahr 1993 bauen implizit auf der 
,Gezitelten Mitgliedervverbeaktion" auf und offerieren mehrere VVeiterent- 
vvicklungen bzvv. zusötzliche Module, die sich damit sinnvoll kombinieren 
lassen: die ,.Zielgruppenorientierte Ansprache“ (CDU 19934), die mit ANS, 
NET, ISS, LIN, PROF und MAR ein ganzes Bündel an verschiedenen VVer- 
bestrategien kombiniert, ,,Aus Güsten vverden Mitglieder” (CDU 19934), eine 
Strategie, die über PROF, ANS und MAR funktionieren soll: ,,Die gezielte 
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und persönliche VVerbeaktion“” (CDU 1993a), die PROF, ANS und MAR 
kombiniert, ,Über Initiativen zur Mitgliedschaft” (CDU 1993b), die ISS, LIN 
und ANS nutzt und zuletzt das ,,Angebot für alle: ,Sechnupper-Mitglied“ vver- 
den” (CDU 1993c), die dem Namen nach SUPP, MAR und ANS nutzt. 

Die Zielgruppenorientierte Ansprache versucht, mehrere Zielgruppen für 
die CDU auszumachen und gezielt anzuvverben: Interessenten und Freunde 
der CDU, bisherige CDU-VVahler, sogenannte Besorgte, politisch interessier- 
te Bürger und funge Leute / yunge Frauen (CDU 1993d: Teil 1: 4). Mit der 
Elnteilung vvirtschaftlicher Lebensstil-Gruppen versucht der Leitfaden, be- 
stimmte Personengruppen und ihre besonderen Bedürfnisse einzufassen. So 
gebe es z.B. ,,Die Soliden”, ,,Die Bescheidenen” und ,,Die Resignierten“ 
(CDU 19934: Teil 1: 5), vvobei diese Einteilung von den Sinus-Milfeus vvis- 
senschaftlich überholt vvurde (vgl. SINUS 2017: 13). Nach der Eingrenzung 
der Zielgruppen durch die Parteimitglieder vor Ort sollen Ansprachen entvvi- 
ckelt vverden, die vor allem über dic Issue-Strategie geleitet vverden sollen. So 
kann, muss aber nicht unbedingt mit regionalen Themen gearbeitet vverden. 
Empfohlen vvird, Themenfelder zu vvahlen, in denen der CDU die grölBte 
Kompetenz zugesprochen vvird. Die zielgruppenorientierte Ansprache vvirkt 
hierbei sehr professionell und gut geplant: Vom Aufbau einer Adresskartei, 
die auch durch die Durchführung und Ausvvertung einer Umfrage unterstützt 
vverden kann, über Direct-Mail-Aktionen oder Postvvurfsendungen, milfeu- 
orlentiertem, zielgerichtetem Vorgehen, darauf abgestimmten öffentlichen 
Veranstaltungen und Handlungsanvveisungen zur direkten Ansprache bein- 
haltet der Leitfaden zumindest konzeptionell die vvichtigsten Eckpunkte, um 
die praktische Arbeit zu ermöglichen. Hervorgehoben vvird dabei das Einho- 
len cines Meinungsbildes durch Umfragen bei den entsprechenden Zielgrup- 
pen und die daraufhin erfolgende persönliche Ansprache, dem persönlichen 
Gespröüch vvird in der Mitgliedervverbung ein sehr hoher Stellenvvert zugevvie- 
sen. Des VVeiteren vvird hier ausdrücklich die regionale Pressearbeit empfoh- 
len, Auch dazu finden sich einige Seiten (vgl. CDU 1993d: Teil 1: 19-24), die 
den meist vvenig geschulten Mitgliedern helfen sollen, Pressearbeit so profes- 
sionell vvie möglich zu verrichten. 

Mit Aus Güsten vverden Mitglieder vvird die Ansprachen-Strategie fortge- 
führt. Ein Team aus Mitgliedern soll dafür zustöndig sein, die interessierten 
Bürger zur Mitgliedschaft zu bevvegen. Dieses Team soll die Bereitschaft 
zeigen, sich schulen zu lassen sovvie ,,sympathische Ausstrahlung, Kontakt- 
bereitschaft, die Fahigkeit zuhören zu können, Humor und Optimismus" 
(CDU 19934: Teil 2: 3)/61 mitbringen: ,,İslehr gut geeignet sind Personen, die 
beruflich mit Verkauf oder Vermittlung zu tun haben“ (CDU 19934: Teil 2: 
3), vvas der Mitgliedervverbung den Beigeschmack eines Verkaufsgesprüchs 
gibt. Um die eigenen Mitglieder zu motivieren, empfiehlt die CDU einen 
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VVettbevverb für Mitglieder-VVerber, der mit attraktiven Preisen sovvie eciner 
əHit-Liste” (CDU 19934: Teil 2: 3) des CDU-Landes- oder Kreisverbandes, 
auf der die erfolgreichsten VVerber verzeichnet vverden sollen, anspornen soll. 

Die ,,gezielte und persönliche VVerbeaktion“ (CDU 1993a) baut ebenfalls 
maİ5geblich auf der direkten Ansprache von Bürgern auf, die der CDU nahe- 
stehen, vvobei eine bereits vorhandene Sympathisantenkartei genutzt vverden 
soll, um die Interessierten auszuvvahlen. Mit einem persönlich adressiterten, 
möglichst ,,original geschriebenen Brief" (CDU 1993a: 3) sollen Interessierte 
eine besondere VVertschatzung erfahren und zugleich die Ankündigung cines 
Besuchs durch ein CDU-Mitglied erhalten, das mit ihnen ein Gespriüch füh- 
ren möchte. Der Marketing-Aspekt fehlt auch bei diesem Aktionsvorschlag 
nicht: So sollen begleitende MafBnahmen initifert vverden, yedoch vvird der 
Hinvveis eingeflochten, dass der Begriff der ,Mitglieder-VVerbeaktion“ ver- 
mieden vverden soll: ,,Bei Begleitaktionen — besonders gegenüber der Presse 
— nicht von einer Mitglieder-VVerbeaktion sprechen. Und schon gar nicht 
vorab über erhoffte Mitgliederzuvvachse reden. Die Gesamtaktion erst ver- 
kaufen, vvenn ein Erfolg da ist” (CDU 19923a: 7). 

,Über Initiativen zur Mitgliedschaft” (CDU 1993b) geht sehlieBlich den 
VVeg über eine starke Issue-Fokussierung. Die Gründung von Themen- 
Hitiativen soll dazu führen, die angebotenen Themen der CDU interessierten 
Bürgern naherzubringen und nach Abschluss der Tnitiative das Angebot zur 
VVeiterarbeit in der CDU anzubieten. Bei Gruppen-lnitiativen sollen zusatz- 
lich diefenigen Bürger, die sich als besonders aktiv ausgezeichnet haben, von 
Mitgliedern der Kreisvorstandsspitze oder von Mandatstrigern angesprochen 
vverden. Die Autoren der Aktion scheinen sich davon einen Multiplikator- 
Effekt zu erhoffen, der auf die restlichen Mitglieder der Tnitiativ-Gruppe 
abstrahlt, um diese dann als Neumitglieder zu gevvinnen. 

Die ,,Sehnupper-Mitgliedschaft" (CDU 1993c) soll interessierten Bürgern 
nahe gebracht vverden, die nicht den Eindruck machen, direkt Vollmitglied 
vverden zu vvollen, aber dennoch an der Partefarbeit ein grundsützliches Inte- 
resse zeigen. Der Vorschlag, über Faltkarten oder Abrisscoupons im Rahmen 
von Abendrveranstaltungen eine Tombola durchzuführen, bei der feder, der 
sich als Sehnupper-Mitglied registriert hat, automatisch teilnimmt, soll zu- 
dem dieyenigen anziehen, die eine Gastmitgliedschaft nicht primür in Ervva- 
gung ziehen. ,,Aber auch allein der Aufruf vvahrend einer Veranstaltung die- 
ses Angebot der CDU vvahrzunehmen, vvird seine VVirkung nicht verfehlen“ 
(1993c: 3) verkündet der Leitfaden, ohne fedoch belastbare Daten hinzuzu- 
ziehen. 

Eline vveitere Strategie aus dem /ahre 1995 heibt ,,100.000 Gespröche“ 
(CDU 1995a) und beinhaltet die Aufforderung an die Parteigliederungen, für 
die Attraktivitatssteigerung der Partei vor Ort zu sorgen. Darin ist cin Vorge- 
hen in drei Schritten angedacht, das sich nicht vvesentlich von den Strategien 
der Voryahre unterscheidet: In einem ersten Sehritt sollen gute Adressen 
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beschafft vverden, also solche, unter denen potentiell beitrittsbereite Bürger 
zu ervvarten sind, in einem zvveiten Schritt der Dialog, sprich das persönliche 
Gespröch mit Sympathisanten gesucht vverden und in einem dritten Schritt 
die Betreuung der Neumitglieder erfolgen. 

Im ersten Sehritt soll auf die aus den Leitfaden der Voryahre bekannten 
VVeise verfahren vverden. Mithilfe einer Zielgruppen-Recherche und der 
Durchführung sovvie Ausvvertung von Umfragen sollen dann Sympathisanten 
ausgemacht vverden. Auch eine sogenannte Hausumfrage ist angedacht, ,,um 
die Dialogfreudigkeit der CDU unter Bevveis zu stellen“ (CDU 1995a). ,,Die- 
se sollte aber auf Stimmbezirke mit hohem CDU-VVahleranteil beschrinkt 
vverden“ (CDU 1995a). Danach vvird an diefenigen, die nicht im Rahmen 
einer Hausumfrage angesprochen vverden konnten, aber in einer Adresskartei 
vermerkt sind, ein persönlich adressierter und vom yevveiligen MdB, MdL 
oder Kreisvorstandsvorsitzenden handsehriftlich und im Original unter- 
schriebener Brief versandt, vvorin cin Besuchstermin angekündigt vvird. Die 
Parallelen zu den Strategien der Voryahre sind deutlich erkennbar: So vvurde 
dem bekannten Konzept — mit geringen, aber an sich unvvesentlichen Verin- 
derungen — lediglich ein neuer Name gegeben. 

Die Ausvvahl von ,Dialog-Partnern“ aihnelt der Selektionsprozedur der 
CDU-Botschafter, in diesem Leitfaden vverden fedoch explizit Frauen als 
Dialogpartner empfohlen. Dem traditionell-konservativen Leitbild der CDU 
folgend vermerkt der Leitfaden: ,,Hausfrauen können günstigere Einsatzzei- 
ten am Spatnachmittag oder am frühen Abend zur Verfügung stellen. VVas bei 
vollervverbstatigen Mitgliedern nicht möglich ist" (CDU 1995a). VVenngleich 
nicht unterschlagen vverden darf, dass der Leitfaden die ,,Ausstrahlung und 
Überzeugungskraft” der Frauen nennt, die ,,groBe Erfolge” (CDU 1995a) 
brachten, ist doch der Eindruck vorherrschend, dass Frauen vor allem daher 
als Dialogpartner agieren sollen, da sie im Sinne eines konservativen Rollen- 
bildes zeitlich flexibler seien. 

Ein im Vahre 1999 veröffentlichter Leitfaden namens ,,tun SIE VVAS, 
SONST TUT SICH NIX. Mitglieder vverben Mitglieder“ (CDU 1999a) zeigt 
hingegen ein verindertes Bild: Die bekannten Strategien PROF, LIN, ANS, 
NET, MAR und INC sind zvvar enthalten, doch beginnt der Leitfaden — übli- 
chervveise schlieBen die Broschüren damit — mit Best-Practice-Beispielen und 
stellt die erfolgreiche Arbeit einiger Kreisverbönde dar, vvorauf der Aufruf an 
die Verbandsvorsitzenden folgt, Mitgliedervverbung zur ,,Chefsache für das 
Tahr 1999“ (CDU 1999a: 6) zu machen. Erster Schritt ist, vvie in alteren Leit- 
faden auch, der Aufbau einer Adresskartei, die um Vereinigungen, Berufs- 
gruppen, die für die CDU besonders interessant sind, Aussiedlern sovvie aus- 
lindischen Mitbürgern ergönzt vverden soll. Nicht-Mitglieder sollen getroffen 
vverden, vvobei ,,Traditionsveranstaltungen vvie Neufahrsempfange oder 
Sommerfeste“ dazu ein guter VVeg sefien, des VVeiteren sollen zugezogene 
Neubürger von der CDU persönlich begrüBt vverden, das ,,schafft Vertrauen 
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und vveckt Sympathie. Darauf lasst sich aufbauen“ (CDU 1999a: 8f.). Das 
Botschaftermodell vvird in diesem Leitfaden zugunsten der Benennung von 
Ansprechpartnern fallen gelassen: vor allem Vorstandsmitglieder und Man- 
datstrager sollen Mitgliedervverbung betreiben, da sie als Reprüsentanten der 
Partei cine besondere Stellung einnahmen. Diese sollen dann vviederum die 
direkte Ansprache suchen und Bürger zur Mitgliedschaft bevvegen. Dabei 
vverden ihnen Argumente für das persönliche Gespriüch empfohlen, die sich 
verschiedenen Incentives zuordnen lassen und den politischen Nahraum fo- 
kussieren: So könne sich das Neumitglied mit netten Leuten treffen und 
Sachthemen lebhaft diskutieren (selektiver, prozessbezogener Anreiz), mit 
dem Nachbarn die nüchste Finanzausschusssitzung vorbereiten (selektiver, 
prozessbezogener Anreiz), den Radvveg in der Ortschaft mit anderen bauen 
(kollektiver politischer Anreiz) oder das Zukunftsprogramm der CDU mitge- 
stalten (ideologische Anreize) (vgl, CDU 1999a: 11). Im Gesprüch soll dann 
der direkte İmpuls gesetzt vverden, den Tnteressierten zum Mitglied zu ma- 
chen, nachdem dem Gesprüchspartner erklart vvurde, vvarum das Gespröch 
ausgerechnet mit ihm gesucht vvurde. ,,Erst fetzt ist es Zeit, eine Mitglied- 
schaft in der CDU vorzuschlagen. Bspvv. so: ,Sie vvüren eine echte Bereiche- 
rung für die CDU. Machen Sie doch einfach mit in der CDU““ (CDU 1999a: 
12). Ob diese simplen rhetorischen Kniffe mit eher überredendem denn über- 
zeugendem Charakter nicht allzu leicht durchschaut vverden können und ob 
die genannten Argumente tatsöchliches Interesse vvecken, liegt sicherlich am 
Adressaten. 

Im /Vahr 2003 İösst sich cine Rückbesinnung auf das Botschaftermodell 
erkennen. Mit dem Leitfaden ,,Kampagne Mitgliedervverbung. Seien Sie 
Botschafter der CDUT“ (CDU 2003a) setzt die Partei auf ANS, NET, PROF 
und FRA und versucht auch hier, durch VVettbevverbe die eigenen Mitglieder 
zur Mitgliedervverbung zu bevvegen. Mit den VVorten des ehemaligen Gene- 
ralsekretars Laurenz Meyer lasst sich die Kampagne zusammenfassen: ,,Auch 
in Ihrem Kreisverband gibt es viele Bürgerinnen und Bürger, die es anzu- 
sprechen lohnt. Daher bitte ich Sie: Gehen Sie auf diese Menschen zu und 
vverben Sie für eine Mitgliedschaft in der CDU“ (CDU 2003a: 3). VVie bereits 
aus den Vorgöngeriahren bekannt, ist auch hier die Adresskartei der Aus- 
gangspunkt. VViederum soll ein Botschaftermodell cine gevvisse organisatori- 
sche Stringenz erzeugen und die Kampagne zielgerichtet und erfolgsorientiert 
aufbauen. Aktionsbeauftragte sollen die Kampagne steuern und prüfen, ob 
die Voraussetzungen für eine erfolgreiche VVerbeaktion vor Ört gegeben sind. 
Zudem sollen sie den engen Kontakt zvvischen den verschiedenen Organisati- 
onsebenen der Partei herstellen und erfolgreiche Konzepte vveiterleiten. So 
sollen auch die höhergelagerten Organisationsebenen Aufgaben ,nach unten" 
übernehmen, die Landesverbinde z.B. Schulungen durchführen und den 
Kontakt zvvischen Bundesgeschafisstelle und den beteiligten Kreisverbinden 
sicherstellen (vgl. CDU 2003a: 15). Die Bundesgeschafisstelle soll Material 
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und Schulungsangebote bereitstellen, die auf Landesebene durchgeführt vver- 
den sollen. Botschafter sollen schliefilich auf Kreisverbands- und Ortsver- 
bandsebene die bereits bekannte Arbeit übernehmen: ,,Sind persönliche Be- 
kanntschaften vorhanden, sollten sie genutzt vverden. VVird femand von cinem 
Bekannten oder gar Freund angesprochen, ist die Bereitschaft, der Partei 
beizutreten, sicherlich grölBer, als vvenn man von cinem Unbekannten ange- 
sprochen vvird“ (CDU 2003a: 11), vvas mit den Ergebnissen der Partizipa- 
tionsforschung cinhergeht. Marketing, Betreuung der Neumitglieder und der 
Einbezug besonderer Zielgruppen sind vveitere Elemente der Kampagne: 
Patenschaften sind für Mitglieder der Fungen Union, die nicht Mitglied der 
CDU sind, angedacht, im Rahmen derer die CDU-Paten ,.für die Ausbil- 
dungszeit einen Teil des Mitgliedsbeitrages übernehmen“ (CDU 2003a: 14) 
und damit das finanzielle Beitrittshemmnis abdampfen. 

Unter dem Stichpunkt ,Mitglieder vverben Mitglieder" ist cin zusützliches 
Element der Kampagne gefasst: ,,Diese VVerbeform ist für Mitglieder vorge- 
sehen, die nicht so eng in die Parteistruktur eingebunden sind oder keine Zeit 
dafür haben, aber trotzdem neue Mitglieder für die CDU vverben vvollen. 
Auch diese Potenziale vvollen vvir nutzen“ (CDU 2003a: 4). VVettbevverbsan- 
reize sind hierbei materieller Natur: VVenngleich andere Leitfaden meist als 
Gratifikationsangebot vorsahen, dass die erfolgreichsten Kreisverbinde im 
Mitgliedermagazin der CDU publiziert vvürden, scheint ein VVechsel der 
Anreizmuster vorgenommen vvorden zu sein, vvirbt der Leitfaden aus dem 
Tahre 2003 doch mit Einladungen nach Berlin und lukrativen Freiflügen (vgl. 
CDU 2003a: 6). 

Diese VVerbestrategie bevvegt sich vveg von der Ansprache über koordi- 
nierte Haustür- und VVerbegespröche und staürker hin zu der Strategie, dass die 
Mitglieder in ihren cigenen Netzvverken ,vvildern" sollen, insbesondere, vvenn 
sie für aufvvandigere Formen der Mitgliedervverbung keine Zeit haben oder 
nicht in diese investieren vvollen. Die Vorteile der ,Mitglieder-vverben- 
Mitglieder“-Strategie sieht die Partei darin, dass sie als Ergünzung zum Bot- 
schaftermodell dienen kann. Zudem vvird befürchtet, dass einige Bürger von 
der Ansprache durch Botschafter irritiert sein könnten (vgl. CDU 2003a: 6). 
Die Ansprache dieser Personen sollte daher durch Freunde und Bekannte 
geschehen. Die CDU-Mitglieder sind aufgerufen, ihre Netzvverke zur Mit- 
gliedervverbung zu nutzen und ein zielgerichtetes VVerbegespröch zu führen. 
Anreize zur Mitgliedervverbung sollen dabei vvieder Auszeichnungen für die 
erfolgreichsten VVerber bieten (vgl. CDU 2003a: 7). 

Eline ebenfalls 2003 herausgegebene, mit externer Adressatenorientierung 
versehene und in Einklang mit der Kampagne stehende Broschüre ,,Viel 
bevvegen. Mitglied vverden. Lernen Sie uns kennen” (CDU 2003b) richtet 
sich direkt an interessierte Bürger und beinhaltet bemerkensvvertervveise nur 
die Issue-Strategie. Mit Argumenten vvie ,,VVenn Sie Mitglied der CDU vver- 
den, machen Sie sich stark für unser Land“ (CDU 2003b) vvirbt die Broschü- 
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re eher mit Belanglosigkeiten denn İIncentive-orientfert: ,,VVir laden Sie ein, 
die Zukunft der Partei mitzugestalten“, ,,Die Mitglieder sind der Motor der 
Partei. Desvvegen laden vvir Sie in die Bürgerpartei CDU ein. VVeil vvir Ihre 
Tdeen brauchen — und vveil Mensehen, die ahnlich vvie Sie denken, Sie kennen 
lernen möchten”., ,,Ervveitern Sie Ihren Horizont, politisch und privat. Erleben 
Sie selbst den Teamgeist und ,Spirit" in unserer Partef“ und ,,Die Amts- und 
Mandatstriger der CDU berichten regelmaiBig von ihrer Arbeit und holen sich 
Rat von der Basis. So können Sie direkten Einfluss auf politische Entschei- 
dungen nehmen“"”” (CDU 2003b). AlI diese Argumente kommunizieren 
unverbindliche Bettrittsanreize, die keine konkreten Aktivitaten der Parteiar- 
beit beschreiben. Innerparteiliche Mitbestimmung vvird in diesen Sötzen auf 
die Möglichkeit des Mitredens, nicht aber des Mitbestimmens oder Mitent- 
scheidens beschrankt. 

Unter dem Motto ,Farbe bekennen", das heute noch die TInternetseiten ei- 
niger Kreisverbande ziert, existiert seit 2006/2007 cin Gesamtpaket an Leit- 
faden zur Mitgliedervverbung für die Parteimitglieder sovvie an VVerbemateri- 
al, das interessierten Bürgern ausgehindigt vverden kann. Die Handreichun- 
gen für die eigenen Mitglieder zeichnen sich durch ANS, FRA, NET, PROF, 
SUPP, LIN und MAR aus. VVenngleich hier das Botschaftermodell vvieder 
einen prominenten Platz erhalt, unterseheidet eine kleinere Handreichung 
dezidiert zvvischen kurz-, mittel- und langfristiger Kampagne. Im Rahmen der 
kurzfristigen Kampagne sollen Mitarbeiter und Mandatstriger der CDU, die 
noch nicht Mitglied der Partei sind, angesprochen vverden, eine Mitglied- 
schaft in der CDU cinzugehen. Über die Netzvverkstrategie sollen Botschafter 
Freunde und Bekannte ansprechen, ,,vvenn Sie vvissen, dass diese Personen 
uns nahe stehen“ (CDUb: 3). Im Rahmen der mittel- bis langfristigen Kam- 
pagne vvird dazu geraten, Personen, die zvvar der CDU nahestehen, ihr ge- 
genüber fedoch eine latent kritische Haltung einnehmen, nicht mit der Frage 
nach einem direkten Beitritt zu konfrontieren. Erfolgreiche VVerber können 
im Rahmen dieser Kampagnen vvieder eine Reise nach Berlin gevvinnen, des 
VVeiteren vverden die kreativsten VVerbeideen ausgezeichnet und die erfolg- 
reichsten Verbinde erhalten Gutscheine für vveiteres CDU-VVerbematerial. 
Die Kampagne bietet keine vvesentlichen Neuerungen zu den Vorgöngeryah- 
ren, im Gegenteil: Aktionsbeauftragte, Botschafter, Zuarbeit durch die CDU- 
Geschafisstellen — all das sind bereits bekannte und genutzte Elemente früher 
erschienener Strategiepapiere. Dem Botschaftermodell, das aus dem Kontak- 
termodell der 1970er /ahre hervorgegangen ist (siehe CDU 1978a), ist damit 
eine gevvisse Pfadabhaingigkeit zuzuschreiben, vvenngleich die sinkenden 
Mitgliederzahlen der CDU auf seinen ausbleibenden Erfolg vervveisen. 


162 Eine empirische Überprüfung dessen liefert Vielhaber (2015: 198ff.), die die Relevanz der 
Basis bei der Themenorientierung der Mandatstriger herausstellt. Konfliktsituationen zvvi- 
schen dem Parteihandeln auf höherer Ebene und den VVünschen der Parteibasis erleben 
Mandatstrüger auf Basis der Daten von Vielhaber (2015: 198ff.) recht hdöufig. 
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Etvvas komplexer zeigt sich das Handbuch für die Arbeit vor Ort (CDU 
2006). Im Zentrum steht auch hier die zielgerichtete Ansprache, die vor allem 
kollektive Anreize aufnehmen und in der Verknüpfung mit Themenforen 
interessierte Bürger gevvinnen soll, Die Diskussion zum Grundsatzprogramm 
2007 soll dabei in die Mitgliedervverbung integriert vverden und dazu genutzt 
vverden, möglichst viele deryenigen Bürger, die am Grundsatzprogramm mit- 
arbeiten vvollen, als spatere Mitglieder in der Partei begrüBen zu können. Das 
vorliegende Handbuch differenziert dabei exakt zvvischen verschiedenen 
strategischen Perspektiven. Es ist das erklürte Ziel ,,mittelfristig Sympathi- 
santen so fest an die CDU fzul binden, dass sie sich für eine Mitgliedschaft 
entscheiden und langfristig HHervorhebungen 1.0.) bei CDU-Skeptikern 
Vorurteile ablzulbauen und diese an die CDU heranİzulführen“ (CDU 2006: 
6). Durch die Aktiviterung der Verbönde, die aktive Kommunikation mit den 
Bürgern und ein ,,offenes Ohr für Bürgeranliegen“ (CDU 2006: 7) sollen die 
idealen Voraussetzungen für die Mitgliedervverbung geschaffen vverden. 
Doch: ,,Bei aller notvvendigen Offenheit der Partei ist es vvichtig, die Exklu- 
sivitat der Mitgliedschaft zu betonen. Neuen — vvie auch ölteren — Mitgliedern 
muss deutlich vverden, vvelche Vorteile eine Mitgliedschaft in der CDU mit 
sich bringt” (CDU 2006: 8). Der Leitfaden gibt dabei Hilfestellungen: ,,Die 
Aussage ,Mitglieder kommen sehneller an Informationen als Nicht- 
Mitglieder" muss Grundlage der politischen Informationsarbeit vor Ort sein“ 
(CDU 2006: 8), zudem könnten Mitglieder ,ihre Meinung offen einbringen 
und diskutieren”. ,EDlie Entscheidungen über Ziele, MaBnahmen und Pro- 
gramme İvverdenl allein durch die Mitglieder gefallt" (CDU 2006: 8), zumin- 
dest, vvas die CDU vor Ort betrifft"? — damit endet bereits der Abschnitt zum 
Thema ,,Mitglieder entscheiden mit” (CDU 2006: 8). Diese Anreize erschei- 
nen nur vvenig vvirkmachtig. Durch die Parteimitgliedschaft schneller an 
Informationen zu kommen, kam in Zeiten der Digitalisierung und Mediali- 
sierung sicherlich als überholt gelten. Meinungen offen einbringen und disku- 
tieren zu können, sollte nicht Vorteil einer Parteimitgliedschaft sein, sondern 
eine Selbstverstandlichkeit im Rahmen dieser, lediglich das zuletzt zitierte 
Argument klingt nach substantiellen Beteiligungs- und Entscheidungsmög- 
lichkeiten für die Mitglieder, spart fedoch das Delegiertenprinzip aus, vvas die 
individuelle Entscheidungskraft des einzelnen Mitglieds deutlich relativfert. 

Eline besondere Rolle spielt vveiterhin die Adresskartei, da im Rahmen 
von Kampagnen an einer Mitgliedschaft interessierte Bürger darin verzeich- 
net und an diese dann zielgruppenadiüquat Material versandt vverden soll. 
Mensehen, die angeben, die CDU gut zu finden, erhalten Infomaterial über 
die Partei. Des VVeiteren vverden sie in den ervveiterten E-Mail-Verteiler auf- 
genommen und erhalten die Möglichkeit zur Mitarbeit. VVer angibt, die CDU 
interessiere ihn nicht und dass er auf keinen Fall Mitglied vverden möchte, 


163 Die empirische Überprüfung dieser Aussage kann die vorliegende Untersuchung nicht 
leisten. 
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erhölt zvvar kein Material, aber die Anfrage, ob Interesse an Informationen zu 
politischen Themen besteht (vgl. CDU 2006: 11f.). Dazvvischen existieren 
Abstufungen, die hier nicht detailliert aufgeführt vverden sollen. Klar ist, dass 
diese unterschiedlichen Bürgertypen verschiedenen Strategieelementen zuge- 
ordnet sind: (ene, die interessiert sind, sollen möglichst schnell gebunden 
vverden, fene die nicht interessiert sind, sollen vvenigstens ihre Abneigung 
gegenüber der CDU ablegen und diese als kompetenten politischen Partner 
vvahrnehmen, der vvertvolles Informationsmaterial zu Sachthemen bereiftstel- 
len kann. 

Die verschiedenen Modelle der Mitgliedervverbung vverden zudem hin- 
sichtlich ihrer Erfolgservvartung kategorisiert. So sei das Botschaftermodell, 
das immer noch auf die Ansprache von Sympathisanten der CDU setzt, kurz- 
fristig erfolgversprechend, genauso vvie die Ansprache ehemaliger Mitglieder 
oder parteiloser Mandatstriger sovvie ehemaliger KAS-Stipendiaten. Mittel- 
bis langfristig erfolgreich sei die Ansprache CDU-naher Personen zum Ken- 
nenlernen oder zur Mitarbeit, ebenso vvie die Ansprache von Personen, die 
der CDU gegenüber skeptisch eingestellt sind (vgl. CDU 2006: 13: 201). 
Genannt, aber nicht in dieses Raster cingeordnet, findet sich auch die Online- 
Mitgliedschaft, die fedoch nicht vveiter erlautert vvird, auBer dass sie die Zu- 
ordnung zu einem ÖOrtsverband voraussetzt, vvas nicht zuletzt eine Grundan- 
forderung des Parteiengesetzes ist. ,,Alle Autoren gehen zutreffend davon 
aus, dass Internet-Parteiverbinde keine Gebietsverbande im Sinne von $ 7 
Abs. 1 Satz 1 PartG sind, da ihnen der territoriale Bezug fehlt“ (VVissen- 
schaftliche Dienste des Deutschen Bundestages 2009: 6). Einen besonderen 
Platz erhalten die parteilosen Mandatstrager, die parteilosen Mitarbeiter und 
die Mitglieder der Vereinigungen sovvie die Stipendiaten der Adenauer- 
Stiftung (vgl. CDU 2006: 14), die im Fokus der Mitgliedervverbung stehen, 
vveil sie vergleichsvveise leicht gevvorben vverden können, so der Leitfaden. 
Zudem sollen Ehemalige in einer Rückholaktion gezielt angeschrieben vver- 
den: ,,ldealervveise sprechen Sie Ihre ehemaligen Mitglieder persönlich an. 
EL..1 VVeisen Sie darauf hin, dass Deutschland vor groBen Aufgaben steht, 
und dass fetzt alle interessierten und engagierten Bürger gefragt sind, Politik 
mit der CDU aktiv zu gestalten“ (CDU 2006: 15). Die Vagheit dieser Aussa- 
gen und die fehlenden Anreize in ihnen erleichtern die Mitgliedervverbung 
nach Einschatzung dieser Studie nicht. Ehemalige, von der Politik der CDU 
vielleicht enttüusechte Mitglieder, vverden über diese Argumente nicht den 
VVeg in die Partei zurückfinden. 

Mit der Handreichung ,,Frauen gevvinnenl Ohne Frauen lİöuft nichts“ 
(CDU 2007a) existiert eine von der Frauen-Union initiflerte Strategie, die 
nicht nur in Format und Layout mit der Kampagne ,Farbe bekennen“ einher- 
geht. Auch hier liegen die Schvverpunkte auf den Strategien FRA, ANS, NET 
sovvie auf 1SS. Im Rahmen dieser speziell an Frauen adressierten Mitglieder- 
vverbeidee sollen Freundinnen und Bekannte vveiblicher CDU-Mitglieder 
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gevvorben und Multiplikatorinnen aus allen gesellschaftlichen Bereichen 
angesprochen vverden. 

An alle Bürger gerichtete VVerbung, die in der Kampagne ,Farbe beken- 
nen" ihren Platz gefunden hat, arbeitet mit MAR, aber vor allem mit INC, 
vvas vor dem Hintergrund, dass in den VVerbeleitfaden Incentives nur dann 
eine — zugleich untergeordnete — Rolle spielen, vvenn es um Argumentations- 
hilfen geht, bemerkensvvert ist. So sind es ,,İglemeinsame VVerte und Über- 
zeugungen, die nie aus der Mode kommen“ (CDUa: 3), die einen ideologi- 
schen Anreiz bilden. Auch expressive Anreize, gekoppelt mit motivierenden, 
suggestiven Elementen, finden Eingang: ,,Eigentlich sind Sie schon lange mit 
uns einer Meinung. Eigentlich vvissen Sie, dass Sie Mitglied vverden sollten. 
VVarum gehen Sie nicht mal auf vvvvvv.mitglied-vverden.cdu.de?“ (CDUa: 5). 
Gekoppelt mit den Bildern bekannter CDU-Politiker finden sich zudem mit 
Lokalkolorit versehene Ansprachen, um ein Gefühl der Nahe zu schaffen: 
,De sik uk bi ruge VVind und Vvellen nicht umstöten laaten deit, de kannst du 
vertruun. Sonn:“ Lüüd bruuken vvir för uns Demokratie, de vveeten vvat to 
doon is T...1. Helpen Se mit? Nu Mitglied vvarn“ (CDUa: 7). Auffallig sind 
sprachliche Belanglosigkeiten und das Unverbindliche vvie beispfelsvveise in 
əVVerte und VVandel verbinden — das ist die Aufgabe der CDU. Machen Sie 
mit“ (CDUa: 15): konkrete Mitmachmöglichkeiten bleiben ausgespart. 

Neueres Material, das entstanden ist, seitdem Peter Tauber im Dezember 
2013 das CDU-Generalsekretariat übernahm, zeigt sich nicht nur in Form, 
Farbe und Layout verindert, sondern vvartet mit teilvveise neuen Inhalten auf. 
Die in Form von handlichen Broschüren auf qualitativ hochvvertigem Papier 
herausgegebenen Tipps zur Mitgliedervverbung vverben teilvveise mit Postern, 
die Teil einer Kampagne mit externer Adressatenorientierung vvaren und 
,gevvöhnliche" Menschen zeigen, die auf ihre eigene Art yedoch — laut der 
Darstellung — Besonderes leisteten. Diese als CDU-Mitglieder deklarierten 
Personen sollen damit den Eindruck ervvecken, dass yedes Mitglied ecinen 
individuellen Beitrag zur Parteiarbeit und trotz seines Normalseins Besonde- 
res leistet — und besonders ist. Prominent sind in diesem kleinen Heft ANS, 
INC, LIN und NET, so sollen auch hier vvieder die ,,Freunde, Bekannten, 
Vervvandten, Kollegen oder Vereinskameraden“ (CDU 2014b: 6) angespro- 
chen vverden. Des VVeiteren soll der Kontakt zu Kirchen, Vereinen, Feuer- 
vvehren und vveiteren Organisationen gesucht vverden, vor allem dann, vvenn 
er ,,im Laufe der Zeit ,eingeschlafen““ (CDU 2014b: 8) ist. Die aktiven Eh- 
renamtlichen sollen auf eine Parteimitgliedschaft angesprochen vverden, 
əbdlenn die Erfahrung zeigt: vver sich für cine aktive Bürgergesellschaft ein- 
setzt, ist haufig auch ansprechbar für eine Parteimitgliedschaft” (CDU 2014b: 
9). Eine Überprüfung dieser Angaben anhand der ALLBUS 2018-Daten 
zeigt, dass dies teilvveise zutrifft. In einem Mittelvvertvergleich zvvischen 
denienigen Bürgern, die parteibeitrittsbereit sind und denfenigen, die es nicht 
sind, vvaren die Parteibeitrittsbereiten signifikant starker in Kultur-, Sport-, 


212 


sonstigen Hobbyvereinen, Naturschutzorganisationen1€? und arderen, nicht in 
der Abfrage gelisteten Vereinen engagiert. 

In einem letzten Schritt versucht der Leitfaden Kommunikationshilfen zu 
vermitteln, die zugleich die vvichtigsten Pfeiler eines VVerbegespraches mar- 
kieren sollen: Der VVerber ist angehalten, eher zuzuhören denn selbst zu re- 
den, mit offenen Fragen Informationen vom Gesprüchspartner zu erhalten, 
leichte und verstandliche Sprache zu vervvenden und die positiven Aspekte 
der Mitgliedschaft hervorzuheben. ,,Menschen fühlen sich nicht motiviert bei 
uns mitzumachen, vvenn man standig klagt und yammert“ (CDU 2014b: 10). 
Des VVeiteren sollen die Gesprüche gut und gründlich vorbereitet sein. Es 
kann angenommen veerden, dass eine Aktivterung der breiten Mitgliedschaft 
nicht im Sinne dieser Handreichung ist, sondern dass sich das Material ge- 
zielt an die aktiven oder sehr aktiven Mitglieder vvendet. 

Mit der in Layout und Form ahnlich gestalteten Broschüre ,,Darum CDU1 
Bet uns sind Sie richtigl” (CDU 20144) existiert dazu das passende Gegen- 
stück für den interessierten Bürger. Gevvorben vvird mit ,,Deutschland braucht 
Sie, vvir brauchen Siel Denn nur vvenn Sie als Mitglied der CDU Ihre Ideen, 
Ihre Vorstellungen und Ihre Lösungsvorschlage bei uns einbringen, bleiben 
vvir lebendige Volkspartef” (CDU 2014a: 2), auf der nöchsten Seite folgen 
əlflünf gute Gründe, Mitglied zu vverden“ (CDU 2014a: 3). Diese Gründe 
lassen sich nur teilvveise in die Anreiztypen der Deutschen Parteimitglieder- 
studie cinordnen: So bleiben die in der Überschrift als gute Gründe prüsen- 
tierten Elemente bei genauerem Hinsehen eher diffus“5, 


164 Zur Ausvvahl standen daneben noch: VVohltatigkeitsverein, Menschenrechtsorganisation, 
Gesundheitsverein, Elternorganisation, Seniorenverein und Bürgerinitiative (ALLBUS 
2018-Variablen sm04-sm14). Der Mittelvvertunterschied ist vor allem für Sportvereine 
nicht zu unterschützen, umfassen diese doch deutlich über 20 Millionen Menschen in 
Deutschland (vgl. Vogel und Hameister 2017: 245) und damit auch eine hohe Zahl der im 
ALLBUS befragten Bürger. Ergo: Die Zahl der insgesamt ehrenamtlich Engagierten vveist 
damit in der Tat eine höhere Parteibeitrittsbereitschaft auf als diefenigen, die nicht in ehren- 
amtlichen Organisationen engagiert sind. 

165 Diese lauten: 


1. ,.Sie vvollen mitreden? Sie vvollen etvvas öndern? Sie vvollen sich nicht alles vor- 
schreiben lassen? Dann machen Sie mit in der CDUI Gemeinsam können vvir viel 
bevvegen. 

2. Treten Sie ein für eine christlich-demokratische Politik, die Ihren VVertvorstellungen 
entspricht. 


3. HMit der CDU an der Spitze der Bundesregierung steht unser Land heute sehr gut da. 
Deutschland ist vvieder Spitze in Europa. VVerden Sie Teil dieser Erfolgsgeschichte. 

4. Auf allen Ebenen der CDU haben Sie die Chance, sich mit Ihren Ideen und Vorschlü- 
gen zu beteiligen. Machen Sie mit. 

5. Beteiligen Sie sich als Mitglied an Entscheidungsprozessen der CDU auf unterschied- 
lichen Ebenen. Von der Mitbestimmung über örtliche Kandidaten zum ÖOrtsrat, Stadt- 
rat oder Kreistag bis zur Formulierung von Vorschlagen zu Kommunal- oder Bundes- 
tagsvvahlprogrammen“ (CDU 2014a: 3). 
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Diese Gründe zeichnen sich durch die Nutzung kollektiver politischer, 
expressiver, ideologischer und selektiver, prozessbezogener Anreize aus. 
Beteiligung durch Mitreden und Mitdiskutieren vvird suggeriert, auch vvird 
die Partei als Gruppe immer vvieder hervorgehoben. Der interessierte Bürger 
ist eingeladen mitzureden, mitzubestimmen, teilzuhaben und Teil eines gro- 
Ben Ganzen zu vverden, die einzig individuelle Komponente bleibt das Eintre- 
ten für eine christlich-demokratische Politik, vvas fedoch bemerkensvverter- 
vveise gerade nicht auf die persönliche Ebene heruntergebrochen vvird. An 
dieser Stelle überrascht es, dass nicht als guter Grund gelistet ist, dass man 
sich in der CDU um ein Mandat bevverben kann, also die selektiven, ergeb- 
nisorientierten Anreize nicht bedient vverden, obvvohl die Ergebnisse der 
Forsehung zeigen, dass dieser Anreiz in der Mitgliedervverbung insbesondere 
für yüngere Bürger nicht zu vernachlassigen ist (vgl. Klein und Spier 2011b: 
37). Insgesamt vvirken die , guten Gründe“ daher vvenig überzeugend, da sie 
allgemein bleiben, eher auf Partizipation durch Diskutieren und Deliberieren 
als durch direktes Entscheiden setzen und auf die Ansprüche einer partizipa- 
tionsortentierten ,,nevv citizen politics“ (Dalton 2014: 10) nicht eingehen €, 
Der Charakter der behabigen, klassischen GroBorganisation bleibt erhalten, 
andererseits vverden dem interessierten Bürger keine Versprechungen priüsen- 
tiert, die die Partei nicht einhalten könnte. Die genannten Anreize fügen sich 
zudem in eine gevvisse Pfadabhöngigkeit des VVerbematerials der CDU ein, 
das Mitentscheidung bzvv. -bestimmung vveitgehend ausspart. 

Ervveitert vverden die Gründe um den Punkt, vvas die CDU ihren Mitglie- 
der bieten kann: So könnten Mitglieder auch online an Antragen und Pro- 
grammen mitarbeiten, per Videokonferenz von zuhause aus an Fachdiskussi- 
onen teilnehmen und gar ,,mit Entscheidungstraigern auf Bundesebene über 
aktuelle Fragen sprechen”. Peter Tauber selbst hat eine Videokonferenz zum 
Thema e-commerce angeboten, die gemeinsam mit einem Unternehmensver- 
treter aus der TT-Branche stattgefunden hat (vgl. CDU-Detmold 2014) und 
die als Beispiel dienen kann. Doch invvtevveit Mandatstrager auf der Bundes- 
ebene tatsöchlich die Zeit finden, regelmaBige Videokonferenzen abzuhalten, 
bleibt angesichts ihres Zeithaushaltes (vgl. zum Zeithaushalt der Abgeordne- 
ten cine öltere Untersuchung von Kevenhörster und Schönbohm 1974: 75ff. 
sovvie Scheurer 2001: 76f.) fraglich. 

Dass in der CDU das Element des Mitredens starker gevvichtet vvird als 
das Element des Mitentscheidens, tritt auch in neueren Publikationen zutage: 
əVVichtig: Vedes Mitglied unserer Partei kann und soll sich an dieser 
Diskussion über die Zukunft der CDU beteiligen THervorhebung 1.O.1“ 
(CDU 2014a: 6), vvomit die Diskussion über das Profekt ,,Meine CDU 2017“ 
gemeint ist, bis Ende 2015 sollten Entvvürfe entvvickelt vverden, vvie die CDU 
vvieder als Mitgliederpartei begeistern kann. Alle Mitglieder konnten im 


166 Siehe dazu auch die Diskussion in Absehnitt 7.3. 
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Online-Mitgliedernetz ihre Vorschlige einbringen und diefenigen anderer 
Mitglieder diskutieren. Auch hierbei ist die Unverbindlichkeit prüdominant, 
vvohlvveiBlich vor dem Hintergrund, keine falschen Versprechungen von zu 
viel Beteiligung zu machen, die im Nachhinein nicht eingehalten vverden 
können. Doch ist diese Art der Unverbindlichkeit problematisch, vvenn sie 
sich, vvie im vorliegenden Leitfaden, durch alle Bereiche hindurchzieht. Kon- 
gruent dazu versucht die Handreichung vor allem mit selektiven, prozessbe- 
zogenen sovvie kollektiven Anreizen Mitglieder zu vverben: Stammtische, 
Grillfeste und Ausflüge stehen an oberster Stelle sovvie ,,interessante Veran- 
staltungen mit spannenden Referenten“ (CDU 2014a: 8). Auch die ,,Mög- 
lichkeit, Seminare zu den unterschiedlichsten Themen zu besuchen” und 
,Politik mitgestalten” (CDU 2014a: 8) zu können, stehen in Einklang mit den 
ölteren Strategien, den besonderen Reiz der Parteimitgliedschaft durch einen 
Informationsvorsprung zu generieren. Zuletzt — im Übrigen bemerkensvvert, 
dass dieser Punkt vergleichsvveise kurz abgehandelt vvird und an letztgenann- 
ter Stelle steht — nennt die Broschüre: ,,Sie bestimmen als CDU-Mitglied mit 
darüber, vver für Sie als Bürgermceister, Landrat und Abgeordneter kandidiert“ 
(CDU 2014a: 8). Auf Basis der Erkenntnisse der Parteienforschung sollte 
dieses Argument deutlich stürker gemacht und hervorgehoben vverden. 

Zuletzt ist noch auf die mit mehreren Codes versehenen Passagen einzu- 
gehen. So übersehneiden sich vor allem Netzvverk- und Ansprachen-Strategie 
bei der CDU (in insgesamt elf Fallen): vveitere Übersehneidungen der An- 
sprachen-Strategie bestehen zu SUPP (1), MAR (4), ISS (6), PROF (7) und 
LIN (8). VVenngleich die Zahl der Übersehneidungen nicht übervvöltigend ist, 
ist dennoch darauf zu vervveisen, dass hier nicht nach Nahe der Codes ge- 
sucht vvurde, sondern nach Überlappungen. Dass die Ansprachen-Strategie 
neben der Incentive-Strategie eine prominente Rolle spielt, zeigt sich eben- 
falls in der quantitativen Verteilung der Codes. Zugleich lasst sich anhand der 
Überschneidungen erkennen, dass die Nutzung von Netzvverken zur Anspra- 
che cine zentrale Rolle spielt, vvozu im Sinne der Linkage-Strategie Vereine 
und Verbönde gehören. İIncentives spielen innerhalb der Argumente sovvie 
der Argumentationshilfen eine Rolle, haben aber keine Übersehneidung mit 
der Ansprachen-Strategie, vveil mit letzterer nicht die Kommunikationsinhal- 
te, sondern lediglich die Absicht, die direkte und persönliche Kommunikation 
zu suchen, codiert vvurde. 


6.2.4 Vergleich zvvischen SPD und CDU 
Für beide Parteten gilt, dass sie sich schvverpunktmalig der Marketing-, der 
Ansprachen- und der Professionalisierungs-Strategie bedienen. Dabei ist 


lediglich die Reihenfolge dieser Strategien unterschiedlich, die bei der SPD 
der vorangegangen Anordnung folgt. Bei der CDU steht die Ansprachen- 
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Strategie an erster Stelle, gefolgt von der Professionalisierungs- und dann der 
Marketingstrategie, basierend auf der Zahl der VVörter der codierten Passa- 
gen. 

VVie sich in der Analyse gezeigt hat, sind beide Partefen bestrebt, die Las- 
ten der Mitgliedervverbung vor allem auf die Mitglieder selbst zu verteilen. 
Die drei prominentesten Strategien in den Materialien zur Mitgliedervverbung 
spiegeln dies vvider, bezteht sich die Marketing-Strategie in dieser Analyse ?a 
gerade nicht auf den hauptamtlichen, sondern den ehrenamtlichen Partefap- 
parat. Ahnlich verhalt es sich mit der Professionalisierungs-Strategie und den 
daraus resultierenden hohen Anforderungen an die Schulung ehrenamtlicher 
Mitglieder. Zuletzt ist auch die direkte Ansprache vor allem von den Mitglie- 
dern zu lİeisten, vvobei Mandatstrager an dieser Stelle unterstützend tatig 
vverden sollen. In den anderen Strategiebereichen sind die hauptamtlichen 
Regional- und Kreisgeschaftsführer angehalten, die Mitglieder zu unterstüt- 
zen, vor allem im Rahmen der elaborierteren Modelle (vvie z.B. dem Bot- 
schaftermodell der CDU). Die vorgeschlagenen Modelle und Strategien sind 
dabei teilvveise öuBerst anspruchsvoll und ressourcenlastig, vvesvvegen sie mit 
materiellen Anreizen versehen vverden (vvie Preisverleihungen für den Orts- 
verband/Ortsverein oder den einzelnen VVerber). Dass sic langfristig angelegt 
sind und stimmig konzipiert vvirken, mag erfolgversprechend sein. Zugleich 
bedarf es vveiterer Anreize als die genannten Flugreisen nach Berlin bei- 
spielsvveise — mit Blick auf den sozialpsychologischen Teil dieser Untersu- 
chung ist hier insbesondere intrinsische Motivation gefragt. 

VVeiter fallt auf, dass bei der CDU ein stürker diskursives Beteiligungs- 
verstandnis zutage tritt, mit dem gevvorben vverden soll, vvobei die SPD vor 
allem nach den Abstimmungen über den Koalitionsvertrag in einer gevvissen 
Zvvickmühle steckt, direkte Beteiligung anbieten zu rzö/ssen. Die ,,Positions- 
suche Fder SPDİ zvvischen elektoraler und partizipativer Mitgliederpartei“ 
Cun 2018: 950) vvird auch in den Materialien zur Mitgliedervverbung deut- 
lich. Das höufig genutzte Element bei beiden Partefen, die Vorteile und die 
Exklusivitat einer Parteimitgliedschaft in der Mitgliedervverbung herausstel- 
len zu vvollen, vvird kaum mit substantiellen Partizipationsmöglichkeiten 
unterfüttert. 

Auffallig hinsichtlich dieses Verstindnisses einer vveniger beteiligungs- 
und störker verhandlungsorientierten Kultur der CDU vvar dazu das VVortfeld 
,Diskussion", das unter insgesamt 133.227 VVörtern in seinen Variationen und 
Komposita 315 Mal vorkommt, vvas einen prozentualen Anteil von 0,24 Pro- 
zent ausmacht, die Nutzung des VVortes bzvv. Lexems (auch als Verb) in allen 
Materialien ist damit ziemlich prominent. VVenngleich das VVort in der Co- 
dierarbeit für die CDU sehr auffallig vvar, ist im Sinne der Vermeidung cines 
Forschungsbias darauf zu vervveisen, dass das VVortfeld auch im Material der 
SPD nicht unvvesentlich ist: Insgesamt sind 285 Nennungen bei 102.430 
VVörtern zu zahlen, vvas sogar cinen Anteil von 0,28 Prozent bedeutet. Be- 
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trachtet man die Passagen, die mit dem Code der ,Face-to-Face-Kommunika- 
tionshilfen“ codiert vvurden und damit fene Argumentationshilfestellungen, 
die die Mitglieder im direkten Gesprach mit den Bürgern nutzen sollen, ent- 
steht cin bemerkensvvertes Bild: Bei der SPD finden sich unter 2.003 VVörtern 
21 Nennungen des VVortfeldes ,Diskussion“, bei der CDU zvvar 27 Nennun- 
gen, yfedoch unter 12.863 VVörtern. Prozentual sind dies bei der SPD also 1,0 
Prozent, bei der CDU hingegen lediglich 0,2 Prozent, vvomit die SPD noch 
deutlich stirker auf das Element des , Mitredens“ anstelle des ,Mitentschei- 
dens“ abzustellen scheint. 

VVird die lexikalische Suche vviederum auf die mit ANS codierten Passa- 
gen eingegrenzt, sind es bei der CDU 54 Nennungen aus 10.175 VVörtern, bei 
der SPD hingegen 10 Nennungen in 3.967 VVörtern, der prozentuale Anteil 
der Nennungen ist also hier bei der CDU mit 0,5 Prozent höher als bei der 
SPD mit nur 0,2 Prozent. In den mit INC codierten Passagen existieren bei 
der SPD 0 Nennungen unter 471 VVörtern (vvie bereits angemerkt, ist die 
absolute Zahl der mit INC codierten Passagen im Material der SPD allgemein 
gering), bei der CDU 44 Nennungen in 5.821 VVörtern (0,7 Prozent), vvas 
anzeigt, dass dieses VVortfeld vor allem bei den TIncentives eine Rolle zu spie- 
len seheint. Nennensvvert ist, dass unter den mit selektiven, prozessbezogenen 
Incentives codierten Passagen aus 743 VVörtern 12 mal ,Diskussionen" und 
11 mal ,diskutieren“ (insgesamt: 3,1 Prozent) erscheint. 

Die SPD vervvendet das VVort damit nicht in geringerem Mahe, yedoch in 
einem anderen Kontext. Dass das VVortfeld vonseiten des Forschers bei der 
CDU vvahrend der qualitativen Analyse als so prominent vvahrgenommen 
vvurde, kann an der Einbettung gelegen haben. Der VVerbefokus der CDU 
Hiegt damit innerhalb der auszusendenden Beitrittsanreize quantitativ vvic 
qualitativ auf der Vermittlung ciner Diskussionskultur, vvas bei der SPD nicht 
der Fall zu sein scheint. Letztere — und das ist nochmal hervorzuheben — 
vvirbt im Vergleich zur CDU deutlich seltener mit Parteibeitrittsanreizen. 

Insgesamt lieÖ) sich zudem erkennen, dass das Material der CDU deutlich 
starker mit der Mitgliedervverbung befasst ist als das der SPD. In letzterem ist 
Mitgliedervverbung höufig nur als Teilkapitel in allgemeinen Handbüchermr 
zur Partefarbeit enthalten. Dies darf yedoch nicht dazu ermuntern anzuneh- 
men, das Material der SPD sei nicht so reichhaltig bzvv. setze nicht so sehr 
auf Mitgliedervverbung. So vvar der Fundus an Material, das spezifisch zur 
Mitgliedervverbung herausgegeben vvurde und von der CDU zur Verfügung 
stand, schlicht umfassender, vvas sich darin vviderspiegelt, über vvelchen Zeit- 
raum Mitgliedervverbekonzepte der CDU im Gegensatz zur SPD analysiert 
vverden konnten. Eine Pfadabhiöngigkeit von Konzepten lüsst sich, dadurch 
bedingt, bei der SPD nicht erkennen. 
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6.3 Die Party in Central Offices: Online-U mfrage unter den 
Gesechəftsführern der SPD und CDU 


ÖOne of the most under-researched fields in the study of political parties is 
that of party employees“ (Poguntke et al. 2016: 665). Die Parfy in Central 
Office setzt sich neben Mitgliedern von Führungsstaben auch aus den Ge- 
schüftsstellenleitern auf der regionalen Ebene zusammen (Vglİ. Tun 2010: 22). 
Die Party in Central Office kam als ,,eigentlicher Kern der Parteforganisati- 
on” (Bukovv 2013a: 161) betrachtet vverden und ist für die Parteien von ,fun- 
damentaler Bedeutung”“ (Bukovv 2013a: 162), vor allem in Zeiten, in denen 
die Mitgliederbasis schvvindet und damit ehrenamtliche Kraifte immer vveni- 
ger zur Erfüllung organisationaler Aufgaben zur Verfügung stehen. Da eine 
tiefere strategische Analyse zur Aufgaben- und Kompetenzverteilung inner- 
halb der Kreis- und Regionalgeschafisstellen bisher in der Literatur fehlt, 
vvird auf Basis der Dokumentenanalyse angenommen, dass die hierarchisch 
organisierten Geschaftsstellen1”” vor allem bei der Unterstützung von Mit- 
gliedervverbekampagnen eine tragende Rolle spielen können und sollen. Das 
Handbuch Mitgliederarbeit der SPD (2013a: 16) vveist darauf hin, dass die 
SPD-Büros den ehrenamtlichen Mitgliederbeauftragten der Parfy on fhe 
Ground dabeit helfen sollen, Daten zu der fevveiligen Organisationseinheit zu 
erhalten und den Mitgliederbeauftragten statistische Daten nicht nur zur Ver- 
fügung stellen, sondern zugleich auch ausvverten sollen165, Bei der CDU lasst 
sich ebenfalls ausmachen, dass die Kreisgeschaiftsstellenmitarbeiter cine 
unterstützende Funktion einnehmen sollen: ,,Die Mitgliedervverbung sollte 
FE...) nicht notvvendigervveise zentral über die CDU-Kreisgeschaftsführer 
laufen, 1...1 In diesem Sinn sollten die Mitarbeiter der Geschaftsstellen auch 
für die Mitgliedervverbeaktionen als Berater, als Helfer und zur Organisation 
bereitstehen“ (CDU 2006: 9). Mitgliedervverbung vvird dabei nicht als zentra- 
le Aufgabe der Geschaftsführer betrachtet, sondern als solche, die im AlI- 
tagsgeschaft der Kreisgeschaftsstellenleiter Platz finden soll. 

Auch in diesem Absehnitt folgt die Chronologie der Systematik aus Ab- 
sehnitt 6.1 und 6.2. Nach einer Besprechung von Vorgehen und Methodik 
erfolgt die Ergebnisprisentation der Umfrage unter den Geschaftsführern der 
SPD, vvorauf die Ergebnisse der Umfrage unter den Geschaftsführern der 
CDU prösentiert vverden. Auch hier dient der letzte Abschnitt 6.3.4 zum Ver- 
gleich der Ergebnisse. 


167 Vom Bundesgeschaftsführer bzvv. Generalsekretir top-dovvn zu den Regional- und Kreisge- 
schaftsführem, siehe Bukovv und Poguntke (2013: 192), auch: Bogumil und Lange (1991: 
90). 

168 VVenngleich dazu in SPD (2008: 6) noch in Teilen die Unterbezirke als Ansprechpartner 
genannt vvurden. 
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6.3.1 (Vorgehen und Methodik 


Im Rahmen einer Online-Umfrage unter den Regionalgeschaftsführern von 
CDU und SPD vvurde der Grundstein zu der daran anschlieBenden Umfrage 
unter den ehrenamtlichen Mitgliederbeauftragten sovvie den leitfadengestütz- 
ten Intervievvs mit diesen gelegt. lm Zeitraum vom 09. Februar 2016 bis zum 
15. Mai 2016 vvurden die hauptamtlichen Geschaftsstellenleiter insgesamt 
drei Mal per E-Mail angeschrieben und darum gebeten, cinen ÖOnline- 
Fragebogen auszufüllen. Hier vvurden bei der CDU 319 Geschafisstellen mit 
insgesamt 260 Geschaiftsführern ermittelt, cinige Geschaifisstellenleiter müs- 
sen damit — dauerhaft oder kommissarisch — zvvei oder mehr Geschüfisstellen 
leiten. Daher vvurden nur die Geschaftsführer angeschrieben, nicht aber alle 
Geschafisstellen. Mit 102 Teilnehmern liegt die Rücklaufquote bei 39,2 Pro- 
zent, die anfangliche Euphorie, die dies beim Autor dieser Studie auslöste, 
vvurde fedoch rasch gebremst. Ein so ungevvöhnlich hoher VVert für cine On- 
line-Umfrage, zudem noch für cine sogenannte Ka/rakquise, vvar leider trüge- 
risch: Bis zum Abschluss der Umfrage gelangten lediglich 62 Personen, vvas 
einer Rücklaufquote von 23,8 Prozent entspricht, damit aber vergleichbar mit 
Rücklaufquoten aus anderen Disziplinen ist, die Kaltakquisen nutzen (siehe 
z.B. Epple et al, 2011: 456). Diese Quote ermöglicht dennoch einen FEinblick 
in die Arbeit der Geschaftsführer in der Mitgliedervverbung. 

Bei der SPD vvurden 270 Geschüfisstellen ermittelt, die von insgesamt 
205 Geschaftsführern geleitet vverden. Die Rücklaufquote bei den SPD- 
Geschaftsführern betrögt mit 94 Teilnehmern 45,9 Prozent. Doch auch hier 
trügt der schöne Schein: Bis zum Abschluss gelangten nur 52 Teilnehmer, 
vvas einer Rücklaufquote von 25,4 Prozent entspricht und damit unvvesentlich 
über der liegt, die bei den Teilnehmern der CDU ermittelt vvurde. Bemer- 
kensvvert ist die deutlich niedrigere Zahl an Geschaftsführern bei der SPD, 
die eine damit verbundene geringere regionale Durchdringung der Partei bei 
nahezu gleichen Mitgliederzahlen ausdrückt. Frappierend ist die fehlende 
Prasenz im Osten der Republik: In ganz Thüringen existieren nur vier Ge- 
schaftsstellen (mit insgesamt vier Geschaftsführern"””, die CDU hat dazu im 
Vergleich 23 Geschaftsstellen mit insgesamt 21 Geschaftsführern): vvenn- 
gleich die VVahleranteile und damit auch die finanzielle Ausstattung der fe- 
vvelligen Landesverbande deutlich variferen, erklart dies nicht, dass die CDU 
im Vergleich zur SPD zze/z als fünf Mal so stark vertreten ist. Diese Diskre- 
panz lüsst sich zvvar auch in anderen Bundeslaündern erkennen, vvenngleich 
nicht so frappierend. Dabei sollte fedoch zum einen berücksichtigt vverden, 
dass die Zahl der Geschaftsführer der SPD in Deutschland insgesamt nur zu 
ca. drei Vierteln derer, die die CDU stellt, entspricht und die SPD im Gegen- 


169 So hat also in Thüringen feder Regionalgeschaftsführer im Sehnitt einen Einzugsberceich 
von ca. 550.000 Einvvohnern, für Bayern ergibt sich eine Zahl von immerhin ,nur" ca. 
330.000 Einvvohnern, in Bremen sind es sogar nur 183.000 Einvvohner. 


219 


satz der CDU zum anderen auch noch das bevölkerungsreiche Bayern ab- 
deckt (mit immerhin 39 Geschaftsführermn). Tabelle 9 verdeutlicht nochmal 
die Diskrepanz der ,Betreuungsdichte" für die Geschaftsführer der Parteien 
und macht sichtbar, dass auf einen Kreisgeschaftsführer der CDU deutlich 
vveniger Mitglieder entfallen als auf cinen Regionalgeschaiftsführer der SPD. 


Tabelle 9: Relation zvvischen Geschaiftsstellen/Geschaüftsführern zu den Mit- 
gliedern 


SPD CDU 
Geschafisstellen/Mitglieder-Verhaltnis 1:1.603 1:1.354 
Geschaftsführer/Mitglieder-Verhöltnis 1:2:111 1:1.661 


Quelle: Eigene Berechnungen. Die Mitgliederzahlen entsprechen denen des Befragungs- 
zeitraums, entnommen aus Niedermayer (2018a: 351) 


Der Fragebogen der Umfrage bestand aus 23 identischen Fragen sovvie zvvei 
Fragen, die speziell an die Kontextfaktoren der SPD bzvv. der CDU angepasst 
vvaren, Beide betrafen neuere, parteienspezifische Mitgliedervverbekonzepte 
sovvie personelle VVechsel im Generalsekretariat. Neben sozialstrukturellen 
Merkmalen der Teilnehmer (Alter, Region, Beschaftigungsverhaltnis) vvur- 
den Fragen zur VVahrnehmung der eigenen Partei als Mitgliederpartei gestellt, 
zur Höufigkeit von Mitgliedervverbung, zur Nutzung einzelner Strategien17, 
die in der Dokumentenanalyse ermittelt vvurden, zur Unterstützung von über- 
geordneten Gebietsverbiönden bei der Mitgliedervverbung und zur Autonomie 
der Mitgliedervverbung bzvv. der Steuerung dieser durch übergeordnete Par- 
teiebenen. Zudem vvurde abgefragt, ob innerparteiliche VVahlen in der Ge- 
schaftsstellenregion stattfinden und ob diese zur Mitgliedervverbung genutzt 
vverden. Im Hinblick auf die Vorannahmen der Parteienforschung, dass gera- 
de innerparteiliche VVahlen die Neumitgliederakquise spürbar erleichtermn und 
die AuBenvvirkung als partizipationsfreundliche Organisation verbessern 


170 Auf die Marketing-Strategie vvurde verzichtet. So konnte hierfür kein valides Frage-ltem 
entvvickelt vverden, da die Marketing-Strategie zum einen döuBerst vielschichtig ist (mit 
Blick auf Öffentlichkeitsarbeit, Abhalten von Veranstaltungen, VVerbung und VVebseiten- 
auftritten) und zum anderen einer graduellen Abstufung bedurft hatte. Zudem liegen Ele- 
mente der Marketing-Strategie zum Teil nicht im Aufgaben- und Kontrollbereich der Regi- 
onalgeschaftsführer vvie beispielsvveise Veranstaltungen, die von Mandatstragern und ihren 
Büros organisiert vverden sovvie VVebseiten, die von VVebmastern gepflegt vverden, die un- 
abhingig von den Geschiftsführermn agieren. Auch entvvickeln die Geschiftsführer zumeist 
keine eigenen VVerbeflyer oder Prospekte, sondern übernehmen fene, die von den überge- 
ordneten Organisationsebenen kommen. Besonders berücksichtigt vvurden daher Aussagen 
der Geschaftsführer, vvenn diese angegeben haben, Öffentlichkeitsarbeit zu betreiben. Diese 
kann fedoch nicht im Sinne einer ganzheitlichen Marketing-Strategie verstanden vverden, 
sondern lediglich als Teilelement. Des VVeiteren vvurde auf die Incentive-Strategie verzich- 
tet, da diese mit all ihren Subcodes den Fragebogen insovveit vergrölert hütte, dass die be- 
fürchtete Dropout-Rate zu stark angestiegen vvüre. 
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können, vvar diese Frage von besonderer VVichtigkeit, da die beiden unter- 
suchten Partefen in dieser Studie in ihren Selbstzuschreibungen innerparteili- 
che Mitbestimmung — zumindest so proklamiert — begrülBen. Fragen zu spür- 
baren Ausvvirkungen yüngerer Parteireformen sollen einen Einblick darin 
geben, invvievveit die Reformvorhaben mit der praktischen Umsetzung über- 
einstimmen. Zuletzt schliebt sich eine Frage zur E-Mail-Erreichbarkeit der 
Mitglieder im Kreisverband an. 

Gerade im digitalen Zeitalter, das eine erleichterte Kommunikation durch 
elektronischen Schriftverkehr bietet, können Mitglieder zu VVerbekampagnen 
auf elektronischem VVege informiert vverden. Da finanziell schlecht ausgestat- 
tete Verbünde meist nicht die Möglichkeit haben, den Druck sovvie den Ver- 
sand von Briefen zu Themen mit untergeordnetem Stellenvvert zu leisten, 
vvird der E-Mail-Erreichbarkeit der Mitglieder cin groBer Stellenvvert bei der 
Imformationsdistribution zugevviesen. 

Die Fragen im Fragebogen vvurden bevvusst nicht konsequent in geschlos- 
sener Form gehalten. Halboffene und offene Fragen vvurden eingesetzt, um 
die quantitative Umfrage mit ebenfenen qualitativen Elementen anzureichern, 
die ecine vertiefte Auseinandersetzung mit den praktischen Problemen und 
Kontextfaktoren vor Ört ermöglichen. Offene Antvvorten vvurden qualitativ 
inhaltsanalytisch ausgevvertet, um mithilfe eines inhaltlich-strukturierenden 
Vorgehens vor allem bei den genutzten Mitgliedervverbestrategien zu erarbei- 
ten, vvelche Strategien die Geschaftsführer als besonders prominent ansehen. 

Auf die deskriptive Darstellung folgt bei beiden Parteien cine kurze Kor- 
relationsanalyse einiger Items. Zur Datenanalyse und Prüfung einfacher Zu- 
sammenhönge — die explorativ angelegte Befragung tieferen statistischen 
Analysen zu unterziehen, versprache keinen Erkenntnisgevvinn, auch auf- 
grund der GröBe des Samples und seiner fehlenden Reprisentativitat — vvur- 
den nichtparametrisehe Tests vervvendet, da es ,,bei kleineren Stichproben 
EL... für die statistische Hypothesenprüfung meistens keine Alternative zu 
den verteilungsfreien Tests“ (Bortz und Lienert 2008: 60) gibt. Bivariate 
Analysen können im Rahmen der erhobenen Daten fedoch genügen, Zusam- 
menhönge zvvischen einzelnen Variablen herzustellen und Korrelationen zu 
entdecken, die für die vveiteren empirischen Teile anleitend vvirken. 


6.3.2 Die Geschüfisführer der SPD 


Die Teilnehmer der SPD an der Umfrage vvaren zu 33,3 Prozent vveiblich und 
zu 66,7 Prozent mönnlich (n — 57). 39,2 Prozent der Befragten sind nur in 
Teilzeit beschiftigt, 60,8 Prozent in Vollzeit (n — 51). Der alteste Geschafts- 
führer ist 1951 geboren, der yüngste 1991, das Durchsehnittsalter betrügt 46 
Tahre. Bemerkensvvert ist die cingangs erhobene Verteilung der geschatzten 
Parteibeitrittsbereitschaft der Bürger. So reichen die Antvvorten von 0,5 Pro- 
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zent der Bürger bis zu einem Maximum von 65 Prozent der Bürger, die von 
den Regionalgeschaftsführern als prinzipiell parteibeitrittsbereit eingeschatzt 
vverden. Der Mittelvvert der Schatzungen betrögt 16,94 Prozent (SD: 12.89), 
der Median 15,0 Prozent, vvas den VVert aus den ALLBUS-Daten von 2018 
unterschreftet. 

79 Regionalgeschaftsführer schützen die SPD als Mitgliederpartei ein, nur 
zvvei teilen dieses Verstindnis nicht (n — 81). Die Regionalgeschaftsführer 
unterstützen damit fast ausnahmslos das Selbstverstindnis der Partei als Mit- 
gliederpartei. Gründe, die Partei als Mitgliederpartei zu betrachten, vvurden 
mithilfe ciner offenen Frage erhoben. Aus den Antvvorten konnten vier Kate- 
gorien gebildet vverden, die die verschiedenen Spielarten der Mitgliederpartei 
abzubilden versuchen. Zum einen ist dies die Kategorie des Angevviesenseins 
auf die Mitglieder aus finanziellen, organisatorischen oder legitimatorischen 
Gründen, zum zvveiten Beteiligung und Mitbestimmung, zum dritten der 
dauerhafte, zahlreiche und feste Mitgliederstamm sovvte zuletzt die Kategorie 
der deskriptiven (Bevölkerungs-)ReprüsentationV., 

Diefenigen, die die Frage mit neir beantvvortet haben und in einer Folge- 
frage um eine Begründung für diese Einschatzung gebeten vvurden, gaben an, 
dass die Mitgliederzahl im Verhaltnis zu den VVahlberechtigten zu gering und 
die Partei ,zu vveit vom ,kleinen Mann: entfernt sel. 

Hinsichtlich der Mitgliedervverbung ergibt sich folgendes Bild: 


171 Von 53 Befragten, die diese offene Frage mit Stichvvorten oder kurzen Sützen beantvvortet 
haben, konnten insgesamt 45 Passagen codiert vverden, vvobei einige Befragte mehrere 
Antvvorten gaben. Von diesen entfielen 24 auf den Code Berei/igung und Mitbestimmung, 
diese Befragten machten besonders stark, dass die SPD eine exklusive Chance auf politi- 
sche Mitbestimmung für fedes einzelne Mitglied biete. Zehn nannten das Angevviesensein 
der Partei auf ihre Mitglieder aus finanziellen, organisatorischen und legitimatorischen 
Gründen als Begründung dafür, dass sie die SPD als Mitgliederpartei verstehen, vvomit sie 
die Mitgliederpartei über eine funktionale Sicht auf die Mitglieder definieren. Neun vveitere 
nannten die deskriptive Reprdsentationsleistung der Partei als kennzeichnend und vervvie- 
sen auf die Funktion der Partei als Spiegel der gesamten Gesellschaft. Zvvei Befragte erho- 
ben den dazerhaften, zahlreichen und festen Mitgliederstamm zum Definitionskriterium der 
SPD als Mitgliederpartei. 
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Abbildung 16: Hüufigkeit der Mitgliedervverbung — SPD 


Überhaupt nicht I- 
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Nur zu VVahikampfzeiten 0 


Sporadisch, aber nicht 
nur im VVahlkampf 


00 16,0 320 480 64,0 80.0 


72,7 


Quelle: Eigene Darstellung. Angaben in Prozent (n € 55) 


Kein Geschaftsführer gibt an, dass Mitgliedervverbung ausschlieBlich zu 
VVahlkampizeiten erfolgt. Lediglich ein Geschaftsführer gibt an, dass über- 
haupt keine Mitgliedervverbung gemacht vvird, ein Viertel der Geschiftsfüh- 
rer erkennt permanente Mitgliedervverbung im Geschaftsstellenbereich, es sei 
hier yedoch nochmal an den recht geringen Rücklauf erinnert, der kein repra- 
sentatives Bild gestattet. Der GroBteil der Befragten gibt sporadische VVer- 
bung an, die höufiger als zu VVahlkampizeiten stattfindet. VVerden die Zahlen 
mit der Ortsvereinsbefragung der SPD verglichen (Vvgl. polis--sinus 2010: 32), 
ist der VVert der dort als regelmabig bezeichneten Aktionen zur Mitglieder- 
vverbung (dort sind es 19 Prozent der Befragten, die regelmaiBige Mitglieder- 
vverbeaktionen im Ortsverein befahen) fast deckungsgleich. 45 Prozent derye- 
nigen Ortsvereine, die Mitgliedervverbeaktionen durchführen, gaben an, dass 
die Aktionen erfolgreich vvaren (vgl. polis--sinus 2010: 33). Mit dieser Er- 
folgsrate lasst sich eine gezielte Neumitgliederkampagne als sinnvoll zur 
Steigerung der EFintrittszahlen betrachten. Bemerkensvvert sind die Erfolgsra- 
ten derienigen Ortsvereine, die über einen Neumitgliederbeauftragten verfü- 
gen (vvas fedoch nur 15 Prozent sind): Sie berichten von einer Erfolgsrate von 
64 Prozent bei MaBnahmen zur VVerbung und Betreuung der Mitglieder"” 
(vgl. polis--sinus 2010: 33). 

Hinsichtlich der Kommunikation, die von übergeordneten Ebenen aus- 
geht, lassen sich deutliche Diskrepanzen erkennen: 


172 Bedauerlichervveise vvird in der Darstellung der Daten nicht ausreichend zvvischen VVerbung 
und Betreuung unterschieden, vvenn es um die Neumitgliederbeauftragten geht. 
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Abbildung 17: Erhalt von Informationen übergeordneter Parteiebenen — SPD 


Keine infos 3,6 


Erhalte unregelmöDig 
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Erhalte regelmaBig 
İnfos 


Quelle: Eigene Darstellung. Angaben in Prozent (n — 56) 


Der Anteil der Geschaftsführer, die regelmiBig Informationen von überge- 
ordneten Ebenen erhalten, liegt nur vvenige Prozentpunkte über denienigen, 
die unregelmaiBig Informationen erhalten. Geschaftsführer, die überhaupt 
keine Informationen erhalten, sind deutlich in der Minderheit (2,1 “6). Die 
Informationsvveiterleitung scheint somit nur bedingt gevvahrleistet zu sein. 


Abbildung 18: Vervvendete Strategien in der Mitgliedervverbung (geschlosse- 
ne Abfrage) — SPD 


Ansprachen-Strategie 
Linkage-Strategie 
Netzvverk-Strategie 
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Quelle: Figene Darstellung. Angaben in Prozent (Antvvort/Teilnehmer) (n € 55). Mehr- 
fachantvvorten möglich 
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Die Strategie, die am höufigsten vervvendet vvird, ist die Ansprachen-Strate- 
gie, den Regional- und Kreisgeschaiftsführem folgend. Dies ist, basierend auf 
den Vorsehligen der Rekrutierungsforsehung sovvie der Dokumentenanalyse, 
nicht vervvunderlich. Es zeigt, dass — entvveder vveil die Partei es so kommu- 
niziert oder vveil die eigenen Erfahrungen der Geschaftsführer handlungslei- 
tend sind — die Rekrutierungsstrategie, die in der Theorie als besonders prak- 
tikabel erachtet vvird, auch in der Praxis Anvvendung zu finden scheint. Ge- 
folgt vvird diese Strategie in Ihrer Höufigkeit von der Linkage-Strategie. Ca. 
zvvet Drittel der Geschaftsführer zeigen auf, dass die Netzvverk-Strategie zur 
Mitgliedervverbung genutzt vvird. Auf Basis dieser Daten laüsst sich schlieBen, 
dass diefenigen Strategien, die auf den Mitteln der persönlichen Ansprache 
sovvie des direkten zvvischenmensehlichen Kontaktes beruhen, in der Praxis 
haufig genutzt vverden. An Sehulungen, Trainings, Seminaren, etc. teilzu- 
nehmen bekunden 60 Prozent der Befragten. Hfer ist zu hinterfragen, vvarum 
nicht alle hauptamtlichen Mitarbeiter gleichermalen an solchen VVeiterbil- 
dungsmaflönahmen teilnehmen. Zu vermuten ist, dass diese aulöerhalb der 
Arbeitszeit stattfinden und daher auf Freivvilligkeit basieren. Die Issuc- 
Strategie vvird von etvvas mehr als der Halfte der Befragten vervvendet. Die 
Kampagnen-Strategie, die im Fragebogen durch das Item , VVir erarbeiten ge- 
zielte Mitgliedervverbekampagnen, die in einem bestimmten Zeitraum statt- 
finden“ operationalisiert vvurde, vvird von ca. 53 Prozent der Regionalge- 
schaftsführer beyaht. Mit der Supporter-Strategie arbeiten nur 38,2 Prozent 
der Geschaftsführer, mit der Framevvork-Strategie sogar nur 16,4 Prozent, 
vvas darauf hinvveist, dass Mitgliedervverbekampagnen entvveder keine oder 
vvenige finanzielle Ressourcen beanspruchen und die finanziellen Möglich- 
keiten überhaupt nicht ausgelotet vverden müssen, da die Kosten der Mitglie- 
dervverbung ein im Sinne des Budgets kritisches Ma) nicht überschreiten 
oder die angenommenen Kosten so hoch sind, dass Mitgliedervverbung von 
vornherein ad acta gelegt vvird. Letzteres passt fedoch nicht dazu, dass Mit- 
gliedervverbung von 98,2 Prozent der Befragten durchgeführt vvird. Nur drei 
Geschaftsführer erklüren, dass Sie für die Mitgliedervverbung überhaupt nicht 
zustindig sind, vvas den Ergebnissen der Dokumentenanalyse zuvviderlöuft 
und auf cigenstandige Aufgabensetzung innerhalb der Geschaftsführerpositi- 
on hinvveist. 

In einer offenen Abfrage, die der geschlossenen Frage voranging, vvurden 
die Geschaftsführer nach dem Einsatz der Strategien gefragt, die sie in der 
Mitgliedervverbung hauptsachlich nutzen. Diese offene Abfrage vvar der ge- 
sehlossenen aus forsehungsstrategischen Gründen vorgeschaltet, um einen 
möglichen 2/as der Befragten bei der Beantvvortung der Multiple-Choice- 
Frage nach den Strategien zu vermeiden. Da die Geschaftsführer nennen 
sollten, vvas ihnen ohne Hinvveise durch die Multiple-Choice-Ausvvahl ein- 
fiel, kann die offene Abfrage als die validere Messung zur Bestimmung der 
genutzten Mitgliedervverbestrategien betrachtet vverden. 
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Von allen codierten offenen Antvvorten entfielen 52 Prozent auf die An- 
sprachen-Strategie. Mit yevveils 12 Prozent der Nennungen vverden die Netz- 
vverk-Strategie, die Professionalisierungs-Strategie und die Kampagnen- 
Strategie genannt, mit acht Prozent die Supporter-Strategie und mit vier Pro- 
zent die Linkage-Strategie. Die Issue- sovvie die Framevvork-Strategie vverden 
gar nicht genannt. Die Geschaftsführer vervveisen zumeist auf die direkte 
Ansprache von Personen im Rahmen von (lInfo-)Veranstaltungen, Bürgerfo- 
ren oder offenen Fraktionssitzungen, höufig gehen die Antvvorten der Ge- 
schaftsführer trotz des Raumes, den die offene Abfrage laüsst, nicht darüber 
hinaus. 

Für die Entvvicklung des Fragebogens, der an die Mitgliederbeauftragten 
verschickt vvurde, vvaren die unter , Andere" eingeordneten Passagen hilfreich. 
Insgesamt sieben Antvvorten konnten in dieser Kategorie gesammelt vverden 
und offenbarten vveitere VVerbestrategien, die nicht unmittelbar über die ge- 
nutzten Codes gespiegelt vverden können. Drei Befragte vervveisen auf das 
Organisieren zielgruppengerechter Veranstaltungen zur Mitgliedervverbung, 
zvvei nennen die Pramierung erfolgreicher VVerber bzvv. bei der VVerbung 
erfolgreicher Ortsvereine. So erhalten die Ortsvereine z.B. Finanzzuvveisun- 
gen, vvenn sie erfolgreich vverben, die erfolgreichsten VVerber vverden geehrt. 
Ein Geschaftsführer nennt zudem die PR-Arbeit im Vorfeld zu Mitgliederbe- 
fragungen als Mitgliedervverbestrategie, ein vveiterer nennt — recht knapp — 
das VVort ,online“ als VVerbestrategie. VVas sich dahinter exakt verbirgt, macht 
der Befragte nicht kenntlich. 

Um einen besseren Vergleich zur geschlossenen Multiple-Choice- 
Abfrage genutzter Strategien zu ermöglichen, vveist Abbildung 19 den Anteil 
der zu einer Strategie codierten Antvvorten an der Gesamtzahl der gegebenen 
Antvvorten aus. Dieses Verfahren vvurde für die Antvvorten der Multiple- 
Choice-Abfrage übernommen, vvesvvegen die unten stehenden VVerte von 
denen in Abbildung 18 abvveichen. 
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Abbildung 19: Vervvendete Strategien in der Mitgliedervverbung (offene Ab- 
frage) — SPD 
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Quelle: Eigene Darstellung. Mit 4/AXQDA codierte und quantifizierte Angaben (n — 29, 
codierte Passagen: 25). Angaben in Prozent (codierte Antvvorten/Gesamtzahl der Antvvor- 
ten) inkl. Vergleich zur Multiple-Choice-Ausvvertung. Mehrfachnennungen möglich 


VVie sich anhand von Abbildung 19 erkennen lüsst, nimmt die Ansprache den 
höchsten Rang hinsichtlich der genutzten Strategien ein, sovvohl in der ge- 
schlossenen als auch in der offenen Abfrage. Die Linkage-Strategie, die in 
der geschlossenen Abfrage den zvveithöchsten Rang besetzt, vvird in der offe- 
nen Abfrage kaum genannt, mit der Issue-Strategie verhalt es sich ahnlich, 
vvobei hier die grölte Diskrepanz offenbar vvird, da diese in der offenen Ab- 
frage keine Nennung erhalt. VVie angenommen, bestütigt sich an dieser Stelle 
vor allem die Vermutung, dass die persönliche Ansprache in der Praxis als 
die zielführendste VVerbestrategie betrachtet vvird, vvas vviederum zur These 
führt, dass die Eintrittszahlen in die Partei in Nicht-VVahlkampffahren daher 
auf einem recht niedrigen Niveau verharren, da zum einen die Anzahl der 
einfachen Parteimitglieder, die diese persönliche Ansprache übernimmt, sinkt 
und zum anderen eine deutlich geringere öffentliche Prasenz der Parteimit- 
glieder in Nicht-VVahlkampfyahren festzustellen ist. Damit muss auch die 
Annahme hinterfragt vverden, ob die höhere Politisierung von Bürgem in 
VVahlkampfiahren hauptursichlich für höhere Eintrittszahlen ist oder ob es 
die hüufigere Ansprache und damit gezielte Anvverbung ist17. 


173 VVie bereits in dieser Studie genannt, vveisen der Scu/z-Fiype und die Eintrittszahlen vor 
den Mitgliederentseheiden zu den Koalitionsvertrügen 2013 und 2018 auf selbsttütige Ein- 
tritte hin. Doch auch diese Annahme ist nicht belegt, da die Parteimitglieder selbst zu den 
genannten Zeitpunkten aktiver und ,stolzer" auf ihre Partei vvaren, vvas vviederum die direk- 
te Ansprache und damit Mitgliedervverbung begünstigt. VVie eine erste Studie unter 25 
Neumitgliedern aufzeigt, spielte die Personalie Schulz selbst nur cine geringe Rolle, der 
vvahrgenommene Umsehvvung in der Partei diente aber vvohl bei ecinigen Befragten als 
Trigger zum Beitritt (vgl. Grund et al. 2018: 63f.). 
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Hinsichtlich der Parteiebene, die die Mitgliedervverbung steuert, ergibt 


sich kein klares Bild: 


Abbildung 20: Organisationsebene, die die Mitgliedervverbung steuert — SPD 
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Quelle: Eigene Darstellung. Angaben in Prozent (n — 43)174 


VVie das Balkendiagramm zeigt, geht die Mitgliedervverbung nach Einschat- 
zung der SPD-Geschaftsführer zum gröbten Teil vom Bundes- und dann vom 
Landesverband aus, die Unterbezirke vverden nur zu einem sehr geringen Teil 


als 


Verantvvortliche der Mitgliedervverbung betrachtet17?. Ca. 16 Prozent der 


Geschaftsführer sehen die Ortsvereine als forcierende Kraft der Mitglieder- 
vverbung an, die yedoch unabhaingig von hierarchischer Steuerung seien und 


174 
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Bei der SPD ist die konzeptionelle Unterscheidung der Zustindigkeit verschiedener Ver- 
bünde zu beachten. So vvurden nur diefenigen Organisationsebenen abgefragt, die statua- 
risch festgehalten sind. Problematisch ist die Unterscheidung von Gemeindeverbinden, 
Kreisverbinden, Stadtverbanden, Regionalverbinden, Unterbezirken, Bezirken und Lan- 
desverbiünden, da İetztere entvveder Bezirke darstellen, die mit einem Bundesland de- 
ckungsgleich sind oder aber den Zusammenschluss mehrerer Bezirke in einem Bundesland 
meinen. Bundesliünder vvie Hessen beispielsvveise kennen Landesverband una Bezirke, die 
vviederum in Unterbezirke gegliedert sind. Bildungsgrundlagen sovvohl der Landesverbön- 
de, der Bezirke als auch der Unterbezirke sind die politische und vvirtschaftliche Zvveckmd- 
Bigkeit ($$ OrgStatut SPD, vgl. SPD 2017: 13ff.), die regional varileren kann. Hinzu 
komnt die freivvillige, aber nicht notvvendige Bildung von Gemeinde-, Samtgemeinde- und 
Stadtverbinden. Einige Geschaftsführer sprechen in der Umfrage und in den im Vorfeld zur 
Umfrage geführten Gesprachen mal vom Kreisverband (dieser vvird nur in der Finanzord- 
nung, nicht aber im OrgStatut genannt), mal vom Gemeindeverband und mal von Bezirken, 
die bei der Steuerung mitvvirken. Um in der Umfrage keine begriffliche Vervvirrung zu er- 
zeugen, vvurde daher die in Abbildung 20 dargestellte Unterseheidung vervvendet. 

Die Frage lautete, vvelche Parteiebene nach Einschaützung der Geschaftsführer maBgeblich 
dazu auffordert, Mitgliedervverbeaktionen durchzuführen und VVerbestrategien zu kommu- 
nizieren. 
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autonom agierten. VVerden die Parteiorganisationen als ,lose verkoppelte 
Anarchien“176 betrachtet oder als stratarchisch organisiert (vgl. Eldersveld 
1964 als Ausgangspunkt, ecine aktuelle Rezeption liefert z.B. Detterbeck 
2016: 118ff.), lassen sich die betrachteten Unterschiede gut erklaren. VVenn- 
gleich die Parteispitze Handlungsanvveisungen vor oD5en gibt, gibt das schon 
dargestellte Merkmal der /reiv//ligen Müitgliedschaft Gelegenheit, diese Or- 
der sanktionsfrei zu ignorieren. Geschaftsstellenmitarbeiter sind davon aus- 
genommen, müssen sie schlie$lich Dienstanvveisungen befolgen. Ihre Rolle 
als hauptamtliche Unterstützer in der Mitgliedervverbung kann aber als losge- 
löst zu ihrer Einschatzung betrachtet vverden, vvelche Organisationsebene die 
Steuerung der Mitgliedervverbung vornimmt. 

Da die in der Frage vorgenommene Abstufung nach den maİ$geblichen 
Organisationsebenen in der Praxis aus den genannten Gründen nicht trenn- 
scharf vollzogen vverden kann, vvurde ein offenes Antvvortfeld hinzugefügt, in 
dem die Geschaftsführer cigene Anmerkungen machen konnten, vvenn sie 
sich nicht für eine der genannten Antvvortmöglichkeiten entschieden haben. 
Hier lassen sich in einigen Fallen Ansaütze von Kooperationen erkennen, in 
denen die Verbiönde untereinander kommunizferen. Teilvveise vvird eine Ko- 
operation aller Organisationsebenen beschrieben, teilvveise aber auch nur cine 
bilaterale Abstimmung zvvischen Unterbezirk und Ortsvereinen oder Kreis- 
verbünden und ÖOrtsvereinen. 

Ein vveiterer Fragekomplex betraf den Einsatz von Urvvahlen vor Ort: 


176 Siehe organisationssoziologisch dazu grundlegend VVeick (1976), für die Parteienforschung 
dann insbesondere VViesendahl (1984) sovvie Lösche und Vvalter (1992). 
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Abbildung 21: Urvvahlen in der SPD 
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Quelle: Eigene Darstellung. Angaben in Prozent (n — 52) 


Die Zahl der Urvvahlen überrascht. VVenngleich Effekte sozialer Ervvünscht- 
heit nicht ausgeschlossen vverden können, ist die Zahl von 65,4 Prozent der 
Befragten, die die Existenz von Urvvahlen in Ihrem Bezirk zu Sach- und 
Personalfragen befyahen, erstaunlich hoch. Zusatzlich zu diesen Zahlen besta- 
tigen 21,2 Prozent der Befragten die Existenz von Urvvahlen zu Personalfra- 
gen und 3,8 Prozent der Befragten Urvvahlen zu Sachfragen. Nur 9,6 Prozent 
geben an, dass keine Urvvahlen, die allen Mitgliedern offenstehen, stattfinden. 
Grund für diese bemerkensvvert hohen Zahlen kann die Fragestellung selbst 
sein, da in dieser nicht zvvischen den turnusmöBigen VVahlen in den Gliede- 
rungen und sonstigen, zu anderen Zeitpunkten stattfindenden Urvvahlen diffe- 
renziert vvurde. 

In einer darauffolgenden offenen Frage vvurden die Regionalgeschaftsfüh- 
rer befragt, ob sie diese Urvvahlen zur Mitgliedervverbung nutzen. Von 27 
Befragten, die dieses Feld ausgefüllt haben, geben zehn explizit an, Urvvahlen 
nicht zur Mitgliedervverbung zu nutzen. Ein Befragter vervveist dabei auf das 
geringe mediale Interesse, das er damit erhaült: So vvürden Urvvahlen vor Ort 
zvvar in der Presse kommuniziert, er erhalte dazu aber kaum Feedback aus der 
Bevölkerung. Ein anderer gibt an, das Prinzip der Basisdemokratie habe sich 
noch nicht durchgesetzt, zvvei vveitere vervveisen auf die Nutzung des Dele- 
giertenprinzips. VVieder ein anderer konstatiert, dass im ecigenen Bezirk neue 
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Positionen selten mit neuen Mitgliedern besetzt vverden, und vvenn, dann 
selen dies vor allem unvvichtige Positionen. 

In der Online-Umfrage vvurde mit Blick auf die VVirkung innerparteilicher 
Demokratie nach den Effekten des Mitgliederentscheids zum Koalitionsver- 
trag 2013 gefragt. 49,1 Prozent der Regionalgeschaftsführer verzeichneten 
höhere Neumitgliederzahlen, 35,8 Prozent konnten yedoch keine positiven 
Verinderungen erkennen, 15,1 Prozent antvvorteten mit ,vveib nicht" (n — 53). 
Spürbare Ausvvirkungen in der Mitgliedervverbung nach der Parteireform der 
SPD im /ahr 2011 vverden selten konstatiert. Nur drei von 17 Befragten, die 
überhaupt eine Antvvort auf diese Frage gaben, erkennen neue Elemente der 
Partelarbeit. Einer vervveist auf Verinderungen im Bereich der Nominierung 
der Listen für Gemeinde-, Stadt- und Kreistagsvvahlen, ohne dies naher zu 
konkretisieren. Ein vveiterer Befragter lobt verbesserte Aufnahmeformulare 
und den Online-Beitritt, der dritte berichtet vom Aufbau einer Sympathisan- 
tenkartei als Neuerung der Parteireform. Die yüngste Parteireform der SPD 
hat also bei den Regionalgeschaftsführern zu keinen spürbaren Verbesserun- 
gen oder Verinderungen im Bereich der Neumitgliedervverbung geführt. 

Eline Sympathisantenkartei nach dem Vorbild der CDU, in der potentielle 
Neumitglieder und Unterstützer gesammelt vverden, existiert in 26,4 Prozent 
der Falle (n — 53). Der übervviegende Teil der Regionalgeschaiftsführer ver- 
fügt damit nicht über ein Verzeichnis, das zu gezielten Mitgliedervverbeakti- 
onen genutzt vverden kann, um zielgruppenspezifisch diefenigen Bürger an- 
zusprechen, die ein Interesse an einer Parteimitgliedschaft bereits bekundet 
haben. 

VVird der geringe Organisationsgrad der ostdeutschen Verbönde im Ge- 
gensatz zu den vvestdeutschen betrachtet, liegt die Vermutung nahe, dass 
ostdeutsche Regionalgeschaftsführer seltener permanente Mitgliedervverbe- 
kampagnen betreiben als vvestdeutsche. Zudem haben sie zumeist cin gröbe- 
res geographisches Finzugsgebiet zu betreuen. Zur Überprüfung dieser An- 
nahme vvurde eine dichotome Variable ,Ost-VVest-Gruppierung" in den Da- 
tensatz cingefügt, die vvestdeutsche Regionalgeschaiftsführer in die eine und 
ostdeutsche Regionalgeschaiftsführer in die andere Gruppe einordnet. Da 
einzelne Spaltenvverte unter ,5“ lagen, vvurde bei der Berechnung der Zu- 
sammenhangsmahle der exakfe Test nach Fisher genutzt"7. Signifikante Un- 
terschiede konnten fedoch nicht ermittelt vverden. 

Eline Korrelationsanalyse der Mitgliedervverbestrategien und der Höufig- 
keit der Mitgliedervverbung ergab lediglich einen signifikanten Zusammen- 
hang zur Kampagnen-Strategie. Alle anderen selbst genutzten oder für die 
Gliederungen erkannten Strategien standen nicht in einem signifikanten Zu- 


177 Aufgrund der geringen Fallzahlen für die Antvvortmöglichkeiten ,Mitgliedervverbung vvird 
überhaupt nicht betrieben“ und ,Mitgliedervverbung vvird nur in VVahlkampfzeiten betrie- 
ben" vvurde die Höufigkeit der Mitgliedervverbung dichotom umcodiert in ,Mitgliedervver- 
bung vvird permanent betrieben / Mitgliedervverbung vvird nicht permanent betrieben". 
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sammenhang zur Höufigkeit der Mitgliedervverbung. AuBer der in Tabelle 10 
genannten Korrelation konnten keine vveiteren statistisch signifikanten Zu- 
sammenhaönge zur Höufigkeit der Mitgliedervverbung ausgemacht vverden. 


Tabelle 10: Bivariate Zusammenhaönge zur Höufigkeit der Mitgliedervverbung 
(Cramer-V) — SPD-Geschiftsführer 


Merkmal Haufigkeit der Mitgliedervverbung 


Kampagnen-Strategie 0,274 (7) 


Quelle: Eigene Darstellung. n € 50-55: “ px0,05. Signifikanz nach Fisher”s Exact Test, in 
Klammern: Angabe der nöherungsvveisen Signifikanz 


6.3.3 Die Geschüftsführer der CDU 


Die Regionalgeschaiftsführer der CDU sind zu 25,8 Prozent vveiblich und zu 
74,2 Prozent maünnlich (n — 66). Sie arbeiten zu 29,8 Prozent in Teilzeit und 
zu 70,2 Prozent in Vollzeit, der ölteste Geschaüftsführer ist 1944 geboren, der 
yüngste 1992. Das Durchsehnittsalter betragt 50 Yahre. 

Die Regionalgeschaftsführer der CDU unterschatzen die Parteibeitrittsbe- 
reitschaft der deutschen Bevölkerung etvvas starker als die Geschaftsführer 
der SPD: Der Mittelvvert betragt lediglich 13,34 Prozent (SD: 11,51), der 
Median 10 Prozent (n — 74). Der Mittelvvert liegt damit fast exakt auf dem, 
der den ALLBUS-Daten entnommen vverden kann. 

85 Geschaftsführer sehen die CDU als Mitgliederpartei, acht vveitere ant- 
vvorten auf die Frage, ob die CDU für sie eine Mitgliederpartei darstellt, mit 
,nein". Die Befürvvorter halten der Partei zugute, dass sie in der Flache vertre- 
ten sei, dass es mehr Mitglieder als Mandatstrager gebe, dass die bloBe Zahl 
bestehender CDU-Mitglieder im Vergleich zu anderen Parteien hoch sei und 
dass die Basis Mitentscheidungsbefugnisse habef75, 


778 Die Codierung anhand der in der Analyse zur SPD vervvendeten vier Kategorien ergab 


neben einer Reihe von Textsegmenten, die überhaupt nicht codiert vverden konnten, vveil sic 
zu unscharf vvaren (z.B.: ,Es vvird viel für die Mitglieder gemacht"), die folgende Vertei- 
lung: Von 55 Teilnehmem, die teilvveise mehrere Antvvorten gegeben haben, stützen 14 ihr 
Verstindnis der CDU als Mitgliederpartei auf den dauerhaften, festen und zahlreichen Mit- 
gliederstamm der Partei. VVeitere 14 Antvvorten entfallen auf den Code Bereiligung und 
Mitbestimmung, diese Befragten heben besonders das Angebot innerparteilicher Partizipati- 
onsmöglichkeiten hervor, vvas für sie cinen Aspekt darstellt, die CDU als Mitgliederpartei 
zu verstehen. Neun vveitere betonen die deskripfive Reprdsentationsleistung der CDU. Von 
der blo8en Anzahl bzvv. dem Vorhandensein eines /fesfer Mitgliederstammes unterscheiden 
diese Teilnehmer zusützlich die Leistung der CDU, die Gesellschaft in ihrer Breite zu ver- 
treten, vvobei cinige besonders die verschiedenen Arbeitsgemeinschaften der CDU (Senio- 
ren Union, Sehüler Union, Funge Union, etc...) hervorheben. Zvvei Geschaftsführer vervvie- 
sen auf die Nofvendigkeit der Mitglieder aus finanziellen Gründen, vvobei für cinen Ge- 
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Diefenigen, die die CDU nicht als Mitgliederpartei verstehen, geben an, 
dass die Partei funge Menschen nicht erreichen, die Mehrheitsmeinung der 
Mitglieder nicht vertreten, an vorhandenen Strukturen festgehalten und eine 
zögerliche Kontaktaufnahme mit Neumitgliedern stattfinden vvürde. Ein vvei- 
terer Geschaftsführer gibt an, dass Mitglieder nur unzureichend in Entschei- 
dungen ecingebunden sefen und ein Mehrvvert der Mitgliedschaft für das ein- 
zelne Mitglied nicht mehr deutlich vvird. Damit vervveist er auf grundlegende 
Probleme der Mitgliedervverbung, die nicht nur den Partefen, sondern auch 
der Parteienforschung nicht neu sind. 

Die Höufigkeit der Mitgliedervverbung gestaltet sich vvie folgt: 


Abbildung 22: Hüufigkeit der Mitgliedervverbung — CDU 


Überhaupt nicht 0 
Nur zu VVahlkampfzeiten Iİ) 
nur im VVahikampf ? 


Quelle: Eigene Darstellung. Angaben in Prozent (n — 68) 


Veder Geschaftsführer, der die Frage beantvvortet hat, vvirbt zumindest in 
VVahlkampizeiten, ein Grolteil vvirbt haufiger, aber dennoch nur sporadisch 
und vveitere 39,7 Prozent der Geschaftsführer, die die Frage beantvvortet 
haben, vverben permanent bzvv. erkennen permanente Mitgliedervverbung in 
ihrem Geschaftsbereich. Das VVerbeniveau scheint damit hoch zu sein. Im 
Zusatzfeld zur Frage für offene Antvvorten vveisen einige Befragte darauf hin, 
dass im cigenen Geschaftsbereich Mitgliedervverbung vor allem über die 
Ortsverbönde ablaufe und diese permanent vverben vvürden. Ein anderer gibt 
an, dass geplante Mitgliedervverbeaktionen nicht sehr erfolgreich seien, der 
persönliche Kontakt zu Menschen, mit denen die Partei in engem Kontakt 
stehe, hingegen schon. 


schaftsführer dieses Element konstitutiv für das Verstündnis der CDU als Mitgliederpartei 
ist, insbesondere dadurch, da der Kreisverband der Beitragsempfünger ist. 
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Die Höufigkeit der Mitgliedervverbung korrespondiert aber nicht mit dem 
Erhalt von Informationsmaterial. Übergeordnete Ebenen versorgen die Ge- 
schaftsführer nur ca. halftig mit regelmaBigen Informationen zur Mitglieder- 
vverbung. 


Abbildung 23: Erhalt von Informationen übergeordneter Parteiebenen — CDU 
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Quelle: Eigene Darstellung. Angaben in Prozent (n — 68) 


VVahrend ca. die Halfte der Befragten regelmalig İnformationen zur Mitglie- 
dervverbung von übergeordneten Ebenen erhalt, so geben 42,6 Prozent an, 
unregelmaBig Informationen zu erhalten. Lediglich eine Minderheit der Ge- 
schaftsführer erhalt keine Informationen. 

Die Strategien, die die Geschaiftsführer der CDU in der Mitgliedervver- 
bung nutzen bzvv. in ihrem Geschaftsbereich erkennen, staffeln sich vvie 
folgt: 
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Abbildung 24: Vervvendete Strategien in der Mitgliedervverbung (geschlosse- 
ne Abfrage) - CDU 


Ansprachen-Strategie 


Linkage-Strategie 74,6 
Netzvverk-Strategie 74,6 
Professionalisierungs-Strategie 59,2 
İssue-Strategie 50,7 
Sympathisanten-Strategie 31 
Framevvork-Strategie 7 
GS übernimmt 7 
keine Aufgaben 
0,0 20,0 40,0 


Quelle: Eigene Darstellung. Angaben in Prozent (Antvvort/Teilnehmer) (n € 71). Mehr- 
fachantvvorten möglich 


60.0 80,0 100,0 


Die am haufigsten genutzte Strategie ist die Ansprachen-Strategie, die nur 
von ca. ecinem Zehntel der Geschaftsführer nicht vervvendet vvird. Die von der 
CDU seit den 1970er /ahren systematisch genutzte Strategie, mittels eines 
Botschaftermodells interessierte Bürger als Parteimitglieder zu gevvinnen, 
spiegelt sich empirisch in dieser Umfrage vvider. Gefolgt ist diese Strategie 
von der Linkage- und der Netzvverk-Strategie, die fevveils von ca. drei Vfier- 
telin der Befragten genutzt bzvv. erkannt vverden. Die Supporter-Strategie 
spielt cine anscheinend nicht zu unterschützende Rolle, fast 60 Prozent der 
Geschaftsführer greifen auf diese zurück bzvv. erkennen ihre Nutzung im 
Geschaftsbereich und versuchen, Unterstützer der Partei mit einer Vollmit- 
gliedschaft dauerhaft an diese zu binden. An Sehulungen und Professionali- 
sierungsmafönahmen nimnt ca. die Halfte der Geschaftsführer teil, die andere 
Halfte informfert sich entvveder selbst oder gar nicht über neuere Ansatze der 
Mitgliedervverbung. Mit spezifischen po/icies und Erfolgen der Partei vverben 
46,5 Prozent der Geschaftsführer bzvv. erkennen diese Art der VVerbung in 
ihrem Geschaftsbereich. Die Kampagnen-Strategie, also das VVerben mit 
komplexeren VVerbeaktionen, die mehrere Strategien bündeln, vvird von ca. 
einem Drittel der Geschaiftsführer vervvendet, vvas auf der anderen Sefte be- 
deutet, dass der GroBteil der Befragten auf das Ausarbeiten komplexer Stra- 
tegie-Pakete verzichtet. Die Framevvork-Strategie vvird nur aulBerst selten 
genutzt, lediglich fünf Befragte geben an, diese einzusetzen. VVeftere fünf 
Geschaftsführer erklaren, in ihrem Geschaftsbereich keine Aufgaben der 
Mitgliedervverbung zu übernehmen, der übervviegende Teil der CDU- 
Geschaftsführer ist daher durchaus an der Mitgliedervverbung beteciligt. 
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In der offenen Frage, die bei den CDU-Geschaftsführern ebenfalls der ge- 
schlossenen Abfrage vorgeschaltet vvar und deren Antvvorten codiert vvurden, 
zeigt sich die Prüdominanz der Ansprachen-Strategie noch starker als in der 
geschlossenen, ragt sie hier doch mit vveitem Abstand vor den anderen hin- 
aus. Aussagen, die der Issue- und Framevvork-Strategie zugeordnet vverden 
könnten, vvaren nicht zu erkennen. Die Supporter-Strategie liegt auf dem 
zvveiten Rang, dahinter folgen die Linkage- und dam mit gleichen Anteilen 
die Netzvverk-, Professionalisierungs- und Kampagnen-Strategie. 


Abbildung 25: Vervvendete Strategien in der Mitgliedervverbung (offene Ab- 
frage) -— CDU 


Ansprachen-Strategio maşı ”? s 


Unkage-Sirategie ayaması ro o 
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Supporter-Strategie 5777757 
Framevvork-Strategie m 6 
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Offene Abfr: 
00 12.0 240 36.0 480 60.0 İİ geschiossene Abfrage 


Quelle: Eigene Darstellung. Mit MAXQDA codierte und quantifizierte Ausvvertung (n ” 46, 
codierte Passagen: 62). Angaben in Prozent (Antvvorten/Gesamtzahl der Antvvorten) inkl. 
Vergleich zur Multiple-Choice-Ausvvertung. Mehrfachnennungen möglich 


15 Antvvorten vvurden dem Bereich ,Sonstige“ zugeordnet, der dieyenigen 
Strategien und Taktiken umfasst, die durch die vervvendeten Kategorien nicht 
erfasst vvurden. Zvvei Geschaftsführer berichten von der Strategie, parteilose 
MandatstrAger, die der CDU nahestehen, zur Übernahme der Parteimitglied- 
schaft zu bevvegen. VVeitere vier nennen den Begriff der zielgruppenorientier- 
ten Ansprache bzvv. der Zielgruppenvverbung, einer prözistert dies, indem er 
auf die gezielte VVerbung von Bürgern mit Migrationshintergrund vervveist, 
bei den anderen ist unklar, ob es sich hierbei um parteilose Mandatstrager 
oder bestimmte gesellschaftliche Gruppen handelt. Zvvei vveitere Geschafts- 
führer nennen die Mitgliederbeauftragten als Strategen der Mitgliedervver- 
bung, die mit einem Stimmrecht in Vorstinden versehen und berichtspflichtig 
sind. Elin einziger nennt den Ausbau der (digitalen) Partizipation als VVer- 
bestrategie, ein anderer Informationsveranstaltungen mit verschiedenen Refe- 
renten zu aktuellen Themen. Zuletzt vvird von cinem Geschaftsführer noch 
ein VVettbevverb unter Ortsverbinden genannt, die darum konkurrteren sollen, 
die fevveils meisten Mitglieder zu vverben. 
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Der Vergleich der beiden Abfrageformen ergibt cin deutliches Überge- 
vvicht der Ansprachen-Strategie und zeigt eine klare Diskrepanz in der Netz- 
vverk- sovvie der İssue-Strategie auf. Letztere vvird in der offenen Abfrage 
überhaupt nicht genannt, auch die Netzvverk-Strate gie findet sich nur verein- 
zelt vvieder, obvvohl die Strategie ,Member gets Member" zumindest in den 
Strategiepapieren der CDU haüufig genannt vvird. 

Hinsichtlich der Steuerung der Mitgliedervverbung ergibt sich ein eher 
diffuses Bild: 


Abbildung 26: Organisationsebene, die die Mitgliedervverbung steuert — CDU 


Landesverband MH 
Unterbezirk 1000006059 
Die OV agieren autonom MH: 


Quelle: Eigene Darstellung. Angaben in Prozent (n — 63) 


Etvvas mehr als die Halfte der Befragten sieht den Bundesverband der Partei 
als Steuerungszentrale der Mitgliedervverbung, die andere Halfte der Befrag- 
ten verteilt sich auf die restlichen Ebenen: So geht vom Landesverband an- 
scheinend vvenig Steuerung aus, die Autonomie der Ortsverbönde scheint 
ebenfalls nur ecine untergeordnete Rolle zu spielen. VVenn also der Bundes- 
verband nicht als tonangebend in der Mitgliedervverbung betrachtet vvird, 
scheinen die Kreisverbande die grölte Rolle zu spielen. Die Antvvorten aus 
dem Zusatzfeld (n € 5) geben dazu kaum Aufsehluss: So gibt ein Geschafts- 
führer an, der Kreisverband sei zvvar am vvichtigsten hinsichtlich der Koordi- 
nation, die autonome Arbeit der Ortsverbande fedoch relevant, vvenn es um 
die praktische Tmplementation der Mitgliedervverbung geht. Ein anderer Be- 
fragter gibt an, dass der Kreisverband die Mitgliedervverbung in Zusammen- 
arbeit mit dem Landesverband steuere, ein vveiterer nennt die Kooperation 
zvvischen Gemeinde- und Kreisverbinden als handlungsleitend in der Mit- 
gliedervverbung. 
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Bemerkensvvert sind die Ergebnisse hinsichtlich der Urvvahlen in der Par- 
tei: 
Abbildung 27: Urvvahlen in der CDU 
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Quelle: Eigene Darstellung. Angaben in Prozent (n — 68) 


Im Geschaftsbereich von 41 Befragten finden sovvohl VVahlen zu Sach- als 
auch zu Personalfragen statt, die allen Mitgliedern offenstehen. AusschlieB- 
lich Personalvvahlen kennen 25 Prozent, VVahlen exklusiv zu Sachfragen nur 
drei Befragte (4,4 Prozent). 36 Teilnehmer antvvorteten auf die offene Frage, 
ob und invviefern die Urvvahlen zur Mitgliedervverbung genutzt vverden, vvo- 
bei bei neun Befragten entvveder ein klares ,nein" oder eine Antvvort festge- 
stellt vverden konnte, die darauf vervveist, dass Urvvahlen zvvar stattfinden, 
aber nicht als Mittel der Mitgliedervverbung betrachtet und/oder genutzt vver- 
den. 

Zuletzt soll untersucht vverden, invvievveit die erhobenen Daten mit der 
Haufigkeit der Mitgliedervverbung korrelieren. Auch bei der CDU soll die 
Annahme überprüft vverden, ob der geringere Organisationsgrad in den ost- 
deutschen Bundeslandem zu einem Unterschied in der Höufigkeit der Mit- 
gliedervverbung führt. Die Mitgliedervverbung vvurde, vvie bei der Korrelati- 
onsanalyse für den SPD-Datensatz, in ,nicht-permanent“ und ,permanent“ 
transformiert. Bei der CDU lasst sich ebenfalls keine Signifikanz zvvischen 
alten und neuen Bundeslaündern und der Haufigkeit der Mitgliedervverbung 
feststellen. 
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Hinsichtlich der Strategien, die von den Geschaftsführermn genutzt sovvie 
erkannt vverden und die in cinem Zusammenhang mit der Haüufigkeit der 
Mitgliedervverbung stehen, zeigt sich cine auf dem 5-Prozent-Niveau signifi- 
kante Korrelation zvvischen der Kampagnen-Strategie und höufiger Mitglie- 
dervverbung. 

Im Rahmen der explorativen Datenanalyse vvurde zudem festgestellt, dass 
dieyenigen Geschaftsführer, denen von höheren Ebenen VVerbematerial zuge- 
sendet vvird, signifikant haufiger vverben. Ob sich hinter dieser Korrelation 
mit moderatem Effekt cin tatsichlicher Kausalzusammenhang versteckt, kann 
nicht abschlieBend geklart vverden, zur Befragung der Mitgliederbeauftragten 
ist diese Erkenntnis fedoch vvertvoll: So lösst sich, auf den statistischen Er- 
gebnissen basierend vermuten, dass der Erhalt von kostenlosem VVerbemate- 
rial als ,Stein des Anstol)es“ bevvertet vverden kann. In den Intervievvs mit den 
Mitgliederbeauftragten der Parteien soll daher der Frage nachgegangen vver- 
den, ob diese ebenfalls kostenloses VVerbematerial — unaufgefordert — erhal- 
ten und daraufhin Mitgliedervverbung betreiben. 

Des VVeiteren lösst sich eine signifikante Korrelation zvvischen der Kom- 
munikation von Mitgliedervverbestrategien und der Haufigkeit der Mitglie- 
dervverbung feststellen. Mit einem Cramer-V von 0,358 ist dieser Effekt 
moderat. Daraus ergibt sich insgesamt das vorlaöufige Bild, dass die Haufig- 
keit der Mitgliedervverbung anscheinend vom İnformationsfluss innerhalb der 
Partei bedingt ist, vvenngleich an dieser Stelle Aussagen über mögliche Kau- 
salzusammenhange verfrüht sind. 


Tabelle 11: Bivariate Zusammenhaönge zur Höufigkeit der Mitgliedervverbung 
(Cramer-V) — CDU-Geschiftsführer 


Merkmal Höufigkeit der Mitgliedervverbung 
Erhalt von Informationen zur Mitgliedervverbung 0,358“ Ö 
Kampagnen-Strategie 0,340” Ö 


Quelle: Eigene Darstellung. n € 62-68, “ px0,05: “” px0,01. Signifikanz nach Fisher”s 
Exact Test, in Klammern: Angabe der nüherungsvveisen Signifikanz 


6.3.4 Vergleich zvvischen SPD und CDU 


Zuletzt sollen in diesem Abschnitt Gemeinsamkeiten und Unterschiede bei- 
der Parteien ermittelt vverden. Bei beiden Partefen gibt der übervviegende Teil 
der Geschaftsführer an, dass der Arbeitgeber Mitgliederpartei sei und teilt 
somit die official story des Mitgliederparteienverstandnisses. 

Hinsichtlich der Höufigkeit der Mitgliedervverbung lassen sich in Abbil- 
dung 28 zvvar leichte Unterschiede in der graphischen Darstellung erkennen, 
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die Höufigkeit der Mitgliedervverbung korreliert aber nicht signifikant mit der 
Parteizugehörigkeit der Geschaftsführer. Die Geschaüftsführer der CDU vver- 
ben etvvas höufiger permanent als yene der SPD, zumindest nach eigenen 
Angaben. Da die Unterschiede fedoch nicht signifikant sind, kann zumindest 
für die hauptamtliche Ebene nicht der Schluss gezogen vverden, dass die 
unterschiedlichen Eintrittszahlen in Parteien in einem möglichen Zusammen- 
hang zu einer unterschiedlichen Höufigkeit der Mitgliedervverbung stehen, 
zumindest nicht hinsichtlich der Regional- und Kreisgeschaftsführer. 


Abbildung 28: Hüufigkeit der Mitgliedervverbung — SPD und CDU im Ver- 
gleich 
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Quelle: Eigene Darstellung. Angaben in Prozent 


VVas den Kommunikationsfluss von übergeordneten Ebenen betrifft, unter- 
scheiden sich CDU und SPD nur marginal voneinander: dennoch soll an 
dieser Stelle noch einmal darauf hingevviesen vverden, dass lediglich etvvas 
mehr als die Halfte der Geschaftsführer beider Parteien regelmaBig zu Mit- 
gliedervverbung und VVerbekampagnen informiert vvird, und dies nur bei der 
CDU einen signifikanten Einfluss auf die Höufigkeit der Mitgliedervverbung 
zu haben scheint. Dennoch ist dieser Punkt vor allem bei der Befragung der 
ehrenamtlichen VVerber an der Parteibasis nicht zu unterschatzen, da auch zu 
diesen ein verlisslicher Kommunikationsfluss bestehen muss, um den Ehren- 
amtlichen das Gefühl zu geben, dass ihre Arbeit cine gevvisse VVertschützung 
erfahrt (vgl. Boezemann und Ellemers 2014: 77). 
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Abbildung 29: Erhalt von Informationen übergeordneter Ebenen — SPD und 
CDU im Vergleich 
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Quelle: Eigene Darstellung. Angaben in Prozent 


Beide Parteien vervvenden in derselben Reihenfolge die Ansprachen-, die 
Linkage- und die Netzvverkstrategie, vvobei durch die Analyse der offenen 
Antvvorten in den vorangegangenen Absehnitten konkludiert vverden kann, 
dass die Ansprachen-Strategie noch eine deutlich prominentere Rolle ein- 
nimmt als es in Abbildung 30 den Anschein macht. Signifikante Unterschie- 
de finden sich in der Vervvendung der Kampagnen-Strategie und in der Sup- 
porter-Strategie. Diese, auch bei der Betrachtung des Balkendiagrammes 
leicht ins Auge fallenden und bemerkensvverten Unterschiede bedürfen einer 
Diskussion: Es ist überraschend, dass die CDU, die in den Strategiepapieren 
deutlich haufiger die Kampagnen-Strategie nutzt, diese in solch geringem 
MaBe umzusetzen scheint. Auf der anderen Seite kann die Formulierung der 
Frage1? eine Rolle gespielt haben: Da Strategiepakete und Kampagnen ,auf 
dem Papier" vorhanden sind, bedarf es der eigenstandigen Erarbeitung geziel- 
ter Mitgliedervverbekampagnen nicht mehr. Die Geschaftsführer der SPD 
hingegen, denen komplexere Strategiepakete — zumindest auf Basis der Do- 
kumentenanalyse — nicht vorliegen, sind somit haufiger darauf angevviesen, 
eigene Mitgliedervverbekampagnen zu erarbeiten. 


179 Die Formulierung im Fragebogen zur Operationalisierung der Kampagnen-Strategie lautete 
ə VVir erarbeiten gezielte Mitgliedervverbekampagnen, die in einem bestimmten Zeitraum 
stattfinden”. 
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Abbildung 30: Vervvendete Strategien in der Mitgliedervverbung (geschlosse- 
ne Abfrage) — SPD und CDU Hm Vergleich 


Ansprachen-Strategie 
Linkage-Strategie 
Netzvverk-Strategie 
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GS übernimmt keine Aufgaben 


spp 
1000 Iİ CDU 
Quelle: Eigene Darstellung. Angaben in Prozent. Mehrfachantvvorten möglich 


Der Aufbau einer Adresskartei vvird von beiden Partefien explizit empfohlen 
(folgt man den Leitfaden und Handbüchern der Partefen), vvird yedoch auf 
Basis cines Mittelvvertvergleichs signifikant haufiger von den Geschaftsfüh- 
rern der CDU genutzt, vvas auch die bei der CDU signifikant höhere Nutzung 
der Supporter-Strategie erklairen kann. Die Framevvork-Strategie vvird von 
den Geschaiftsführern beider Parteien kaum genutzt. Dass die Geschafisstelle 
hinsichtlich der Mitgliedervverbung keine Aufgaben übernimmt, vvird fast 
durchvveg verneint. 

Die Einschiützung der Steuerung der Mitgliedervverbung unterscheidet 
sich statistisch signifikant. Laut der Umfrage erfolgt die Steuerung der Mit- 
gliedervverbung in der SPD staürker durch die Landesverbaünde und den Bun- 
desverband als dies bei der CDU der Fall ist. Die Geschaiftsführer der CDU 
geben zvvar höufiger an, dass der Bundesverband die Mitgliedervverbung 
steuert, vveisen den Landesverbönden fedoch nur eine untergeordnete Bedeu- 
tung zu. Durch den unterschiedlichen Aufbau der Parteien ist der direkte 
Vergleich der Antvvorten problematisch. Das Ergebnis, dass die Steuerung 
durch die höchste Organisationsebene (den Bundesverband) und die niedrigs- 
te (die Ortsverbönde bzvv. -vereine) lediglich moderat unterschiedlich einge- 
schatzt vvird, befriedigt fedoch das eigentliche Erkenntnisinteresse danach, ob 
die Parteispitze oder die Parteibasis als tonangebend in der Mitgliedervver- 
bung betrachtet vverden — den Geschaiftsführern zufolge ist es eher die Spitze 
als die Basis. Eine Autonomie der Ortsvereine bezüglich der Steuerung der 
Mitgliedervverbung erkennen nur vvenige Geschaftsführer, hauptamtliche 
Mitarbeiter beider Parteien vveisen yedoch in der Umfrage darauf hin, dass die 
Ortsverceine bei der AvsfZ7/2rung von Mitgliedervverbekampagnen die Haupt- 
akteure darstellen. 
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Abbildung 31: Organisationsebene, die die Mitgliedervverbung steuert — SPD 
und CDU im Vergleich 


Bundesverband 


Landesverband 


Unterbezirk/Kreisverband 


Die OV agieren autonom 


Quelle: Eigene Darstellung. Angaben in Prozent 


Hinsichtlich der Urvvahlen lassen sich zvvischen SPD und CDU nur unvve- 
sentliche Unterschiede erkennen. VVenngleich die Organisation der SPD als 
mitglieder- und partizipationsfreundlicher eingeschatzt vvird (vgl. Vielhaber 
2015: 136), bietet diese laut den Angaben der Geschaiftsführer nur vvenig 
haufiger Urvvahlen zu Sach- und Personalfragen an. Diese auf Geschaftsfüh- 
rerebene durchgeführte Umfrage muss fedoch mit zvvef teilvveise schon ge- 
nannten Einschrünkungen betrachtet vverden: Zum einen sind Urvvahlen im 
Rahmen der turnusmaöİBigen Ortsvereins- bzvv. Ortsverbandsvvahlen auf der 
untersten Gliederungsebene der Standard und satzungsrechtlich vorgeschrie- 
ben, zum anderen offenbarte die der Frage nachgeschaltete offene Abfrage 
nach dem EFinsatz von Urvvahlen in der Mitgliedervverbung, dass einige Ge- 
schaftsführer das Delegiertenprinzip mit dem Urvvahiprinzip gleichsetzen. Es 
ist daher selbstkritisch anzumerken, dass die Frage einer deutlichen Prözisie- 
rung bedurft hütte und explizit die Ebenen o2?er)alb der Ortsverbinde und - 
vereine fokussieren müsste. 
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Abbildung 32: Urvvahlen in der SPD und CDU im Vergleich 
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Quelle: Eigene Darstellung. Angaben in ProzentLi 


Um ein kurzes Fazit zu ziehen: Es lassen sich nur vvenige Unterschiede in der 
Mitgliedervverbung von CDU und SPD erkennen, zumindest in der Ge- 
schaftsführerumfrage. Die Homogenitüat der Antvvortmuster ist bemerkens- 
vvert und zeigt für die Mitgliedervverbung organisationstrukturelle Ahnlich- 
keiten auf. Die Umfrage unter den Parteibasismitgliedern soll überprüfen, ob 
sich diese Ahnlichkeiten auch an der Party on £he Ground feststellen lassen. 
VVerben CDU-Mitglieder tatsachlich etvvas haufiger als SPD-Mitglieder? 
Beeinflusst die Kampagnen-Strategie die Höufigkeit der VVerbung? Und vor 
allem — und dies konnte im Rahmen der Geschaftsführerumfrage nicht abge- 
fragt vverden, da die Geschaftsführer darin keinen Einblick haben — vvie viele 
Neumitglieder können die Mitgliederbeauftragten vverben, vvie gehen sie 
dabei vor und vvelche Strategien schützen sie als erfolgreich ein? 


6.4 Die Party on the Ground 1: Online-Umfrage unter den 
Mitgliedervverbern der SPD und CDU 


VVie angekündigt kommt eine vollstindige empirische Untersuchung der 
Mitgliedervverbung in Parteien nicht umhin, die in der Mitgliedervverbung 
aktiven Mitglieder zu befragen. Der Absehnitt 6.4 schafft dazu einen ersten 
quantitativen Überblick, in dem nach der Prisentation von Vorgehen und 
Methodik vviederum die Parteien SPD und CDU einzelnen und dann im Ver- 
gleich dargestellt vverden. 
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6.4.1 (Vorgehen und Methodik 


Zur Erfassung der Mitgliedervverbung in den Parteien SPD und CDU vvurde 
neben der Dokumentenanalyse zur Bestimmung der Mitgliedervverbestrate- 
gien und der explorativen Befragung der Geschaiftsführer ecine Online-Um- 
frage durchgeführt, die von der Bundesgeschafisstelle der CDU aktiv unter- 
stützt vvurde. lm Zeitraum vom 28. Mürz 2017 bis 30. Yuni 2017 vvurden die 
Regional- und Kreisgeschaftsführer von SPD und CDU mit der Bitte ange- 
schrieben, die Umfrage an die Mitgliederbeauftragten und die Ortsvereins- 
vorsitzenden, die in der Mitgliedervverbung taütig sind, vveiterzuleiten. Insge- 
samt vvurde zvvei Mal im Abstand von fevveils vier VVochen an die VVeiterlei- 
tung erinnert. Dieses Vorgehen bot gleich mehrere Fallstricke: Zum einen 
vvar und ist der Personenkreis unbekannt, der in der Mitgliedervverbung aktiv 
ist. VVie sich aus den teilvveise bereits vorab geführten Intervtevvs mit Mit- 
gliederbeauftragten und Ortsvereinsvorsitzenden ergeben hat, existiert kein 
fest definierter Personenkreis, der für die Mitgliedervverbung zustandig ist, 
sofern keine Mitgliederbeauftragten benannt sind. Bei der CDU sind diese 
Funktionstrager zumindest auf der Kreisebene explizit benannt, bei der SPD 
auf der Unterbezirksebene. VVer fedoch in den einzelnen ÖOrtsverbanden bzvv. 
Ortsvereinen Mitglieder vvirbt, ist unterschiedlich. Die vor der Online-Um- 
frage geführten Intervievvs ergaben, dass dies teilvveise vom Ortsvereinsvor- 
sitzenden bzvv. vom ÖOrtsverbandsvorsitzenden allein übernommen vvird, 
teilvveise aber auch vom gesamten Vorstand und allen im ÖOrtsverein bzvv. 
Ortsverband aktiven Mitgliedern. Der zvveite Fallstrick der Online-Umfrage 
Hegt in der Art ihrer Verteilung. Der Bundesverband der CDU erklürte sich 
bereit, die Umfrage zu unterstützen und den Umfrage-Link an alle Mitglie- 
derbeauftragten auf Kreisebene zu versenden (n — 1.432)50, 

Die Umfrage baute auf den aus der Literatur deduzierten Erkenntnissen, 
den Ergebnissen aus der Umfrage unter den Regional- und Kreisgeschafts- 
führemn und zu einem Teil aus ersten Erkenntnissen der leitfadengestützten 
Intervievvs (siehe Absehnitt 6.5) auf. Die ersten geführten Intervievvs dienten 
gleichermaBen als Pretests zu den vveiteren leitfadengestützten Intervievvs 
und als ,Pre-Pretests" zur Online-Umfrage. Hiermit vvollte der Autor zum 
einen cine auf empirischen Erkenntnissen basierende induktive Ervveiterung 
der eigenen Fragebögen leisten und zum anderen gevvahrleisten, dass die 


180 Die Bitte vonseiten des Bundesverbandes, den Autor dieser Studie zu unterstützen, mochte 
für den einen oder anderen Befragten impulsgebend gevvesen sein. Die SPD unterstützte das 
Vorhaben des Autors auf Bundesebene leider nicht, sodass hier nur der VVeg über die Regi- 
onal- und Kreisgeschaftsführer blieb. Der Autor musste also darauf vertrauen, dass die Re- 
gional- und Kreisgeschaftsführer die Bitte um Teilnahme an der Umfrage an die Mitglied- 
ervverber und die in der Mitgliedervverbung aktiven Ortsvereinsvorsitzenden vvefterleiteten, 
vvas sich in der Rücklaufquote niedergeschlagen hat. Erfreulichervveise hat fedoch der Lan- 
desverband der SPD Bayern das Vorhaben mit Nachdruck unterstützt und die Datenakquise 
damit entschieden bereichert. 


245 


Online-Umfrage als Instrument der quantitativen Sozialforschung cin gevvis- 
ses empirisches Fundament hat. Da die Literatur zum Thema Mitgliedervver- 
bung sich im Laufe der Erarbeitung der vorliegenden Studie nicht vvesentlich 
ervveitert hat, hütte ein rein auf der Literatur aufgebauter Fragebogen auf 
tönernen FüBen gestanden oder vvüre gar volistandig haltlos gevvesen. 

Eline rein theoriegeleitete Fragebogenkonstruktion vvurde unter anderem 
desvvegen abgelehnt, vveil die verschiedenen Überlegungen und Ansütze, die 
dieser Studie zugrunde liegen, ein zu grolBes Set an Items offeriert haütten. 
Eline vveitgehend empiriegeleitete Fragebogenkonstruktion vvurde daher pra- 
feriert (siehe Kallus 2016: 35). Des VVefteren sollten mit dieser Art des For- 
schungsdesigns die Sehvvüchen der einzelnen Methoden — quantitativ versus 
qualitativ — ausgeglichen vverden (vgl. VVolf 2015: 346 sovvie Kapitel 2). 
Dabei soll an dieser Stelle darauf vervviesen vverden, dass die empirischen 
Erhebungen sich zeitlich teilvveise überlagerten, die Erkenntnisse ciniger 
Intervievvs also in den Fragebogen einflossen und gleichzeitig die Ergebnisse 
der Online-Umfrage unter den Mitgliedervverbern im Rahmen der Intervievvs 
diskutiert vverden konnten, vvenn eine Abvveichung vom İntervitevvleitfaden 
als sinnvoll und erkenntnisfördernd betrachtet vvurde181, Die Konzeption des 
Fragebogens folgte in ihren Grundsötzen (Fragestellung, Antvvortmöglichkei- 
ten, Frageformulierungen etc.) der Grundlagenliteratur zur Fragebogenerstel- 
lung (vgl. Kallus 2016: Petersen 2014). 

Mit diesem Vorgehen sollte zugleich eine methodische Offenheit gevvahr- 
İeistet und diese Studie empirischen Einflüssen gegenüber geöffnet vverden, 
um ein praxisnahes Bild der Mitgliedervverbung zu zeichnen. Dies führte 
dazu, dass die Zahl der Strategien ervveitert und die bisher genutzten Strate- 
gien teilvveise gesplittet vverden mussten. Gleich blieben die Ansprachen- 
Strategie, die Linkage-Strategie, die Netzvverk-Strategie, die Professionalisie- 
rungs-Strategie, die Issue-Strategie, die Supporter-Strategie und die Frame- 
vvork-Strategie. Die Kampagnen-Strategie vvurde in eine Aktions- und eine 
Paket-Strategie überführt. Mit der ersten ist gemeint, Mitgliedervverbeaktio- 
nen in cinem gevvissen Zeitraum zu planen und durchzuführen, die zvveite 
beinhaltet die beabsichtigte Nutzung komplexer Strategiepakete in der Mit- 
gliedervverbung. Neben die Marketing-Strategie trat zudem eine Material- 
Strategie. Erstere beinhaltet zvvar auch die Arbeit mit Marketingmaterial, um 
das Image der Partei vor Ort zu verbessern, bezieht sich aber im Gegensatz 
zur zvveiten nicht darauf, mit der Ausgabe von VVerbematerial gezie/t Mit- 
glieder vverben zu vvollen, Die Tncentive-Strategie vvurde in cinen eigenen 
Frageblock überführt, in dem die Nutzung der einzelnen Beitrittsanreize in 
der Mitgliedervverbung abgefragt vvurde. VVenngleich sie zu Beginn als eige- 
ne Strategie betrachtet vvurde, stellt sie konzeptionell nur eine 7azrik inner- 


181 Teddlie und Tashakkori (2009: 295) empfehlen dieses Vorgehen, das siec merber checking 
nennen, um die Plausibilitüt von Umfrageergebnissen unter Intervievvpartnern, die dersel- 
ben Gruppe vvie die Umfrageteilnehmer angehören, zu erhöhen. 
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halb der verschiedenen Strategien, vor allem der Ansprachen-Strategie, dar, 
vvesvvegen sie nicht mehr als Strategie bezeichnet vverden sol1152, Zudem 
vvurde innerparteiliche Mitentscheidung als Beitrittsanreiz ergünzt. In vonei- 
nander getrennten Fragen vvurde erhoben, ob die Befragten in ihrer Gliede- 
rung Urvvahlen kennen und ob bzvv. invviefern sie diese zur VVerbung einset- 
zen. 
Die Online-Umfrage vvurde vom Autor dieser Untersuchung mit einer 
gevvissen Skepsis betrachtet, bietet sie doch gevvisse Fallstricke vvie das An- 
gevviesensein der Befragten auf cinen internetfahigen Computer bzvv. einen 
Internetanschluss (vgl. VVagner und Hering 2014: 663). Die Vorteile des 
Vorgehens liegen hingegen auf der Hand: zum einen ist hier die finanzielle 
Machbarkeit zu nennen, zum anderen die automatische Filterführung und 
Datenerfassung, die manuelle Fehler ausschlieÖbt sovvie die zeitliche Unab- 
hingigkeit der Online-Umfrage (vgl. VVagner und Hering 2014: 662f.). Des 
VVeiteren entfallen Intervievvereffekte (vgl. Hüder 2010: 220ff., siehe auch 
Schoen 2015: 264). 

Die Umfrage startete mit der Abfrage der Parteizugehörigkeit. Danach 
vvurde die Parteiebene erhoben, auf der die Befragten tatig sind. Anschlie- 
Bend vvurden die Befragten nach den Parteiimtern, die sie ausüben, der Mit- 
gliedschaftsdauer in der Partei und der Tatigkeit im von ihnen genannten 
Partelamt befragt. Daraufhin sollten die Befragten angeben, über vvie viele 
Parteimitglieder die genannte Parteiebene verfügt. VVenn die Befragten keine 
genauen VVerte kannten, vvaren Schatzvverte gestattet. Auch sollten sie ange- 
ben, vvie viele Mitglieder sie im /ahr vor der Umfrage aktiv vverben konnten. 
Probleme dieser Angabe macht die Literatur deutlich: ,,VVenn die Befragten 
zur Angabe vergangenen Verhaltens aufgefordert vverden, dann sind Erinne- 
rungsfehler in einigen Antvvorten vvahrscheinlich. Einige Angaben vverden 
dann über, andere unter dem vvahren VVert Hegen“ (Trüdinger und Remer- 
Bollovv 2016: 241). Diesem Umstand ist sich der Verfasser durchaus be- 
vvusst, doch lassen sich Daten zu gevvorbenen Mitgliedern anders nicht erhe- 
ben, da die Parteigliederungen in den mecisten Fallen nicht systematisch erhe- 
ben, vvie viele Neumitglieder durch Anvverbung eingetreten sind. 

Auf diese Fragen folgte cine kleine Batterie an Fragen zur Selbsteinschat- 
zung. Hier vvurden die Befragten nach ihrem politischen İInteresse und ihrer 
politischen ef/icacy gefragt, vvobei auf eine selbst erstellte, verkürzte ef/icacy- 
Skala zurückgegriffen vvurde. Da der Autor in den leitfadengestützten Inter- 
vievvs vor der Erhebung der Online-Umfrage festgestellt hat, dass die Inter- 
vievvpartner sich bei der Frage nach der Selbstvvirksamkecit besonders schvver 
taten und hdüufig angaben, dass dies sich von Politikebene zu Politikebene 
unterscheide, vvurde im Fragebogen die Differenzierung zvvischen kommuna- 
ler, landespolitischer und bundespolitischer Ebene angeführt. Dies sollte 


182 Siehe dazu FuBnote 118. 
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zudem zur Reduzierung der Komplexitiüt der Frage und damit zur Senkung 
der Abbruchquote beitragen. 

In den Fragebogen vvurde eine Skala affektiven Commitments sovvie das 
SISI cingefügt, um zu erfassen, ob diefenigen Mitglieder, die Mitgliedervver- 
bung betreiben, ihrer Partei gegenüber besonders verbunden sind. Da keine 
Vergleichsdaten vorliegen, muss die Normalverteilung als Mafstab herange- 
zogen vverden. Es vvird vermutet, dass die erhaltenen VVerte für diefenigen, 
die aktiv Neumitglieder vverben, deutlich höher ausfallen müssten als bei 
denienigen Mitgliedern, die eher selten Neumitglieder vverben, da es sich bei 
der Mitgliedervverbung um eine Aufgabe handelt, die den Beteiligten einen 
hohen Ressourcenaufvvand, eine hohe Frustrationstoleranz und damit hohe 
Motivation sovvie hohes Commitment abverlangt. Da die Neumitgliedervver- 
bung vvohl einer der schvvterigsten Aufgaben der Parteibasis ist, kann ervvar- 
tet vverden, dass nur die durch Commitment und Soziale Identitit intrinsisch 
motivierten Befragten zum einen höufiger und — auch dadurch bedingt — zum 
anderen mehr Neumitglieder vverben. 

Die vervvendete Skala baut auf verschiedenen Studien auf und besteht aus 
denfenigen Items des affektiven Commitments, deren Faktorladungen sich in 
empirischen Studien als besonders hoch ervvtesen haben, sie liegt daher theo- 
retisch sovvie methodisch im ,Mainstream“ der gegenvvürtigen psychologi- 
schen Commitment-Forsehung/"5. Da aus der Forschung des ehrenamtlichen 
Engagements zudem immer vvieder hervorgeht, dass der Respekt und die 
VVertschatzung von anderen Organisationsebenen vvichtig seien, um ehren- 
amtliches Engagement zu befördern (siehe Abschnitt 5.2.4, 5.2.5 und 5.3), 
vvurde ein vveiteres Item dem Fragebogen hinzugefügt, das abfragt, invvievveit 
sich die Befragten von übergeordneten Ebenen in ihrer Arbeit vvertgeschatzt 
fühlen. 

Es vvurde zudem versucht, den Fragebogen abvvechslungsreich zu gestal- 
ten. Verschiedene Frageformate, Ranking-Skalen und übersichtliche Seiten- 
gestaltungen sollten dazu führen, die Frustratoren zu verringern und die 
Compliance zum Fragebogen zu erhöhen (siehe Petersen 2014: 82). Des 
VVefteren vvurden offene Fragen vervvendet, die dazu dienten, den Befragten 
die Möglichkeit zur ecigenen Darstellung gevvisser komplexerer Sachverhalte 
zu bieten. Des VVeiteren besitzen die offenen Fragen explorativen Charakter 
und helfen dabei, ein noch unerforschtes Thema in einem quantitativ gröBe- 
ren Maİstab zu erkunden als dies im Rahmen der leitfadengestützten İnter- 
vievvs im Rahmen dtieser Untersuchung geleistet vverden könnte. VVeitere 


183 Auf diese lIdee ist der Verfasser nicht alleine gekommen. Ein besonderer Dank geht an 
dieser Stelle an Frau Dr. Christine Syrek aus Trier, die maf5geblich dabei geholfen hat, ci- 
nem Politikvvissenschaftler zu erklüren, vvelche Commitment-Skala er vervvenden kann, oh- 
ne dass diese auf der einen Seite seinen Fragebogen überfrachtet hötte und auf der anderen 
Seite methodisch nicht mehr robust genug vvüre. Siehe zur Messung von Commitment z.b. 
Felfe et al. (2002), Maier und VVoschee (2002), Felfe et al. (2006) sovvie Meyer und Allen 
(1997). 
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Vorteile offener Fragen, die sich auch in der Praxis offenbart haben, vvaren 
unervvartete Antvvorten und der Verzicht auf Suggestionen, die allein durch 
die vorgegebenen Antvvorten geschlossener Fragen entstehen können (siehe 
Bryman 2012: 247). Die Nachteile dieses Vorgehens — cin höherer Arbeits- 
aufvvand für den Forscher bei der Ausvvertung sovvie der zeitliche Mehrauf- 
vvand für die Befragten — konnten durch die genannten Vorteile kompensiert 
vverden. Zudem hat sich in der Ausvvertung gezeigt, dass die offenen Fragen 
nicht überdurchschnittlich hüufig zum Abbruch der Befragung vonseiten des 
oder der Befragten geführt haben. Zuletzt soll noch angeführt vverden, dass 
die Quantifizierbarkeit der Items im Fragebogen auf Basis der Überlegungen 
von Kromrey et al. (2016: 198ff.) gevvahrleistet vvurde, sich fedoch gerade die 
offenen Fragekomplexe nicht dazu eigneten, Antvvortvorgaben zu liefern. 
Andere Bereiche des Fragebogens konnten mit geschlossenen Fragen abgear- 
beitet vverden, nicht yedoch solche, die primiür explorativen Charakter hatten 
und zu denen in der Parteienforschung bislang keinerlei Erkenntnisse vorla- 
gen. 
Die Online-Umfrage vvurde für die vorliegende Studie nur auf der Ebene 
der Ortsvereins- und Ortsverbandsvorsitzenden ausgevvertet. Da die Ziel- 
gruppe unterschiedlichen Statusebenen angehört und diese teilvveise unter- 
schiedliche Aufgabenbereiche haben, ist es vvichtig, zvvischen Mitgliedervver- 
bern auf Ortsverbands-/Ortsvereinsebene und Kreisverbandsebene bzvv. noch 
höher gelagerten Ebenen zu trennen. Befragte, die ihr Hauptaufgabengebiet 
eher auf höheren Parteiebenen sehen, vvurden aus der statistischen Analyse 
ausgeklammert, vveil sie die Mitgliedervverbung untergeordneter Ebenen eher 
koordinieren bzvv. unterstützen denn tatsachlich aktiv neue Mitglieder vver- 
beni54, 

Genutzt vvurden in der Ausvvertung insbesondere Korrelationsanalysen 
und Regressionsmodelle. Dabei bilden konzeptionell zusammengehörende 
Items auch die fevveiligen Modelle innerhalb der Regressionen. Das erste 
Modell fasst politisches Interesse und ef//icacy der Befragten zusammen und 
geht auf Basis der in Kapitel 3 erlauterten Befunde davon aus, dass VVerber 
mit höherem politischen Interesse sovvie höherem politischen VVirksamkeits- 
gefühl statistisch signifikante Erfolge in der Neumitgliedervverbung vorvvei- 
sen können. Das zvveite Modell bündelt die auf das Ehrenamt bezogenen 
innerorganisationalen Faktoren auf der Mikro-Ebene, sprich: den individuel- 
len Aufvvand für die Mitgliedervverbung sovvie die Unterstützung auf lokaler 
Ebene. /e höher dieser individuelle Aufvvand, umso höher die Erfolgsquote, 
so nimmt der Test dieses Modells an. Das dritte Modell bündelt die in dieser 
Untersuchung aufgestellten Mitgliedervverbestrategien und untersucht ihre 
VVirkung auf die Neumitgliedervverbung. Dabei ist, ihnlich vvie bei Modell 4, 
das die Beitrittsanreize zusammenfasst, zu explorieren, vvelche der Strategien 


184 Dies ging zumindest aus den vorab geführten Intervievvs sovvie aus Gespröchen des Autors 
mit Parteimitgliedern auf den verschiedenen Organisationsebenen hervor. 
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bzvv. Anreize statistisch signifikante Effekte auf die Neumitgliedervverbung 
aufvveisen. Laut den Annahmen der Parteienforsehung sollten es dabei insbe- 
sondere die partizipationsorientierten Anreize sein, die höhere Erfolge in der 
Neumitgliedervverbung bringen. Hinsichtlich der Strategien sollten, basierend 
auf dem CVM, die Ansprachen-Strategie, die Netzvverk-Strategie und die 
Linkage-Strategie statistisch signifikant sein. Modell 5 integriert die inneror- 
ganisationalen Merkmale, die sovvohl die Unterstützung in der Mitglieder- 
vverbung als auch die Aufforderung zur Mitgliedervverbung vonseiten anderer 
Organisationsebenen sovvie der Geschaftsführer umfassen. Auch ist darin die 
Parteikultur, operationalisiert durch das Mitgliederparteienverstündnis sovvic 
durch das Abhalten von und das VVerben mit Urvvahlen integriert. Es bot sich 
an, dies in Modell 5 aufzunehmen, da die genannten Items auf der Meso- 
Ebene İiegen und sich von der Mikro-Ebene des individuellen Aufvvands in 
Modell 2 konzeptionell sovvie empirisch entfernen. Auch das selbst vvahrge- 
nommene Gelingen der Mitgliedervverbung ist darin integriert, da es nicht 
zuletzt neben persönlichen EFigenschaften Resultat günstiger Kontextbedin- 
gungen auf der Meso-Ebenc ist. /e günstiger die Bedingungen auf der Meso- 
Ebene sind, sprich: ?e offener die Parteikultur ist und ?e mehr Unterstützung 
VVerber erhalten, umso mehr Neumitglieder müssten dadurch gevvorben vver- 
den können. Modell 6 bündelt zuletzt das Commitment sovvie die Soziale 
Identitüt als motivationale Faktoren. Auf Basis der in Kapitel 5 vorgestellten 
Annahmen dazu sollte dieses Modell eine hohe Varianzaufklarung hinsicht- 
lich gevvorbener Neumitglieder bieten (siehe insbesondere Absehnitt 5.2.2 
und 5.2.3). Modell 7 integriert schlie$lich, als empirisch-exploratives und 
zugleich auf Sparsamkeit ausgerichtetes Modell, die in den einzelnen Model- 
len signifikanten Variablen und testet diese erneut. Modell $ bietet dazu die 
Gegenprüfung und enthalt a//e abgefragten Variablen. Problematiseh vvaren 
dabei insbesondere bei der CDU dic geringen Fallzahlen, die durch ifem-non- 
response in einzelnen Fragen zustande kamen, vvomit die Befragten aus dem 
Modell ausgeschlossen vvurden. Bei der CDU vvurde daher auf die Darstel- 
lung dieses Modellis verzichtet. 

Die einzelnen statistischen Verfahren in der Ausvvertung sollen nicht in 
aller Ausführlichkeit dargestellt, sondern im Vorfeld der fevveiligen Operati- 
onen kurz und mit Rückkgriff auf die vvesentliche Literatur erlautert vverden. 
Zudem vvurde aus Gründen der Übersichtlichkeit und des Umfangs auf cine 
ausführliche deskriptive Darstellung verzichtet. Die detaillierte Dokumentati- 
on der Daten kann beim Autor der vorliegenden Studie angefragt vverden. 
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6.4.2 Die Mifgliedervverber der SPD 


An der Umfrage beteiligten sich insgesamt 229 SPD-Mitglieder, davon 185 
auf der Ortsvereinsebene, sechs auf der Kreisverbandsebene, 23 auf der Un- 
terbezirksebene und zvvei auf der Ebene des Landesverbandes. 13 Mitglieder 
machten keine Angabe zur Organisationsebene, auf der sie tatig sind. Von 
den auf der Ortsvereinsebene taütigen Mitgliedern bekleiden 176 das Amt des 
Vorsitzenden. Lediglich zehn Befragte auf der Ortsvereinsebene gaben an, 
das Amt des Mitgliederbeauftragten innezuhaben. Die Mitgliedschaftsdauer 
der Befragten auf Ortsvereinsebene betragt im Durchsehnitt 17,7 Tahre (SD: 
12,395), die Befragten verfügen im Mittel also berceits über eine lange Partei- 
erfahrung. Mithilfe einer Kreuztabellierung vvurde ersichtlich, dass sieben der 
Mitgliederbeauftragten zugleich Ortsvereinsvorsitzende sind, drei hingegen 
nicht. Die insgesamt geringe Zahl an Mitgliederbeauftragten zeigt an, dass in 
der SPD auf Ortsvereinsebene bisher offensichtlich kein Bevvusstsein dafür 
existiert, dass cin cigenes Amt für die Mitgliedervverbung, aber auch für die - 
bindung bzvv. das Austrittsmanagement vonnöten sein könnte — entgegen der 
Vorhaben der Parteispitze nach der Parteireform 2011. 

Unter den Befragten der SPD betrögt das Durchsehnittsalter 51,29 Vahre 
(SD: 13,402), vvomit sie deutlich yünger als der Parteidurchschnitt sind. Hin- 
sichtlich der Berufsstruktur rangieren Angestellte mit vveitem Abstand an 
erster Stelle, vvorauf Rentner, Beamte und Selbststaündige folgen. Von den 
Befragten arbeiten 63,6 Prozent in Vollzeit, 12,9 Prozent in Teilzeit und 17,1 
Prozent sind nicht (mehr) ervverbstatig. Mit fast drei Vierteln der Befragten 
übervviegen die Münner, Frauen sind hingegen — im Vergleich zum Partei- 
durchschnitt — unterreprisentiert. Der höchste Schulabschluss ist bei fast 60 
Prozent das Abitur oder die Fachhochschulreife, ohne Abschluss die Schule 
beendet haben 2,7 Prozent der Befragten, einen Hauptschulabschluss haben 
14,3 Prozent und über die Mittlere Reife verfügen 19,7 Prozent. Das Netto- 
einkommen der Befragten betragt durchsechnittlich 2515,26 Euro (SD: 
1262,18) und ist damit im Bevölkerungsvergleich als überdurchsehnittlich 
hoch anzusehen, vvas mit den Ergebnissen der Partizipationsforschung ein- 
hergeht. 

Zvvischen den sozialstrukturellen Variablen und der Zahl gevvorbener 
Neumitglieder ergeben sich teilvveise signifikante Korrelationen: So korrelfert 
das Alter der Befragten auf dem 5-Prozent-Niveau signifikant mit der Zahl 
der gevvorbenen Neumitglieder (Pearson-R: -0,201). Anhand des Koeffizien- 
ten zeigt sich, dass yüngere Mitglieder mit sehvvachem Effekt mehr Neumit- 
glieder vverben als öltere Mitglieder. VVeitere sozialstrukturelle Variablen 
korrelieren nicht signifikant mit der Zahl gevvorbener Neumitglieder. Überra- 
schend ist, auf Basis von Abschnitt 5.2.5 und darin der Ergebnisse von Oer- 
der (2015), dass das Geschlecht keinen Zusammenhang zum VVerbeerfolg 
bietet. Insgesamt ist das Ressourcenmodell für die Erklarung von VVerbeer- 
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folgen in der Mitgliedervverbung zu vervverfen (siehe dazu auch Absehnitt 
5.3). 


Tabelle 12: Politisches Interesse, efficaey und Mitgliederzahl. Korrelationen 
zur Neumitgliedervverbung — SPD 


Merkmal Ervvarteter Zusammenhang rz 
zur Zahl gevvorbener 
Neumitglieder 


Politisches Interesse positiv 0,118 (rs) 
Fühle mich in der Lage, politische Vor- positiv 0,197” (rs) 
gönge verstehen zu können (internal 

efficacy) 

Fühle mich in der Lage, politische Vor- positiv 0,184” (rs) 


gange auf kommunaler Ebene zu beein- 
flussen (external efficacy 1) 


Fühle mich in der Lage, politische Vor- positiv 0,259”” (rs) 
gange auf landespolitischer Ebene zu 
beeinflussen (external efficacy 11) 


Fühle mich in der Lage, politische Vor- positiv 0,157” (rs) 
gange auf bundespolitischer Ebene zu 
beeinflussen (external efficacy İII) 


Quelle: Figene Darstellung. n — 145 bis 157, “ px0,05, “” px0,01155 


Das politische Interesse sovvie das Gefühl, politische Vorgünge verstehen und 
beeinflussen zu können (infernal und external efficacy), sind bei den SPD- 
Mitgliedern auf Ortsvereinsebene überdurchschnittlich hoch. Des VVeiteren 
fühlen sich die Befragten im Durchsehnitt eher sfark in der Lage, mit cigenen 
Handlungen politische Entscheidungen auf der kommunalen Ebene becin- 
flussen zu können, vvomit sie über eine hohe e//icacy auf kommunaler Ebene 
verfügen. Für die Landes- und Bundesebene sinkt dieses VVirksamkeitsgefühl 
deutlich. In der bivariaten Analyse stehen alle in dieser Studie genutzten 
efficacy-MaBe in einem signifikanten Zusammenhang zur Zahl der gevvorbe- 
nen Neumitglieder. Das Selbstvvirksamkeitsgefühl hat damit ecinen — vvenn- 
gleich sehvvachen, aber doch vorhandenen — positiven Effekt auf die Neumit- 
gliedervverbung, vvohingegen politisches Interesse statistisch irrelevant ist. 
Ein GroBteil der Befragten gibt an, Mitglied in vveiteren Vereinen neben 
der Partei zu sein, lediglich 14 der Befragten auf Ortsvereinsebene haben nur 
die Parteimitgliedschaft, sind aber sonst nicht in vveiteren Vereinen oder 
Vereinigungen aktiv. Die durchsehnittliche Zahl der Vereinsmitgliedschaften 


185 /e nach Skalennivau der unabhiüngigen Variablen vvird entvveder Pearsons-R oder Spear- 
mans-Rho angegeben bzvv. ein Mittelvvertvergleich durchgeführt. Spearmans-Rho vvird im 
Folgenden mit rs abgekürzt, Pearsons-R mit rp. 
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bei denienigen, die in vveiteren Vereinen neben der Partei aktiv sind, betragt 
im Mittel 4,92 (SD: 4,35). Damit vveisen die Befragten zvvar ecine aulBeror- 
dentlich hohe Vernetzung im ehrenamtlichen Bereich auf, zugleich ist die 
Mitgliedschaft in mehreren ehrenamtlichen Organisationen — bei gleichzeiti- 
ger Aktivitat in mehreren oder allen Organisationen — aber durchaus als ,Zeit- 
fresser" für die Partefarbeit zu betrachten (vgl. Cnaan und Cascio 1999: 4). 
Die aufgevvendete Zeit taxieren die Befragten auf 21,26 Stunden/Monat im 
Mittel (SD: 20,01), also ca. fünf Stunden/VVoche, die allein in das ehrenamt- 
liche Engagement für die Parteiarbeit flie5en. Die Zeit, die in die Mitglieder- 
vverbung investiert vvird, beziffern die Befragten dabei auf 2,64 Stun- 
den/Monat (SD: 2,95) und damit deutlich unter einer Stunde pro VVoche. 
Dieser VVert zeigt an, dass Mitgliedervverbung cinen geringen Stellenvvert 
erfahrt und ein Bevvusstsein dafür, besonders viel Zeit in Mitgliedervverbung 
zu investieren, anscheinend nicht existiert. Da unter die Abfrage nach dem 
monatlichen Zeitaufvvand für die Mitgliedervverbung nicht nur die VVerbung 
an sich (über Gesprache bspvv.), sondern auch das Lesen von Handreichun- 
gen zur Mitgliedervverbung oder das Erarbeiten von Strategien zur Mitglie- 
dervverbung fallt, lasst sich durchaus ableiten, dass Mitgliedervverbung ein 
untergeordnetes Thema in der Arbeit der Befragfen ist. 

Die Befragten hingegen, die das Amt des Mitgliederbeauftragten inneha- 
ben, gaben im Mittel einen Zeitaufvvand von 5,3 Stunden pro Monat für die 
Mitgliedervverbung an (SD: 3,46). Dies zeigt, dass die Zeit, die die Mitglie- 
derbeauftragten für die Mitgliedervverbung aufvvenden, deutlich höher ist als 
diefenige, die die Nicht-Mitgliederbeauftragten investieren 56, Die Schaffung 
des Amtes an sich scheint daher förderliche Effekte auf die Zeit zu haben, die 
in die Neumitgliedervverbung investiert vvird. 

Die Zahl der gevvorbenen Neumitglieder im /ahr 2017 — also noch vor 
dem Se/ulz-Hype — beziffern die Befragten im Mittel bei 1,77 (SD 2,28)/77, 
vvenngleich an dieser Stelle die VVarnung ausgesprochen vverden soll, dass 
Befragte — vor allem in der Forschung sogenannte ,inkompetente" Befragte — 
zur Selbstüberschützung der eigenen Fahigkeiten neigen (vgl. Kruger und 
Dunning 1999: 1122). Eine Kreuztabellierung mit anschlie5ender Korrelati- 
onsanalyse ergab bemerkensvvertervveise keinen Zusammenhang zvvischen 
der Zeit, die für die Mitgliedervverbung aufgevvendet vvird, und der Zahl der 
gevvorbenen Neumitglieder. Aus dem bloBen Zeitaufvvand lösst sich damit 
nicht automatisch ein Erfolg in der Mitgliedervverbung ablesen. 


186 VVerden die Mitgliederbeauftragten aus der Gruppe aller Befragten auf der Ortsvereinsebe- 
ne herausgerechnet, betrügt deren Mittel letztlich nur noch 2,45 Stunden/Monat (SD: 2,83). 

187 Im Rahmen der vveiteren Berechnungen vverden lediglich die Mitglieder untersucht, die 
zehn Mitglieder oder vveniger gevvorben haben. Zum einen ist die Zahl der Falle derfenigen, 
die mehr Neumitglieder gevvorben haben, sehr gering, zum anderen aber — und dort liegt 
das Problem — verzerren sie die Korrelationsanalysen und Regressionen in einem Mahe, 
dass es dem Erkenntnisinteresse abtrüglich ist, die nachfolgenden Berechnungen von vveni- 
gen Ausreilen abhöngig zu machen. Dasselbe Vorgehen vvurde für die CDU übernommen. 
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VVie sich in Abbildung 33 erkennen lasst, vverben diefenigen, die drei bis 
dreieinhalb Stunden für die Mitgliedervverbung im Monat investieren, im 
Mittel die meisten Mitglieder, vvas einen überraschenden Befund darstellt. 
Ervvartet vvurde, dass diefenigen, die cinen höheren Zeitaufvvand für die Mit- 
gliedervverbung angeben, linear mehr Neumitglieder vverben, vvas yedoch 
nicht der Fall ist. 


Abbildung 33: Zeit für die Neumitgliedervverbung in Zusammenhang zur 
Zahl der gevvorbenen Neumitglieder — SPD 


Mittelvvert gevvorbene Neumitglieder (2016) 


0-1 Stunde 1-1,5 2 bis 255 3bis355 4bis45 5bis75 S8bis10 mehr als 
Stunden Stunden Stunden Stunden Stunden Stunden 10 Stunden 


Aufgevvendete Zeit für die Neumitgliedervverbung (Monat) 


Quelle: Eigene Darstellung. n € 150 


Zu Abbildung 33 ist folgende vvesentliche Information hinzuzufügen: Die 
Zahl derfenigen, die 0 bis 2,5 Stunden vverben, ist deutlich höher (n — 104) 
als deryenigen, die mehr als 3,5 Stunden vverben (n — 40). Es sind lediglich 
sechs Befragte, die 3 bis 3,5 Stunden vverben und hinsichtlich der gevvorbe- 
nen Neumitglieder nach oben ausschlagen, vvovon zvvei als statistische Aus- 
reiBeer hinsichtlich der Zahl der gevvorbenen Neumitglieder zu betrachten 
sind. In Tabelle 13 sind daher Korrelationen zvvischen der Zeit für die 
Neumitgliedervverbung und der Zahl gevvorbener Mitglieder angegeben, die 
im Gegensatz zu Abbildung 33 den ,vvahren" Zusammenhang angeben. 
Die Haufigkeit der Mitgliedervverbung vvird von den Befragten übervvie- 
gend mit ,sporadisch, aber höufiger als zu VVahlkampfzeiten" angegeben. 
badani nicht zu vverben vvird nur von einer Minderheit der Befragten 
genannt, yedoch vverben auch nur 17,6 Prozent der Befragten auf Ortsvereins- 
ebene permanent. Mitgliedervverbeaktionen, die innerhalb eines gevvissen 
Zeitraums durchgeführt vverden und in einer konzertierten Aktion Neumit- 
glieder anziehen sollen, vverden von den Befragten im Mittel 1,54 (SD: 
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0,635) Mal pro /ahr durchgeführt. hm Durcehsehnitt können sie dabei auf 5,08 
Genossen zurückgreifen, die in der Mitgliedervverbung Unterstützung leisten 
(SD: 4,77). 

Invviefern diese Faktoren einen EFinfluss auf die Zahl der gevvorbenen 
Neumitglieder haben, ist in den Tabellen 13 und 14 vviedergeben. 


Tabelle 13: Ehrenamtliche Faktoren und die Zusammenhaönge zur Neumit- 
gliedervverbung — SPD 


Merkmal Ervvarteter Zusammenhang rz 

zur Zahl gevvorbener Neumit- 

glieder 

Zeit für die Neumitgliedervverbung positiv 0,115 (rp) 
Zeit für die Partelarbeit positiv 0,189” (rp) 
Zahl der Vereinsmitgliedschaften positiv 0,108 (r) 
Zahl der Unterstützer in der Mitglieder- positiv 0,187” (rp) 
vverbung 
Haufigkeit der Mitgliedervverbung positiv 0,257”” (rs) 
Anzahl der Mitgliedervverbeaktionen positiv 0,222”” (rs) 
Mitgliederzahl im Ortsverein positiv 0,432””” (r”) 


Quelle: Eigene Darstellung. n € 145 bis 159, “ £ px0,05: “” — px0,01 


Tabelle 14: Mitgliedervverbehandbücher und die Zusammenhönge zur 
Neumitgliedervverbung — SPD 


Merkmal da Nein n Sig. 
n Mittelvvert n Mittelvvert 
Gevvorbener gevvorbener 
Neumitglieder Neumitglieder 
Mitgliedervverbehandbücher 105 1,96 52 1,23 157 ” 
gelesen 
Mitgliedervverbehandbücher 71 T 77 65 1,92 156 n.s. 


als hilfreich empfunden 


Quelle: Eigene Darstellung. n — 136 bis 157, “ — px0,05 


VVie Tabelle 13 zeigt, besteht zvvischen der Zeit, die für die Neumitglieder- 
vverbung aufgevvendet vvird, und der Zahl der gevvorbenen Neumitglieder 
kein Zusammenhang, Zvvischen der Zeit, die in die Parteliarbeit investiert 
vvird, der Haufigkeit der Mitgliedervverbung, der Zahl der Unterstützer in der 
Mitgliedervverbung und der Anzahl der Mitgliedervverbeaktionen existieren 
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hingegen signifikant positive Zusammenhiönge zur Zahl der gevvorbenen 
Neumitglieder. Besonders stark schlagt im Verhaltnis zu den anderen Variab- 
len die Mitgliederzahl im Ortsverein aus: fe mehr Mitglieder ein Ortsverein 
hat, umso mehr neue Mitglieder vverden gevvorben, vvas fedoch einem simp- 
len Kausalzusammenhang geschuldet sein dürfte: Ortsvereine mit hoher Mit- 
gliederzahl haben nicht nur eine höhere organisationale Schlagkraft, sondern 
sind eher in stadtischen Gebieten mit kurzen VVegen, hoher Bevölkerungs- 
dichte und entsprechendem grolen Einzugsgebiet vertreten. Kleine, mitglie- 
derschvvache Ortsvereine finden sich eher in landlichen Gebieten mit lange- 
ren VVegen und ciner geringeren Bevölkerungsdichte, vvas den ,Pool“ an 
Bürgern, die rekrutiert vverden können, verkleinert. Mit Blick auf den Beitrag 
von Cohen (1992: 157) und die von ihm vorgeschlagenen Interpretationen 
von Effektstarken handelt es sich bei den übrigen Faktoren um schvvache bis 
moderate Effekte. Dass der Zusammenhang zvvischen der Zeit, die für die 
Parteiarbeit aufgevvendet vvird und der Zahl der gevvorbenen Neumitglieder 
signifikant positiv ist, der Zusammenhang zvvischen der Zeit für die Neumit- 
gliedervverbung und der Zahl der gevvorbenen Neumitglieder fedoch keine 
statistische Signifikanz aufvveist, stellt cinen unervvarteten Befund dar. Unter 
die ehrenamtlichen Faktoren vvurde zudem subsumiert, ob Mitglieder Zeit 
dafür aufvvenden, die Mitgliedervverbehandbücher der Partei zu lesen. Dabei 
fallt auf, dass dielenigen Befragten, die die Handbücher gelesen haben, in der 
Tat signifikant mehr neue Mitglieder gevvorben haben. Bemerkensvvert ist 
vviederum, dass es kefnen signifikanten Mittelvvertunterschied zvvischen den 
Gruppen gibt, die diese Handbücher als hilfreich bzvv. als nicht hilfreich 
empfunden haben. Die Gruppenmittelvverte lassen gar vermuten, dass die 
Handbücher eher abtragliche Effekte auf die Mitgliedervverbung haben — cin 
Kausalzusammenhang lasst sich dafür yedoch nicht finden. 

Den Strategien, die in den vorangegangenen Teilen dieser Untersuchung 
beschrieben vvurden, vvird ein mal3geblicher Einfluss in der Mitgliedervver- 
bung zugeschrieben. In der Befragung konnten die Umfrageteilnehmer auf 
einem nominalen Messniveau angeben, ob sie mithilfe einer bestimmten 
Strategie vverben oder nicht. Die im Folgenden dargestellten Mittelvvertver- 
gleiche sollen dabei eine Antvvort darauf geben, ob sich Unterschiede im 
Vorgehen auch im Hinblick auf höhere Mitgliederrekrutierungszahlen fest- 
stellen lassen. Angegeben sind dabei die Mittelvverte sovvie das Signifikanz- 
niveau 58, 


188 Angegeben sind die Formulierungen aus dem Fragebogen, so auch im folgenden Absehnitt 
6.4.3. 
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Tabelle 15: Nutzung von Neumitgliedervverbestrategien und ihre Korrelation 
zur Neumitgliedervverbung — SPD 


İtem (Strategie) Strategie genutzt Strategie nicht genutzt n Sig. 
n Mittelvvert n Mittelvvert 
gevvorbener gevvorbener 
Neumitglieder Neumitglieder 
lch spreche Bürger und Bür- 106 1,98 49 1,20 155 z 


gerinnen direkt an (bspvv. bei 
politischen Veranstaltungen) 
und biete ihnen die Möglichkeit 
zum Parteibeitritt an. (ANS) 

İlch ermuntere Bürger und 56 2,32 99 1,40 155 zz 
Bürgerinnen zum Partelbeitritt, 
indem ich auf die Politikerfol- 
ge meliner Partei hinvveise. 
(1SS) 

lch erarbeite (unter Umstan- 19 2,68 136 1,60 155 z 
den gemeinsam mit meinem 
Verband) gezielte Mitglieder- 
vverbeaktionen, die in einem 
bestimmten Zeitraum stattfin- 
den. (AKT) 

Ich lote die finanziellen Mög- e) 3,11 146 1,65 155 T 
lichkeiten des Verbandes aus 
(unter Umstanden gemeinsam 
mit dem Kassierer) und baue 
darauf die Mitgliedervverbung 
auf. (FRA) 

İch versuche, interessierte 64 1,97 91 1,57 155 1 n.s. 
Bürger und Bürgerinnen über 
Organisationen zu erreichen, 
die der Partei nahestehen 
(z.B. die dugendorganisatio- 
nen der Partel, über Kirchen, 
Vereine, Gevverkschaften, 
etc...). (LIN) 

İlch spreche die anderen Mit- 85 1,99 70 1,43 155 İ n.s. 
glieder darauf an, dass sie in 
ihrer Familie und ihrem Freun- 
deskreis aktiv Neumitglieder 
vverben sollen. (NET) 

lch nehme an Schulungen teil, 20 2,20 135 1,67 155 İ n.s. 
in denen Strategien und Me- 
thoden der Mitgliedervverbung 
gelehrt vverden. (PROF) 

İch spreche Unterstützer, 76 2,03 79 1,46 155 İ n.s. 
Gastmitglieder oder Sympa- 
thisanten gezielt an und lege 
ihnen den Partelbeitritt nahe. 
(SUPP) 

lch versuche (unter Umstan- 80 1,90 75 1,56 155 İ n.s. 
den gemeinsam mit meinem 
Verband) möglichst haufig 
öffentliche Prasenz zu zeigen 
und mit der Presse zu kom- 
munizieren. (MAR) 
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İtem (Strategie) Strategie genutzt Strategie nicht genutzt n Sig. 


lch verteile möglichst haufig 17 2,94 138 1,59 155 . 
aktuelles Material zur Mitglie- 
dervverbung an Bürger und 
Bürgerinnen. (MAT) 

lch nutze komplexe Strategie- 1 5.00 154 1:78 155 İ n.s. 
pakete, die mehrere der 
genannten Strategien beinhal- 
ten. (STR) 


uelle: Eigene Darstellung. n — 155, “ px0,05, “” px0,01, “7” px0,001 
g g p p p 


Die Resultate der Mittelvvertvergleiche bringen einige spannende Erkenntnis- 
se zutage. Die Mittelvverte der Gruppen unterscheiden sich zvvar hüufig von- 
einander, fedoch im übervviegenden Teil nicht statistisch signifikant. Ein 
klarer Rekrutierungsfaktor scheint die Strategie darzustellen, mit den Politi- 
kerfolgen der Partei zu vverben. Mitglieder, die angeben, diese Strategie zu 
vervvenden, konnten durchsehnittlich 2,32 Mitglieder im /ahr 2016 vverben 
(im Gegensatz zu 1,4 Mitgliedern bei denfenigen, die diese Strategie nicht 
vervvendeten). Mit einem ,Gevvinnerimage" aufzutreten und Erfolge statt 
Misserfolge hervorzuheben, vvird auch von Beratern in der Neumitglieder- 
vverbung hervorgehoben (siehe dazu insbesondere den noch folgenden Ab- 
sehnitt 6.5.5). 

VVeiterhin signifikant positiv ist der Mittelvvertvergleich hinsichtlich der 
Strategie, aktuelles VVerbematerial an Bürger auszugeben, vvobei die geringe 
Fallzahl deryenigen, die diese Strategie vervvenden, zu beachten ist. Dennoch 
scheint hinter der Ausgabe von Material zumindest eine teilerfolgreiche Stra- 
tegie zu liegen, vvenngleich es hier einer eigenen Untersuchung bedarf. Die 
direkte Ansprache, die Erarbeitung von gezielten Mitgliedervverbeaktionen 
und das Ausloten der finanziellen Möglichkeiten, die der Ortsverein hat, 
zeigen ebenfalls signifikante Mittelvvertunterschiede und vveisen darauf hin, 
dass diese Strategien für die Mitgliedervverbung durchaus sinnvoll zu sein 
scheinen. Die geringen Fallzahlen derfenigen, die gezielte Mitgliedervverbe- 
aktionen planen und die finanziellen Möglichkeiten des Ortsvereins ausloten 
— bei yedoch hohen Mitgliedervverbezahlen — zeigen das Potential auf, das 
hinter diesen Strategien für die Mitgliedervverbung liegen kann. 

Ein vveiterer Mittelvvertvergleich soll aufzeigen, invviefern Beitrittsanreize 
in der Mitgliedervverbung eine Korrelation zu höheren Neumitgliedervverbe- 
zahlen aufvveisen 155. 


189 Angegeben sind die Formulierungen aus dem Fragebogen, so auch im folgenden Absehnitt 
6.4.3. 
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Tabelle 16: Nutzung von Beitrittsanreizen und ihre Korrelation zur Neumit- 


gliedervverbung — SPD 


İtem (Beitrittsanreiz) 


Strategie genutzt 


Strategie nicht 


genutzt 


Sig. 


n 


Mittelvvert 
gevvorbener 
Neumitglie- 

der 


Mittelvvert 
gevvorbener 
Neumitglie- 

der 


Sie teilen lhrem Gegenüber mit, 
dass der Beltritt persönliche 
Vorteile bietet, bspvv. das Erlan- 
gen eines Amts oder Mandats. 
(INC-SELERG) 


26 


1,46 


128 


1,79 


154 


n.s. 


Sie teilen lhrem Gegenüber mit, 
dass der Bettritt die Gelegenheit 
bietet, in geselligem Beisam- 
mensein neue Freunde kennen- 
zulernen und Spaf$ an der 
Parteiarbeit zu haben. (INC- 
SELPRO) 


79 


75 


154 


n.s. 


Sie teilen lhrem Gegenüber mit, 
dass der Bettritt die Möglichkeit 
bietet, den Einfluss der Partei zu 
starken und gemeinsame Ziele 
durchzusetzen. (KOL) 


131 


23 


154 


Sie teilen Ihrem Gegenüber mit, 
dass er / sie der Partei beitreten 
solle, vveil seine / ihre Familie 
bzvv. sein / ihr Bekanntenkreis 
auch Mitglied der Partei ist. 
(NOR) 


16 


138 


154 


sök 


Sie teilen lhrem Gegenüber mit, 
dass ein Parteibeitritt zum Erhalt 
der Demokratie beitragt. (ALT) 


96 


58 


154 


Sie teilen lhrem Gegenüber mit, 
dass der Parteibeitritt die Gele- 
genheit bietet, den von ihm 7 ihr 
bevorzugten politischen Flügel 
zu störken und den politischen 
Kurs der Partei mitzusteuern. 
(İIDEO) 


69 


85 


154 


n.s. 


Sie teilen ihrem Gegenüber mit, 
dass er / sie mittels direktdemo- 
kratischer Beteiligungsinstru- 
mente die Entscheidungen der 
Partei direkt mit beeinflussen 
kann. (PART) 


74 


80 


154 


n.s. 


Sie teilen lhrem Gegenüber mit, 
dass er / sie ia doch sovvieso 
bereits mit der Partei sympathi- 
siere und er / sie diese Sympa- 
thieaufserung auch durch eine 
formelle Mitgliedschaft bekunden 
könne. (EXP) 


71 


83 


154 


n.s. 


Quelle: Eigene Darstellung. n € 145 bis 159, “ px0,05: “” px0,01, “”” px0,001 
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Hinsichtlich der Beitrittsanreize, die in der Mitgliedervverbung genutzt vver- 
den, überrascht, dass nur zvvet signifikante Zusammenhönge zu beobachten 
sind. Bemerkensvvert ist, dass Befragte, die ein Amt oder Mandat in Aussicht 
stellen, vveniger Mitglieder vverben können als diefenigen, die dies nicht tun, 
statistisch signifikant ist das Ergebnis fedoch nicht. Die hohe Fallzahl derer, 
die diesen Beitrittsanreiz nicht nutzen, vveist aber darauf hin, dass der selekti- 
ve, ergebnisbezogene Anreiz selten als VVerbestrategie genutzt vvird und 
anscheinend verpönt ist. VVie die deutsche Parteimitgliederstudie yedoch 
feststellen konnte, vvirkt die Aussicht auf ein Parteiamt durchaus motivierend 
(vgl. Hoffmann 2011: 91), vvomit zum Einsatz dieses Beitrittsanreizes in der 
Neumitgliedervverbung aus strategischer Perspektive und basierend auf 
Hoffmann (2011) eigentlich geraten vverden müsste. Auch Zeuner (2003: 
171) vveist darauf hin, dass das Handlungsfeld der Kommunalpolitik für Bür- 
ger von Interesse ist. Auf der anderen Seite stellt Laux (2011a: 65) mit den- 
selben Daten von Hoffmann (2011), dar, dass selektive, ergebnisbezogene 
Anreize die geringste Rolle bei der Frage nach dem eigenen Parteibeitritt für 
Parteimitglieder gespielt haben. Hferzu erlautert Laux (2011a: 70) fedoch die 
unterschiedliche Bevvertung einzelner Fragen, die den selektiven, ergebnisbe- 
zogenen Anreizen zugrunde lagen. Da diese nic)z nur die Übernahme von 
bzvv. die Aussicht auf Amter und Mandate beinhalten, sondern auch cigene 
berufliche Vorteile durch die Parteimitgliedschaft, muss dieser Anreiz diffe- 
renziert bevvertet vverden — doch: 


“Mit Blick auf die cinzelnen Fragen, die diesem Motivkomplex zugrunde liegen, lasst 
sich darüberhinaus fsic11 bei allen Parteien konstatieren, dass die politische Karriere, 
also das Streben nach Parteidmtern und Mandaten, dabei eine deutlich prominentere 
Rolle spielt als die allgemeinen beruflichen Vorteile“ (Laux 2011a: 70). 


Somit kann nicht eindeutig geklart vverden, auf vvelche Art und VVeise dieser 
Beitrittsmotivkomplex bei Neumitgliedern verfangt. Zumindest in der Mit- 
gliedervverbung scheint es nicht hilfreich zu sein, mit selektiven, ergebnisbe- 
zogenen Anreizen zu vverben — basierend auf den empirischen Ergebnissen 
dieser Studie. 

Ein positiver Zusammenhang besteht zvvischen dem Erhalt der Demokra- 
tic als Parteibeitrittsanreiz und der Zahl der gevvorbenen Mitglieder. VVerben 
Mitglieder also damit, dass der Parteibeitritt zur VVahrung der Demokratie 
beitragen kann, erhalten sie im Mittelvvertvergleich höhere VVerbezahlen. 
Bemerkensvvert ist die hohe Signifikanz bei der Nutzung des normativen 
Anreizes, der fedoch abschreckend zu vvirken scheint. So vverben Befragte, 
die mit dem normativen Anreiz zu überzeugen versuchen, signifikant vveniger 
Neumitglieder als diefenigen, die den Anreiz nicht nutzen. 

Die Zusammenhange von innerorganisationalen Merkmalen zur Mitglie- 
dervverbung vverden im nachfolgenden Mittelvvertvergleich dargestellt, die 
unabhingigen Variablen kennen zvvar teilvveise mehrere Ausprögungen, die 
zu vveiteren Forschungszvvecken genutzt vverden können (z.B. die Arten der 
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Unterstützung von höheren Organisationsebenen). Diese sind für die vorlie- 
gende Untersuchung hingegen vveniger relevant. Daher vvurden sie zum Teil 
auf Nominalniveau transformiert, um einen Mittelvvertvergleich zu ermögli- 
chen. Besonders aufschlussreich sind für die vorliegende Studie Zusammen- 
hönge, die zvvischen dem Vorhandensein eines Merkmals und seinem Nicht- 
Vorhandensein auf die Zahl der gevvorbenen Neumitglieder beobachtet vver- 
den können. 


Tabelle 17: Innerorganisationale Merkmale und ihre Korrelation zur Neumit- 
gliedervverbung — SPD 


İnnerorganisationales Vorhanden / da Nicht vorhanden / Nein n Sig. 
Merkmal 
n Mittelvvert gevvor- n Mittelvvert gevvor- 
bener Neumit- bener Neumit- 
glieder glieder 

Aufforderung zur Mit- 128 1,69 30 1,83 158 İ n.s. 
gliedervverbung 
Nutzung von VVerbema- 67 1,88 86 1,62 153 1 n.s. 
terialien zur Mitglieder- 
vverbung 
Nutzung einer Adress- 44 2.07 106 1,61 150 İ n.s. 
kartei 
Abhalten von Urvvahlen 64 241 88 1,45 152 ə 
zu Sach- und Personal- 
fragen 
Nutzung von Urvvahlen 42 2,45 105 1,47 147 2. 


als Anreiz in der Mit- 
gliedervverbung 


Unterstützung von 69 1,71 öz 1,68 146 İ n.s. 
höheren Organisations- 

ebenen 

Unterstützung der 82 1,73 64 1,67 146 İ n.s. 
Regionalgeschaftsführer 

Partei als Mitgliederpar- 141 1,76 10 1,50 151 n.s. 
tei vvahrgenommen 

Neue lmpulse durch die 43 1,93 108 1,64 151 n.s. 


Parteireform in der 
Mitgliedervverbung 
VVahrnehmung, dass die 54 2,59 96 1,21 150 sər 
eigene Mitgliedervver- 
bung gelingt 


uelle: Eigene Darstellung. n — 146 bis 158: ” pc0,05, “” px0,01, “”” px0,001 
g g p p p 


Überraschend ist, dass viele innerorganisationale Merkmale keinen Zusam- 
menhang zur Zahl der gevvorbenen Neumitglieder und damit zum Erfolg der 
Neumitgliedervverbung aufvveisen. Es zeigt sich yedoch, dass die in der For- 
schung postulierte Annahme, dass Urvvahlen einen Effekt auf die Neumit- 
gliedervverbung zu haben scheinen, zumindest nicht falsifiziert vverden kann. 
Diefenigen Mitglieder, die Urvvahlen als Anreiz zum Parteibeitritt in der 
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Mitgliedervverbung nutzen, vverben mit 2,45 Mitgliedem im Mittel deutlich 
mehr Mitglieder als diefenigen, die Urvvahlen nicht als Anreiz nutzen (1,47 
Mitglieder im Durchsehnitt). Ob dies daran liegt, dass VVerber diese direkt- 
demokratischen Verfahren störker in der aktiven VVerbung vervvenden oder 
ob damit eine erhöhte AuBenvvirkung des Ortsvereins cinhergeht, die dann 
vviederum anziehend auf neue Mitglieder vvirkt, ist anhand der Daten nicht zu 
beantvvorten, vvesvvegen vor allem die qualitative Erhebung an diesem Punkt 
Erklarungslücken schlieBen kann. Auf Basis einer vveiteren Kreuztabellierung 
mit cinhergehenden bivariaten Tests ist zumindest nicht zu erkennen, dass die 
Vervvendung von Urvvahlen als VVerbemittel in der Mitgliedervverbung mit 
der Strategie cinhergeht, haufig öffentliche Prasenz zu zeigen: auch cin Zu- 
sammenhang zur Strategie, möglichst haufig aktuelles Material zur Mitglie- 
dervverbung zu verteilen (und in diesem Rahmen eventuell auf Urvvahlen 
hinzuvveisen) lösst sich nicht erkennen. Bemerkensvvertervveise ist ebenfalls 
kein statistisch signifikanter Zusammenhang zvvischen dem Einsatz von Ur- 
vvahlen in der Mitgliedervverbung (sprich: als explizit kommunizierter Bei- 
trittsanreiz) und der Strategie der direkten Ansprache zu erkennen. 

Dass die Unterstützung von höheren Organisationsebenen sich nicht sig- 
nifikant auf die Mitgliedervverbung ausvvirkt, lüsst den Schluss zu, dass es 
schlichtvveg keine Unterstützung gibt. Aus den Daten geht yedoch hervor, 
dass ca. die Halfte der Befragten finanzielle und/oder organisatorische Unter- 
stützung von Regionalgeschaftsführern und höheren Organisationsebenen 
erhölt, vvomit diese anscheinend vvirkungslos bleibt. Die Geschaüftsführer und 
höhere Organisationsebenen haben fedoch aus der Perspektive der Ehren- 
amtsforschung einen hohen VVert: VVie VVilson und Pimm (1996: 39) zeigen, 
bedarf es kompetenter //anager in ehrenamtlichen Organisationen, um die 
Ehrenamtlichen in ihrer Arbeit zu koordinieren und zu unterstützen. Dass die 
Mitgliedervverbung yedoch keine zentrale Aufgabe der Geschaftsführer dar- 
stellt, mag sich in mangelnder Unterstützung auBern oder, vvie im hier vorlie- 
genden Fall, in fehlender Schlagkraft trotz Unterstützung, da es vvomöglich 
eines höheren zeitlichen und organisatorischen Einsatzes der Geschaftsführer 
bedürfte. 

VVie hingegen ervvartet vvurde, hat die VVahrnehmung, dass die cigene 
Mitgliedervverbung gelingt, einen hochsignifikanten Effekt auf die Zahl der 
gevvorbenen Neumitglieder. Hier ist der Kausalzusammenhang bzvv. die kau- 
sale Richtung zu hinterfragen: VVird Mitgliedervverbung als erfolgreich vvahr- 
genommen, vve// sie gelingt (,vvas anzunehmen ist) oder gelingt sie, vve/ sie 
als erfolgreich vvahrgenommen vvird und damit ein gevvisses Selbstbevvusst- 
sein der VVerbenden bedingt (vvas auf Basis der Forschung zu Commitment 
zu ervvarten vvüre, aber nicht als gesichert angenommen vverden kann). 
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Tabelle 18: Commitment, Soziale Identitüt und ihre Korrelationen zur Neu- 
mitgliedervverbung — SPD 


Merkmal Ervvarteter Gevvorbene 

Zusammenhang Neumitglieder 
is” 

Die Partei hat eine grofğe persönliche positiv 0,182” 

Bedeutung für mich (COMM 1) 

Ich arbeite lieber für die Partei als für positiv 0,188“ 

andere Vereline, in denen ich Mitglied bin 

(COMM II) 

İch empfinde ein starkes persönliches positiv 0,182” 


Zugehörigkeitsgefühl zur Partei (COMM lIl) 


Ich fühle mich emotional mit der Partei positiv 0,096 
verbunden (COMM IV) 


Die Arbeit, die ich für die Partei leiste, vvird positiv 0,115 
von melnen Parteikollegen / Parteigenossen 

und übergeordneten Ebenen gevvürdigt 

(COMMV) 


İch identifiziere mich mit meiner Partei positiv 0,252”” 
(SISI) 


Quelle: Eigene Darstellung. n € 145 bis 147, “ px0,05: “” px0,01 


Hinsichtlich der individuellen Eigenschaften der Mitgliedervverber vvurden im 
Fragebogen neben den soziodemographischen Variablen das Commitment 
zur und die Soziale Identitüt mit der Partei erhoben. Dabei zeigt sich, dass 
affektives Commitment zvvar mit der Zahl der gevvorbenen Neumitglieder 
zusammenhangt, die Effektstarken fedoch eher schvvach sind. Auffallig ist, 
dass eine hohe Soziale Identitat mit der Partei cinen Erfolg in der Mitglie- 
dervverbung mit sich zu bringen scheint und der Zusammenhang hier cin 
starkerer ist. Das positive Selbstgefühl der Parteimitglieder, Teil ciner gröBe- 
ren Gemeinschaft zu sein, hat zumindest aus der theoretischen Perspektive 
nicht zu unterschiützende Effekte auf die Neumitgliedervverbung und lüsst 
sich motivationstheoretisch mit einer höheren intrinsischen Motivation, ei- 
nem damit ecinhergehenden stürkeren Einsatz für die Sache sovvie einer quali- 
tativ besseren (, vveil überzeugenderen) Mitgliedervverbung erklören. VVird 
berücksichtigt, dass die in die Neumitgliedervverbung investierte Zeit keine 
signifikanten Effekte auf die Zahl der gevvorbenen Neumitglieder hat, Com- 
mitment und Soziale Identitat hingegen schon, bietet sich die Erklarung an, 
dass Mitgliedervverbung nicht durch das vvievie/ (an investierter Zeit), son- 
dern durch das vvomif (instrumentell) und durch das av / vvelche Art und VVeise 
(mit hohem Commitment) gevvorben vvird, effekziv vvird. Der dann geringere 
Zeitaufvvand bei höherer Qualitat der Mitgliedervverbung macht diese zu- 
gleich ef/zient. 
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Dies hat zvvei İmplikationen für die Praxis: Zum einen beginnt gute Mit- 
gliedervverbung bei den bestehenden Mitgliedern, die sich mit ihrer Partei 
identifizieren, und zum anderen ist eine zielführende Mitgliedervverbung 
nicht von der aufgevvendeten Zeit abhingig. 

Zuletzt soll cine Regressionsanalyse überprüfen, invviefern die hier ge- 
zeigten bivariaten Zusammenhönge unter Einbeziehung vveiterer Variablen 
stabil bleiben1?0, Nochmals soll darauf vervviesen vverden, dass die Regressi- 
onsanalysen primiür explorativen und nicht konfirmatorisehen Charakter 
haben, vvas den bereits genannten Gründen vor allem aus den Kapiteln 2 und 
5 geschuldet ist. 


190 Zur Konstruktion der Blöcke siehe Absehnitt 6.4.1. Das Vorgehen vvurde für die vveiteren 
Absehnitte genauso übernommen. 
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VVie die Regressionsanalyse aufzeigti”), finden sich innerhalb der Modelle 
nur vvenige klare Zusammenhainge. Die Modellgüte des Modells 5 (korrigier- 
tes R? — 0,139), das die innerorganisationalen Faktoren beinhaltet, bietet — 
abgesehen von Modell 7, auf das noch eingegangen vvird — die höchste Vari- 
anzaufklarung/”. Besonders vvirkungströchtig sind hier die Faktoren des 
Abhaltens von Urvvahlen, des VVerbens mit Urvvahlen und der VVahrnehmung, 
dass die eigene Mitgliedervverbung gelingt. 

Modell 2, das die ehrenamtliche Arbeit der Befragten beinhaltet bzvv. ih- 
ren ehrenamtlichen Aufvvand, den sie betreiben, kann eine korrigferte Vari- 
anzaufklarung von 10,7 Prozent liefern, vvobei hier die Anzahl der Mitglie- 
dervverbeaktionen heraussticht. Nicht die — vvie auch schon bivariat festge- 
stellt — aufgevvendete Zeit, sondern die konzentrierte und konzertierte ,Akti- 
on“ der Mitgliedervverbung zu bestimmten Zeitpunkten ist damit besonders 
einflussreich für die Zahl der gevvorbenen Neumitglieder. Modell 7 stellt den 
Versuch dar, aus den signifikanten Faktoren der einzelnen Modelle ein Mo- 
dell zu generieren, das sich von konzeptionellen Überlegungen löst und aus- 
schlie5lich explorativ in die Materie vordringen möchte. Mit sechs Pra- 
diktoren ist es nicht nur recht sparsam, sondern in seiner Erklürungskraft mit 
einem korrigierten R-Quadrat von 0,193 auch am stiörksten. Die Faktoren, die 
in diesem Modell am stürksten vvirken, sind das Gefühl, politische Vorgünge 
verstehen zu können, mit Politikerfolgen zu vverben und die eigene Mitglie- 
dervverbung als Gelingen vvahrzunehmen. Die Anzahl der Mitgliedervverbe- 
aktionen, das Abhalten von Urvvahlen und das VVerben mit diesen hingegen 
haben keine signifikanten Effekte mehr. Modell 8 fasst alle Variablen zu- 
sammen und überprüft, invvievveit sich mittels linearer Regression Erkla- 
rungsfaktoren finden lassen, die abseits der entvvickelten Modelle sichtbar 
vverden. Aufgrund der sehr geringen Fallzahlen, die in das Modell einbezo- 
gen vverden konnten, verbietet sich fedoch eine Interpretation des Modellis. 

Die Ergebnisse hinsichtlich des Commitments überraschen hingegen. Er- 
vvartet vvurden hohe Korrelationen sovvie eine hohe Varianzaufklarung des 
sechsten Modells, vvobei die bivariaten Untersuchungen diese Ervvartungen 
bereits gedaimpft haben. Die vorhandene, aber nicht allzu hohe Multikollinca- 
ritat zvvischen einzelnen Commitment-Variablen verletzt dabei nicht die 
Voraussetzungen der linearen Regression, vvomit zumindest an dieser Stelle 
der überraschende Befund, dass sovvohl Commitment und Sozliale Identitat 
eine solch geringe Varianzaufklarung bieten, nicht erklart vverden kann. Aus 


191 Bei der Regressionsanalyse fehlt in dem Modell der ehrenamtlichen Faktoren die Zahl der 
Mitglieder auf der Örtsvereinsebene. Diese hat aufgrund ihrer Starke die anderen Faktoren 
supprimiert. Da fedoch davon ausgegangen vverden kann, dass grol3e Ortsvereine gröbere 
Einzugsgebiete haben und in absoluten Zahlen vielleicht mehr vverben, in relativen Zahlen 
hingegen nicht, vvurde dieser Faktor in die Regression nicht aufgenommen. Genauso vvurde 
bei der CDU vorgegangen. 

192 Modell $ kann zvvar die höchste Varianzaufklarung anbieten, ist aber aufgrund der İIntegra- 
tion a//er Variablen nicht ernsthaft als Erklarungsmodell in Betracht zu ziehen. 
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diesem Grund vvurden die einzelnen Commitment-ltems zu einer Skala zu- 
sammengefasst. Eine Regressionsanalyse mit dieser sovvie der Sozialen Iden- 
titat zeigt vviederum signifikante Effekte für letztere auf dem 10-Prozent- 
Niveau auf (Korrigiertes R-Quadrat der Regression: 0,021). 

Ergo: Offensichtlich vvirken das VVerben mit Politikerfolgen, das Gefühl, 
politische Vorgange zu verstehen und die eigene Mitgliedervverbung als Ge- 
İingen vvahrzunehmen ,am besten" hinsichtlich der Neumitgliederrekrutie- 
rung der SPD, Commitment und Soziale Identitüt bilden die latenten Variab- 
len des Datensatzes, zeigen yedoch keinen allzu klaren Zusammenhang — 
Befunde, die im Diskussionsteil dieses Buches noch beurteilt vverden sollen. 


6.4.3 Die Mifgliedervverber der CDU 


An der Umfrage beteiligten sich insgesamt 274 CDU-Mitglieder, davon 182 
auf der Ortsverbandsebene, 83 auf der Kreis-/Stadtverbandsebene, drei auf 
der Bezirksebene, fünf auf der Ebene des Landesverbandes und ein Mitglied 
auf der Ebene des Bundesverbandes. 14 Mitglieder machten keine Angabe 
zur Organisationsebene, auf der sie tütig sind oder gaben eine andere als die 
aufgelisteten an. Von den auf der Ortsverbandsebene Befragten sind 66 in der 
Funktion des Vorsitzenden tatig. 25 Befragte sind stellvertretende Vorsitzen- 
de, 34 Beisitzer, acht Kassierer, vier Schriftführer und 111 gaben an, in der 
Funktion des Mitgliederbeauftragten aktiv zu sein. Die Mitgliedschaftsdauer 
der Befragten auf Ortsverbandsebene betragt im Durchsehnitt 15,42 Yahre 
(SD: 12,52). 16 der befragten Ortsverbandsvorsitzenden sind zugleich Mit- 
gliederbeauftragte. Vor allem die Beisitzer füllen haufig das Amt des Mit- 
gliederbeauftragten aus (n — 27), es folgen die stellvertretenden Vorsitzenden 
(n — 18) sovvie die Kassierer (n — 3). Dass von 182 Befragten auf der Orts- 
verbandsebene, die angeben, in der Mitgliedervverbung aktiv zu sein, insge- 
samt 111 das Amt des oder der Mitgliederbeauftragten bekleiden, zeugt von 
dem Bevvusstsein der Partei auf der untersten Organisationsebene, einen 
Posten zu besetzen, der sich speziell um Mitgliederfragen kümmert. Dies 
entspricht der Leitlinie Peter Taubers, dass auf eder Organisationsebene cin 
Mitglied benannt vverden soll, das diesen Posten übernimmt. Dass diese Posi- 
tion bereits in ca. zvvei Drittel der Fülle dieser Umfrage besetzt ist, ist beacht- 
lich und spricht für die Ausführung hierarchiseh kommunizierter Top-Dovvn- 
Vorgaben auch im Ehrenamt. 

Die Befragten der CDU sind im Durcehsehnitt 48,82 İahre alt (SD: 13,77), 
vvomit sie deutlich unter dem Altersdurchsehnitt aller CDU-Mitglieder lie- 
gen. Der übervviegende Teil der Befragten setzt sich aus Angestellten, Beam- 
ten, Selbststindigen und Rentnern (in dieser Rangfolge) zusammen, 62,7 
Prozent der Befragten, die eine Angabe zur Arbeitszeit gemacht haben, arbei- 
ten in einer Vollzeitbeschaftigung. Etvva cin Fünftel der Befragten arbeitet in 
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Teilzeitbeschaftigungen, nur 13,5 Prozent sind nicht oder nicht mehr er- 
vverbstatig. Die Befragten sind übervviegend münnlich, Frauen machen unter 
den Befragten vveniger als ein Drittel aus. Fachhochschulreife und Abitur 
sind — vvie ervvartet — die dominierenden Bildungsabsehlüsse, 4,4 Prozent der 
Befragten haben die Schule ohne Absehluss beendet, 7,4 Prozent mit Haupt- 
schulabschluss und 23,7 Prozent mit mittlerer Reife. Das Nettoeinkommen 
der Befragten betragt 2792,63 Euro (SD: 1733,48) und lİegt damit deutlich 
über dem Durchsehnittseinkommen der deutschen Bevölkerung. 

Korrelationen zvvischen diesen Merkmalen und der Neumitgliedervver- 
bung lassen sich beim Geschlecht feststellen. Es ist auf dem 5-Prozent- 
Niveau signifikant, das Cramer-V betragt 0,395 und ist damit als moderat bis 
stark zu bevverten. Elin Mittelvvertvergleich offenbart yedoch, dass die durch- 
schnittlich gevvorbenen Neumitglieder nach Geschlecht kaum voneinander 
abvveichen (der Mittelvvert betrügt bei den mainnlichen VVerbern 2,31 neu 
gevvorbene Mitglieder und bei den vveiblichen VVerbern 2,25). Innerhalb der 
Mitgliedervverbung der CDU spielen Ressourcen- und Geschlechterunter- 
schiede statistisch betrachtet damit insgesamt — bemerkensvvertervveise — 
keine Rolle. 


Tabelle 20: Politisches Interesse, efficacy und Mitgliederzahl. Korrelationen 
zur Neumitgliedervverbung — CDU 


Merkmal Ervvarteter Zusammenhang rz 
zur Zahl gevvorbener 
Neumitglieder 


Politisches Interesse positiv 0,127 (rs) 
Fühle mich in der Lage, politische Vor- positiv 0,051 (rs) 
gange verstehen können (internal effi- 

cacy) 

Fühle mich in der Lage, politische Vor- positiv 0,204” (rs) 


gange auf kommunaler Ebene zu beein- 
flussen (external efficacy 1) 


Fühle mich in der Lage, politische Vor- positiv 0,188” (rs) 
gönge auf landespolitischer Ebene zu 
beeinflussen (external efficacy 11) 


Fühle mich in der Lage, politische Vor- positiv 0,095 (rs) 
gange auf bundespolitischer Ebene zu 
beeinflussen (external efficacy İII) 


uelle: Eigene Darstellung. n — is 139, ” px0,05, x0, 
Ile: Eigene Di: IHlung 120 bis 139, ” px0,05, “” px0,01 


Das politische Interesse sovvie das Gefühl, politisehe Vorgünge verstehen zu 
können, sind bei den CDU-Mitgliedern auf Ortsverbandsebene überdurch- 
schnittlich hoch. Des VvVeiteren fühlen sie sich eher stark in der Lage, mit 
eigenen Handlungen politische Entscheidungen auf der kommunalen Ebene 
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beeinflussen zu können, vvomit sie über eine hohe eff/ficacy für diese Ebene 
verfügen. Für die Landes- und vor allem die Bundesebene sinkt dieses VVirk- 
samkeitsgefühl yedoch deutlich. Die Zusammenhiönge zvvischen den einzel- 
nen Faktoren und der Mitgliedervverbung sind allerdings eher schvvach. Le- 
diglich das politische VVirksamkeitsgefühl, mit eigenen Handlungen Vorgün- 
ge auf kommunalpolitischer bzvv. landespolitischer Ebene beeinflussen zu 
können, steht in einem signifikanten Zusammenhang zu der Zahl der gevvor- 
benen Neumitglieder, vvobei dieser nicht besonders stark ist. 

In der Frage nach den Vereinsmitgliedschaften gaben 139 Befragte (n — 
154) an, Mitglied in vveiteren Vereinen neben der Partei zu sein. 15 Personen 
haben keine vveitere Vereinsmitgliedschaft neben der Partei. Die durch- 
schnittliche Zahl der Vereinsmitgliedschaften betragt im Mittel 3,94 (SD: 
2,79). Insgesamt vvenden die Befragten im Monat im Durchsehnitt 19,89 
Stunden (SD: 20,3) für die Parteiarbeit auf, auf die Mitgliedervverbung entfal- 
len dabei im Mittel 3,06 Stunden (SD: 3,03), also ca. 45 Minuten pro VVoche. 
Mitgliedervverbung hat damit nur einen recht geringen Anteil an der allge- 
meinen Partefarbeit (ca. 15 Prozent) und somit cinen untergeordneten Stel- 
lenvvert. 

Die Befragten, die auch Mitgliederbeauftragte sind, vvendeten im Mittel 
3,35 Stunden pro Monat für die Mitgliedervverbung auf (SD: 3,36). Bemer- 
kensvvert ist, dass dieser VVert nur sehr sechvvach vom Mittelvvert der übrigen 
Parteimitglieder abvveicht, die keine Mitgliederbeauftragten sind. Die Mit- 
gliederbeauftragten der CDU vvenden somit nicht signifikant mehr Zeit für 
die Mitgliedervverbung auf als ihre Parteikollegen, vvas nicht für ecinen beson- 
ders hohen Stellenvvert der Mitgliedervverbung im Rahmen des Amtes des 
Mitgliederbeauftragten spricht. Es sollte zvvar berücksichtigt vverden, dass die 
Mitgliederbeauftragten im Gegensatz zu den anderen Befragten im Mittel 
insgesamt nur 16,63 Stunden (SD: 12,77) für die Parteiarbeit aufvvenden, 
vvomit die Mitgliedervverbung einen relativ höheren Anteil an der Parteiarbeit 
ausmacht — in absoluten Zahlen ist der Unterschied fedoch marginal. 

Die Befragten vverben im Mittel 2,31 Neumitglieder (SD: 2,19). VVie sich 
in Abbildung 34 erkennen lasst, steigt die Zahl der gevvorbenen Neumitglie- 
der in Relation zur für die Neumitgliedervverbung aufgevvendeten Zeit zvvar, 
aber es lösst sich kein linear positiver Zusammenhang erkennen. Ab einer 
aufgevvendeten Zeit von drei bis dreieinhalb Stunden für die Neumitglieder- 
vverbung sinkt der ,Ertrag" vvieder, vvobei cin höherer zeitlicher Aufvvand 
sogar vveniger Erfolge in der VVerbung bringen kann als ein geringerer (so bei 
denienigen, die zvvischen vier und viereinhalb sovvie zvvischen acht und zehn 
Stunden in die Neumitgliedervverbung investieren). 
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Abbildung 34: Zeit für die Neumitgliedervverbung in Zusammenhang zur 
Zahl der gevvorbenen Neumitglieder — CDU 


Mittelvvert gevvorbene Neumitglieder (2016) 


0-1 Stunde 1-15 2 bis 255 3bis35 4bis45 5hbis 75 8 bis 10 mehr als 
Stunden Stunden Stunden Stunden Stunden Stunden 10 Stunden 


Aufgevvendete Zeit für die Neumitgliedervverbung (Monat) 
Quelle: Eigene Darstellung. n € 135 


In der CDU vverben nach eigenen Angaben 19,5 Prozent der Befragten per- 
manent, nur 6,3 Prozent vverben überhaupt nicht. Mitgliedervverbeaktionen 
vverden von den Befragten im Sehnitt 1,57 Mal (SD: 0,809) fahrlich durchge- 
führt. Insgesamt sind dabei durchsehnittlich 4,8 (SD: 4,69) Parteikollegen zur 
Mithilfe bereit. 

Für die CDU lüsst sich anhand der Tabelle 21 erkennen, dass die als posi- 
tiv ervvarteten Zusammenhönge auch zu vveiten Teilen empirisch bestütigt 
vverden können. Fine Korrelation zvvischen der Zeit, die für die Partefarbeit 
aufgevvendet vvird sovvie der Zahl der Vereinsmitgliedschaften hinsichtlich 
der Neumitgliedervverbung, ist statistisch nicht signifikant. Die Zeit für die 
Neumitgliedervverbung korreliert fedoch statistisch signifikant und hinsicht- 
lich ihrer Effektstarke sehvvach bis moderat positiv mit der Zahl der gevvor- 
benen Neumitglieder, ein Zusammenhang, der durchaus den Ervvartungen 
entspricht. Auch die Zahl der Unterstützer, die die Mitglieder in der Neumit- 
gliedervverbung haben, korreliert signifikant mit der Zahl der gevvorbenen 
Neumitglieder. Eine Lastenverteilung der Neumitgliedervverbung hat offen- 
sichtlich zahlenmaBige Vorteile bei der VVerbung neuer Mitglieder. Da die 
ehrenamtliche Tatigkeit eine freivvillige ist, kann die gemeinsame Arbeit an 
einem bestimmten Proyekt Soziale Identitat störken, vvas mit cinem höheren 
Selbstvvertgefühl sovvie Selbstbevvusstsein in der Mitgliedervverbung, einem 
erhöhten Aufvvand und einer damit höheren Erfolgsquote einhergeht — eine 
literaturbasierte Annahme, die durch diese Daten zvvar nicht endgülltig verifi- 
ziert, aber zumindest gestützt vverden kann. Dass letztlich die Höufigkeit der 
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Mitgliedervverbung sovvie die Anzahl expliziter Mitgliedervverbeaktionen 
signifikant — erstere sogar hochsignifikant — positiv mit der Zahl der gevvor- 
benen Neumitglieder korreliert, stützt diese Annahme zusützlich. Die Zahl 
der Mitglieder im Ortsverband seheint daran nichts zu öndern, zumindest im 
Rahmen des bivariaten Vergleichs: zvvischen der Gröbe des Ortsverbandes 
und der Zahl der gevvorbenen Neumitglieder besteht kein Zusammenhang. 


Tabelle 21: Ehrenamtliche Faktoren und die Zusammenhaönge zur Neumit- 
gliedervverbung — CDU 


Merkmal Ervvarteter Zusammenhang rz 
zur Zahl gevvorbener 
Neumitglieder 


Zeit für die Neumitgliedervverbung positiv 0,227” 
(rb) 
Zeit für die Parteiarbeit positiv 0,055 
(r) 
Zahl der Vereinsmitgliedschaften positiv 0,008 
(rP) 
Zahl der Unterstützer in der Mitglieder- positiv 0,225”” 
vverbung (rP) 
Haufigkeit der Mitgliedervverbung positiv 0,326””” 
(s) 
Anzahl der Mitgliedervverbeaktionen positiv 0,182” 
(s) 
Mitgliederzahl im Ortsverein positiv 0,150 (rP) 


uelle: Eigene Darstellung. n — 132 bis 144: ” pc0,05, “” px0,01, “”” pc0,001 
g g p p p 


Tabelle 22: Mitgliedervverbehandbücher und die Zusammenhönge zur 
Neumitgliedervverbung — CDU 


Merkmal da Nein n Sig. 
n Mittelvvert ge- n Mittelvvert 
vvorbener gevvorbener 
Neumitglieder Neumitglieder 
Mitgliedervverbehandbücher 79 2,71 64 1,58 143 ahi 
gelesen 
Mitgliedervverbehandbücher 56 3,25 49 1,71 105 bö 


als hilfreich empfunden 


uelle: Eigene Darstellung. n — 18 : xÜ,05, x, 
Ile: Eig D. Ilung 105 bis 143, “ px0,05, “” px0,01 


Die CDU-Mitglieder scheinen von den Handbüchern zur Mitgliedervverbung 
zu profitieren. In den Mittelvvertvergleichen lassen sich statistisch signifikan- 
te Effekte und deutliche Gruppenunterschiede für diefenigen Mitglieder fin- 
den, die zum einen die Mitgliedervverbehandbücher der CDU gelesen und sie 
zum anderen als hilfreich für die Mitgliedervverbung empfunden haben. Der 
eigene ehrenamtliche Zeitaufvvand, diese Handbücher zu Rate zu ziehen und 
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Zeit darin zu investteren, sie zu lesen, zahlt sich auf Basis der hier erhobenen 
Daten in der Neumitgliedervverbung aus. 


Tabelle 23: Nutzung von Neumitgliedervverbestrategien und ihre Korrelation 
zur Neumitgliedervverbung — CDU 


İtem (Strategie) Strategie genutzt Strategie nicht n Sig. 
genutzt 
n Mittelvvert n Mittelvvert 
gevvorbener gevvorbener 
Neumitglie- Neumitglie- 
der der 
İch spreche Bürger und Bürgerin- 89 2,42 52 1,96 141 n.s. 


nen direkt an (bspvv. bei politi- 
schen Veranstaltungen) und biete 
ihnen die Möglichkeit zum Partei- 
beitritt an. (ANS) 

İch ermuntere Bürger und Bürge- 62 2,42 79 2.11 141 n.s. 
rinnen zum Parteibetitritt, indem ich 
auf die Politikerfolge meiner Partei 
hinvveise. (1585) 

İch erarbeite (unter Umstanden 23 3,87 118 1,93 141 ü 
gemeinsam mit meinem Verband) 
gezielte Mitgliedervverbeaktionen, 
die in einem bestimmten Zeitraum 
stattfinden. (AKT) 

İch lote die finanziellen Möglichkei- 7 4,00 134 2,16 141 n.s. 
ten des Verbandes aus (unter 
Umstönden gemeinsam mit dem 
Kassierer) und baue darauf die 
Mitgliedervverbung auf. (FRA) 
İch versuche, interessierte Bürger 62 2,56 79 2.00 141 n.s. 
und Bürgerinnen über Organisati- 
onen zu erreichen, die der Partei 
nahestehen (z.B. die dugendorga- 
nisationen der Partei, über Kir- 
chen, Vereine, Gevverkschaften, 
etc...). (LIN) 

İch spreche die anderen Mitglieder 70 2,57 71 1,93 141 n.s. 
darauf an, dass sie in ihrer Familie 
und ihrem Freundeskreis aktiv 
Neumitglieder vverben sollen. 
(NET) 

İch nehme an Schulungen tell, in 21 2,95 120 2,13 141 n.s. 
denen Strategien und Methoden 
der Mitgliedervverbung gelehrt 
vverden. (PROF) 

İch spreche Unterstützer, Gastmit- 62 2,60 79 1,97 141 n.s. 
glieder oder Sympathisanten 
gezielt an und lege ihnen den 
Parteibeitritt nahe. (SUPP) 
İch versuche (unter Umstanden 66 2,67 T5 1,88 141 n.s. 
gemeinsam mit meinem Verband) 
möglichst haufig öffentliche Pra- 
senz zu zeigen und mit der Presse 
zu kommunizieren. (MAR) 
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İtem (Strategie) Strategie genutzt Strategie nicht n Sig. 
genutzt 
n Mittelvvert n Mittelvvert 
gevvorbener gevvorbener 
Neumitglie- Neumitglie- 
der der 

İch verteile möglichst haufig 14 3,21 127 2,14 141 n.s. 
aktuelles Material zur Mitglieder- 
vverbung an Bürger und Bürgerin- 
nen. (MAT) 
İch nutze komplexe Strategiepake- 6 2.17 135 2,25 141 n.s. 
te, die mehrere der genannten 
Strategien beinhalten. (STR) 


uelle: Eigene Darstellung. n “141, “ px0,05, “” px0,01 
g g p p 


Hinsichtlich der in der Mitgliedervverbung genutzten Strategien ist auffallig, 
dass nur eine der genannten Strategien statistisch signifikante Mittelvvertun- 
terschiede produziert. VVenngleich ,mit blo5em Auge“ auch bei der Frame- 
vvork-Strategie markante Unterschiede erkannt vverden können, ist die Fall- 
zahl deryenigen, die diese Strategie überhaupt nutzen, zu gering, um statisti- 
sche Signifikanz bzvv. in diesem Fall Robustheit zu erhalten. Die Strategie, 
gezielte Mitgliedervverbeaktionen durchzuführen, zeigt als einzige signifikan- 
te Zusammenhaönge zur Zahl der gevvorbenen Neumitglieder. Dies lüsst ein- 
hergehend mit den bivariaten Analysen im oberen Teil dieses Abschnitts 
vermuten, dass nicht nur die Höufigkeit von Mitgliedervverbeaktionen, son- 
dern auch ihre dezidierte Ausarbeitung positive Effekte auf die Neumitglie- 
dervverbung der CDU haben. 
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Tabelle 24: Nutzung von Beitrittsanreizen und ihre Korrelation zur Neumit- 
gliedervverbung — CDU 


İtem (Beitrittsanreiz) Strategie genutzt Strategie nicht genutzt n Sig. 
n Mittelvvert n Mittelvvert 
gevvorbener gevvorbener 
Neumitglieder Neumitglieder 
Sie teilen Ihrem Gegenüber 33 2,52 105 2,19 138 İ n.s. 


mit, dass der Beitritt persönli- 
che Vorteile bietet, bspvv. das 
Erlangen eines Amts oder 
Mandats. (INC-SELERG) 


Sie teilen Ihrem Gegenüber 69 2,41 69 2,13 138 İ n.s. 
mit, dass der Beitritt die 
Gelegenheit bietet, in geselli- 
gem Beisammensein neue 
Freunde kennenzulernen und 
Spaf$ an der Parteiarbeit zu 
haben. (INC-SELPRO) 


Sie teilen Ihrem Gegenüber 115 2,38 23 1,70 138 İ n.s. 
mit, dass der Beftritt die 
Möglichkeit bietet, den Ein- 
fluss der Partei zu starken und 
gemeinsame Ziele durchzu- 
setzen. (KOL) 


Sie teilen Ihrem Gegenüber 13 2,54 125 2,24 138 İ n.s. 
mit, dass er / sie der Partei 
beitreten solle, vveil seine / 
ihre Familie bzvv. sein / ihr 
Bekanntenkreis auch Mitglied 
der Partei ist. (NOR) 


Sie teilen Ihrem Gegenüber 84 2,30 54 2:22 138 İ n.s. 
mit, dass ein Parteibeitritt zum 
Erhalt der Demokratie beitragt. 
(ALT) 


Sie teilen Ihrem Gegenüber 86 2,55 52 1,81 138 İ n.s. 
mit, dass der Partelbeitritt die 
Gelegenheit bietet, den von 
ihm / ihr bevorzugten politi- 
schen Flügel zu störken und 
den politischen Kurs der Partei 
mitzusteuem. (IDEO) 


Sie teilen ihrem Gegenüber 66 2,97 72 1,63 138 də 
mit, dass er / sie mittels 
direktdemokratischer Betelli- 
gungsinstrumente die Ent- 
scheidungen der Partei direkt 
mit beeinflussen kann. (PART) 


Sie teilen Ihrem Gegenüber 68 2,24 70 2,30 138 İ n.s. 
mit, dass er / sie ia doch so- 
vvieso bereits mit der Partei 
sympathisiere und er / sie die- 
se Sympathieöuf$erung auch 
durch eine formelle Mitglied- 
schaft bekunden könne. (EXP) 


Quelle: Eigene Darstellung. n € 138, “ px0,05: “” px0,01 
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Bezüglich der Beitrittsanreize ist festzustellen, dass lediglich der Anreiz zur 
Partizipation in der Neumitgliedervverbung der CDU zu vvirken scheint. Des 
VVeiteren ist bemerkensvvert, dass eine Vfelzahl der Befragten — ca. die Halfte 
deryenigen, die diese Frage beantvvortet haben — auf diese Strategie setzt und 
zugleich einen hohen Durchsechnittsvvert gevvorbener Mitglieder vorvveisen 
kann. Dass die CDU zvvar ebenfalls Beteiligungsmechanismen anbietet 
(bspvv. zu Programmdiskussionen im Vorfeld von Bundestagsvvahlen, siehe 
Korte und Schoofs 2013: 4 sovvie Absehnitt 6.2.3), diese aber im Gegensatz 
zu anderen Parteien vvie z.B. B90/Die Grünen nicht so vveit reichen, dass 
Mitglieder über Parteivorsitzende, Spitzenkandidaten oder aber, vvie bei der 
SPD geschehen, über Koalitionsvertrüige abstimmen können, scheint dabei 
kein Hindernis zu sein. An dieser Stelle sollen die Beteiligungsinstrumente 
der CDU nicht kleingeredet vverden: VVie Detterbeck (2013: 287) zeigt, hat 
die CDU auf Landesebene bereits Mitgliederbefragungen und -entscheide zu 
Parteivorsitzenden und Spitzenkandidaten für Landtagsvvahlen durchge- 
führt1”?. ZahlenmöBig rangieren diese aber immer noch deutlich hinter Penen 
der SPD, sodass der Titel des Beitrags von Detterbeck hinsichtlich innerpar- 
teilicher, direktdemokratischer Partizipationsinstrumente durchaus treffend 
für die CDU zu sein seheint: 7Re Rare Event of Choice. 


193 Auch die Bestellung von Landtags- und Bundestagskandidaten löuft in einigen Bundeslün- 
dem über das Mitgliederprinzip ab, ebenso bei der SPD. Siehe dazu Höhne (2017) sovvie 
die Abschnitte 4.4.1 und 6.5.3.1. 
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Tabelle 25: Innerorganisationale Merkmale und ihre Korrelation zur Neumit- 
gliedervverbung — CDU 


İnnerorganisationales Vorhanden Nicht vorhanden n Sig. 
Merkmal 
n Mittelvvert gevvor- İl n Mittelvvert 
bener Neumitglie- gevvorbener 
der Neumitglieder 

Aufforderung zur Mit- 91 2,38 50 1,92 141 n.s. 
gliedervverbung 
Nutzung von VVerbema- 62 2,97 TT 1,73 1391 
terialien zur Mitglieder- 
vverbung 
Nutzung einer Adress- 40 3,55 96 1,72 130: :1/ 
kartei 
Abhalten von Urvvahlen 65 2,85 72 1:72 Tər r 
zu Sach- und Personal- 
fragen 
Nutzung von Urvvahlen 41 2,39 91 2.21 132 n.s. 
als Anreiz in der Mitglie- 
dervverbung 
Unterstützung von 72 2,76 55 1,47 Tər 
höheren Organisations- 
ebenen 
Unterstützung der 71 2,92 63 1,57 134 İ “ 
Regionalgeschaftsführer 
Partei als Mitgliederpar- 118 2,42 17 0,94 1135175 
tei vvahrgenommen 
Neue lmpulse durch 58 2,64 T5 2,04 133 n.s. 
Peter Tauber in der 
Mitgliedervverbung 
VVahrnehmung, dass die 55 3.44 80 1,35 1351 “5 
eigene Mitgliedervver- 
bung gelingt 


uelle: Eigene Darstellung. n — 105 bis 143, “ pc0,05, “” pxc0,01, “”” pc0,001 
g g p p p 


Die innerorganisationalen Merkmale und ihre Zusammenhainge zum Erfolg 
der Mitgliedervverbung vveisen cinige spannende Korrelationen auf. VVie sich 
aus Tabelle 25 ablesen laüsst, sind nur drei der erhobenen İtems nicht signifi- 
kant im Hinblick auf den Erfolg in der Neumitgliedervverbung. Das Abhalten 
von Urvvahlen zu Sach- und Personalfragen ist auf dem 5-Prozent-Niveau 
signifikant zur Zahl der gevvorbenen Neumitglieder. Vertreter der These, dass 
innerparteiliche Demokratie als Beitrittsanreiz für parteibeitrittsvvillige Bür- 
ger genutzt vverden kann (z.B. Bukovv 2014: 133), vverden sich hier bestatigt 
sehen. Spannend ist vor allem, dass der Bettrittsanreiz, mit Mitentscheidung 
zu vverben, nicht multikollinear dazu ist, dass auch Urvvahlen auf der cigenen 
Organisationsebene stattfinden und sich auch keine signifikanten bivariaten 
Korrelationen zvvischen den beiden Variablen feststellen lassen. Es sind also 
diefenigen Mitglieder, die mit Urvvahlen vverben, diese aber selbst auf ihrer 
Organisationsebene nicht kennen. Bemerkensvvert ist fedoch zugleich, dass 
der Einsatz von Urvvahlen als explizites VVerbeargument £eine signifikant 
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positiven Effekte zur Zahl der gevvorbenen Neumitglieder hat, vvas vviederum 
in Frage stellt, ob und vvenn )1a invvtevveit innerparteiliche Demokratie als 
Beitrittsanreiz genutzt vverden kann. Die Nutzung von VVerbematerialien zur 
Mitgliedervverbung, der Aufbau und die Nutzung einer Adresskartei, die 
Unterstützung von höheren Organisationsebenen sovvie von den Regionalge- 
schaftsführern und nicht zuletzt die eigene VVahrnehmung der Partei als Mit- 
gliederpartei sind im Mittelvvertvergleich sogar auf dem 1-Prozent-Niveau 
signifikant. Die teilvveise bemerkensvverten Unterschiede in den Mittelvverten 
vvie bei der Nutzung einer Adresskartei überraschen in ihrem Ausmal), lassen 
sich yedoch über die Vorannahmen dieser Studie erklaren und zeigen auf, 
dass die Inhalte der Handreichungen der CDU zur Mitgliedervverbung durch- 
aus sinnvoll und effektiv sind. 


Tabelle 26: Commitment und Soziale Identitit und ihre Korrelationen zur 
Neumitgliedervverbung — CDU 


Merkmal Ervvarteter Zusammen- Gevvorbene Neumit- 
hang glieder 
İs 
Die Partei hat eine grofse persönliche positiv 0,266”” 
Bedeutung für mich (COMM 1) 
Ich arbeite lieber für die Partei als für positiv 0,171“ 
andere Vereline, in denen ich Mitglied bin 
(COMM II) 
İch empfinde ein starkes persönliches positiv 0,351””“ 


Zugehörigkeitsgefühl zur Partei (COMM 
Iı) 


İch fühle mich emotional mit der Partei positiv 0,284”“ 
verbunden (COMM IV) 


Die Arbeit, die ich für die Partei leiste, vvird positiv 0,193“ 
von melnen Parteikolle- 

gen/Parteigenossen und übergeordneten 

Ebenen gevvürdigt (COMM V) 


lch identifiziere mich mit meiner Partei positiv 0,220“ 
(SISI) 


uelle: Eigene Darstellung. n — 130-131, “ px0,05, “” px0,01, “5” px0,001 
g g p p p 


VVas die affektive Bindung der Mitglieder an ihre Partei betrifft und vvie diese 
sich auf die Neumitgliedervverbung ausvvirkt, entspricht bei der CDU in Tei- 
len den Ervvartungen. Es vvurde angenommen, dass alle hier erhobenen Spiel- 
arten affektiven Commitments sovvie die soziale Identitat statistisch signifi- 
kant und positiv mit der Zahl der gevvorbenen Neumitglieder korrelieren. Vor 
allem das persönliche Zugehörigkeitsgefühl, die emotionale Verbundenheit 
und die persönliche Bedeutung der Partei korrelieren hochsignifikant sovvie 
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hinsichtlich ihrer Effektstirke sehvvach bis moderat mit Erfolgen in der 
Neumitgliedervverbung. Empfundener Respekt von Parteikollegen und über- 
geordneten Ebenen hat lediglich sehvvache Effekte auf die Erfolge in der 
Neumitgliedervverbung. Die soziale Identitat zeigt statistisch signifikante 
Effekte hinsichtlich der Zahl der gevvorbenen Mitglieder, die yedoch ebenfalls 
eher schvvach sind. 

Diese Befunde zeigen auf, dass die Parteienforschung die Psychologie des 
Ehrenamtes zu lange ignoriert hat. Die affektive Bindung an die Partei sovvic 
die soziale Identifizierung mit ihr ist ein nicht zu vernachlassigender Faktor 
in der Mitgliedervverbung, der ungerechtfertigtervveise keine Beachtung er- 
halt — statt sich auf Anreize und Strategien in der Praxis der Mitgliedervver- 
bung zu konzentrieren, vvüre ein Fokus auf die Individuen, die diese Anreize 
und Strategien vermitteln, durchaus sinnvoller. 
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Die Ergebnisse hinsichtlich des Commitments überraschen zum Teil. Ervvar- 
tet vvurden hohe Korrelationen sovvie eine hohe Varianzaufklarung. Die star- 
ke Kollinearitat zvvischen ecinzelnen Commitment-Variablen verletzt fedoch 
die Voraussetzungen zur Durchführung einer linearen Regression, vvomit der 
überraschende Befund erklart vverden kann. 

In der Regressionsanalyse stechen vor allem die Modelle 5 und 7 hervor. 
Modell 5, das die innerorganisationalen Faktoren der Mitgliedervverbung 
beinhaltet, zeigt dabei mit einer korrigierten Modellgüte von 29,2 Prozent 
eine überraschend hohe Erklarungskraft. Innerhalb des Regressionsmodells 
sind es vor allem die Nutzung einer Adresskartei sovvie die VVahrnehmung 
des Gelingens der ecigenen Mitgliedervverbung, die zu der hohen Varianzauf- 
klarung beitragen. Andere Modelle, vor allem aber fenes des politischen 
Interesses und der ef/icacy sovvie der Beitrittsanreize, yedoch auch des Com- 
mitments und der Sozialen Identitat können teilvveise nur einen Determinati- 
onskoeffizient von unter zehn Prozent vorvveisen. VVie bei den Mitglieder- 
vverbern der SPD auch vvurde hier mit einer Skala gearbeitet. Mit einem R- 
Quadrat von 0,069 ist dieses Modell aus Commitment-Skala und Sozialer 
Identitat insgesamt zvvar etvvas schlechter als Modell 6, yedoch ist die Com- 
mitment Skala mit einem p-YVVert von 0,06 auf dem 10-Prozent-Niveau signi- 
fikant und daher nicht völlig zu ignorieren. 

Modell 7, das die statistisch signifikanten Faktoren aller Modelle zusam- 
menfasst, kommt immer noch auf ein korrigiertes R-Quadrat von 26,4 Pro- 
zent, vvas hinsichtlich der Sparsamkeit des Modells hervorzuheben ist. Mit 
lediglich vier Faktoren leistet es eine starke Varianzaufklarung, die sich im 
VVesentlichen auf die Faktoren ,direktdemokratische Beftrittsanreize“, ,Nut- 
zung einer Adresskartei" und ,VVahrnehmung des Gelingens der eigenen 
Mitgliedervverbung" stützt. Ein Modell $ mit allen Variablen, so vvie es für 
die Daten der SPD berechnet vvurde, ist aufgrund der sehr geringen Fallzah- 
len (n — 14), die in dieses Modell eingehen, nicht sinnvoll zu berechnen. 


6.4.4 Vergleich zvyischen SPD und CDU 


In diesem Absehnitt sollen die vvesent/lichen Gemeinsamkeiten und Unter- 
schiede zvvischen SPD und CDU, die sich im Rahmen der statistischen Un- 
tersuchung ergaben, besprochen vverden. Die sozio-ökonomischen Merkmale 
der Befragten vveisen nur beim Alter sovvie beim Geschlecht der Befragten 
Unterschiede auf: So sind in der SPD füngere Mitglieder in der VVerbung eher 
starker. In der CDU ist zvvar die Zahl individuell gevvorbener Mitglieder 
abhingig vom Geschlecht, der Korrelationskoeffizient Cramer-V in Ab- 
sehnitt 6.4.3 ist fedoch irreführend (, aufgrund des Skalenniveaus der Variab- 
le Geschlecht yedoch nicht zu vermeiden): VVie ein Mittelvvertvergleich letzt- 
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lich zeigte, sind die Durchschnittsvverte gevvorbener Neumitglieder zvvischen 
den Geschlechtern fast gleich. 


Tabelle 28: Politisches Interesse, Efficacy und Mitgliederzahl, Korrelationen 
zur Neumitgliedervverbung — SPD und CDU im Vergleich 


SPD CDU 
Merkmal Ervvarteter Gevvorbene Gevvorbene 
Zusammenhang Neumitglieder Neumitglieder 
rz rz 

Politisches Interesse positiv 0,118 (rs) 0,127 (rs) 
Fühle mich in der Lage, politische positiv 0,197” (rs) 0,051 (rs) 
Vorgönge verstehen können 
(internal efficacy) 
Fühle mich in der Lage, politische positiv 0,184” (rs) 0,204” (rs) 
Vorgange auf kommunaler Ebene 
zu beeinflussen (external efficacy 
) 
Fühle mich in der Lage, politische positiv 0,259”” (rs) 0,188” (rs) 
Vorgönge auf landespolitischer 
Ebene zu beeinflussen (external 
efficacy 1I) 
Fühle mich in der Lage, politische positiv 0,157” (rs) 0,095 (rs) 


Vorgönge auf bundespolitischer 
Ebene zu beeinflussen (external 
efficacy III) 


Quelle: Eigene Darstellung. n — 120 bis 157, “ px0,05: “” px0,01 


Hinsichtlich des politischen Interesses und der e/f/ricacy der Befragten zeigen 
sich Gemeinsamkeiten lediglich bei der external efficacy 1 und II, also dem 
Gefühl, politische Vorgönge auf kommunaler bzvv. landespolitischer Ebene 
beeinflussen zu können. Parteiübergreifend lösst sich, zumindest im bivaria- 
ten Vergleich, der Sechluss ziehen, dass vveniger das politische Interesse noch 
die internal efficacy erfolgversprechend in der Mitgliedervverbung sind, son- 
dern die VVerber selbst das Gefühl haben müssen, etvvas bevvirken zu können 
— und damit in ein responsives System eingebettet zu sein. 
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Tabelle 29: Ehrenamtliche Faktoren und die Zusammenhönge zur Mitglie- 
dervverbung — SPD und CDU im Vergleich 


Merkmal Ervvarteter Zusammen- SPD CDU 
hang zur Zahl gevvorbe- rz rz 
ner Neumitglieder 
Zeit für die Neumitgliedervverbung positiv 0,115 (rp) 0,227” 
(r) 
Zeit für die Parteliarbeit positiv 0,189” (rp) 0,055 
(rP) 
Zahl der Vereinsmitgliedschaften positiv 0,108 (r) 0,008 
(rP) 
Zahl der Unterstützer in der positiv 0,187” (rə) 0225” 
Mitgliedervverbung (rP) 
Höufigkeit der Mitgliedervverbung positiv 0,257”” (rs) 0,326””” 
(rs) 
Anzahl der Mitgliedervverbeaktio- positiv 0,222”“ (rs) 0,182” 
nen (s) 
Mitgliederzahl im Ortsverein positiv 0,432””” (rə) 0,150 (rp) 


Quelle: Eigene Darstellung. SPD: n — 145 bis 159. CDU: n € 132 bis 144, ” px0,05, ”” 
ps0,01: “”” px0,001 


Tabelle 30: Mitgliedervverbehandbücher und die Zusammenhönge zur 


Neumitgliedervverbung — SPD und CDU im Vergleich 
SPD 
Strategie Strategie genutzt Strategie nicht genutzt n Sig. 
n Mittelvvert n Mittelvvert 
gevvorbener gevvorbener 
Neumitglieder Neumitglieder 
Mitgliedervverbehandbücher 105 1,96 52 1,23 157 7 
gelesen 
Mitgliedervverbehandbücher 71 1,77 65 1,92 156 İ n.s. 
als hilfreich empfunden 
CDU 
n Mittelvvert n Mittelvvert n 
gevvorbener gevvorbener 
Neumitglieder Neumitglieder 
Mitgliedervverbehandbücher 79 2,71 64 1,58 143 m. 
gelesen 
Mitgliedervverbehandbücher 56 3,25 49 1,71 105 ki 
als hilfreich empfunden 


uelle: Eigene Darstellung. n — 105 bis 157, “ px0,05, “” px0,01 
g g p p 
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VVird die Arbeit im Ehrenamt den Effekten auf die Mitgliedervverbung ge- 
genübergestellt, zeigen sich gevvisse Gemeinsamkeiten: Bei beiden Parteien 
korrelfert die Höufigkeit der Mitgliedervverbung mit der Zahl der gevvorbenen 
Neumitglieder, auch ist bei beiden Partefen die Anzahl der Mitgliedervverbe- 
aktionen signifikant positiv zur Zahl der gevvorbenen Neumitglieder. Dane- 
ben ist bei beiden Parteien — vvenngleich bei der CDU starker — die Zahl der 
Unterstützer, auf die VVerber zurückgreifen können, ausschlaggebend für die 
Zahl der gevvorbenen Neumitglieder. Bei der CDU steht nicht nur die aufge- 
vvendete Zeit in cinem Zusammenhang zum Erfolg der Mitgliedervverbung, 
auch die Effektstarke der Höufigkeit der Mitgliedervverbung ist höher. Ein 
zeitlicher Mehraufvvand für die Mitgliedervverbung sovvie eine erhöhte 
,Schlagzahl“ der Mitgliedervverbung haben bei der CDU die ervvarteten Ef- 
fekte, vvobei sich dies für die SPD nur partiell bestütigen lasst. 

Hinsichtlich der Nutzung der Mitgliedervverbehandbücher zeigen sich bei 
der CDU deutlich stürkere Effekte als bei der SPD, bei der nur das Lesen der 
Handbücher einen signifikanten Zusammenhang zur Zahl der gevvorbenen 
Neumitglieder aufvveist. Gründe dafür können sein, dass die Handbücher der 
CDU die richtigen, also erfolgreichen, Strategien priüsentieren, vvas im Dis- 
kussionsteil dieses Buches beurteilt vverden soll. 


Abbildung 35: Nutzung der Mitgliedervverbestrategien — SPD und CDU im 
Vergleich 


Ansprachen-Strategie 63,1 68,4 
Marketing-Strategie 46,8 516 
Supporter-Strategie 44 

Linkage-Strategie -——o—,———. “Zi dA 
Netzvverk-Strategie 49,6 
İssue-Strategie 44 
Professionalisierungs-Strategie 14,9 
Aktions-Strategie 16,3 
Material-Strategie 10 
Framevvork-Strategie Saz 5.8 


Kampagnen-Strat, 06 4,3 
00 14.0 28.0 420 56.0 70.0 N cDU 


Quelle: Eigene Darstellung 
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VVie der Vergleich der VVerbestrategien zeigt, gibt es zvvisehen SPD und 
CDU deutliche Gemeinsamkeiten der Nutzung von Strategien. Keine der 
Strategien vveicht in ihrer Nutzungshöufigkeit zvvischen den Parteien markant 
voneinander ab. Erfolgversprechende Strategien mit generalisierbarer Ten- 
denz hinsichtlich erfolgreicher Mitgliedervverbung lassen sich fedoch nicht 
finden, nur die Strategie, Mitgliedervverbeaktionen zu planen und durchzu- 
führen, höngt bei beiden Partefen signifikant mit einer höheren Zahl gevvor- 
bener Neumitglieder zusammen. Bemerkensvvert ist, dass die Mitglieder der 
SPD mit der Kommunikation von Politikerfolgen gelingende Mitgliedervver- 
bung betreiben können, vvenngleich die SPD zumindest auf bundespolitischer 
Ebene in den letzten Vahren nur geringe Erfolge vorvveisen konnte, zumin- 
dest, vvenn der VVahlerzuspruch als Indikator vervvendet vvird. Hier vvüre zu 
ervvarten gevvesen, dass die Mitgliedervverber der CDU — als langiöhriger 
Seniorpartner entvveder einer GroBen Koalition oder einer Koalition mit der 
FDP — einen statistisch signifikanten Zusammenhang prösentiert hatten. An- 
gemerkt vverden soll yedoch, dass im Zeitraum der Erhebung die Flüchtlings- 
krise 2015 sicherlich noch in cinigen Köpfen prasent vvar — mitsamt den da- 
zugehörigen innerparteilichen VViderstünden. Dass die VVerber der CDU in 
dieser Zeit nicht unbedingt mit (bundespolitischen) Erfolgen der Partei vver- 
ben konnten, ist vor diesem Hintergrund angesichts des Untersuchungszeit- 
raumes anzunehmen. 
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Abbildung 36: Nutzung der Beitrittsanreize in der Mitgliedervverbung — SPD 


und CDU im Vergleich 
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Die Nutzung der Beitrittsmotive ist bei beiden Parteien überraschend ahnlich. 
Lediglich die Nutzung des selektiven, ergebnisbezogenen sovvie des ideologi- 
schen Beitrittsanreizes vveicht gering voneinander ab. Bei den Beitrittsanrei- 
zen ergibt sich auf Basis der Datenlage cin noch schlechteres Bild als hin- 
sichtlich der genutzten Strategien, vvas den statistischen Zusammenhang zum 
Erfolg der Mitgliedervverbung betrifft. Dies liegt mafögeblich daran, dass bei 
der CDU nur der Beitrittsanreiz direktdemokratischer Beteiligungsmecha- 
nismen in der Mitgliedervverbung zu verfangen scheint, bei der SPD hinge- 
gen andere Beiftrittsanreize signifikante Mittelvvertunterschiede aufvveisen. 
Dies ist insofern bemerkensvvert, als vveniger die CDU und stürker die SPD 
ein Image der Mifmachpartei zu pflegen versucht. VVenngleich auch die SPD 
Mitgliederbegehren bzvv. Mitgliederentscheide als Partizipationsinstrumente 
auf bundespolitischer Ebene selten durchführt (vom Partefvorstand initilerte 
Mitgliederentscheide beschrinkten sich auf die Abstimmungen zu den Koali- 
tionsvertrögen 2013 und 2018 in den letzten /ahren, Mitgliederbegehren und 
-entscheide, die von der Basis fnitifert vverden, scheitern zumeist an zu hohen 
Hürden), gilt sie doch im Vergleich zur CDU als stürker partizipationsorien- 
tierte Partei. Doch: ,,So partizipationsorientiert und offen für neuec Einflüsse 
sich die Partei nach aulen hin prüsentierte, so rigide und halbherzig gestaltete 
sich bislang die İmplementation der Reformen in der Praxis“ (Tun 2017: 482) 
— und gerade hier liegt zumindest die mögliche Erklarung, vvarum dieser 
Beitrittsanreiz in der Praxis keine signifikant positiven Effekte bei der SPD 
bringt. Eine Erklaürung, vvarum es für die CDU signifikante Effekte hervor- 
bringt, bleiben die quantitativen Daten allein yedoch schuldig. 
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Quelle: Eigene Darstellung. SPD: n € 146 bis 158, CDU: n £ 105 bis 143, ” px0,05: “” 


ps0,01, “7” px0,001 


Hinsichtlich der innerorganisationalen Merkmale sind deutlich mehr Unter- 
schiede denn Gemeinsamkeciten zu erkennen. Die einzigen statistisch signifi- 
kanten Mittelvvertvergleiche, die sich bei beiden Partefen finden lassen, sind 
das Abhalten von Urvvahlen zu Sach- und Personalfragen sovvie die VVahr- 
nehmung, dass die eigene Mitgliedervverbung gelingt. VVie sovvohl öltere 
Studien (bspvv. Gabriel 1973: 90 sovvie VValter-Rogg und Mölbner 2004: 149) 
als auch neuere Studien zeigen (siehe Laux 2011b: 176), verlangt zumindest 
ein Teil der Mitglieder innerparteiliche Partizipationsmöglichkeiten — vvoraus 
die Parteienforsehung den Schluss gezogen hat, dass dieser VVunsch auch bei 
Beitrittsbereiten vorliegt. Bemerkensvvert ist im Vergleich beider Parteien der 
Befund, dass das Abhalten von Urvvahlen signifikant mit der Zahl der gevvor- 
benen Mitglieder korreliert, der Einsatz dieser VVahlen als Argument in der 
Mitgliedervverbung fedoch nur bei der SPD elinen statistisehen Zusammen- 
hang zur Zahl der gevvorbenen Mitglieder aufvveist. Dennoch ist es erkla- 
rungsbedürftig, vvarum allein das Abhalten von Urvvahlen solche deutlichen 
Mittelvvertunterschiede vor allem bei der CDU produziert. So ist nicht anzu- 
nehmen, dass Bürger auf lokaler Ebene einschatzen können, ob und invvie- 
vveit Parteien dort Entscheidungen per Urvvahl treffen. Mediale GroBereignis- 
se innerparteilicher Partizipation vvie die Abstimmungen über die Koalitions- 
vertrüge 2013 und 2018 vonseiten der SPD stellen Ausnahmcereignisse dar 
und liegen für die CDU überhaupt nicht vor/”". 

Die CDU vveist insgesamt deutlich mehr signifikante Mittelvvertunter- 
schiede zvvischen innerorganisationalen Merkmalen und dem VVert der ge- 
vvorbenen Mitglieder als die SPD auf. Bei der CDU — im Gegensatz zur SPD 
— bestatigt sich der angenommene Zusammenhang, dass die Einschatzung der 
Partei als Mitgliederpartei cine positive VVirkung auf den Erfolg in der Mit- 
gliedervverbung hat. Für beide Parteien gilt fedoch, dass die übervviegende 
Zahl der Befragten die fevveilige Partei als Mitgliederpartei betrachtet und nur 
vvenige Befragte angaben, die eigene Partei nicht für cine Mitgliederpartei zu 
halten. 

Beiden Partefen ist gemein, dass die VVahrnehmung des Gelingens der ei- 
genen Mitgliedervverbung signifikant höhere VVerbezahlen produziert. Hier 
unterscheiden sich die absoluten VVerte gevvorbener Mitglieder bei beiden 
Parteien fedoch in bedeutendem Mahe. Der schon genannte und angenomme- 
ne Kausalzusammenhang muss dabei nicht unbedingt einseitig in die Rich- 


194 VVie Dose (2014: 156f.) in Anlehnung an Niehuis (2011) aufzeigt, können Parteiführungen 
demotivierend vvirken, vvenn sie den Eindruck vermitteln, Entscheidungen seien vorbe- 
stimmt und in Klüngelrunden vorab ausgemacht. Die Folge sei, dass Bürger sich auch auf 
lokaler Ebene andere Formen der Partizipation vvie Bürgerinitiativen suchen vvürden, in de- 
nen sie ihre Interessen eher umsetzen können. ,,Demotivierende Parteiführungen schrecken 
İdiel politiseh Interessierten ab und zerstören von oben nach unten die Parteiendemokratie" 
(Niehuis 2011: 9). Ob und invviefern die Lokalpresse fedoch über Urvvahlen auf unteren 
Gliederungsebenen berichtet und ob dies dann dem genannten Effekt entgegenvvirkt, bedarf 
einer eigenen Untersuchung. 
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tung zeigen, dass hohe Mitgliedervverbezahlen die VVahrnehmung stürken, 
dass die cigene Mitgliedervverbung gelingt. Gevviss ist anzunehmen, dass 
hohe Mitgliedervverbezahlen sicherlich den Eindruck verschaffen, dass die 
eigene Mitgliedervverbung gelingt. Umgekehrt kann aber das Gefühl, über 
gelingende VVerbetechniken zu verfügen, vviederum vveitere VVerbeerfolge 
bringen, da die für die Mitgliedervverbung notvvendige Selbstsicherheit vor- 
İlegt. Da ,,nichts motivierender als der Erfolg selbst ist“ (Bullinger 1996: 34), 
ist die VVahrnehmung einer gelingenden Mitgliedervverbung zugleich der 
Ausgangspunkt vveiterer gelingender Mitgliedervverbung. VVie die Daten aber 
auch zeigen, İiegt der relative Anteil deryenigen VVerber, die die cigene VVer- 
bung als erfolgreich betrachten, bei beiden Parteien unter der Halfte der Be- 
fragten (SPD: 36,0 76, CDU: 40,7 “6). Der grölere Teil der Mitgliedervverber 
bei beiden Parteien ist damit also nicht davon überzeugt, dass die cigene 
VVerbung gelingt. 

Angesichts der hohen VVerbezahlen in der Gruppe der VVerber, die die ei- 
gene Mitgliedervverbung als erfolgreich vvahrnehmen, scheint hier bei beiden 
Parteten der Schlüssel zu erfolgreicher VVerbung zu liegen. Hier lüsst sich an 
die bereits erlauterte ,,participation efficacy” (Boezemann und Ellemers 
2014: 77) denken: VVerber, die spüren, dass ihre ehrenamtlich investterte Zeit 
Früchte trügt und zum Erhalt der Organisation beitrögt, sind starker bereit, 
vveitere Arbeit für ihre Organisation zu übernehmen. Somit vvird die VVahr- 
nehmung einer erfolgreichen Mitgliedervverbung gevvissermalsen zum perpe- 
tuum mobile für die eigene Mitgliedervverbung. 
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Tabelle 34: Commitment und Soziale Identitit und ihre Korrelationen zur 
Neumitgliedervverbung — SPD und CDU im Vergleich 


SPD CDU 
Merkmal Ervvarteter Gevvorbene Gevvorbene 
Zusammenhang Neumitglieder Neumitglieder 
r öm 
Die Partei hat eine grofe persönliche positiv 0,182” 0,266”” 
Bedeutung für mich (COMM 1) 
Ich arbeite lieber für die Partei als für positiv 0,188” 0:171" 
andere Vereine, in denen ich Mitglied 
bin (COMM II) 
lch empfinde ein starkes persönli- positiv 0,182” 0:351””" 
ches Zugehörigkeitsgefühl zur Partei 
(COMM Il) 
İch fühle mich emotional mit der positiv 0,096 0,284”” 
Partei verbunden (COMM IV) 
Die Arbeit, die ich für die Partei positiv 0,115 0,193” 
leiste, vvird von meinen Parteikolle- 
gen/Parteigenossen und übergeord- 
neten Ebenen gevvürdigt (COMM V) 
İch identifiziere mich mit meiner positiv 0,252”” 0,220” 


Partei (SISI) 


Quelle: Eigene Darstellung. SPD: n € 145 bis 147, CDU: n £ 130 bis 131, ” px0,05: “” 
ps0,01: “”” px0,001 


Die psychologischen Konstrukte zeigen Gemeinsamkeiten in einigen Bercei- 
chen auf, fedoch sind sovvohl Effektstarke als auch Signifikanzniveau unter- 
schiedlich. Die Commitment-Faktoren 1, II und II haben bei beiden Parteten 
signifikante Effekte auf die Zahl der gevvorbenen Neumitglieder. VVenn die 
Partei cine groBe persönliche Bedeutung für die Mitglieder hat sovvie cin 
starkes Zugehörigkeitsgefühl zur Partei empfunden vvird, ist dies parteien- 
übergreifend vvirksam in der Neumitgliedervverbung, vvenngleich die Effekte 
bei der CDU deutlich stürkere sind (auBer befi COMM TI). Die Commitment- 
Indikatoren İV und V (die emotionale Verbundenheit zur Partei sovvie der 
von übergeordneten Ebenen entgegengebrachte Respekt) sind lediglich bei 
der CDU signifikant. Die soziale Identitüt mit der Partei hat bei beiden Par- 
teien statistisch signifikante und schvvache bis moderate Effekte. 

Im Vergleich zu den anderen in diesem Absehnitt erhobenen Faktoren, 
die eine VVirkung auf die Neumitgliedervverbung haben können, haben das 
Commitment und die soziale Identitüt die meisten und mitunter stürksten 
bivariaten Effekte. Damit zeigt sich, dass das Commitment als Konstrukt der 
Arbeits- und Örganisationspsychologie für die Ehrenamts- sovvie für die 
Parteienforschung nicht zu unterschatzen ist. Dass die Zeit, die für die Mit- 


298 


gliedervverbung aufgevvendet vvird, nicht in einem direkten Zusammenhang 
zur Zahl der gevvorbenen Mitglieder steht, das Commitment und die Soziale 
Identitat hingegen schon, zeigt, dass Mitgliedervverbung nicht von Quantitat, 
sondern von Qualitüt bestimmt vvird. Um es 5asierend auf den bivariaten 
Analysen auf eine Faustformel zu bringen: Nic)? vver hüufiger vvirbt, vvirbt 
mehr Neumitglieder, sondern vver cin höheres Commitment und eine höhere 
Soziale İdentitdt hat, vvyirbt mehr Neumitglieder. 

Zuletzt soll mithilfe eines stufenvveisen Regressionsmodells ermittelt 

vverden, vvelche der betrachten Faktoren eine vergleichsunabhangige Rolle in 
der Mitgliedervverbung spielen. Ohne die untersuchten Falle nach Parteien zu 
filtern, sollen damit Effekte herausgestellt vverden, die für die beiden deut- 
schen GroBpartefen für die Neumitgliedervverbung signifikant sind (s. Tabelle 
35). 
Partetübergreifend lasst sich unter allen Befragten auf Ortsvereinsebene vor 
allem ein Modell erkennen, dass eine hohe Varianzaufklarung bietet: Modell 
5 zeigt, dass parteiübergreifend die Nutzung einer Adresskartei, das Abhalten 
von Urvvahlen und die VVahrnehmung, dass die ecigene Mitgliedervverbung 
gelingt, signifikant positiv mit der Zahl der gevvorbenen Neumitglieder korre- 
İleren und zugleich erheblich zur Modellgüte beitragen. Modell 7, das die 
signifikanten Faktoren der anderen Modelle bündelt, kommt gar auf einen 
korrigierten Determinationskoeffizienten von 0,231 und bietet mit insgesamt 
sechs Faktoren ein sovvohl sparsames als auch — hinsichtlich der Stichpro- 
bengröBe — empirisch gutes Modell. In diesem Modell sind es vviederum die 
innerorganisationalen Merkmale, die zum Gelingen der Mitgliedervverbung 
deutlich beitragen. Die Haufigkeit der Mitgliedervverbung sovvie die Strate- 
gie, gezielte Mitgliedervverbeaktionen zu 1nitiferen, stoBen als relevante Fak- 
toren dazu. 

Modell 6 kann nicht überzeugen. Eine Regression unter Einbezug der 
Commitment-Skala und der Sozialen Identitat ergab keine Signifikanzen und 
nur cinen geringen Determinationskoeffizienten von 0,03. Modell 8, das alle 
Variablen einbezieht, kann mit 104 Fallen gut interpretiert vverden, dass die 
Fallzahlen hierbei deutlich über den addierten Fallzahlen der Einzeluntersu- 
chungen liegen, ist darauf zurückzuführen, dass zvvei Items nicht in das Mo- 
dell aufgenommen vvurden (Neue Impulse durch die Parteireform / durch 
Peter Tauber)1”. Das Modell ist insgesamt, trotz der Aufnahme sehr vieler 
Variablen, im korrigierten R-Quadrat schvvach und bietet mit der signifikant 
negativen Korrelation des politischen Interesses auf die Zahl gevvorbener 
Mitglieder ecinen theoretischen VViderspruch: auch geht dieser Befund nicht 
mit den bisherigen empirischen Ergebnissen einher. Das Modell $ muss da- 
her zurückgevviesen vverden, auch aufgrund der geringen und damit verzer- 
renden Fallzahlen. 


195 Eline Aufnahme der beiden İtems hatte logischervveise zum Ausschluss aller Fülle geführt. 
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In der Mitgliedervverbung beider Partefen sind es insgesamt die inneror- 
ganisationalen Faktoren, die den höchsten Erklörungsvvert zum Erfolg der 
Mitgliedervverbung bieten, gefolgt von ehrenamtlichen Faktoren und strategi- 
schen Elementen. Die VVerbung mit Parteibeitrittsanreizen ist in den Einzel- 
analysen der Parteien überraschend unauffallig geblieben. Die folgende und 
letzte empirische Untersuchung — die lİeitfadengestützten Intervievvs unter 
Mitgliedervverbern — soll daher versuchen, eine Erklarung dafür anzubieten. 


6.5 Die Party on the Ground H: Leitfadengestützte Intervievvs 
mit Mitgliedervverbern der SPD und CDU 


Dieser letzte empirische Teil bietet das qualitative Kernstück dieser Studie. 
Nach dem quantitativen Überblick und damit der Erstellung eines gröBeren 
Bildes sollen in diesem Absehnitt vor allem Kausalzusammenhaönge gefunden 
vverden. Der erste Absehnitt leitet dabei in das Vorgehen und die Methodik 
ein, vvoraufhin die Analyse leitfadengestützter Intervievvs unter Mitglieder- 
vverbern der SPD und anschlieBend der CDU feolgt. Nach ecinem Vergleich der 
Intervievvergebnisse bündelt ein letzter Abschnitt die Ergebnisse zvvefer In- 
tervievvs mit Seminarleitern, die bereits seit einigen /ahren Mitgliedervver- 
bung an Parteimitglieder und Hauptamtliche im Rahmen von VVorkshops 
vermitteln. Sie können es leisten, eine Doppelperspektive sovvohl von innen 
(hinsichtlich der organisationalen Herausforderungen) als auch von auBen 
(mit kritischem Blick auf die zu unterrichtenden Seminarteilnehmer selbst) zu 
schaffen und die vorliegende Studie damit um einen externen Blick zu ervvei- 
tern. 


6.5.1 (Vorgehen und Methodik 


Im Folgenden dargestellt sind die Ergebnisse leitfadengestützter Intervievvs 
mit Mitgliedervverbern1””. Dazu vvurden insgesamt 19 Tntervfevvs mit Mitglie- 
dervverbern der SPD geführt, zvvei mit Beratern, die innerhalb der SPD Semi- 
nare zur Mitgliedervverbung anbieten und 14 mit Mitgliedervverbern der 
CDU. Von den Mitgliedern der SPD sind insgesamt zvvölf Vorsitzende ihrer 
yevveiligen Ebenen, eine ist Kassiererin, sechs sind explizit Mitgliederbeauf- 
tragte. 15 der Intervievvpartner sind auf der Ortsvereinsebene tütig, einer auf 
Kreisverbandsebene und drei im Unterbezirk. Bei der CDU sind von 14 Be- 
fragten elf in der Position eines Vorsitzenden, drei sind explizit als Mitglie- 


196 Den Intervievvpartnern vvurde umfassende Anonymitüt zugesichert. Orts- und Personenna- 
men sovvie vveitere Angaben, die cine ldentifikation der Intervievvpartner ermöglichen, sind 
daher mit XXX versehen. 
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derbeauftragte benannt bzvv. gevvahlt. Elf der Befragten operieren auf Orts- 
verbandsebene, zvvei in Kreisverbinden und ein Befragter ist auf der Ebene 
des Landesverbandes taütig. Alle Befragten auf höheren Gliederungsebenen 
zeichneten sich fedoch — nach eigenen Angaben — durch einen guten Kontakt 
zu ihrem fevveiligen Ortsverein bzvv. Ortsverband sovvie der aktiven Mitarbeit 
darin aus. 

Die Ausvvahl der Intervievvpartner richtete sich vorrangig nach der Eigen- 
schaft, ob sie für die Mitgliedervverbung zustöndig sind oder nicht. Ob sie 
dabei ,offiziell“ das Amt des Mitgliederbeauftragten bekleideten, vvar irrele- 
vant. Im Rahmen der Akquise stellte sich ohnehin heraus, dass Mitgliederbe- 
auftragte nicht immer zugleich die Mitgliedervverbung betreuen und durch- 
führen — teilvveise gar im Gegenteil: VVie in der qualitativen Analyse noch 
gezeigt vvird, betrachten cinige Befragte das Amt explizit als Bindungs- und 
Austrittsmanagement, nicht aber als solches, das die VVerbung neuer Mitglie- 
der umfasst. Des VVeiteren sollten nicht nur erfolgreiche Mitgliedervverber 
intervievvt vverden, sondern ebenfalls diefenigen, die in der Mitgliedervver- 
bung Misserfolge hinnehmen mussten. Damit sollten auf der cinen Seite 
Faktoren des Gelingens der Mitgliedervverbung und auf der anderen Seite 
Faktoren ihres Scheiterns aus qualitativer Perspektive erhoben vverden. İn der 
Akquise der İntervievvpartner vvar es schvvterig, aber nicht unmöglich, auch 
an diese Personen heranzukommen, vvobei sich schnell herausstellte, dass 
Mitglieder, die lediglich cin Mindestmab an Zeit in Mitgliedervverbung inves- 
tieren, zumindest cin oder zvvei Neumitglieder im /ahr aktiv vverben konnten. 
Als Misserfolg vvurde bevvertet, vvenn keirz Mitglied im zurückliegenden /ahr 
gevvorben vverden konnte. 

Geführt vvurden die İntervievvs im Zeitraum vom 09.08.2016 bis zum 
31.08.2017. Der lange Erhebungszeitraum bot den Vorteil, den Fragebogen 
an gecigneten Stellen zu modifizteren, vvenn parallel ablaufende Analysen 
der anderen empirischen Tefle dieser Untersuchung induktive Ervveiterungen 
notvvendig erschienen lieBen. Die in den Tntervievvs genutzten Fragebögen 
vveichen fedoch nicht so sehr voneinander ab, dass cine gemeinsame Analyse 
bzvv. ein Vergleich nicht mehr möglich vvüren, im Gegenteil: Ervveiterungen 
betrafen lediglich Detailfragen. 

Von den 33 Mitgliedervverbern stammen 16 aus VVestdeutschland und 17 
aus Ostdeutschland. Letztere vvurden übervviegend im Rahmen einer zvveivvö- 
chigen Forschungsreise, die vom 21.08.2017 bis zum 02.09.2017 stattgefun- 
den hat, intervievvt. VVie sich daraus ableiten lasst, vvar es das unbedingte Ziel 
des Autors, möglichst viele Intervievvs persönlich zu führen, um die Vorteile 
dieses Vorgehens auszuschöpfen (vgl. Hildebrandt 2015: 246). In sechs Fal- 
len mussten telefonische Intervievvs bzvv. Intervievvs über Skype geführt vver- 
den, vvomit der /V/orsf Case — das sehriftliche Intervievv (siehe dazu bspvv. 
Reuband 2014) — vermieden vverden konnte. Sicherlich lassen sich in Tele- 
fonintervievvs und vor allem in schriftlichen Intervievvs gevvisse İIntervievv- 
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verzerrungen vermeiden, die persönlichen İntervievvs zu eigen sind (Vgl. 
Hader 2010: 221f. oder Glantz und Michael 2014: 316). Der Autor dieses 
Buches ist fedoch aus methodischer Perspektive der Auffassung, dass die mit 
persönlichen Intervievvs einhergehenden Vorteile der Datenakquise die Nach- 
teile möglicher Verzerrungen schlagen "”. 

Die unterschiedliche geographische Verteilung der Intervievvpartner soll 
zuletzt noch aufgeschlüsselt vverden. Ein Intervievvpartner stammt aus Bran- 
denburg, einer aus Hessen, drei stammen aus Nordrhein-VVestfalen, zvvölf aus 
Rheinland-Pfalz, zvvölf aus Sachsen und vier aus Sachsen-Anhalt. Mit Rhein- 
land-Pfalz vvurde ein Bundesland gevvahlt, in dem beide Parteien eine hohe 
Rekrutierungsfahigkeit aufvveisen. Die persönlichen İntervievvs in Ost- 
deutschland vvurden daher auf Sachsen und Sachsen-Anhalt beschrinkti”5, da 
die Rekrutierungsfahigkeit von SPD und CDU in diesen Bundeslandern zu- 
meist das Schlusslicht bildet (vgl. Niedermayer 2018a: 354). Einer in der 
Literatur sogenannten ,,Ostidentitat” (Neller 2006: 17) folgen gevvisse Be- 
sonderheiten in der politischen Partizipation, begonnen mit einer geringeren 
Unterstützung demokratischer İnstitutionen (vgl. Völkl 2006: 62ff.) über 
starkere Protestbereitschaft hin zu geringerer Bereitschaft, einer politischen 
Partei beizutreten (vgl. Vetter und Remer-Bollovv 2017: 99 und 157ff.). Die 
geringere Partefidentifikation in Ostdeutschland (vgl. Vetter und Remer- 
Bollovv 2017: 205) bietet spezifische Hürden in der Mitgliedervverbung, die 
mit der gezielten Ausvvahl ostdeutscher Intervievvpartner untersucht vverden 
sollen. 

Der Tntervievvleitfaden (siehe Absehnitt 9.4) ist, dem Mixed-Methods- 
Forsehungsdesign dieser Untersuchung folgend, stark an den in der Online- 
Umfrage genutzten Fragebogen angelehnt. 1m Vordergrund stand bei den 
Intervtevvs, die in der Online-Umfrage zumeist auf nominalen oder ordinalen 
Skalenniveaus verorteten Antvvorten tiefergehend zu explorieren. Die gerin- 
geren Fallzahlen erlauben yedoch keine eigene statistische Ausvvertung. Die 
Nutzung des vveitgehend identischen Fragebogens gestattete es, die Ergebnis- 
se vollstindig zu quantifizieren — um damit die Ergebnisse der Online- 
Umfrage zu validieren sovvie gleichzeitig die Intervievvpartner in den Daten- 
satz der Online-Umfrage integrieren zu können. 


197 Face-to-Face-Situationen bestehen neben sprachlichen auch aus nichtsprachlichen Bestand- 
teilen (vgl. Soeffner 2014: 47), vvomit sie den Vorteil bieten, Mimik, Gestik, fa: Körper- 
sprache insgesamt zuzulassen. Intervievvpartner, die eher verschlossen vvirken, können mit 
entsprechenden Gesten der Offenheit dazu ermuntert vverden, mehr von sich preiszugeben, 
als dies beispielsvveise in Telefonintervievvs, die nur die Stimme transportieren, möglich ist. 
Dass diese sichtbaren İIntervievvereigenschaften cine VVirkung haben, vvird in der Literatur 
konstatiert (siehe bspvv. Glantz und Michael 2014: 316). Sicherlich bedarf es einer gevvis- 
sen Erfahrung vonseiten des Intervievvers sovvie der Kontrolle über seine Körpersprache, 
um keine negativen Effekte zu erzeugen. 

198 Der Intervievvpartner aus Brandenburg vvurde telefoniseh intervievvt. 
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Hinsichtlich der Transkriptionen der Intervievvs bedient sich diese Studie 
göngigen sozialvvissenschaftlichen und zugleich pragmatischen Kriterien. 
Eine strengere, nach linguistischen Kriterien/” arbeitende Transkription der 
Intervievvs sollte aufgrund der Unverhaltnismaligkeit von Aufvvand zu er- 
vvartetem Ertrag nicht geleistet vverden. Die von Kovval und O”Connell 
(2013) vorgeschlagene Transkriptionsmethode scheint adüquat, vvenngleich 
sie hinsichtlich der Transkription von Gesprichspausen sovvie mimischen und 
gestischen AuBerungen cingeschrinkt vvurde. 

Um bei der Ausvvertung keinem coryfirmation bias zu unterliegen bzvv. 
diesen vveitmöglich zu vermeiden, vvurde auf die computergestützte Ausvver- 
tung der qualitativen Intervievvs zurückgegriffen. Hierzu vvurde, vvie bereits 
in der Dokumentenanalyse, das Programm /4,AXQDA genutzt, das die com- 
putergestützte Codierung und Ausvvertung der erhobenen Daten ermöglicht. 
Mit der elektronischen Unterstützung sollte zudem der VVarnung von 
Schmidt, dass das transkribierte Material zu stark auf die Vorannahmen des 
Forschenden zugeschnitten vverden könnte (vgl. Sehmidt 2013: 450), Rech- 
nung getragen vverden. 

Zur Anvvendung kam in der Analyse die inhaltlich-strukturierende 1In- 
haltsanalyse (siehe bspvv. Schreter 2014: 5ff.) mit dem Ziel, Gemeinsamkei- 
ten und Unterschiede herauszustellen sovvie exemplarische Inhalte zu filtern. 
Hierbei konnten insgesamt 838 Passagen codiert vverden. Das Codierschema 
orientfierte sich dabei an den Modellblöcken der Regressionsanalyse im obe- 
ren Abschnitt, um cin einheitliches chronologisches Vorgehen zu gevvahrleis- 
ten. Da die Analyse der Intervievvs zum einen nur eizen Teil dieser Untersu- 
chung darstellt und zum anderen — vvas letztlich auch dem qualitativen Zu- 
gang geschuldet ist — nicht repraüsentativ sein kann, beschraünkt sich die Aus- 
vvertung bzvv. Darstellung der Ergebnisse im Folgenden auf die besonders 
exemplarischen Falle und Aussagen. Unterteilt vvurden die Befragten in der 
Analyse zudem in erfolgreiche (mehr als null Neumitglieder gevvorben) und 
nicht-erfolgreiche Mitgliedervverber (null Neumitglieder gevvorben). Auf- 
grund der recht geringen Zahl erfolgloser Mitgliedervverber (sechs bei der 
SPD, vier bei der CDU), empfiehlt sich eine induktiv-typenbildende Tnhalts- 
analyse an dieser Stelle nicht. Dennoch vvird die Analyse nach diesen Befrag- 
ten getrennt vorgenommen, um am Ende mögliche Gemeinsamkeiten und 
Unterschiede erfolgreicher und nicht-erfolgreicher Mitgliedervverbung auf 
Basis der qualitativen Untersuchung aufzuzeigen. Die dargestellten sozio- 
demographischen und sozio-ökonomischen Merkmale sovvie die Skalen zum 
politischen Interesse, der e/f/icacy, dem Commitment und der Sozialen Identi- 


199 Siehe dazu bspvv. Brinker und Sager (2010: 149ff.) oder Deppermann (2008: 45), die neben 
dem ,herkömmlichen" gespröchsanalytischen Transkriptionssystem (GAT) noch ein Fein- 
transkript kennen, das für sozialvvissenschaftliche Analysen zvvar nicht völlig unbrauchbar 
vvirkt, aber aufgrund des exorbitant hohen Aufvvandes und des vergleichsvveise geringen Er- 
trages unangemessen erscheint. 
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tat vvurden analog zur quantitativen ebenfalls in der qualitativen Umfrage 
erhoben. Die dargestellten VVerte lassen sich damit direkt mit den VVerten der 
quantitativen Umfrage ohne vveitere Transformation in Beziehung setzen. 

Zuletzt sollen die Ergebnisse mit den offenen Antvvorten aus der Online- 
Umfrage verglichen vverden. Diese vvurden bevvusst im vorherigen Absehnitt 
ausgespart, da die Intervievvs die tieferen Einsichten in das Thema bringen, 
ganz im Gegensatz zu den recht knapp gehaltenen Antvvorten, die die Befrag- 
ten in der Online-Umfrage gaben. VVenngleich Züll und Menold (2014: 715) 
darauf hinvveisen, ,,dass offene Angaben zvvar erhoben, aber letztendlich in 
der Analyse nicht vervvendete oder nur cinige interessante Zitate in den Tex- 
ten gesucht und berichtet vverden” und dies ,,mit einer vvissenschaftlichen 
Vorgehensvveise nicht vereinbart vverden” (Züll und Menold 2014: 715) kön- 
ne, möchte die vorliegende Studie trotz dieser Kritik dennoch genau dieses 
Vorgehen nutzen. Das hat zvvei Gründe: Die Antvvorten auf die offenen Fra- 
gen sollen der Validitatssicherung der Ergebnisse der İIntervievvs dienen und 
können damit durchaus pragmatisch analysiert vverden. Zvveitens vvürde die 
Codierung, Ausvvertung und vor allem Darstellung der gegebenen Antvvorten 
das Volumen dieser Untersuchung deutlich erhöhen, ohne einen entsprechen- 
den Erkenntnisgevvinn zu liefern. Für vveitere Forschungsarbeiten ist es si- 
cherlich sinnvoll und spannend, eine breitere Ausvvertung der zum groBen 
Teil stichpunktartig gegebenen Antvvorten vorzunehmen, im Rahmen dieser 
Studie ist es aber nicht zielführend — ausreichende Datenmengen vverden 
bereits über die zahlreichen Intervfevvs geliefert. 


6.5.2 Die Mifgliedervverber der SPD 


Die Befragten der SPD sind im Durcehsehnitt 42,5 Vahre alt (SD: 15,586) und 
verfügen über ein Nettoeinkommen von 2296,00 Euro monatlich (SD: 
1169,72). Elf Befragte arbeiten in Vollzeit, vier in Teilzeit, vier sind in Aus- 
bildung oder nicht ervverbstatig. 13 der Befragten sind Mönner, nur sechs 
Frauen konnten befragt vverden. Der höchste Schulabsechluss ist bei 15 Be- 
fragten das Abitur, ein Befragter verfügt über das Fachabitur, einer über die 
Mittlere Reife und zvvei über cinen Volks-/Hauptschulabschluss. Die Befrag- 
ten vveichen damit, trotz des kleinen Samples, nicht fundamental von den 
Befragten der Online-Umfrage ab, auBer, dass sie yünger sind und etvvas 
vveniger verdienen. 

Im Mittel konnten die Befragten 4,00 Neumitglieder vverben (SD: 5,916). 
VVas das politische İnteresse betrifft, sind die Befragten überdurchsehnittlich 
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stark politisch interessiert?00 und fühlen sich stark oder sehr stark in der Lage, 
politische Vorgönge zu becinflussen. Der VVert, auf der kommunalen Ebene 
mit ecigenen Handlungen politische Entscheidungen beeinflussen zu können, 
Hegt knapp über dem Mittelvvert der Skala, auf landespolitischer und bundes- 
politischer Ebene sinkt das Einflussgefühl. 15 Befragte sind Mitglieder in 
Vereinen, vier nicht, vvas bedeutet, dass sich ihre ehrenamtliche Tatigkeit 
ausschlieblich auf die Parteiarbeit beschrönkt. 1m Mittel vvenden die Befrag- 
ten 4,00 Stunden im Monat (SD: 3,73) für die Neumitgliedervverbung auf, für 
die Parteiarbeit hingegen 31,30 Stunden (SD: 31,69), vvobei die hohe Stan- 
dardabvveichung erkennen lasst, vvie stark diese VVerte unter den Befragten 
schvvanken. Explizite Mitgliedervverbeaktionen vverden selten durchgeführt 
(MV: 1,17, SD: 0,39). VVas die Mithilfe anderer Ehrenamtlicher angeht, so 
können die Befragten im Sehnitt auf 6,67 Parteikollegen (SD: 5,12) zurück- 
greifen. 

Die Befragten vveisen überdurchsehnittlich hohes Commitment sovvie cine 
starke Soziale 1Identitat zur Partei auf””), unterscheiden sich aber teilvveise von 
den Befragten der Online-Umfrage. Beide Gruppen vereint fedoch, dass die 
Mittelvverte deutlich über dem Mittelvvert der Skala liegen. 


6.5.2.1 Erfolgreiche Mitgliedervverber 


In einem ersten Schritt soll dargestellt vverden, vvie die erfolgreichen Mitglie- 
dervverber der SPD ihre Aufgaben innerhalb der Partei betrachten. Sie sehen 
ihr Selbstverstindnis vveniger in der VVerbung neuer Mitglieder, sondern 
rüumen anderen Aufgaben einen höheren Stellenvvert ein, vvie der Bindung 
von Mitgliedern oder dem Austrittsmanagement, sprich: der Rückholung 
ausgetretener Mitglieder. Ein Befragter, der auf Unterbezirksebene Mitglie- 
derbeauftragter ist, zeigt dabei auf, dass die Mitgliederbeauftragten auf Orts- 
vereinsebene ihre Arbeit zum groBen Teil überhaupt nicht erledigen, vvas 
seiner Ansicht nach an den fehlenden Sanktionsmöglichkeiten von Parteien 
Hegt. ,,VVenn du in einem Unternehmen bist, dann hast du Zielvereinbarun- 
gen, dann hangt das Ergebnis der Zielvereinbarungen, da hangt dein Gehalt 
mit dran oder deine Förderung. Es gibt Repressalien f...1. HDlas gibt es im 
Ehrenamt nicht“ (SPD 2: 190y72, 


200 Politisches Interesse: MVV: 4,79 (SD: 0,419): internal efficacy: MVV: 4,32 (SD: 0,478): 
external efficacy 1: MVV: 3,39 (SD: 1,037): external efficacy Il: MV: 2,33 (SD: 0,970): ex- 
ternal efficacy HE 1,67 (SD: 0,594). Alle Skalen von 1 (sehr sehvvach) bis 5 (sehr stark). 

201 COMM 1: MV: 4,21 (SD: 0,713), COMM Ti: MVV: 3,72 (SD: 1,127), COMM Ti: MV: 
3,95 (SD: 0,848): COMM TV: MVV: 3,74 (SD: 1,098), COMM V: MV: 3,61 (SD: 1,195): 
SISI: MV: 3,92 (0,641). Alle Skalen von 1 (sehr sehvvach) bis 5 (sehr stark). 

202 Ausgevvtesen sind im vveiteren Verlauf die Absatznummem, vvie sie in der .MA.XQDA-Datei 
der codierten İntervievvs zu finden sind. Diese Datefen sind nicht zur öffentlichen Freigabe 
gedacht. Bei besonderer Begründung und nach Rücksprache mit den Intervievvpartnern 
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VVas die Höufigkeit der Mitgliedervverbung betrifft, so vvirbt der GroBteil 
der Befragten der SPD sporadisch, aber auBerhalb von VVahlkampifzeiten, 
zvvei Befragte vverben permanent, einer überhaupt nicht und einer ausschlieB5- 
lich zu VVahlkampifzeiten?05, Geplante Mitgliedervverbeaktionen finden zu- 
meist überhaupt nicht oder höchstens ein bis zvvei Mal im /ahr statt. Ledig- 
lich cin Befragter zeigt auf, dass die Mitgliedervverbung im Rahmen von 
Parteiveranstaltungen ritualisiert vvurde: So vvird ein fahrliches Sommerfest 
gezielt zur VVerbung neuer Parteimitglieder genutzt (vgl. SPD 14: 82). Mit- 
gliedervverbung ist damit in der Empirie kein Prozess, der kontinuferlich 
mitlöuft, vvic es die Handbücher der SPD empfehlen. 

Zur Aktivierung ehrenamtlicher Helfer berichtet ein Befragter (auf Orts- 
vereinsebene), dass es seiner Meinung nach lediglich eines Initiferens bedür- 
fe: ,,Es ist immer nur: es muss einer vorgehen. Es ist vvie bei allem. Ich habe 
a nicht so lange Vorstand gemacht, vveil die sich um den Vorstandsposten 
reiBen F...1. Das musst du denen nur ausarbeiten und da machen sie auch 
noch mit, aber von den Mitgliedern selber komnt relativ vvenig" (SPD 1: 
220). Der auf Unterbezirksebene arbeitende und dort die Mitgliedervverbung 
koordinierende Befragte auBert sich diesbezüglich anders. Er vveist darauf 
hin, dass nicht nur die Initiative notvvendig sef, sondern dass auch der persön- 
liche Kontakt zu den ÖOrtsvereinsvorsitzenden hergestellt sein müsse, um 
diese zur Mitgliedervverbung zu bevvegen. Da in seinen , Verantvvortungsbe- 
reich" yedoch 84 Ortsvereine eingeschlossen sind, ist es ihm selbst schlicht- 
vveg nicht möglich, all diese Vorsitzenden regelmaBig persönlich zu kontak- 
tieren und zur Mitgliedervverbung aufzufordern (vgl. SPD 2: 184). Hier vver- 
den schnell die organisationsstrukturellen Unterschiede deutlich: VVohinge- 
gen SPD 1 mit cinem Konzept der Mitgliedervverbung ,lediglich" die Mit- 
glieder des eigenen Ortsvereins aktivieren muss, muss SPD 2 bel der Tnitile- 
rung ecines VVerbekonzeptes eine vveitere Instanz, die Ortsvereinsvorsitzen- 
den, berücksichtigen und auf ihre Mitvvirkung hoffen. Ein anderer Befragter, 
der auf Kreisverbandsebene aktiv ist, greift daher bei Mitgliedervverbevorha- 
ben gezielt auf diefenigen Personen in Ortsvereinen zurück, von denen er 
vvei5, dass sie als zu aktivierende Ansprechpartner zur Verfügung stehen 
(vgl. SPD 5: 2111f.) — vvomit er sich eine gevvisse Frustration erspart. 

Hinsichtlich der Einschiötzung, ob die Handbücher zur Mitgliedervverbung 
hilfreich in der praktischen Mitgliedervverbung sind, gibt ein Befragter an, 
dass er seit den 1980er /ahren viele Mitgliedervverbehandbücher gelesen 
habe, aber keine Verinderungen in den Strategien erkennen könne (vgl. SPD 
9: 137). Andere Befragte antvvorten recht unverblümt: ,,VVir haben Handbü- 


können die Transkripte eingesehen vverden. Hierzu ist der Autor über die beim Verlag hin- 
terlegten Kontaktdaten zu kontaktieren. 

203 Für diese vvie auch für alle folgenden Zahlen gilt, dass die Diskrepanz zur Zahl aller inter- 
vievvten Mitgliederbeauftragten der SPD daraus resultiert, dass die Antvvorten der Befragten 
nicht immer ecindeutig quantifiziert vverden konnten. 
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cher? fHachtl“ (SPD 10: 113) und betrachten das Lesen von Handbüchern als 
Zeitverschvvendung. Effektiver und effizienter sei statt der Lektüre der Hand- 
bücher die Zeit genutzt, in Kontakt mit beitrittsbereiten Menschen zu treten 
und sich um ihre Probleme zu kümmern, so der Befragte (vgl. SPD 10: 115). 

Im folgenden Teil vverden die in der Mitgliedervverbung vervvendeten 
Strategien dargestellt. Die Befragten vvurden in einem ersten Schritt gebeten, 
Strategien, mit denen sie ihrer Meinung nach vorrangig Mitglieder vverben, in 
offener Form zu nennen, ohne von einer geschlossenen Frage beeinflusst zu 
vverden. 

Hierbei stechen quantitativ vor allem die Ansprachen- und die Marketing- 
Strategie hervor, die unter allen Strategien am haufigsten genannt vverden. 
Um der chronologischen Ordnung des Codierschemas zu folgen, vverden die 
Strategien im Folgenden nicht nach ihrem quantitativen Gevvicht, sondern der 
genannten Ordnung nach entsprechend pröisentiert, vvobei erst die Darstellung 
der offenen Abfrage geleistet vvird und danach vveitere Erkenntnisse aus der 
geschlossenen Abfrage priösentiert vverden. 

Hinsichtlich der Ansprachen-Strategie gibt cine Befragte an, dass der 
VVahlkreisabgeordnete des Bundestages den Erstkontakt herstellt. So habe er 
,über Praktikanten TI...) Kontakt zu fungen Leuten, die er dann an uns vvetter 
schickt. Ich lade die dann ein, treffe mich zum Kaffee mit denen, erzahle 
denen bisschen vvas dazu, vver vvird sind, vvas vvir machen, vvie man sich so 
bei uns einbringen kann...“ (SPD 11: 91). Die Einschatzung, dass vor allem 
(regional oder überregional) bekannte Mandatstrager eine besondere Anzie- 
hungskraft für potentiell beitrittsbereite Mitglieder haben, teilt auch ein vvei- 
terer Befragter, der auf der Kreisverbandsebene aktiv ist (vgl. SPD 5: 51). 
Damit kann, vor allem im Rahmen öffentlicher Veranstaltungen, die Promi- 
nenz des Abgeordneten genutzt vverden, um eine vvirksame Erstansprache zu 
leisten, die von vveniger bekannten, aber lokal vervvurzelten Parteimitgliedern 
ausgebaut und fortgesetzt vverden kann. Der Befragte zeigt die Vorteile auf, 
im Haustürvvahlkampf Mitgliedervverbung zu machen und spricht von einer 
geradezu ,,abschreckendeln) VVirkung” (SPD 5: 87) der klassischen Infostin- 
de, die er dem Haustürvvahlkampf kontrastierend gegenüberstellt. In der ge- 
schlossenen Abfrage stechen hingegen die ,Skeptiker" der direkten Anspra- 
che hervor. Vor allem die VVerber in Ostdeutschland stehen dieser Strategie 
mit groğen Vorbehalten gegenüber und bezeichnen sie unter anderem als 
,übergriffig” (SPD 16: 98) oder vveisen zumindest darauf hin, dass der Ver- 
such, interessierte Gespröchspartner direkt zu einer Mitgliedschaft zu bevve- 
gen, vvenig erfolgversprechend set. Andere Befragte geben an, dass sie direkt 
Beitrittsformulare aushöndigen, vvenn siec Interesse beim Gegenüber empfin- 
den, Reaktionen darauf beschreibt ein Intervievvpartner als ,,leligentlich 
übervviegend positiv” (SPD 6: 161). Für SPD 5 ist eine direkte Ansprache an 
einem gevvissen Zefitpunkt notvvendig, da man nicht darauf vvarten dürfe, dass 
interessierte Bürger von sich aus nach einer Mitgliedschaft fragen. ,,lch vvarte 
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einfach, bis man so aufgrund einer normalen Menschenkenntnis den Ein- 
druck gevvinnt, bei dem ist generelles İInteresse an der Politik da, bei dem ist 
vielleicht auch ein hohes MaB an Zustimmung oder Übereinstimmung mit der 
SPD da, vvo man einfach so den Eindruck hat“ (SPD 5: 95). Hier vird impli- 
zit zum Ausdruck gebracht, vvorauf schon die Studie von Oerder (2015: 93) 
hinvveist: Es geht in der direkten Ansprache vor allem um eine gevvisse 
kommunikative Kompetenz, um socia/ skills, die sicherlich sehvver erlernbar 
sind und eine Persönlichkeitseigenschaft darstellen — schlichtvveg cin gevvis- 
ses Verkaufstalent gepaart mit dem Gespür, den richtigen Moment zur Frage 
nach einem Parteibeitritt abzupassen. 

Zur Issue-Strategie gibt nur ein Befragter in der offenen Abfrage explizit 
an, diese als Strategie zur Mitgliedervverbung zu nutzen. Dabei vervveist er 
vor allem auf kommunale Erfolge: 


əTYVlir hatten letztens auf dem Sommerfest einen Fall, dass femand vor der Schule an 
einem Fulvveg einen Poller haben vvollte, vveil die Eltern da drauf fahren oder so. Also 
ganz lebensnah und eine Kleinigkeit, aber da den Dialog zu öffnen und zu sagen, 
,0.k., vvenn du das zu uns bringst, dann setzen vvir das um" und den Leuten zu sagen, 
,seht ihr, das funktioniert, bleibt doch dabei““ (SPD 19: 121). 


In der geschlossenen Abfrage vverden dann yfedoch die Grenzen dieser Strate- 
gie klar. So hat der Autor nach den ersten Intervievvs recht schnell den Ein- 
druck gevvonnen, dass die Strategie, mit Themen zu vverben, zvvar hüufig 
genutzt vvird, aber von den Befragten selbst eine Abgrenzung zur Bundespo- 
litik erfolgt, vvesvvegen die Folgefrage gestellt vvurde, ob die bundespolitische 
GroBvvetterlage in der Mitgliedervverbung als förderlich oder hinderlich 
vvahrgenommen vvird. Hierbei traten deutliche Unterschiede zutage: So be- 
richtet SPD 2, dass er gegen den Eindruck kampfen muss, dass die bundespo- 
litische Linie der Partei ungeteilten Zuspruch auch an der Basis erhalte (vgl. 
SPD 2: 81). VVeitere Befragte (vgl. SPD 5: 103, SPD 9: 156, SPD 11: 103ff. 
und SPD 19: 141) klammern die Bundespolitik ebenfalls bevvusst aus, da sie 
als ,,Hindernis” (SPD 19: 141) betrachtet vvird. Andere Befragte, vvie bei- 
spielsvveise SPD 14, neigen hingegen zum bundespolitischen Cherrypicking: 


.Also als Beispiel nehme ich dann vor allen Dingen solche Sachen vvie arbeitspoliti- 
sche Sachen, Mindestlohn vvar halt gevvesen oder halt, vvenn fetzt femand sagt ,Mehr 
Rechte für Homosexuelle", dann natürlich Öffnung der Ehe. Aber ansonsten, die ande- 
ren Themen lieber vveglassen. Denn sonst landet man zum Sehluss immer bei der 
Agenda” (SPD 14: 124). 


Dass die Parteibasis in der Mitgliedervverbung immer noch unter der Agenda 
2010 , leidet", zeigt sich hier sehr deutlich. Die von der Forschung beschrie- 
benen negativen Effekte der Agenda 2010 (siehe dazu bspvv. Spier und Ale- 
mann 2013: 445), vor allem das Versagen der Parteispitze in kommunikativer 
Hinsicht (vgl. Nullmeier 2008: 186), auBern sich noch in der füngeren Ver- 
gangenheit sehr deutlich. Dass ,,aktive Mitglieder immer vvieder für die Ar- 


311 


beit der Bundes- und insbesondere der Regierungsparteien haftbar gemacht 
Fvverdenl, vvas frustrierend sei“ (Bergemann und Striebing 2013: 98), spiegelt 
sich in der oben zitierten Aussage vvider. 

Gezielte Mitgliedervverbeaktionen zu erarbeiten vvird von den Befragten 
eher abgelehnt, vvenngleich in der offenen Abfrage darauf vervviesen vvird, 
dass sie diese Aktionen von anderen Verbönden kennen (vgl. SPD 13: 133). 
Andere Befragte vveisen darauf hin, dass sie die zeitlichen Kapazitaten dafür 
nicht aufvvenden können (vgl. SPD 16: 108) und mit ,Mitgliedersehvvem- 
men", vvie sie beispielsvveise durch den Sc/z/z-Effekt ausgelöst vvurden, be- 
reits hinsichtlich der Integration der Neumitglieder, die eigeninitiativ in die 
Partei cingetreten sind, überfordert vvaren. VVieder andere zeigen auf, dass die 
Tragheit der cigenen Mitglieder dazu führt, dass cine Mitgliedervverbeaktion 
an demfienigen hangen bleibt, der sie initilert — vvas zeitlich überfordernd 
vvirkt. Lediglich cin Befragter (vgl. SPD 2: 85) arbeitet mit gezielten Aktio- 
nen vvie z.B. 70 unter 20, also der VVerbung von zehn Neumitgliedem in 
einem bestimmten Zeitraum, die unter 20 /ahre alt sind. Alle anderen in der 
Mitgliedervverbung erfolgreichen Befragten zeigen sich Mitgliedervverbeakti- 
onen gegenüber reserviert, vvenn nicht gar ablehnend. 

Die Framevvork-Strategie, also das Ausloten finanzieller Rahmenbedin- 
gungen bzvv. die Kalkulation finanzieller Mittel, die für die Mitgliedervver- 
bung aufgevvendet vverden können, finden in der offenen Abfrage keine Er- 
vvahnung. In der geschlossenen Abfrage zeigt sich, dass Mitgliedervverbung 
als nicht besonders kostenintensiv betrachtet vvird (vgl, SPD 8: 147, SPD 6: 
180), zumindest, vvas monetüre Ressourcen betrifft. Nur SPD 5 gibt für die 
Kreisverbandsebene an, dass für die Mitgliedervverbung keine Budgets zur 
Verfügung stünden, selbst vvenn der Befragte mit konkreten Ideen, Aktionen 
oder Vorschlagen ecine Mitgliedervverbekampagne initiieren vvollen vvürde 
(vgl. SPD 5: 109). 

Die Linkage-Strategie, also das Herantreten an Vorfeldorganisationen, 
Vereine, Kirchen, etc. vvird von einigen Befragten in der offenen Abfrage 
genannt. Ein Befragter nutzt diese Strategie, um Gesprüche mit Bürgern zu 
initileren: ,/,Und das ist nümlich auch das einfachste. In Vereinen oder in 
Organisationen kommen die Menschen aus den verschiedensten gesellschaft- 
lichen Sehichten zusammen. Und dort erfahre ich T...1, vvo die praktischen 
Probleme der theoretischen Politik sind“ (SPD 10: 117). SPD 2 geht dabei 
etvvas ,engmaschiger" vor, indem er zielgruppenorientiert zu arbeiten und 
gezielt, ,,Gevverkschaft, AfA oder Handvverkerschaft, Landvvirtschaft, Yusos“ 
(SPD 2: 71) zu adressieren versucht. In der geschlossenen Abfrage öulert 
sich die Mehrheit der Befragten positiv gegenüber dieser Strategie, vvobei 
davor gevvarnt vvird, dass ein zu zielgerichtetes Vorgehen auch eine abschre- 
ckende VVirkung entfalten könne (vgl. SPD 8: 151). SPD 11 zeigt auf, dass 
ein Problem der Linkage-Strategie in der Inaktivitat der anderen ehrenamtli- 
chen Organisationen selbst zu finden sef. Diese setien früher deutlich aktiver 
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gevvesen, vvas den Erfolg der Strategie in der Vergangenheit bedingt habe 
(vgl. SPD 11: 111). SPD 16 empfiehlt, husos vor dem Ablauf einer Nur-/uso- 
Mitgliedschaft direkt zu kontaktieren: ,,Das hat schon dazu geführt, dass zvvei 
oder drei von denen beifgetreten sind. F...1 Und einen groBen Teil davon ha- 
ben vvir damals dann auch verloren, so 20 Leute sind uns damals abgegangen, 
die einfach die Mitgliedschaften nicht gemacht haben“ (SPD 16: 118). Dies 
zeigt, dass selbst bei bereits parteiaffinen Personen die Erfolgsquote von 
Mitgliedervverbung — hier für die ,Mutterpartei“ — nicht besonders hoch ist. 

Mit der Netzvverk-Strategie zu arbeiten und diese anderen Mitgliedern 
nahezulegen, ist in der offenen Abfrage bei den erfolgreichen Befragten der 
SPD recht beliebt. Einige Befragte zeigen die Potentiale dieser Strategie auf 
und nennen zugleich ecigene VVerbeerfolge (vgl. SPD 7: 189, SPD 9: 141, 
SPD 13: 133 und SPD 19: 121). SPD 2 nennt mögliche negative Reaktionen, 
vvarnt yedoch nicht explizit vor der Nutzung der Strategie. Auf die Frage nach 
der Reaktion von Freunden, Vervvandten oder Bekannten auf das Angebot 
einer Parteimitgliedschaft antvvortet er: ,,Tfa Hachtl. Das kommt drauf an. 
Also viele reagieren positiv und es gibt vvelche, die fühlen sich abgestoBen. 
Das ist...ist leider so“ (SPD 2: 97). 

Zu Seminaren und Seminarteilnahmen, die die Kompetenzen zur Mitglie- 
dervverbung schulen sollen, auBern sich die Befragten eher vorsichtig. In der 
offenen Abfrage spielen Mitgliedervverbeseminare keine Rolle, in der ge- 
schlossenen Abfrage signalisieren die Befragten, dass die Seminare nicht 
besonders stark frequentiert sind bzvv. Mitglieder des ecigenen Unterbezirks 
(siehe bspvv. SPD 2: 103) oder des eigenen Ortsvereins (siehe z.B. SPD 1: 
114) vveder Interesse an einer Teilnahme hegen noch persönliche Freizeit in 
den Besuch von Mitgliedervverbeseminaren investieren zu vvollen. 

Zur Supporter-Strategie vervveist ein Befragter in der Mitgliedervverbung 
gezielt auf die eher unverbindlichen Gastmitgliedschaften, sobald er feststellt, 
dass sich sein Gegenüber hinsichtlich einer Vollmitgliedschaft ziert, aber 
einer Parteiaffiliation gegenüber nicht grundsützlich abgeneigt ist (vgl. SPD 
1: 128). SPD 13 zeigt in der offenen Abfrage auf, dass die direkte Ansprache 
bei Unterstützern dann gevvahİt vverden sollte, vvenn das Gegenüber mit dem 
Beitrittsgedanken spielt und bekannt ist, dass eine Sympathie zur Partei vor- 
Hegt (vgl. SPD 13: 133). Der Befragte halt yedoch nicht viel von Unterstüt- 
zer- oder Gastmitgliedschaften, sondern empfiehlt bei Sympathiebekundung 
die direkte Frage nach einer Mitgliedschaft: 


ch frage aber eher am Anfang, ob sie sich sicher sind, dass sie vvirklich nur eine Un- 
terstützermitgliedschaft vvollen und versuche sie zu überzeugen...lch persönlich bin 
nicht so cin groBer Fan von diesen Unterstützermitgliedschaften, denn entvveder in der 
Tat treten die entvveder schnell direkt ein oder treten nach den zvvei /ahren Auslaufen 
dann auch vvieder aus oder lassen es einfach auslaufen” (SPD 13: 165). 


SPD 10 zeigt hierzu die Tendenz eines organisationalen ,Einschleichens“ auf, 
vvenn Unterstützer nicht direkt auf eine Vollmitgliedschaft angesprochen 
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vverden: ,,/a, als ich Ortsvereinsvorsitzender gevvorden bin, also damals, 
2010, da hatten vvir zvvei Gastmitglieder und ich habe die einfach nur gefragt, 
vvarum die eigentlich noch Gastmitglieder sind, vveil da hat irgendvvie nie- 
mand darauf geachtet“ (SPD 10: 148). Hierin zeigt sich, dass gevvisse, durch- 
aus naheliegende Möglichkeiten der Mitgliedervverbung in organisationalen 
Routinen und eingeschliffenen Verhaltensvveisen geradezu untergehen — 
diese negative VVirkung, die organisationalem VVandel grundsützlich zuvvider- 
İöüft, vvird auch in der Literatur genannt (siehe bspvv. zu diesen Annahmen 
und der Kritik dazu Roehl 2014: 42ff£). 

Die nach der Ansprachen-Strategie am haufigsten in der offenen Abfrage 
genannte Strategie, die Marketing-Strategie, also öffentliche Prüsenz zu zei- 
gen, Veranstaltungen abzuhalten und mit der (lokalen) Presse zu kommuni- 
zieren, vvird von den Befragten mal explizit, mal implizit benannt, so bei- 
spielsvveise SPD 10: ,.Meine Strategie ist: ich habe keine. Ich mache drauBen 
mein Ding, ich bin in der Stadt prisent, ich bin in XXX fHeimatstadt, Anm. 
d. Verf.1 mittlervveile bekannt vvie cin bunter Hund“ (SPD 10: 117). Die Be- 
kanntheit, die hier eine Art des Marketings via Person darstellt, ist damit 
Aufhönger und Ausgangspunkt der Mitgliedervverbung, vvenngleich der Be- 
fragte dies nicht als intentional vervvendete Strategie versteht. Andere Befrag- 
te versuchen, auch aulerhalb von VVahlkampfzeiten einmal im Monat Bür- 
gerdialoge an Infostinden vor Ort abzuhalten und damit Bürger für die Partei 
und ihre Ziele zu begeistern (vgl. SPD 19: 121). Dennoch verzichtet SPD 19 
darauf, die Bürger konkret auf cine Mitgliedschaft anzusprechen und belasst 
es eher bei passivem VVerben (vgl. SPD 19: 121). SPD 7 setzt verstürkt auf 
digitale Möglichkeiten inklusive Homepage und eigener Facebook-Seite des 
Ortsvereins und versucht damit, Prasenz zu zeigen und sich selbst bzvv. den 
eigenen Ortsverein bekannt zu machen. ,,Du musst Gesichter sehen, du musst 
Mensehen auch mal vor dem Stadtbild sehen, das ist cinfach vvichtig. ./a, das 
ist die Strategie eigentlich“ (SPD 7: 163). SPD 11 vervveist ebenfalls auf die 
— für sie gegebene — Notvvendigkeit, eine Facebook-Prüsenz zu haben, gibt 
aber zu bedenken, dass der Aufbau und die Pflege einer nicht zu unterschat- 
zenden ehrenamtlichen Arbeit bedürfen (vgl. SPD 11: 119). Andere Befragte 
vveisen in der geschlossenen Abfrage darauf hin, dass lokale Bekanntheit 
dabei helfe, mit Menschen im Rahmen von Veranstaltungen ins Gespröch zu 
kommen (vgl. SPD 1: 197). In digitalen Medien prösent zu sein, kann gevviss 
unterstützend dabei vvirken, doch zeigt sich in den İIntervfevvs, dass es vor 
allem um den Aufbau persönlicher Bekanntheit und damit um Kontakte geht. 
Hier sind vviederum die unterschiedlichen Ausgangsbedingungen zu beach- 
ten: So umfasst der Ortsverein von SPD 1 eine kleine Gemeinde, vvohingegen 
der Ortsverein von SPD 7 eine Kleinstadt mit ca. 20.000 Einvvohnern ab- 
deckt. Öffentliche Prösenz zu zeigen, sich bekannt zu machen und AuBen- 
kommunikation zu betreiben, ist damit stets im Rahmen des entsprechenden 
Kontextes und des damit verbundenen Aufvvands zu betrachten. 
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Material auszugeben im Sinne einer strategischen Entscheidung vvird von 
den Befragten seltener genannt. 


,Ansonsten hatten vvir halt die Überlegung, es tatsichlich mit cinem Flyer auch zu 
machen, vvo man quasi ankreuzen kann, ,ich bin“...VVo halt mal der Ortsverein kurz 
vorgestellt vvird, vvelches Gebiet er umfasst, vvelche Aufgaben er hat. Aber dann aber 
halt auch die Rückantvvortmöglichkeit zum Beispiel geben, ,ich bin interessiert an ci- 
nem Gesprüch mit Pemandem aus dem Ortsverein, mit Pemandem aus dem Stadtrat, 
mit femandem aus Bund oder Land oder Europapolitik“, also dass man über den VVeg 
geht. Und als letzte Möglichkeit daneben, ,ich bin interessiert an einer Mitglied- 
schaft”“ (SPD 13: 133). 


Neben dieser zur Mitgliedervverbung sicherlich hilfreichen Strategie lassen 
sich in den İntervfevvs yedoch keine Aussagen ausmachen, die den besonderen 
Nutzen von VVerbematerial für die Mitgliedervverbung herausstellen?14, 

VVas gezielte Mitgliedervverbestrategien angeht, geben sich die Befragten 
zurückhaltend, ?a negativ. So auBert SPD 5: ,/eh halte nichts von einem fes- 
ten Konzept, das dann einfach schon bei der Umsetzung in die Realitaüt relativ 
sehnell an seine Grenzen kommt"“ (SPD 5: 133). Andere Befragte sprechen 
von ,,Zielvorgabelnl“ (SPD 9: 162), die sie sich setzen, entvvickeln yedoch 
kein strategisches Vorgehen, um diese Vorgaben zu erreichen. SPD 10 stellt 
im Intervievv die kritische Nachfrage: ,,Gibt es vvirklich Menschen, die sich 
so strategisch daransetzen, vveil die ehrenamtlich politisch Engagierten haben 
meistens eins nicht und das ist Zeit” (SPD 10: 154). Der Befragte vveist da- 
rauf hin, dass er sich ein strategisches Vorgehen nur bei den hauptamtlichen 
Mitarbeitern vorstellen kann — vvenngleich die Ergebnisse aus der Geschafts- 
führerumfrage sovvie Gespriüche mit den Geschaftsführern aufgezeigt haben, 
dass diese Mitgliedervverbung eher als untergeordnete Aufgabe betrachten, da 
andere Tatigkeiten ihre Aufmerksamkeit deutlich mehr beanspruchen. 

Unter sonstigen Strategien der Mitgliedervverbung vvurde von SPD 10 ge- 
nannt, der mit 25 gevvorbenen Mitgliedern in einem /ahr als überaus erfolg- 
reiches Beispiel für gelungene Mitgliedervverbung betrachtet vverden kann, 
sich vor allem um Menschen zu kümmem, ihre Anliegen vveiterzuleiten und 
zumindest zu versuchen, ihre Interessen durchzusetzen (vgl. SPD 10: 117). 
Er lehnte im İntervievv den Einsatz strategischer Elemente ab und gab an, 
diese — vvenn überhaupt — nur implizit, nicht aber intentional zu verfolgen. 


,Oder einer hat mich die ganze Zeit bei Facebook bepöbelt. Und dann habe ich mich 
einfach mit dem getroffen, zum Kaffee und Kuchen, ,dann komm", dann treffen vvir 
uns mal live, dann musst Du nicht die ganze Zeit meine Pinnvvand vollspammen". Und 
dann habe ich den zum Kuchen eingeladen und mich mit ihm unterhalten und dann 
fanden vvir uns ganz nett und zvvei Monate spüter vvar er Mitglied in der SPD. Aber 
den habe ich nie gefragt, ,vvillst du Mitglied vverden", das ist fa genau das Spannende“ 
(SPD 10: 117). 


204 Hferzu finden sich an spaterer Stelle der qualitativen Analyse noch vveitere Einschützungen 
zum Nutzen des VVerbematerials der Partei insgesamt. 
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VVas die Beitrittsanreize betrifft, vvurden — vvie in der quantitativen Abfrage — 
die Anreize der deutschen Parteimitgliederstudie als Grundlage der Befra- 
gung sovvie der von dieser Studie induktiv hinzugefügte partizipatorische 
Parteibeitrittsanreiz angelegt. Hinsichtlich des selektiven, ergebnisbezogenen 
Beitrittsanreizes auBern sich die Befragten ablehnend — lediglich einer gibt 
an, mit diesem Beitrittsanreiz zu vverben. Tenor ist, dass der selektive, ergeb- 
nisbezogene Beitrittsanreiz als ,,falsche Motivation“ (SPD 5: 141, dieselben 
VVorte vervvendet auch SPD 14: 150) betrachtet vvird. ,,VVer das macht, der 
hat aus meiner Sicht eine falsche Einstellung. Ein Amt kommt oder auch 
nicht, es gehört auch ein gevvisser Zufall oder so dazu, es gehören, fa, gevvisse 
Fügungen dazu, dass vielleicht ein Altersumbruch oder so da steht, aber das 
sollte nicht das Ziel sein“ (SPD 5: 141). Elin anderer Befragter begegnet bei- 
trittsbereiten Bürgern, die das Ziel einer Amterübernahme artikulieren, mit 
besonderer Skepsis: ,,leh bin halt auch oft bei Leuten, die in so eine Richtung 
gehen, also bei den Interessierten bin ich da sehr, sehr vorsichtig, vveil ich das 
tatsüchlich für die Parteikultur ganz schvvierig finde“ (SPD 16: 136). Und 
vvetter: ,,Mein Eindruck ist, dass Leute, die irgendvvie so herangehen an cine 
Parteiarbeit, dass dadurch das Klima in der Partei vergiftet vvird“ (SPD 16: 
136). Ergo: Amterorientierte ,Karrieristen“ vverden von den Befragten mit 
deutlicher Mehrheit als potentielle Neumitglieder abgelehnt. VVelches Motiv 
dabei aus einer individualpsychologischen Sicht übervviegt, kann nur gemut- 
maİÖt vverden. Durchaus plausibel ist das genannte Argument, dass der Partei- 
frieden beeintrachtigt vvürde. Andererseits kann ein ömterorientierter Bei- 
trittsbereiter als potentieller Konkurrent betrachtet vverden, vvas eigene Auf- 
stiegsvvünsche betrifft. 

Nahezu exakt umgekehrt verhalt es sich mit selektiven, prozessbezogenen 
Anreizen. Diese vverden in den allermeisten Faöllen vervvendet, vvobei sie 
nicht immer als Hauptargument der Mitgliedervverbung gelten (vgl. SPD 2: 
115). Elnige Befragte vveisen darauf hin, dass vor allem im /uso-Bereich der 
selektive, prozessbezogene Anreiz eine positive VVirkung auf den Parteibei- 
tritt hat (vgl. SPD 16: 138), vvahrend vvieder andere die Intervievvfrage diffe- 
renzieren. Diese enthəlt zvvei voneinander trennbare Elemente, vvobei inten- 
diert vvar, dass die Befragten von sich aus auf cine mögliche Trennung hin- 
vveisen?05, Das Element, neue Freunde zu finden, vvird von den Befragten 
relativiert. SPD 14 macht darauf aufmerksam, dass Freunde und Parteifreun- 
de beileibe nicht dasselbe seien (vgl. SPD 14: 152). Der zvveite Teilaspekt 
des Anreizes, die Geselligkeit, ist für die Befragten hingegen relevant und 
vvird aktiv in der VVerbung genutzt. Gezeigt vverden soll, ,,dass vvir nicht nur 
uns im stillen Kümmerlein treffen und irgendvvelche Antröge schreiben, son- 
dern dass vvir auch mal andere Sachen machen vkie ein Grillfest oder Ahnli- 


205 VVie in Absehnitt 6.4 lautete der selektive, prozessbezogene Anreiz auch hier: ,Sie teilen 
Ihrem Gegenüber mit, dass der Beitritt die Gelegenheit bietet, in geselligem Beisammen- 
sein neuc Freunde kennenzulernen und Spa) an der Parteflarbeit zu haben". 
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ches und dass das auch mehr ist als eben nur diese politische Arbeit” (SPD 
11: 129). 

VVas die kollektiven Beitrittsanreize betrifft, so gibt es keinen Befragten, 
der diese nicht in der Mitgliedervverbung nutzt. Ein Befragter zeigt interes- 
sierten Bürgern auf, dass cin Beitritt vor allem daher geboten sei, da die Par- 
teiaktiven vor Ort zum einen überaltern, zum anderen aber auch nicht mehr 
selbst von der Politik profitieren, die sie machen. ,,Also ich sage denen: ,Ich 
bin fetzt in dem Alter, das, vvas vvir heute machen, trifft Dich mal und nicht 
mich, also bring" Dich ein, kannst Du auch für Deine Zukunft mitbestimmen, 
vvas da kommt und Dich nicht nachher beschvveren". In erster Linie, dass sie 
gestalten können, die man vvirbt“ (SPD 1: 145). 

Hinsichtlich der normativen Beitrittsanreize auBern sich die Befragten 
ambivalent. Diefenigen, die diesen Beitrittsanreiz nutzen, arbeiten damit nicht 
übermaölBig stark. Diefenigen, die ihn explizit ablehnen, vervveisen bemer- 
kensvvertervveise auf eigene biographische Vorerfahrungen. So gibt SPD 19 
an: ,,Also ich komme selbst aus einem sozialdemokratischen Haushalt und 
desvvegen habe ich das lange abgelehnt, überhaupt vvas zu machen. Also eher 
so als Negativargument“ (SPD 19: 187). SPD 11 öuBert sich ahnlich: ,,Nein, 
das machen vvir eigentlich nicht. VVir haben zvvar tatsüchlich viele Partei- 
Familien, meine Mutter ist selbst auch SPD-Mitglied, aber das vvüre für mich 
persönlich nie ein Grund gevvesen, deshalb Mitglied zu vverden, desvvegen 
mache ich das auch nicht bei anderen“” (SPD 11: 133). Andere Befragte nut- 
zen den Anreiz, vvenn es sich im Gesprüch vonseiten des Gegenübers ergibt 
und sie ihn lediglich aufgreifen müssen, so z.B. SPD 13: ,TB:/ VVir haben 
einen Freund, bei dem oder der hat gesagt, dass sein Opa mal Mitglied vvar, 
yetzt überlegt er zumindest. İT:1 Aber es kam von ihm? TB:1 Er hat gesagt, 
dass sein Opa oder Uropa Mitglied vvar und da habe ich gesagt, ,nimm dir 
doch ein Beispiel“...“ (SPD 13: 181). Aus strategischer Sicht ist davon abzu- 
raten, mit diesen Beitrittsanreizen zu vverben, zeigt die Deutsche Parteimit- 
gliederstudie doch, dass normative Anreize ,,einen signifikanten positiven 
Elnfluss auf die Austrittsvvahrscheinlichkeit” (Rohrbach 2011: 195) haben. 

Mit dem Beitritt zum Erhalt der Demokratie beizutragen, vvird als Anreiz 
von den meisten Befragten vervvendet, vvobei sie darauf vervveisen, dass er 
insbesondere durch das Aufkommen der AfD sovvie durch die Prüsidentschaft 
Donald Trumps an Gevvicht gevvonnen hat (vgl. SPD 13: 187 und SPD 10: 
182). SPD 10 nennt damit einhergehend cine Neuausrichtung in der eigenen 
VVerbung: 


ch sage mal, bevor AfD und der Rechtsruck in Europa zu verspüren vvar, vvar das ci- 
gentlich nicht, da hat man das eher nicht bei Parteibeitritten gesagt, sondern um Leute 
zu begeistern, vvühlen zu gehen, da hat man das gesagt, es geht um die Demokratie, 
für die haben vvir lange gekimpft und die Möglichkeit zu vvahlen und mittlervveile sagt 
man immer, ihr müsst alle in die Parteien kommen, in die demokratischen Parteien, 
um ein ausgevvogenes Verhaltnis, ausgevvogenes Krafteverhöltnis zu geben zu dem, 
vvas in Europa gerade passiert“ (SPD 10: 182). 
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Diese altruistischen Anreize haben aus der Forschungsperspektive den stürks- 
ten motivationalen Einfluss auf den Parteibeitritt (vgl. Hoffmann 2011: 91) 
und können daher, insbesondere im Rahmen des zunehmenden Erfolgs der 
AfD (siehe dazu überblicksartig Bebnovvski 2015, den Sammelband von 
Hausler 2016 sovvie Ruhose 2019), strategiseh betrachtet das Mittel der VVahl 
in der Neumitgliedervverbung sein. 

Zum ideologischen Parteibeitrittsanreiz öuBern sich die Befragten diffe- 
renziert. Die Mehrzahl der erfolgreichen Mitgliedervverber der SPD arbeitet 
zvvar mit diesem Anreiz, doch geht es vveniger um die Starkung von Partei- 
flügeln, sondern ,,vielleicht in Kombination mit diesem Punkt ,Du kannst 
innerparteilich vvas verindern", dass es durchaus viele Leute gerade auch aus 
dem Stück linkeren Umfeld, die man damit auch überzeugen kann. Also dass 
man sagen kam, ,auch du trügst dazu bei, dass es ein bisschen anders vvird““ 
(SPD 16: 150). Ein Befragter konzentriert sich bei der Frage nach ideologi- 
schen Beitrittsanreizen unmittelbar auf den Teil der Frage, der mit den Partei- 
flügeln zu tun hat und zeigt auf, dass interessierte Bürger überhaupt keinen 
Bezug zu den innerparteilichen Faktionen hatten. Dies spitzt er insovvett zu, 
als er den bestehenden Parteimitgliedern zuschreibt, innerparteiliche Grup- 
pierungen selbst nicht zu kennen. ,,leh behaupte, dass 80 Prozent der Partei- 
mitglieder nicht vvissen, dass es diese drei Gruppierungen gibt und vver die 
gröBte ist, das vvissen die nicht. Bin ich fest von überzeugt. Gut, aber das, so 
differenziert finden die Gespriche nicht statt” (SPD 2: 125), vvomit er darauf 
vervveist, dass sich Mitgliedervverbegesprüche nicht so tief in die Materic 
innerparteilicher Logik hineinvvagen. 

Sympathisanten der Partei anzusprechen, die eine klare Sympathie gegen- 
über der Partei geauBert haben oder bei denen erkennbar ist, dass sie mit 
einem Beitrittsgedanken spielen, vverden von allen Befragten auf cinen Bei- 
tritt hingevviesen bzvv. darauf, ihre Zuneigung zur Partei durch cine formelle 
Mitgliedschaft zu auBemn. Ein Befragter vvirbt dabei auch mit materiellen 
Vergünstigungen, die die Mitgliedschaft bietet (vgl, SPD 9: 206). Er veran- 
staltet mit seinem ÖOrtsverein haufig Ausflüge und kleine Reisen, die für Mit- 
glieder günstiger sind als für Nicht-Mitglieder: ,,Bei diesen Fahrten oder 
Reisen ist natürlich der Preis für Mitglieder günstiger als der für Nicht- 
Mitglieder. D.h. man hat natürlich auch einen Vorteil als Mitglied. Die Reise 
kostet 30 Euro vveniger. Das ist für die meisten ein halber /ahresbeitrag“ 
(SPD 9: 206). Bemerkensvvert ist, vvie der Befragte damit den zu entrichten- 
den Mitgliedsbeitrag in der VVerbung mit einem materiellen Anreiz versieht. 
So sind es 1a gerade eigentlich die Kosten, die Interessierte von cinem Partei- 
beitritt abhalten?7” (vgl. Hoffmann 2011: 91), vvobei der Befragte die materi- 
ellen Kosten, die durch den Mitgliedsbeitrag entstehen, relativiert, vvenn er 
selektive, finanzielle Anreize einer Parteimitgliedschaft aufzeigen kann. 


206 Hierunter fallen auch immaterielle Kosten vvie der Zeit- und Arbeitsaufvvand für die Partei. 
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Der von dieser Studie den Anreizen der Parteimitgliederstudie hinzuge- 
fügte Partizipationsanreiz vvird — vvider Ervvarten — nur von einem geringen 
Teil der Befragten überhaupt genutzt. Die Gründe dafür sind vielfaltig und 
bieten ecine Reihe fruchtbarer Erkenntnisse für die Parteforganisationsfor- 
schung. Die vvenigen Mitglieder, die diesen Beitrittsanreiz in der VVerbung 
vervvenden, vveisen entvveder darauf hin, dass die Kandidatenaufstellung im 
eigenen Unterbezirk nach dem Vollversammlungsprinzip ablauft (vgl. SPD 
13: 215) oder dass Sachfragen vvie die Entscheidung über den Koalitionsver- 
trag zvvischen SPD, CDU und CSU 2013 oder aber auch Koalitionsvertrage 
auf Landesebene durch die Mitglieder getroffen vverden können (vgl. SPD 
19: 164). In beiden der genannten Falle sind spezifische Kontextbedingungen 
zu beachten: So stammt SPD 13 aus einem ostdeutschen Bundesland, in dem 
Kandidatenaufstellungen zu Landtags- und Bundestagsvvahlen im Landesver- 
band grundsdützlich nach dem Vollversammlungs- und nicht nach Delegier- 
tenprinzip ablaufen. VVie an spaterer Stelle ausgeführt vverden soll, vvundert 
es daher, dass mit diesen VVahlen nic/z explizit gevvorben vvird. Gerade sie 
bieten ein hohes Ma) an innerparteilicher Mitentscheidung an, sind fedoch 
nicht in fedem Landesverband vorgesehen (siehe zu einer Übersicht der No- 
minierungsverfahren für VVahlkreiskandidaten Höhne 2017: 236 sovvie Hell- 
mann und Höhne 2020: 23). Andere Mitglieder berichten von einer gevvissen 
Resignationserfahrung hinsichtlich direkter Demokratie in der Partei. So sei 
zvvar im Kleinen, also auf lokaler Ebene, Mitbestimmung und Mitentschei- 
dung möglich, nicht aber auf höheren Ebenen. Mit diesem Argument vonsei- 
ten interessierter Bürger konfrontiert, antvvortet der Befragte: ,,Und da muss 
ich auch sagen, fallen mir gerade nach den Erfahrungen, die ich nach elf 
Tahren Parteimitgliedschaft gemacht habe, auch relativ vvenige Argumente 
dagegen ein“ (SPD 5: 187). VVieder andere Mitglieder zeigen auf, dass sie 
überhaupt nicht vvahrnehmen, dass sich Bürger für direkte Mitentschei- 
dungsmöglichkeiten innerhalb von Partefen interessieren vvürden. Dies steht 
in VViderspruch zu den Annahmen der Parteienforschung, dass der Ausbau 
innerparteilicher Partizipationsmö glichkeiten die Parteimitgliedschaft quanti- 
tativ und qualitativ revitalisieren könne. Ein vveiterer Befragter konstatiert, 
dass Bürger gar nicht vveit genug denken vvürden, um innerparteiliche Mit- 
entscheidung überhaupt in Ervvagung zu ziehen (vgl. SPD 11: 153), ein ande- 
rer differenziert vviederum nach Alter, nach den Erfahrungen gefragt, ob 
Bürger im Rahmen eines VVerbegesprichs innerparteiliche Mitentscheidung 
als VVunsch angeben, antvvortet er: ,,Tüngere ia, Altere nein. Also ich vvürde 
sagen: bis 26 die vvollen es, darüber hinaus nicht mehr. VVeil die vverden auch 
aus meiner Sicht so ein bisschen die Vorteile der reprasentativen Demokratie 
sehen...Dass manchmal auch gevvisse Steuerelemente ganz gut sind“ (SPD 
14: 186). VVieder andere Befragte glauben, dass die Bürger sich nicht beson- 
ders für Mitentscheidung auf Landes- oder Bundesebene interessferen, son- 
dern stürker auf lokaler Ebene mitbestimmen vvollen und sich für Profekte, 
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die in ihrer Nahumgebung stattfinden, engagieren möchten (vgl. SPD 16: 
170). Partizipationstheoretisch betrachtet scheint damit die persönliche Be- 
troffenheit vvichtiger für eigene Mitbestimmungsmöglichkeiten und Mitent- 
scheidungsmöglichkeiten zu sein als die eher ,vveit entfernte“ Landes- oder 
Bundespolitik. 

Unter der Kategorie Sonsfiges vvurden am Sehluss der Analyse Anreize in 
der VVerbung gesammelt, die nicht in die anderen Kategorien eingeordnet 
vverden konnten. Ein Befragter nennt hierbei cin Element der Mitgliedervver- 
bung, auf das Oerder (2015: 74) eingeht, das sich fedoch sehlecht obfektiv 
messen lüsst: dass es das Gespür braucht, dem Gespriöchspartner gegenüber 
sensibel zu sein und dessen konkrete Beitrittsmotivation zu erahnen (Vgl. 
SPD 8: 189). So ist der beste Beitrittsanreiz vvohl derfenige, der individuell 
verfangt, vvas geschulte VVerber im persönlichen Gesprach herausfinden kön- 
nen — vvie yedoch aus der quantitativen Umfrage dieser Untersuchung sovvie 
den Intervievvs hervorgeht, vvird insbesondere die dafür notvvendige Professi- 
onalisierungs-Strategie, sich also als VVerber für diese Aufgaben schulen zu 
lassen, auBerst selten genutzt. 

Zuletzt sollen die innerorganisationalen Merkmale der Mitgliedervverbung 
dargestellt vverden, begonnen mit der Aufforderung zur Mitgliedervverbung. 
Bemerkensvvert ist, dass vveniger als die Haülfte der Befragten angeben, in 
irgendeiner VVeise zur Mitgliedervverbung aufgefordert zu vverden. Besonders 
bei der SPD ist dies, insbesondere hinsichtlich des Se/ru/z-Effektes, der noch 
in den Intervievvzeitraum dieser Studie ffel, auffallig. Die Eintrittsvvelle, die 
durch die Ankündigung der Kanzlerkandidatur von Martin Schulz ausgelöst 
vvurde, hütte im Rahmen verstiürkter VVerbung von der Partei besser genutzt 
vverden können. Dass selbst in dieser Zeit keine Aufforderung dazu kam — in 
einer Phase, in der Mitgliedervverbung für die SPD vvohl die höchsten Poten- 
tiale gehabt hatte (1) — ist mehr als bemerkensvvert und zeigt, vvelch geringen 
Stellenvvert die Mitgliedervverbung in der Partei hat, oder, vvie SPD 2 konsta- 
tiert: ,,Neumitglieder vverden mehr als Geschenk betrachtet als T.../ ein Er- 
gebnis ecines Handelns“ (SPD 2: 159). Diefenigen Mitglieder, die von Auf- 
forderungen berichten, schvvachen diesen Begriff zumceist vvieder ab, zum 
Beispiel SPD 16: ,,Also vom Landesverband kriege ich relativ regelmaöbig 
irgendvvelche Bildungsangebote, vvie man Mitgliedervverbung am sinnvolls- 
ten ausgestalten kann. Ich vvürde das aber sehr selten als Aufforderung be- 
zeichnen f...1“ (SPD 16: 67). Ein anderer vvirkt skeptisch gegenüber dem, 
vvas er an Aufforderungen erhalt: ,/leh kriege immer vvieder kluge Rund- 
schreiben von der Bundesebene, die ziemlich an der Realitüt vorbeigehen“ 
(SPD 5: 73). 

Das VVerbematerial der Partei vvird von der Halfte der Befragten genutzt, 
vvobei cinschrankend hervorgehoben vvird, dass zum einen nicht yegliches 
Material, das die Partei ausgibt, genutzt vvird und zum anderen nicht immer 
eine Nutzenüberzeugung vorhanden ist (vgl. bspvv. SPD 5: 175). Ein Befrag- 
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ter kann sich vorstellen, in einer Art Flyeraktion VVerbematerial flachende- 
ckend zu verteilen, 


vm eine gevvisse Aufmerksamkeit zu schaffen, aber es ist für viele Leute einfach zu 
abstrakt. VVeil die vverden 1a auch fetzt nicht sofort Mitglied in der Bundes-SPD, son- 
dem Mitglied vverden sie bei mir im Ortsverein. Sie haben erst mal mit den Leuten aus 
dem Ort und aus dem ÖOrtsverein zu tun und desvvegen ist das glaube ich die bessere 
Ansprache" (SPD 8: 113). 


Des VVeiteren sefen die Flyer der Partei von ihrer thematischen Ausrichtung 
problematisch, um ein Gespraüch mit interessierten Bürger zu eröffnen, da 
zumeist die landes- oder bundespolitische Ebene im VVerbematerial hervor- 
gehoben vvird und vveniger die Arbeit des Ortsvereins (vgl. SPD 8: 115). Elin 
anderer Befragter — deryenige mit den grölbten VVerbeerfolgen — lehnt den 
Einsatz von VVerbematerial zur Mitgliedervverbung grundsöützlich ab. ,,leh 
nutze am liebsten gar kein VVerbematerial. Aus einem folgenden Grund: ich 
finde, das Parteivermögen gehört eingesetzt, um partefpolitische Arbeit zu 
machen und nicht, um Mitgliedervverbung zu machen” (SPD 10: 107). Mit 
dieser Ansicht bezieht der Befragte cine exponierte Stellung unter allen Be- 
fragten, vor allem in dem Aspekt, dass er Mitgliedervverbung als cinen Aus- 
gabenposten in der Partei betrachtet, der keiner sein dürfte. Die anderen Be- 
fragten, die VVerbematerial nutzen, bestellen dies yedoch nicht aktiv und ver- 
vvenden, vvenn überhaupt, lediglich die Beitrittsformulare. SPD 13 vveist 
darauf hin, dass es vor allem an kontextspezifischem Material fehle (vgl. 
SPD 13: 125), vvobei hier noch ein anderes Argument im Gegensatz zu dem 
von SPD 8 oben genannten vorgebracht vvird. So zeigt SPD 13 auf, dass er 
Layout und Design der VVerbematerialien nicht schlecht findet, es fedoch im 
Druckportal eine Möglichkeit geben müsste, dieses Material inhaltlich an die 
lokalen Gegebenheiten anzupassen (vgl. SPD 13: 125). 

Eline Adresskartei vvird von den Befragten nicht genutzt, höufig, vveil es 
datenschutzrechtliche Bedenken gibt. Ein Befragter hat daher lediglich cinen 
Verteiler für Vereine, Verbönde, Kirchen und Kitas aufgebaut (vgl. SPD 13: 
219), vervvaltet yedoch keine personenbezogenen Daten. Andere Befragte 
ənehmen die Leute schon systematisch in irgendvvelche Verteiler auf“ (SPD 
16: 174), vvieder andere nutzen eine Adresskartei, aber nur zum Zvvecke einer 
.VVahlkampfkartef” (SPD 10: 210) und nicht als Mittel zur Mitgliedervver- 
bung. 

VVas das Abhalten von Urvvahlen betrifft, so vverden dfese nur bei drei der 
Befragen innerparteilich genutzt. Zudem betrifft dies nur diefenigen aus Ost- 
deutschland, deren Landesverbiünde Urvvahlen bei der Aufstellung von VVahl- 
kreiskandidaten zu Landtags- und Bundestagsvvahlen institutionalisiert ha- 
ben. Andere Befragte kennen verbindliche Mitgliederbefragungen zvvar nicht, 
dafür aber unverbindliche Regionalkonferenzen, in denen Mitglieder in eine 
Art Diskussionsforum treten können (vgl. SPD 5: 181). Andere Befragte 
scheuen den Aufvvand einer Urvvahl und nutzen das Instrument daher nicht: 
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əlch habe es gesehen, vvelchen Aufvvand die Landespartei bei dieser Frage, da hatten 
vvir einmal einen Mitgliederentscheid zu, vvas vvar es, Schuldenbremse und das vvar 
schon ein Riesenaufvvand mit Notar und allem drum und dran. Und da muss man fra- 
gen, muss man das machen, aber vvenn man es nicht anfechtbar haben möchte, dann 
vvird es vvahrscheinlich so gemacht vverden müssen und desvvegen nein. Ich vvürde mir 
aber das Element auf Bundesebene und Landesebene insbesondere starker vvünschen”“ 
(SPD 13: 211). 


Explizit mit Urvvahlen vvirbt lediglich ein einziger Befragter. SPD $ vveist 
dabei darauf hin, dass direkte Beteiligung von interessierten Bürgern zumeist 
nur themenabhaingig gevvünseht vvird und sie daher keine Rolle in der aktiven 
Mitgliedervverbung spielt (vgl. SPD 8: 223). Für SPD 9 steht eher Mitsprache 
im Vordergrund der Bedürfnisse interessierter Bürger: 


Die vvird schon gevvünseht und vvir haben auch eine gute Beteiligung bei unseren 
Mitgliederversammlungen, vvenn ich überlege, dass vvir 97 Mitglieder haben und re- 
gelmaBig 30 bis 40 Leute auf der Mitgliederversammlung sind, dann ist das gut. Da ist 
auch die Beteiligung gevvahrleistet. Und alle können ihren Senf dazugeben. Und die 
Kritikpunkte, die dann kommen, die vverden dann in die Entscheidung eingearbeitet. 
Das vvird alles mit aufgenommen und vveitergegeben. Es gibt auch cine Bürgersprech- 
stunde im Rathaus. VVenn spezielle Probleme angesprochen vverden, dann gehe ich 
auch schon mal mit den Betreffenden zur Bürgersprechstunde. Direkt zum Bürger- 
meister und erlöutere das Problem und vvir versuchen dann, Abhilfe zu schaffen“ 
(SPD 9: 234). 


Hier sticht nicht nur das Element der ,indirekten" Mitsprache heraus, sondern 
auch, vvie SPD 10 es ebenfalls hervorhebt, das Tmage der SPD als Küm- 
mererpartei (siehe Micus und VValter 2017: 78 sovvie Bağohr 2012: 549). Es 
geht diesen beiden Befragten vveniger darum, dass die Partei substantielle 
Partizipationsmöglichkeiten anbieten muss, sondern darum, dass Bürger das 
Gefühl haben können, die Partei kümmere sich um die Anliegen, die sie per- 
sönlich berühren — vvas bei Urvvahlentscheidungen nicht immer der Fall sein 
muss?07, Für SPD 19 bringt das Streben nach direkter Demokratie in der Par- 
tei sogar eine gevvisse Skepsis mit sich, vor allem, vvenn es um Personalent- 
scheidungen geht (vgl. SPD 19: 213). Ihr ist es vvichtiger, Bürger über inhalt- 
liche Zugöünge zu erreichen und nicht über direkte Mitentscheidung. Anders 
arbeitet da SPD 16: 


Das ist also tatsüchlich cin Argument zu sagen, ,,du kannst beitreten und du kannst 
dann auch im nöüchsten Kreisparteitag mit abstimmen und muss nicht erst mal fünf 
Tahre Plakate kleben oder so, bis du da vielleicht irgendvvo mal mitmachen darİst, 
sondern kannst einfach vorbeikommen und kannst da mitdiskutieren” (SPD 16: 162). 


Neben diesem offensichtlichen Desinteresse der Bürger an innerparteilichen 
Mitentscheidungsmöglichkeiten ist es für die Partei den Befragten zufolge 


207 So sind die von SPD 9 angesprochenen ,,speziellefnl Probleme“ (SPD 9: 234) deutlich 
starker im Bereich persönlicher Betroffenheit zu verorten als im Rahmen der Aufstellung 
eines Bundestagskandidaten beispielsvveise. 
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nicht zu leisten, regelmalig Urvvahlen abzuhalten. VVenngleich die Mitglie- 
derentscheide der SPD auf Bundesebene aufgrund seiner Reichvveite und 
Organisation exorbitant hohe Kosten verursacht haben (genannt vvird für das 
Votum 2013 die Zahl von 1,6 Millionen Euro, siehe Gathmann 2013), so 
lassen diese zumindest erahnen, vvelche Kosten cin Mitgliederentscheid auf 
Landesverbands- bzvv. auch auf Unterbezirksebene verursachen könnte — 
angesichts der knappen Buddgets dieser Ebenen sicherlich zu hohe. An dieser 
Stelle lüsst sich konstatieren, dass direktdemokratische Beteiligungsinstru- 
mente nicht zum Repertoire erfolgreicher Mitgliedervverbung gehören und 
die Befragten zudem nicht mehrheitlich diuBern, dass Bürger diese überdurch- 
schnittlich stark vvünschen vvürden. Dies revidiert zumindest fei/vveise die 
Aussagen der Parteienforsehung, ein Ausbau der Beteiligungsinstrumente für 
Mitglieder könnte attraktivitatssteigernd vvirken. Teilvveise daher, da einer- 
seits die aktiven Mitgliedervverber keinen Nutzen in diesen Instrumenten 
erkennen, es andererseits aber auch keine empirischen Erkenntnisse gibt, ob 
und invviefern innerparteiliche Demokratie als Vehikel der Mitgliedervver- 
bung dienen und ob sie mittelbare oder unmittelbare Effekte auf diese haben 
kann. 

GroBe Unterschiede lassen sich darin erkennen, vver laut den Befragten 
die Mitgliedervverbung steuert. Dabei vvurden alle möglichen Antvvorten 
(Ortsverein, Kreisverband, Unterbezirk, Landesverband, Bundesverband) 
mindestens von fevveils einem Befragten ausgevvahlt, vvobei es kein zahlen- 
maABiges Übergevvicht für eine der genannten Parteiebenen gibt. Obere Partei- 
ebenen geben eher Impulse für die Mitgliedervverbung, so der GroBbteil der 
Befragten — oder vvie SPD 5 es ausdrückt: ,,Vom Selbstverstndnis her meint 
manchmal der Bundesverband, dass er vvahnsinnig Vieles vveil3, diese theore- 
tischen Programme, die aber T...1 aus meiner Sicht in der Praxis nicht viel 
bringen” (SPD 5: 163). Bei der Bevvertung, vvelche Ebene die Mitgliedervver- 
bung steuert, scheint entscheidend zu sein, vvelche Kompetenzen die überge- 
ordneten Ebenen sich selbst darin zuvveisen. Tenor ist yedoch, dass der Orts- 
verein diefenige İnstanz ist, die die Mitgliedervverbung durchführt und Steue- 
rungseffekte stets versanden, vvenn die Mitglieder im Ortsverein Mitglieder- 
vverbung nicht in der Praxis durchführen. 

Unterstützung von höheren Örganisationsebenen erhalten die Befragten 
höufiger als von den Regionalgeschaftsführem. Die Unterstützung beschrinkt 
sich zumeist nur auf organisatorische Hilfe. Höhere Organisationsebenen 
stellen z.B. Flyer zur Verfügung, die dann vviederum über die Geschafisstel- 
len an die Ortsvereine verteilt vverden können. Einige Befragte fordern yedoch 
überhaupt keine Unterstützung an, entvveder, vveil sie sie nicht brauchen (Vgl. 
SPD 6: 133), vveil sie sie nicht vvollen (vgl. SPD 8: 103) oder vveil sie die 
Aufgaben der Geschaftsführer stirker in der Mitgliederbindung und vveniger 
in der Mitgliedervverbung erkennen (vgl. SPD 14: 100). Dass dabei ein ge- 
vvisser Autonomfegedanke im Vordergrund steht, heben unter anderem SPD 
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S und SPD 9 hervor, vvobei letzterer auBert: ,,Da vvürde ich auch gar nicht erst 
fragen vvollen, vveil ich nicht möchte, dass sich da yemand einmischt. Viele 
Köche verderben den Bref“ (SPD 9: 121). Vor dem Hintergrund der Ehren- 
amtsforschung vervvundern diese Ergebnisse zum Teil, vvas in der Diskussion 
an spaterer Stelle noch aufgegriffen vverden soll, Dass die Möglichkeit, orga- 
nisatorische Hilfe in Anspruch zu nehmen, höufig ungenutzt bleibt, spiegelt 
einen gevvissen Eilgenvvillen der Befragten vvider, Mitgliedervverbung und die 
dazu gehörenden Aktionen vollstandig zu kontrollieren, es erhöht yedoch die 
zu leistende ehrenamtliche Eigenarbeit. 

Die Befragten verstehen ihre Partei fast vollstandig als Mitgliederpartei 
und betonen dabei den Vereinscharakter (vgl. SPD 2: 165, SPD 19: 272), die 
immer noch breite gesellschaftliche Verankerung (vgl. SPD 6: 323), die Tra- 
dition der Partei (vgl. SPD 7: 251, SPD 10: 222) und die Anzahl an Mitglie- 
dern in der Partei (vgl. SPD 8: 246, SPD 13: 237). Die erfolgreichen VVerber 
der SPD vervveisen zudem — explizit oder implizit — darauf, dass Mitglieder- 
vverbung ihrer Ansicht nach notvvendig ist, um den Status als Mitgliederpartei 
zu erhalten (vgl. bspvv. SPD 5: 217, SPD 9: 278, SPD 13: 237, SPD 19: 272), 
vvenngleich sie yevveils unterschiedliche individuelle Definitionsmerkmale für 
die Mitgliederpartei anführen, die sich nur bedingt mit denen der Partefienfor- 
schung überschneiden. Hfier ist — vvie in der Volkspartefendiskussion inner- 
halb der Parteienforschung — cin vvissenschaftlicher Terminus der Mitglie- 
derpartei von cinem alltagssprachlichen Verstiündnis zu trennen. Das Selbst- 
verstandnis einer Mitgliederpartei zu haben, egal, vvie es definiert vvird, ist 
aus Sicht dieser Studie ein vvesentlicher Beitrag zur Sozialen Identitat und 
sollte nicht unterschatzt vverden. Angenommen vvird, dass insbesondere die 
nicht-erfolgreichen Mitgliedervverber dieses Selbstverstandnis nicht teilen. 

Von der Parteireform der SPD im İahre 2011 haben die Befragten zumin- 
dest auf die Mitgliedervverbung geringe bis keine Effekte vvahrgenommen. 
VVenn Effekte konstatiert vverden, bleiben die Befragten auffallig vage und 
geben, zynisch betrachtet, Gefalligkeitsantvyorten, so zum Beispiel SPD 5: 
xa ich erkenne so vvas T...1. TEffektel sind vorhanden, man hat einiges re- 
formiert, man hat einiges auf neue FüBe gestellt, man hat ecinige neue Sachen 
eingeführt, Beteiligungsmöglichkeiten, fa, vvie gesagt, ob es dann vvas 
bringt... Ich stehe dem Ganzen eher kritisch gegenüber“ (SPD 5: 189) oder 
SPD 7: İT: VVo vvürdest Du denn sagen, hat sich vvas getan? VVo merkst Du 
das? İBİ: Dass Genossen und Genossinnen mehr darüber sprechen, dass sie 
SPD-Mitglied sind und dass sie auch mehr vverben sollen. Und dass viele 
Leute, die auch angesprochen vverden vvollen, in die SPD eintreten“ (SPD 7: 
239). Die anderen Befragten erkennen keine Veriönderungen innerhalb der 
Mitgliedervverbung und vveisen auch nicht auf die innerparteilichen Refor- 
mergebnisse hin. Im Bevvusstsein der Befragten hat die Reform zvvar formal 
stattgefunden, offensichtlich fedoch keine erkennbaren Ergebnisse, vor allem 
nicht in der Neumitgliedervverbung, produziert. 
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Von den erfolgreichen Befragten sind lediglich zvvei der Meinung, dass 
die ecigene Mitgliedervverbung nicht gelingt. Diese nennen zum einen das 
Zeitproblem sovvie das Fehlen spezifischer Ressourcen?65 (vgl. SPD 13: 223), 
gehen zum anderen aber auch hart mit ihren Parteigenossen ins Gericht. Auf 
die Frage an ecinen Mitgliederbeauftragten auf Unterbezirksebene, ob 
Neumitgliedervverbung scheitert, vveil ömterorientierte Mitglieder eine 
Machtkonkurrenz fürchten könnten, antvvortet der Befragte: ,,Das glaube ich 
nicht. Also ich glaube nicht, dass da so ein taktischer... taktische Motivation 
ist, um die eigene Macht zu erhalten, das glaube ich nicht. Ich bin fest davon 
überzeugt, das ist in erster Linie Desinteresse und Unvermögen” (SPD 2: 
161). Er spricht damit zvvei essentielle Kernpunkte der Mitgliedervverbung 
an, die aus seiner Sicht nachvollziehbar peyorativ formuliert vvurden, von 
dieser Untersuchung aber in eine etvvas neutralere Terminologie überführt 
vverden sollen. Desinteresse spfegelt sich im geringen Zeitaufvvand vvider, den 
die Befragten inklusive deryenigen der Online-Umfrage anteilig an der Partei- 
arbeit für die Mitgliedervverbung aufvvenden. Unvermögen ist das fehlende 
Gespür für den Umgang mit Beitrittsinteressierten in persönlichen Gespra- 
chen auf der einen und mangelnde strategische Planungsfahigkeit auf der 
anderen Seite, vvas zu einer vorlöufigen Zvvischenbilanz führt: Erfolgreiche 
Mitgliedervverbung bedarf Mitgliederbeauftragter, die einen gevvissen Zeit- 
aufvvand nicht scheuen sovvie ski//s mitbringen, die sich mit den civic skills 
der Partizipationsforschung überschneiden. Diese müssen aber noch vveiter 
gehen und setzen strategische Planungsfahigkeit, langfristiges Denken und 
eine gevvisse Art der Personaldisposition, also den geschickten Einsatz ande- 
rer, zur Mitgliedervverbung fahiger Mitglieder voraus. Dieses Anforderungs- 
profil macht schnell eines deutlich: Das Ehrenamt alleine kann dies nicht 
Teisten, hier bedarf es bezahlter Posten. 

An dieser Stelle soll fedoch nicht das Scheitern der Mitgliedervverbung im 
Vordergrund stehen, sondern ihr Gelingen. Gründe dafür sind für die Befrag- 
ten die lokale Prasenz und die Sichtbarkeit, verbunden mit regelmaBigen 
Veranstaltungen ,,Pulnd darüber kriegt man die Leute doch, vvas ich vorhin 
gesagt habe, ins Gespriüch und da sagt der cin oder andere, ,Dann trete ich 
halt auch ein““ (SPD 1: 195). SPD 6, SPD 7 und SPD 14 nennen ebenfalls 
diese lokale Prasenz im Rahmen von Veranstaltungen als vvesentliches Ele- 
ment gelingender Mitgliedervverbung, gepaart mit direkter Ansprache (Vgl. 
SPD 6: 311ff., SPD 7: 247, SPD 14: 210). Andere Befragte fügen das Ele- 
ment des ,Dranbleibens" hinzu, also Bürger immer vvfeder anzusprechen (vgl. 
SPD 16: 184), fedoch, vvie auch SPD 14 anmerkt, ohne sie zu bedrangen (Vvgl. 
SPD 14: 208). SPD 10 stellt vviederum auf das Element des Kümmerns ab: 


208 So vvünseht sich SPD 13 einen Graphiker auf Landesverbandsebene, der ihn bei der Gestal- 
tung von auf den lokalen Kontext zugeschnittenem Material unterstützt (vgl. SPD 13: 223). 


325 


əKümmem. Das ist tatsachlich das Zaubervvort, kümmern. Und ich sage den Leuten 
auch immer, auch in unserem Team, vvenn von irgendvvo eine Anfrage kommt, ,be- 
antvvortet diese Fragen. Fragt in der Stadtvervvaltung nach, vvas vvir tun können, tragt 
alles zusammen vvas ihr getan habt und beantvvortet sie, selbst vvenn die Antvvort , geht 
nicht" heilt. Aber dokumentiert, vvas vvir getan haben““ (SPD 10: 214). 


SPD 5 vervveist dabei vor allem auf Authentizitüt als vvesentlichen Baustein 
erfolgreicher Mitgliedervverbung: 


,Das groBe VVort Glaubvvürdigkeit vor allem auf der Bundespolitik. Aus meiner Sicht 
überlagert das sehr vieles, auch sehr viele Erfolge, die auf der Landes- oder auf der 
kommunalen Ebene erreicht vverden und vvir müssen einfach vvieder dahin kommen, 
dass die SPD auf der Bundesebene vvieder glaubvvürdig ist“ (SPD 5: 215). 


Damit kann zur Nennung der Probleme in der Mitgliedervverbung übergelei- 
tet vverden. Dabei vvird unter anderem angegeben, dass die Parteigenossen 
nicht in der Lage sefen, geschickte Mitgliedervverbung zu machen, sondern 
sich buchstablich hinter Infostanden verstecken, ohne aktiv auf interessierte 
Bürger zuzugehen. ,,Und die glauben immer noch, dass die Leute noch zu 
ihnen kommen” (SPD 7: 161). SPD 14 vervveist darauf, dass Bürger, die 
potentiell beitrittsbereit sind, sich nicht als solche erkennbar zeigen vvürden 
(vgl. SPD 14: 212), vvas einhergehend mit der Aussage von SPD 7 aufzeigt 
(vgl. SPD 7: 161), vvie vvichtig die direkte Ansprache ist, kombiniert mit der 
öffentlichen Prisenz. SPD 19 vervveist zudem darauf, dass öffentliche Veran- 
staltungen der Partei zumeist nur auf die eigenen Mitglieder anziehend vvir- 
ken können, nicht aber auf interessierte Bürger. ,,VVir haben höufig, vvir orga- 
nisieren die tollsten Veranstaltungen und der Prozentsatz derer, die selbst 
nicht schon Parteimitglieder sind, der ist relativ gering. İT...) TBlei kleineren 
kommunalen Geschichten sehvvimmt man doch höufig im eigenen Saft“ 
(SPD 19: 131) — öffentliche Veranstaltungen der Partei scheinen damit de 
facto semi-öffentlich zu sein und vverden entvveder zu vvenig bevvorben oder 
finden kein Interesse vonseiten der Bürger. 

Andere Befragte zielen bezüglich der Probleme in der Mitgliedervverbung 
auf die Parteien- und Politikerskepsis (vgl. SPD 8: 242), kombiniert mit der 
—allgemeineln) Stimmungslage auf Bundesebene oder Landesebene“ (SPD 9: 
258) sovvie spezifischen Themen vvie der Flüchtlingspolitik (vgl. SPD 9: 
268). Auch, dass die SPD nicht mehr ,hip“ (SPD 10: 218) genug sel, vvird als 
Problem benannt:, die Personalie Martin Schulz zeige dabei, dass das schlech- 
te Image der Partei durchaus nicht dauerhaft so schlecht bleiben muss (Vgl. 
SPD 10: 218). Auf diese Imageprobleme geht ebenfalls SPD 19 ein, die vor 
allem Parteirituale vvie das Singen von Arbeiterliedern als abschreckend für 
potentielle Neumitglieder betrachtet (vgl. SPD 19: 225) und SPD 11, die 
vorrangig im .luso-Bereich Neumitglieder zu rekrutieren versucht: ,,lch glau- 
be, gerade vvir Fusos haben so bisschen das Image, dass vvir immer noch die 
linken Kommunisten sind, vvas fa gar nicht so stimmt und mit dem Image hat 
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man doch ein bisschen zu kampfen. Der Freund von meiner Schvvester sagt 
immer ,lhr seid doch eine Sekte“ T.../f“ (SPD 11: 169). 

Andere Befragte argumentieren mit inhürenten Problemen der Art der 
Mitgliedervverbung, ,İdlass sie im Drückerstyle passiert, vvenn sie organisiert 
ist. Überzeuge durch Leistung und pflücke dann. Anstatt erst zu pflücken 
oder pflücken zu vvollen, ohne... Ich finde, das funktioniert nicht” (SPD 10: 
216). Ein anderer Befragter beklagt explizit die fehlende Unterstützung von- 
seiten des Regionalgeschaftsführers (vgl. SPD 16: 186). Nicht zuletzt vverden 
eigene persönliche Defizite als Problem benannt: ,,Und dann tatsüchlich so 
ein Gefühl von ,es ist mir unangenehm, offensiv auf Leute zuzugehen, mit 
dem Ziel, sie zu vverben”“ (SPD 19: 274). Selbst unter erfolgreichen Mitglie- 
dervverbern der SPD vvird damit noch eine Vfelzahl an Problemen benannt, 
die teilvveise in der Organisation selbst liegen und vom einzelnen VVerber 
nicht behoben vverden können. 

VVas die Befragten zur Mitgliedervverbung motivfert, ist unterschiedlich. 
Dennoch lassen sich gevvisse Muster erkennen. ,,Einfach, dass die Partei nicht 
ausblutet“ (SPD 5: 63) ist dabei in den Intervievvs ein höufig genanntes Mo- 
tiv, Mitgliedervverbung zu betreiben (siehe auch SPD 8: 248, SPD 9: 280ff.). 
Die zahlenmaliige VergrölBerung der eigenen Organisationsebene hat nicht 
nur den Selbstzvveck des Überlebens, sondern zudem vveitere Vorteile: ,,Ach 
so, noch ein Grund ist natürlich, sage ich fetzt mal ganz offen: bei uns vverden 
Ratsmandate auch anhand der Mitgliederstarke vergeben. VVenn ein Örtsver- 
ein sehr viele Mitglieder hat, hat er dabei einen Vorteil“ (SPD 9: 296, siehe 
auch SPD 14: 222ff.), zudem, so SPD 9, steige mit der Zahl der Mitglieder 
das Spendenaufkommen, vvas im Gegensatz zu den Mitgliedsbeitragen auf- 
grund ihrer Abführungspflicht deutlich gröBere finanzielle Vorteile für den 
Ortsverein bringt (vgl. SPD 9: 282). SPD 11 bemüht sich mit der VergröBe- 
rung der Mitgliederbasis ebenfalls um mehr Einfluss. Sie rekrutiert vorvvie- 
gend yunge Neumitglieder, um ihre eigene (funge) Generation innerhalb der 
Partei zu starken (vgl. SPD 11: 179ff.). Für SPD 8 bringen neue Mitglieder 
eine Entlastung für die eigene Partelarbeit vor Ort. Nur vvenige Befragte 
nennen eine intrinsische Motivation als treibende Kraft der eigenen Mitglie- 
dervverbung. SPD 13 vervveist auf die ,Überzeugung von der Partei sozusa- 
gen” (SPD 13: 239), die für ihn ein Faktor ist, neue Mitglieder zu vverben. 
Ein anderer Befragter kann die Gründe, vvarum er neue Mitglieder vvirbt, 
nicht explizit benennen (vgl. SPD 10: 224ff.). Auffallig ist insgesamt, dass 
die erfolgreichen VVerber der SPD keine persönlichkeitsinharenten Motivati- 
onsgründe zur Mitgliedervverbung nennen, sondern solche, die nur teilvveise 
auf cin hohes Ma) Sozialer Identitat sehlieBen lassen. Einige Befragte vvollen 
mit Mitgliedervverbung den Einfluss der eigenen Organisationseinheit inner- 
halb der Partei vergrölern. Damit vvird die Partei offensichtlich nicht so stark 
in das eigene Leben integriert, dass sie die Identitat der Befragten vvesentlich 
mitbestimmt, vvas vviederum erklart, vvarum intrinsische Motivation unter den 
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hier analysierten Intervievvpartnern so schvvach ausgeprögt ist. Das vviederum 
steht fedoch einer Verstetigung und damit dem langfristigen Erfolg der Mit- 
gliedervverbung im VVeg. 

Die Motivation der Befragten zur Mitgliedervverbung geht mit hohem 
Commitment sovvie hoher Sozialer Identitüt einher. In fast allen Items befin- 
den sich die Befragten bei Mittelvverten im Bereich von ,eher stark“ bis ,sehr 
stark“769, vvas die groBe Bedeutung der Partei für die Intervievvpartner, aber 
auch die ihnen entgegengebrachte hohe VVertschiötzung verdeutlicht. Letztere 
hingt yedoch offensichtlich von der Höhe der Parteiebene ab. So zeigt bei- 
spielsvveise SPD 8 auf, dass seine Anstrengungen in der Mitgliedervverbung 
von den Parteigenossen im Ortsverein sehr stark gevvürdigt vverden, doch ,/e 
vvetter vvir nach oben gehen usvv. können vvir auf der Skala nach unten gehen“ 
(SPD 8: 270). 


6.5.2.2 Nicht-erfolgreiche Mitgliedervverber 


Bei den nicht-erfolgreichen Mitgliedervverbern stechen die ersten Unterschie- 
de schnell hervor: Die Halfte der nicht-erfolgreichen Befragten der SPD (n — 
6) vvirbt überhaupt nicht. Hier bestatigen sich die Ergebnisse der quantitati- 
ven Umfrage, da in dieser die Haufigkeit der Mitgliedervverbeaktionen in 
deutlicher Korrelation zum VVerbeerfolg steht. Mitgliedervverbeaktionen 
finden bei den nicht-erfolgreichen İIntervievvpartnern ebenso nicht statt, 
vvenngleich ein Befragter angibt, permanent Mitgliedervverbung zu betreiben. 
Die Befragten drücken dabei teilvveise ihr Bedauern darüber aus, dass sic 
selbst nicht in der Lage sind, Mitglieder zu vverben (vgl. SPD 18: 85) oder sie 
zeigen auf, dass sie lediglich der Mitgliederbindung Zeit einraumen, nicht 
aber der VVerbung (vgl. SPD 12: 85). 

Im Sehnitt vvenden die nicht-erfolgreichen Befragten lediglich zvvei Stun- 
den im Monat für Mitgliedervverbung auf (im Gegensatz zu einem Mittelvvert 
von ca. 14 Stunden für die allgemeine Parteiarbeit). VVenngleich die Befrag- 
ten zvvar — auf Nachfrage — Hilfe von ihren Parteigenossen erhalten, scheint 
dies die Mitgliedervverbung nicht nachhaltig zu beeinflussen. Eher scheint cin 
grundsatzliches Problem in der fehlenden Ansprache zu liegen, insbesondere 
bei den ostdeutschen Befragten: 


əVVir haben es zum einen noch nicht gemacht İIMitgliedervverbeaktionen, Anm. d. 
Verf.l, zum anderen vvird sich immer femand finden, der sagt, ,fa, unterstütze ich“. 
TEin vveiterer Grundl ist, dass vvir auch hier besonders im Osten die Situation haben, 
dass man eher zurückhaltend ist und nicht so aktiv auf die Leute zugeht“ (SPD 12: 
91). 


209 Lediglich im 1tem COMM TI (Ich arbeite lieber für die Partei als für andere Vereine, in 
denen ich Mitglied bin) liegen die Befragten im Mittel im Bereich von ,es geht so“ bis ,eher 


stark“. 
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Ein anderer Befragter zeigt auf, dass es die fehlende Hilfe anderer Ehrenamt- 
licher sei, die einen Teufelskreis konstituiere ,,und die vvenigen Leute müssen 
deshalb viele Aufgaben schultern, die Aufgaben vverden deshalb nicht ganz 
so gut erfüllt" (SPD 18: 103). Für Mitgliedervverbung bleibe damit nur vvenig 
Zeit übrig. 

VVas die offene Abfrage genutzter VVerbestrategien in der Mitgliedervver- 
bung betrifft, öuBern sich die Befragten verhalten, vvobei sich kein Überge- 
vvicht einer Strategie feststellen lösst (, die letztlich dann als besonders vvenig 
erfolgreich hatte klassifiziert vverden können). Als Grundelement kann ecine 
gevvisse Passivitüt in der Ansprache aus den Gespröchen extrahiert vverden. 
So vervveist SPD 12 im Rahmen offener Strategien darauf, dass seine Partei- 
mitgliedschaft im Freundeskreis bekannt sel. ,,Also ich gehe da sehr offen mit 
um. Also könnte mich erst mal feder ansprechen” (SPD 12: 113, ahnlich auch 
SPD 3: 92ff.). SPD 18 arbeitet ahnlich: ,,VVohlvvissend, dass es eine defizitüre 
Strategie ist, meine Strategie ist super simpel, ich glaube ,do shit and talk 
about it", das ist meine Grundsache“ (SPD 18: 125). Auch SPD 15 versucht, 
mit guter politischer Arbeit vor Ort zu zeigen, ,,dass vvir als lokale Ortsgrup- 
pe cine interessante Truppe sind, bei der es sich lohnt, sich einzubringen und 
insofern eher eine passive Strategie, İ...1 also dass man fetzt explizit sagt, vvir 
vvollen Mitglieder gevvinnen, sondern einfach seine eigene Arbeit prüsentiert“ 
(SPD 15: 113). Dass diese Strategien nicht funktionieren, hat laut den Be- 
fragten vielfaltige Gründe: Für SPD 12 ist es dabei vor allem die negative 
Grundstimmung gegenüber der SPD in der Bevölkerung sovvie innerhalb der 
eigenen Partei. Besonders hart geht er mit der Partei ins Gericht, vvenn es um 
die Ermunterung der Ehrenamtlichen in Sachen Mitgliedervverbung geht: 


,Aber vvie stattet man Ehrenamtliche aus, mal abgesehen von diesen Alibifunktionen: 
es gibt cin Mitgliederhandbuch, es gibt irgendvvelche Flyer, aber die kannste nicht 
bringen, vvenn die Grundstimmung nicht da ist. Sondern dann landen die so vvie bei 
mir, das habe ich schon mal gemacht, die Briefkösten zugeflyert mit Infomaterial zum 
VVahlkampf und das ist cin guter İndikator, vvie viele von den Dingern landen dann in 
dem kleinen Pappkarton, der auf dem Boden steht. Das ist dann so mein persönlicher 
Indikator. Und das funktioniert halt vorn und hinten nicht. Du kannst nicht irgendvvas 
machen und bereitstellen, aus Marketingsicht arbeitet eh niemand für das Thema Mit- 
gliederbetreuung und Mitgliedervverbung, d.h., ich muss denen fa Materialien zur Ver- 
fügung stellen. /a bestimmt das Angebot die Nachfrage oder die Nachfrage das Ange- 
bot? Das ist die grundsützliche Frage, die man da mal anstellen müsste. Da kamnst du 
noch so viele Flyer und Plakate drucken und vvas vveib ich, aber da kannst du es dir 
auch sparen” (SPD 12: 113). 


Insgesamt kritisiert er dabei die Partei in einer VVeise, die an die Resultate der 
Parteienforschung erinnert. So vvie Yun (2009a) konstatiert, dass die Parteire- 
formen der SPD als vvenig erfolgreich anzusehen sind, zeigt SPD 12 auf: 
, Dann kommt der dritte Punkt hinzu: immer das Gleiche zu machen, und 
dann ein anderes Ergebnis zu ervvarten, das vvird auch nicht funktionieren“ 
(SPD 12: 117). SPD 15 hingegen sieht Mitgliedervverbung vveniger pessimis- 


329 


tisch und gibt an, dass das İntervievv selbst cinen Einfluss auf seine strategi- 
sche (Neu-)Ausrichtung haben könnte: ,,Also es İllegt mir einfach mehr, es ist 
eher eine passive Art. Man könnte vielleicht überlegen, das auch aktiver zu 
machen, und desvvegen finde ich auch das Gesprüch gerade sehr interessant. 
VVeil man selber kritisch an seine ecigenen Methoden rangeht“ (SPD 15: 115). 
VVie er aufzeigt, liegt das eher passive, zurückhaltende Element in seiner 
eigenen Person — in diesem Fall sollte Mitgliedervverbung also an ein Mit- 
glied abgegeben vverden, das im Rahmen seiner persönlichen Charaktereigen- 
schaften in der Lage ist, aktive Ansprache zu leisten. SPD 18 konstatiert, dass 
ein gutes Programm der erste Sehritt der Mitgliedervverbung sei, um den 
eigenen Ortsverein für Beitrittsbereite attraktiv zu machen, ,.damit die dann 
von sich aus den Schritt machen. Sie dabei zu unterstützen, diesen Schritt zu 
machen, diesen letzten Punkt zu gehen, da vvüre es sicherlich sinnvoll, noch- 
mal Aktivitaten zu unternehmen, İ.../ aber zu der Zusatzaktivitaüt reicht es bei 
mir einfach gerade nicht“ (SPD 18: 125) — auch hier sticht vvieder die fehlen- 
de Ansprache hervor. 

Den Befragten gemein ist in der strategischen Arbeit eine grundsatzliche 
Passivitüt. Es mangelt vor allem daran, aktiv auf Interessierte zuzugehen und 
diese auf eine Mitgliedschaft anzusprechen. Darauf zu vvarten, dass Bürger 
selbst nach eciner Mitgliedschaft fragen, scheint Kernmerkmal der nicht- 
erfolgreichen Mitgliedervverbung zu sein. 

Auf die Ansprachen-Strategie explizit angesprochen, geben die Befragten 
dann an, dass sie — ab und zu — direkt an Bürger herantreten, aber eher zu- 
rückhaltend agieren (vgl. SPD 3: 92ff., SPD 4: 66) oder sie verneinen es 
explizit (vgl. SPD 15: 119, SPD 17: 139ff., SPD 18: 127), vvobei vor allem 
SPD 15 als ostdeutscher Befragter auf die Parteienskepsis der Ostdeutschen 
vervveist, zumindest ,,ab einem Lebensalter von 40 Tahren. Das ist eine histo- 
rische Last, die... als ich Ortsvereinsvorsitzender gevvorden bin, habe ich 
angefangen, die Mitglieder mit Genossen und Genossinnen anzureden. Das 
vvar schvvterig” (SPD 15: 141). Hier ist es offensichtlich die Scheu, in einem 
Umfeld ostdeutscher Sozialisationserfahrungen Bürger auf eine Mitglied- 
schaft anzusprechen. Der Befragte vvahnt sich anscheinend in einer Art 
selbst-erfüllender Prophezeiung?” und geht davon aus, Ablehnung gegenüber 
dem Angebot einer Parteimitgliedschaft zu erfahren. 

VVas die Politikerfolge der Partei betrifft, so gibt SPD 3 an, dass es leich- 
ter sei, Mitglieder in Oppositionszeiten denn in Regierungszeiten zu vverben 
(vgl. SPD 3: 111ffF.), ein Argument, das andere Befragte nicht vorgebracht 
haben. Die restlichen nicht-erfolgreichen Befragten aiuBem sich ahnlich den 
erfolgreichen, vvesentliche Unterschiede sind nicht zu erkennen. 


210 Siehe dazu Merton (1948: 195): ,,The self-fulfilling propheey is, in the beginning, a /a/se 
definition of the situation evoking a nevv behaviour vvhich makes the originally false con- 
ception come frue İHervorhebungen i. O./”. 
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Mitgliedervverbung im Rahmen strategisch geplanter Aktionen findet bei 
den nicht-erfolgreichen Befragten durchvveg nicht statt, vvas ihr Scheitern 
zum Teil erklürt. Am verfügbaren finanziellen Rahmen secheint es dabei fe- 
doch, den Befragten zufolge, nicht zu liegen (vgl. SPD 15: 147). 

Des VVeiteren nutzen die Befragten verfügbare Netzvverke im Sinne der 
Linkage-Strategie nicht oder glauben, dass sie zu diesen keinen Zugang hat- 
ten, ,,LAllso bei den Kirchen sind ein paar drin, aber fetzt unsere konfessio- 
nellen Leute fühlen sich unvvohl, in ihrer Kirchgemeinde für die SPD zu 
vverben” (SPD 18: 141). Andere Vorfeldorganisationen seien dem Befragten 
zufolge selbst so unterentvvickelt, dass es im Prinzip keine der SPD naheste- 
henden Organisationen und Vereine gebe, auf die er zurückgreifen könne 
(vgl. SPD 18: 140ff.). SPD 3 hat demgegenüber zvvar Zugang zu Netzvver- 
ken, vor allem zu den /usos, bei denen die Befragte VVerbepotentiale erkennt. 
,Aber bei den anderen ist eher, dass man mal guckt, dass die vvenigstens SPD 
vvahlen, dann ist das 1a schon viel, VVissen Sie, vvas ich meine? Direkt immer 
dieses Mitglied in der heutigen Zeit, das ist schvvierig” (SPD 3: 129). SPD 4 
vveist darauf hin, dass es in seinem Ortsverein zumindest keine /usos gebe, er 
in anderen Vereinen aber nicht aktiv vverben vvürde, da er einen Verlust so- 
zialer Reputation befürchtet: ,,Nein, das versuche ich gar nicht, vveil, vvenn 
ich auf dem Sportplatz bin, bin ich auf dem Sportplatz und da bin ich als xxx- 
Mitglied fVereinsmitglied, Anm. d. Verf.l und nicht als SPD-Chef, also... 
VVeil das kommt gar nicht gut“ (SPD 4: 92). Anders scheint es sich im enge- 
ren persönlichen und privaten Freundes- und Bekanntenkreis zu verhalten. 
Hier zeigen die Befragten auf, dass sie auch ihre Genossen stets dazu anhal- 
ten, in diesen Kreisen zu vverben (siehe bspvv. SPD 3: 130ff., SPD 4: 96, SPD 
17: 173). 

Hinsichtlich der Professionalisierungs-Strategie auBern sich einige Inter- 
vievvpartner interessiert, andere ablehnend. SPD 17 hat zvvar bereits an cinem 
Seminar teilgenommen, vervveist in seiner Bevvertung des Seminars fedoch 
auf sein eigenes berufliches Umfeld, das aus seiner Perspektive die Mitglie- 
dervverbeseminare der Partei entbehrlich macht: ,lch denke, vvie VVerbung 
funktioniert, vveib ich aus meinem professionellen Umfeld ganz gut” (SPD 
17: 181). Demgegenüber steht die Tatsache, dass er kein Neumitglied vverben 
konnte. Ohne an dieser Stelle zu tief in Einzelfallbetrachtungen abgleiten zu 
vvollen, ist dieser inharente VViderspruch zumindest auffallig. 

Unterstützer und Sympathisanten scheinen, auf explizite Nachfrage, von 
den Befragten mehrheitlich angesprochen zu vverden, auch öffentliche Pra- 
senz zu zeigen und mit der Presse zu kommunizieren, vvird von den Befragten 
als Strategie zur Mitgliedervverbung genutzt (vgl. bspvv. SPD 18: 153, SPD 
17: 167, SPD 3: 149). VVerbematerial hingegen vvird kaum vervvendet (vgl. 
SPD 18: 153), komplexere Strategien der Mitgliedervverbung vverden nicht 
entvvickelt. 
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VVas die genutzten Beitrittsanreize der Befragten in der Mitgliedervver- 
bung betrifft, arbeiten diese teilvveise mit selektiven, ergebnisbezogenen 
Anreizen, vor allem aber mit selektiven, prozessbezogenen Anreizen und 
altruistischen Anreizen. Ausgehend davon, dass die nicht-erfolgreichen VVer- 
ber mehrheitlich passiv agieren und direkte Ansprache vermeiden, ist zu 
bezvveifeln, ob diese Anreize überhaupt von den Befragten im Rahmen ihrer 
Mitgliedervverbung genannt vverden. In diese Kerbe schlagt SPD 4, vvenn er 
angibt, dass er den selektiven, ergebnisbezogenen Anreiz zvvar ervvahnt, aber 
erst, vvenn cin Bürger ihm gegenüber das direkte Interesse eines Beitritts 
bekundet. Des VVeiteren versucht er, in Gespröchen mit potentiell Beitrittsbe- 
reiten darauf hinzuvveisen, dass es in seinem Ortsverein vor allem um Gesel- 
ligkeit geht (vgl. SPD 4: 120), vvas ebenso von SPD 15 geaulert vvird, vvenn 
er sich in einem Gespriüch befindet (vgl. SPD 15: 167ff£.). SPD 17 hingegen 
versperrt sich diesem Anreiz gegenüber und vveist darauf hin, dass diese 
Geselligkeit, die der Ortsverein biete, erlebt vverden müsse und man nicht 
blo5 mithilfe von Erzahlungen über die Atmosphaire im Ortsverein VVerbung 
machen könne (vgl. SPD 17: 193) — er lüsst yedoch offen, vvie er es dann 
leisten möchte, Beitrittsinteressierte von der Schvvelle der Beitrittsbereit- 
schaft zur tatsüchlichen Teilnahme an einer Ortsvereinssitzung zu bringen. 

Mit kollektiven Anreizen vvird kaum gevvorben, normative Anreize vver- 
den überhaupt nicht genutzt. Hinsichtlich der hohen Austrittsrate deryenigen 
Mitglieder, die aufgrund normativer Anreize in die Partei eingetreten sind, ist 
dies sicherlich sinnvoll. Insgesamt zeigt sich ?edoch, dass die nicht- 
erfolgreichen VVerber nur vvenige Anreize überhaupt nutzen, um Bürger zu 
einem Parteibeitritt zu bevvegen. Das Phlegma der fehlenden direkten An- 
sprache setzt sich somit in der Nennung der Beitrittsanreize fort, vvenn es 
überhaupt zu einem VVerbegesprach kommt. SPD 18 ist davon gevvisserma- 
Ben auszunehmen, vvenn er angibt, dass er die direkte Ansprache zvvar nicht 
regelmabig vervvendet, aber bei Menschen, bei denen er eine prinzipielle 
Engagementbereitschaft erkennt, zumindest den altruistischen Beitrittsanreiz 
nutzt (vgl. SPD 18: 165). 

Ebenso ist hinsichtlich des Partizipationsanreizes sovvie des expressiven 
Anreizes zu konstatieren, dass vor allem ersterer von den nicht-erfolgreichen 
Befragten übervviegend nicht genutzt vvird und letzterer nur von der Halfte 
der Befragten in der Mitgliedervverbung zur Sprache kommt. Die Art und 
VVeise, vvie beispielsvveise SPD 4 mit diesem Anreiz zu arbeiten versucht, 
drückt ecine gevvisse , Verlierermentalitat” aus, die aus der Perspektive der 
Freivvilligenforsehung den Beitritt duBerst unattraktiv macht: 


əlch habe fetzt zvvei, drei Kandidaten, morgen Abend fT...1, den einen sehe ich da, da 
hatte ich mir eigentlich vorgenommen, ihm zu sagen, ,Hey, nicht nur immer reden, 
handelnl Komm und mach mit". Dann...und vvenn er dann zvvei, drei Mal dabei vvar, 
dann sage ich, ,Hier, da ist noch ein Stück Papier, das kostet dich fünf Euro im Monat, 
ist von der Steuer absetzbar, also du verlierst nicht viel und dann haben vvir vvieder ei- 
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nen stürkeren Auftrift, vvir sind nicht nur 44, vvir sind dann 45 Leute. Und vvenn vvir 
irgendvvann dann bei Zahl X sind, vvird es auch vielleicht vvieder vvas““ (SPD 4: 130). 


VVas die innerorganisationalen Faktoren betrifft, kann nicht konstatiert vver- 
den, dass die nicht-erfolgreichen Mitgliedervverber seltener zur Mitglieder- 
vverbung aufgefordert vverden, vvenngleich die geringe Fallzahl stark anfallig 
für Zufalle ist. Die Halfte der sechs nicht-erfolgreichen Befragten der SPD 
erhalt Aufforderungen zur Mitgliedervverbung per Email, ,,halt entvveder 
Infopakete oder Post von der Generalsekretarin, eine Mail, vvas man verbes- 
sern könnte. Da kommt schon immer vvas” (SPD 3: 71). Elin anderer Befrag- 
ter zeigt auf, dass er die Aufforderungen zvvar erhaölt, aber nach dem Lesen 
der Übersehrift der Mails diese sofort in den Papierkorb verschiebt und damit 
den Aufforderungen von übergeordneten Ebenen (vor allem dem Bundesver- 
band) keine Beachtung schenkt. Offensichtlich scheint diese Art der Auffor- 
derungen volilstindig vvirkungslos zu bleiben. 

Das VVerbematerial zur Mitgliedervverbung vvird mehrheitlich nicht ge- 
nutzt, SPD 17 hat dabei nicht vor Augen, dass Mitgliedervverbematerial über- 
haupt existiert (vgl. SPD 17: 125). Auch eine Adresskartei vvird lediglich von 
vvenigen Befragten angelegt. VVas Urvvahlen betrifft, so existieren diese bei 
zvvei der sechs nicht-erfolgreichen Befragten, in der Mitgliedervverbung ge- 
nutzt vverden sie nur von einem Befragten. SPD 3 berichtet davon, im Rah- 
men von Mitgliederversammlungen Sach- oder Personalfragen zu diskutieren 
und dort abstimmen zu lassen (vgl. SPD 3: 215ff.), dies ist fedoch nicht im 
Sinne einer Urvvahl zu verstehen, sondern eher als regulörer Tagesordnungs- 
punkt auf der Versammlungsagenda. Für die Befragten aus Ostdeutschland 
gilt, fe nach Bundesland, dass Urvvahlen in der Kandidatennominierung für 
Landtags- und Bundestagsvvahlen, vvie bereits ausgeführt, vom Landesver- 
band vorgesehen sind. SPD 15 vervveist fedoch darauf, dass dies keinen spe- 
zifischen Bestandteil der Mitgliedervverbung darstellt, vvenngleich er die 
seiner Ansicht nach positive VVirkung des Mitgliederentscheids zum Koaliti- 
onsvertrag als Hilfsmittel zur Mitgliedervverbung betrachtet: ,,Es gab fa mal 
tatsachlich die Zeit, als vvir über die Regierungsbeteiligung 2013, das vvar aus 
meiner Sicht etvvas, da vvar das vvirklich ein starkes Argument. Da hatten vvir 
auch einen leichten Mitgliederzuvvachs gehabt. Aber ansonsten ist das fetzt 
kein, kein spezielles Argument“ (SPD 15: 217). SPD 18 gibt ebenfalls an, 
nicht mit direktdemokratischen Beteiligungsinstrumenten zu vverben, halt es 
aber prinzipiell für sinnvoll. Auf die Frage, ob Bürger Beteiligungsmöglich- 
keiten explizit vvünschen, antvvortet er: ,,Der VVunsch vvird nicht geuBert, nur 
die Kritik. Also die Kritik, ihr seid nur ein Abnickverein, und dann kannst du 
das ervvidern und sagen, nafa, vvie vvar“s denn beim Koalitionsvertrag, da 
haben alle abgestimmt" (SPD 18: 197). Bei den Tntervievvs der nicht- 
erfolgreichen VVerber der SPD sticht somit heraus, dass vveder mit Urvvahlen 
gevvorben zoch eine Nachfrage vonseiten der Bürger konstatiert vvird. Ob 
Urvvahlen damit aus Sicht der Parteienforschung als Mittel der Mitglieder- 
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vverbung überschatzt vverden, soll die spatere Untersuchung der Mitglieder- 
vverber der CDU zu beurteilen helfen. 

VVas die Steuerung der Mitgliedervverbung betrifft, geben die Befragten 
mehrheitlich an, dass der Ortsverein die Mitgliedervverbung steuert. Der 
Bundesverband sei derfenige, der ,,entsprechend die Kampagnen hin und 
vvieder fahrt” (SPD 15: 197), der Ortsverein hingegen führe sie aus. Aus der 
Perspektive von SPD 15 könne es aussehlieBblich der Ortsverein sein, der die 
Mitgliedervverbung steuert, ,,vveil vvir eigentlich direkt an den Menschen dran 
sind. Anders kann es )a nicht gehen, 1a. Aber vvir dürfen halt auch nicht allei- 
ne gelassen vverden” (SPD 15: 199). SPD 17 hingegen gibt an, dass die Mit- 
gliedervverbung keinerlei Steuerung erfahrt, sondern es lediglich ,,Aktions- 
möglichkeiten“ (SPD 17: 215) gebe — diese lagen dann vviederum ausschlieBb- 
lich beim Ortsverein. SPD 18 fasst es zynisch, aber zumindest dem Grundte- 
nor dieser Untersuchung folgend, mit den VVorten zusammen: ,,Mitglieder- 
vverbung? Die steuert niemand, vveil sie keiner macht“ (SPD 18: 177). VVenn- 
gleich die Befragten damit zvvar aufzeigen, dass in der Mitgliedervverbung 
keine Steuerungsinstanz existiert, ist es letztlich die fehlende EFigeninitiative, 
die die Mitgliedervverbung scheitern lösst. 

Unterstützung von höheren Organisationsebenen erhalten die Befragten 
kaum (vgl, SPD 12: 99, SPD 17: 95-97, SPD 18: 109). Sie zeigen auf, dass 
ihnen die Unterstützung sogar explizit versagt vvird (vor allem SPD 18: 109). 
Die Regionalgeschaiftsführer vverden zum groBen Teil nicht angefragt, vvas 
sich unter anderem daraus ergibt, dass die nicht-erfolgreichen Befragten 
keine Mitgliedervverbeaktionen starten und die Haufigkeit der Mitgliedervver- 
bung auf einem sehr niedrigen Niveau ist. Ein Befragter vveist sehr eindeutig 
darauf hin, vvas er von seinem Regionalgeschaiftsführer halt: ,,:Der XXX TRe- 
gionalgeschaftsführer) ist eine Pfeife” (SPD 17: 97). Keine Unterstützung 
erhalten zu können, vveil der Geschaftsführer als inkompetent vvahrgenom- 
men vvird, mag sich dabei motivationstheoretisch vveniger auf die ehrenamtli- 
che Aktivitat ausvvirken als die aktive Versagung von Unterstützung, die sich 
deutlich starker auf den antizipierten Respekt niederschlagen müsste. Den- 
noch ist für diesen Befragten Unterstützung zumindest vonseiten des Ge- 
schaüftsführers im Rahmen der Mitgliedervverbung offensichtlich ausgeschlos- 
sen, vvomit vviederum mehr Arbeit auf seinen Schultern lastet. 

VVas die Einschatzung der SPD als Mitgliederpartei betrifft, teilt die eine 
Halfte der Befragten die Ansicht, die SPD sei eine Mitgliederpartei, die ande- 
re Halfte negiert dies. SPD 4 gibt dabei an, dass die SPD aufgrund ihrer Mit- 
gliederverluste einst Mitgliederpartei gevvesen sei, aber gegenvvürtig nicht 
mehr als solche bezeichnet vverden könne. Für SPD 18 ist die SPD keine 
Mitgliederpartei, da sie zu sehr Funktionirspartei sei (vgl. SPD 18: 227). 
SPD 3 hingegen betont den Vereinscharakter der Partei und rekurriert in ihrer 
Antvvort stets auf diesen: 
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,Nee nee, also einfach, vveil vvir ein Verein sind. VVas soll ein Verein machen ohne 
Mitglieder? Alleine vom Vercinsrecht her, vvie soll das gehen? Also ich denke nicht, 
dass beide Partefen in den nöchsten /ahrzehnten, da vvird sich viel verindern, es vvird 
nicht mehr so viele Mitglieder geben, also die Ortsvereine, die so cine Kernmitglied- 
schaft haben, die praktisch das Geschaft führen, das muss es fa vveiterhin geben, sonst 
müsste man İa praktisch den Vereinsstatus aufkündigen, cin Verein braucht )a Mit- 
glieder. Aber es vvird natürlich nicht so sein, vvie es vielleicht in den 70er Yahren noch 
vvar mit unglaublich vielen Mitgliedern“ (SPD 3: 249). 


Neue Impulse in der Mitgliedervverbung durch die Parteireform 2011 erken- 
nen die Befragten geschlossen nicht. SPD 4 fasst seine Antvvort mit ,,VVar da 
vvas HLacht1? Sorry“ (SPD 4: 158) zusammen, für SPD 18 hat die Reform 
ebenfalls nicht stattgefunden. ,,In meiner VVirklichkeit gab es keine Reform. 
Ich habe keine Verinderung hier in meiner VVelt, also Ortsverein und XXX 
FStadt des Befragten, Anm. d. V.1, da gab es keine Veriönderungen. Alles 
andere kann ich nicht beurteilen“ (SPD 18: 203). 

VVerden die Befragten nach den Gründen für das Misslingen ihrer Mit- 
gliedervverbung gefragt, geben sie zum einen an, dass sie das Amt des Mit- 
gliederbeauftragten in ihrer Funktion als Ortsvereinsvorsitzende übernehmen 
müssten, vvenngleich dies ihrer Meinung nach ein eigenstündiger Posten im 
Vorstand des Ortsvereins sein sollte (vgl. SPD 3: 235). SPD 15 nennt die 
eigene Passivitüt als ausschlaggebend für den Misserfolg seiner Mitglieder- 
vverbung (vgl. SPD 15: 243). SPD 17 aöuBert selbstkritisch, dass die Mitglie- 
dervverbung eben nicht gelingen könne, vveil sie bei ihm nicht stattfindet, 
doch: ,)Venn man die Kapazitüten und die Prioritaten so setzen vvürde, vvürde 
man auch Ergebnisse erzielen. Das ist klar“ (SPD 17: 247). SPD 18 formu- 
İert es vorsichtiger, yedoch mit öhnlichem Inhalt: ,,Es gelingt mir nicht, vveil 
ich es auf mefner Prioritatenliste zu vvett hinten habe, als dass ich die Zeit, die 
ich habe, die ich zur Verfügung habe, dafür einsetzen vvürde. Ich finde andere 
Dinge aktuell vvichtiger...“ (SPD 18: 209). Aus diesen Aussagen lassen sich 
mangelnder Ressourcencinsatz, selbst vvahrgenommene falsche Prioritaten- 
setzung, zu geringe Frequenz der Mitgliedervverbung und übermiBige Aufga- 
benfülle im Rahmen einzelner Amter als ausschlaggebend für den Misserfolg 
der Mitgliedervverbung ableiten. Insgesamt vvird die genannte Passivitüt als 
vereinendes Merkmal aller Befragten als subyektiv vvahrgenommener Grund 
für den Misserfolg der eigenen Mitgliedervverbung herausgestellt (explizit 
dazu siehe bspvv. SPD 15: 227). 

Auf die Frage, vvarum die Befragten Mitgliedervverbung machen, bzvv. 
nicht machen, antvvorten sie mit den schon genannten Gründen vvie dem 
Vorrang anderer Aufgaben (vgl. SPD 17: 257 und SPD 18: 229). 


,Am Anfang des Tntervievvs hütte ich einfach gesagt, es ist der Zeitfaktor. 1m Verlauf 
dieses Intervievvs vvird mir mehr und mehr klar, dass das eine Ausrede ist und ein vor- 
geschobener Grund. Der vvahre Grund ist die falsche Priorisierung und über die muss 
ich sagen denke ich mehr und mehr nach, auch fetzt mit diesen permanenten Fragen 
zur Mitgliedergevvinnung, ist das eigentlich richtig, müsste ich das nicht eigentlich 
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veröndern? Ich glaube, die vvahre Antvvort ist eine falsche Prioritatensetzung” (SPD 
18: 229). 


Die Befragten vveisen yedoch darauf hin, dass sie sich neuen Mitgliedem 
gegenüber nicht verschlieBen, eine C/osea-Shop-Mentalitdt gebe es vor Ort 
nicht (vgl, SPD 3: 139). Elin anderer Befragter vveib um die Bedeutung von 
Mitgliedervverbung zum Erhalt des eigenen Ortsvereins, zeigt aber auf, dass 
Mitgliedervverbung aufgrund ihres frustrierenden Charakters keine Aufgabe 
sei, die er dauerhaft übernehmen möchte. ,,leh sage mal so, dadurch, dass 
Mitgliedervverbung ein sehr langfristiges und zahes Geschift ist, macht es 
keinen Spa). VVeil der Erfolg einfach zu lange ausbleibt. Das ist demotivie- 
rend an der Stelle“ (SPD 15: 245). VVie aus der Tnaktivitat des Befragten zu 
entnehmen ist, führte die Demotivation letztlich dazu, dass er Mitgliedervver- 
bung nicht mehr als Aufgabe innerhalb der Parteiarbeit in Ervvagung zieht. 

VVas die Probleme der Mitgliedervverbung betrifft, so antvvorten die nicht- 
erfolgreichen Befragten ervvartungsgemal3 ausführlich. SPD 4, der vor allem 
Bürger mit Migrationshintergrund zu rekrutieren versucht, konstatiert: ,,Du 
kriegst sie nicht gepackt“ (SPD 4: 51), für SPD 12 hingegen ist die Grund- 
stimmung gegenüber der Partei das Hauptproblem, vvomit cin angebotsseiti- 
ges Hindernis in der Mitgliedervverbung für ihn besteht (vgl. SPD 12: 157). 
Für SPD 15 kommen fehlendes innerparteiliches Qualititsmanagement sovvie 
gesellschaftliche Entvvicklungen hinzu, die ihm die Mitgliedervverbung er- 
schvveren (vgl. SPD 15: 203). Darauf vveist ebenso SPD 17 hin, vvenn er vom 
Aufbrechen traditioneller sozialer Milieus spricht, die Ausvveitung von Parti- 
zipationsangeboten erkennt und auf das Verdringen von Parteien durch Or- 
ganisationen mit Bevvegungscharakter vvie z.B. En marche unter Emmanuel 
Macron eingeht (vgl. SPD 17: 249). Für SPD 15 sind es zusützlich die Par- 
teimitglieder auf der Ortsvereinsebene, die zu vvenig engagiert selen, um die 
Partelarbeit inklusive der Mitgliedervverbung ordentlich erledigen zu können. 
,Da haben vvir eben Schvvierigkeiten, ich sage es mal ganz offen, die Leute, 
die bei uns vvas machen, das sind alles Vorstandsmitglieder. Die Normalen, 
die nicht im Vorstand sind, da komnt auch relativ vvenig” (SPD 15: 237). Für 
SPD 18 ist es hingegen vvteder die eigene Schuld, die die Probleme in der 
Mitgliedervverbung konstitufert, vvorunter vor allem die von ihm schon ge- 
nannte falsche Prioritatensetzung fallt (vgl. SPD 18: 229). Doch auch aus 
seiner Perspektive gibt es gesellschaftliche Gründe für das Scheitern der 
Mitgliedervverbung, vor allem ,,eine ganz manifeste Aversion. Also Parteien 
vverden als..., vvir haben unheimliche viele Vorurteile, die vvir durchbrücken 
müssen” (SPD 18: 217). Die Partei bezeichnet er dabei als ,,sehvvteriges Pro- 
dukt“ (SPD 18: 213), das es zu verkaufen gelte und das in seinem sozial- 
raumlichen Kontext — im Falle von SPD 18 Ostdeutsechland — insbesondere 
aufgrund der negativen Sozialisierungserfahrungen ehemaliger DDR-Bürger 
nur vvenig Nachfrage finde. 
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VVerden zuletzt das Commitment sovvte die Soziale Identitat betrachtet, 
spiegelt sich das Scheitern der Mitgliedervverbung teilvveise in den Mittelvver- 
ten der einzelnen İItems vvider. Zvvar hat die Partei für die Befragten im Mittel 
eine ,eher groBe“ persönliche Bedeutung, die VVürdigung der eigenen Arbeit 
vonseiten der Parteigenossen ist fedoch im Bereich zvvischen ,eher nicht" und 
,es geht so“ angesiedelt. Es lasst sich yedoch kein Bild eines insgesamt unter- 
durchsehnittlich niedrigen Commitments zeichnen. Auch die Soziale Identitaüt 
İlegt im Bereich von ,es geht so“ bis ,eher hoch". Damit kann nicht darauf 
geschlossen vverden, dass sich die nicht-erfolgreichen Befragten nicht mit 
ihrer Partei identifizieren vvürden. 


6.5.2.3 Zvvischenfazit 


Die vvesentlichen Unterschiede zvvischen Erfolg und Misserfolg sind auf 
Basis der geführten İIntervievvs die zeitlichen Ressourcen, die für die Mitglie- 
dervverbung aufgevvendet vverden sovvie die Art der Ansprache. Die erfolgrei- 
chen Befragten treten deutlich direkter an interessierte Bürger heran, vvahrend 
die nicht-erfolgreichen Befragten cine grundsützliche Passivitat, gepaart mit 
einer Ünzufriedenheit gegenüber der eigenen Organisation — entvveder auf der 
übergeordneten oder der eigenen Ebene — verbindet. Vor allem die Anspra- 
chen-Strategie hat sich, und das liegt gevvissermaBen in der Natur dieser 
Strategie, als Türöffner ervviesen, um die meisten der genannten anderen 
Strategien sovvie vor allem die Beitrittsanreize offensiv in der Mitgliedervver- 
bung zu nutzen. Offensichtlich ist aber cin Zvveischritt bzvv. sogar Dreischritt 
am zielführendsten: begonnen mit dem Aufbau und der Aufrechterhaltung 
einer positiven öffentlichen Prisenz bzvv. ecines positiven öffentlichen Hmages 
über die Herstellung des Erstkontaktes mittels der Linkage- und Netz- 
vverkstrategie zur direkten Ansprache im Sinne einer Frage nach dem Bei- 
trittsvvillen kann Mitgliedervverbung gelingen. Der dahinterstehende Auf- 
vvand überfordert fedoch das Ehrenamt und bedarf besonders motivferter 
Mitglieder. VVie sich an den nicht-erfolgreichen VVerbern ablesen lasst, ist es 
auch diese Verzahnung unterschiedlicher Strategien in Kombination mit dem 
Einsatz und der Motivation, die fehlen. 

Der Einsatz von Urvvahlen leistet keinen Erklarungsbeitrag bezüglich Er- 
folg oder Misserfolg der Mitgliedervverbung. Das VVerben mit direktdemo- 
kratischen Beteiligungsinstrumenten vvird von den erfolgreichen Befragten 
nur in cinem einzigen Fall genutzt, Grundtenor ist, dass Bürger diese Art der 
Mitentscheidung in Partefen nicht in dem Mahe vvünschen, vvie es die Partei- 
enforsehung mutmahBt. Es scheinen andere Elemente zu sein, die bei beitritts- 
bereiten Bürgern verfangen: VVenn die Partei ihre Kümmererfunktion ernst 
nimmt und damit eine direkte Linkage (vvieder))herstellt, vvenn sie Glaubvvür- 
digkeit vermittelt und durch politische Arbeit vor Ort überzeugt und vvenn sic 


337 


zugleich Geselligkeit und Vereinsleben, aber ohne C/7osed-Shop-Charakter, 
ausstrahlt, dann kann Mitgliedervverbung auf Basis der Erkenntnisse aus den 
Intervievvs gelingen. Zugleich sind es besondere individuelle Voraussetzun- 
gen, die den VVerbern zu eigen sein müssen. Darunter fallen cine gevvisse 
unaufdringliche Beharrlichkeit, eine hohe Frustrationstoleranz und nicht 
zuletzt die Kunst der Persuasion. Dieses Anforderungsprofil ist letztlich für 
den Rahmen des Ehrenamtes zu hoch, um sich in der Flüche durchsetzen zu 
können. Mehr innerorganisationale Hilfe im Rahmen von Schulungen sovvie 
das Setzen (monetarer) Anreize könnten dazu beittragen, vveitere Mitglieder 
zu aktiver Mitgliedervverbung zu bevvegen. VVenngleich die Befragten auf das 
schlechte Image der Partei hinvveisen — vor allem diefenigen mit ausbleiben- 
dem Erfolg —, zeigt doch die hohe Zahl erfolgreicher VVerber unter allen 
Befragten, dass gelingende Mitgliedervverbung dennoch durchaus möglich 
Sİ, 

VVas bei beiden untersuchten Gruppen auffallt, ist das übervviegende Feh- 
len sovvohl innerparteilicher Unterstützung als auch einer Aufforderung zur 
Mitgliedervverbung. Vor allem die nicht-erfolgreichen Mitgliedervverber 
vverden starker allein gelassen als die erfolgreichen, vvobei sich in beiden 
Gruppen Stimmen finden, die sich die cigene Autonomie nicht durch Zuhil- 
fenahme anderer Akteure einschrönken lassen vvollen. Angebote der Partei 
zur Mitgliedervverbung, die kostenfrei und schnell umsetzbar vvaren, könnten 
yedoch, basierend auf den Tntervievvaussagen, förderlich im Sinne der Mit- 
gliedervverbung vvirken. Dass dazu finanzielle Ressourcen der Partei notvven- 
dig vvüren, ist nicht zuletzt daran abzulesen, dass die Regionalgeschaftsführer 
vvenig Zeit für die Mitgliedervverbung finden und diese im Hauptamt nicht im 
Tagesgeschaft verankert ist — das Hauptamt müsste daher mithilfe neu ge- 
schaffener Stellen gestürkt vverden. Bemerkensvvert ist auch, dass einige 
erfolgreiche Befragte angeben, neue Impulse durch die Parteireform der SPD 
2011 erhalten bzvv. verspürt zu haben, dies hingegen von a//en nicht- 
erfolgreichen Befragten negfiert vvurde. Darin drückt sich zum einen ein Des- 
interesse an organisationalen Innovationen aus, zum anderen eine sehr starke 
organisationale Autonomie der ecigenen Gliederung, die sich gegenüber orga- 
nisationalen Neuerungen abschottet. 

Zusützlich zu der Abfrage des Commitments und der Sozialen Identitat 
fallt auf, dass die nicht-erfolgreichen VVerber der SPD in allen Items niedrige- 
re VVerte als die erfolgreichen Befragten aufvveisen. Insbesondere in der emo- 
tionalen Verbundenheit und der VVürdigung der Parteiarbeit von Parteigenos- 
sen und übergeordneten Ebenen sind die störksten Unterschiede zu sehen. 
Dies hilft auf Basis der Theorien zum Commitment und der Sozialen Identi- 
tat, das Secheitern der Mitgliedervverbung zu erklüren. Vor allem der geringe 
Respekt vonseiten übergeordneter Ebenen und Parteigenossen stellt sicher- 
lich für cinige Befragte den Grund dar, Bemühungen in der VVerbung neuer 
Mitglieder einzustellen oder nur halbherzig zu verfolgen. 
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6.5.2.4 Ergebnisse der Online-Umifrage?" 


Nicht zu allen Fragekomplexen vvurden im Rahmen der Online-Umfrage 
offene Fragen gestellt, da dies sovvohl den Fragebogen als auch die Befragten 
überfordert hatte. Insgesamt İieferten die Befragten ca. 8.800 VVörter auf die 
gestellten offenen Fragen, vvofür an dieser Stelle ein Dank ausgesprochen 
vverden soll, VViedergegeben vverden im Folgenden vor allem die Antvvorten 
zu den für diese Studie vvesentlichen Fragekomplexen, dem Gelingen und 
Misslingen der Mitgliedervverbung sovvie ihren allgemeinen Problemen und 
der Motivation der Befragten, neue Mitglieder zu vverben. Andere Bereiche 
vvie z.B. die Unterstützung vonseiten der Geschaftsführer oder der Parteior- 
ganisation erhielten zu vvenige Antvvorten, um aus ihnen valide Erkenntnisse 
ableiten zu können. 

Faktoren gelingender Mitgliedervverbung sind den Befragten zufolge ein 
positives politisches Umfeld sovvte Klima (2), die Attraktivitat des Ortsver- 
eins (4) und die Ansprache der ,,richtigen regionalen Themen” (4). Auffal- 
lend höufig vvird aber die persönliche und direkte Ansprache genannt (3f.), 
vvobei die Befragten auch ,,Probleme besprechen und Lösungen erarbeiten“ 
(4) als Teil davon betrachten. Des VVeiteren vvird die Aktivitat des Ortsver- 
eins als Faktor des Gelingens der Mitgliedervverbung angeführt (4). 

Faktoren misslingender Mitgliedervverbung sehen die Befragten der Onli- 
ne-Umfrage in Politikverdrossenheit, Desinteresse und Parteienskepsis (5-8), 
vvobei erstere bei der Abfrage der allgemeinen Probleme der Mitgliedervver- 
bung haufig genannt vvird. Die Befragten suchen die Gründe ihres Scheiterns 
yedoch nicht nur darin, sondern auch in den organisationalen Kontextfaktoren 
vvie der Überalterung ihrer Ortsvereine (5), der Inaktivitat der Parteigenossen 
(5, 6) und der schlechten bundespolitischen Arbeit der Partei (9). Nicht zu- 
letzt zeigen sich einige Befragte selbstkritisch und konstatieren eigenes Ver- 
sagen, so beispielsvveise cin Befragter: ,,Es gelingt mir kaum, Menschen zu 
vverben, die sich mit einer Mitgliedschaft dauerhaft binden vvollen. Meine 
Argumente zur Beteiligung und Mitgestaltung sind scheinbar Tsicll zu 
schvvach, um die Mensechen zu überzeugen, sich persönlich zu engagieren“ 
(6). Ebenso vvird vorgebracht, dass nicht genügend Zeit vorhanden sei, um 
die Aufgabe der Mitgliedervverbung zu übernehmen (9), auf der Seite der 
interessierten Bürger herrsche zudem cine Überzeugung vor, dass die Partei- 


211 Die Ergebnisse der offenen Fragen der Online-Umfrage vvurden in eine VVord-Datei, sor- 
tiert nach der Reihenfolge im Fragebogen, übertragen. Um die Lesbarkeit zu gevvahrleisten, 
vverden Vervveise nur als reine Zahlen in Klammern angegeben, die vviederum die Seiten- 
zahlen in der VVord-Datei angeben. Die Zuordnung der Antvvorten zu einzelnen Befragten 
kann über die dem Autor vorliegende SPSS-Datendatei geleistet vverden: diese erscheint 
dem Autor iedoch nicht zitierfihig bzvv. hütte die Übersichtlichkeit sovvohl im FlieBtext als 
auch im Anhang deutlich becintröchtigt. Selbiges Vorgehen vvird in Absehnitt 6.5.3.4 an- 
gevvandt. Zur Einsicht in die SPSS-Datei gelten die Bestimmungen aus FuBnote 202. 
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mitgliedschaft berufliche Nachteile mit sich bringen könnte (7) oder es im 
Ortsverein keine politischen Handlungsmöglichkeiten gebe (7-8). 

Allgemeine Probleme der Mitgliedervverbung sehen die Befragten über- 
vviegend in der Bindungsangst sovvie der Politikverdrossenheit der Bürger 
(11-16), sieben Befragte hingegen nennen explizit, dass es ,,ketne“ Probleme 
in der Mitgliedervverbung gebe (14). Des VVetteren vvird vvieder die Politik 
sovvohl der Bundes- als auch der Landespartei angesprochen, die die Mitglie- 
dervverbung (zum Teil deutlich) ersehvvere (11-12, 15-17) und ein schlechtes 
Image produziere (siehe insb. 16). Ein Befragter vveist dabei darauf hin, dass 
es die Möglichkeit geben sollte, ,,ausschlieB5lich dem Ortsverein und nicht der 
ganzen Partei einzutreten İsicl1. Mit der Lokalpolitik erreicht man oft die 
Mensehen” (13). Der Mitgliedsbeitrag als Problem bzvv. Hinderungsgrund 
zum Parteibeitritt vvird seltener genannt (14, 17). 

Die Motivation zur Mitgliedervverbung sehen die Befragten höufig darin, 
sovvohl den Ortsverein als auch die Demokratie sovvie demokratische Mitbe- 
stimmung erhalten zu vvollen (17-22). Es vvird zudem auf die aus den İnter- 
vievvs bekannten pragmatischen Gründe einer innerorganisational höheren 
Schlagkraft sovvie einer besseren Finanzierung hingevviesen (18-19, 21). Die 
Zukunft der Partei sovvie des Ortsvereins sichern zu vvollen, spricht dabei für 
ein hohes Mab5 an von Sozialer lIdentitüt und affektivem Commitment getra- 
gener intrinsischer Motivation, vvas sich nicht zuletzt über den gesamten 
Datensatz hinvveg gezeigt hat. 

Somit bringen die offenen Antvvorten der Online-Befra gung keine neuen 
Erkenntnisse hervor, sondern bestatigen die in den İntervievvs benannten 
Punkte. Damit kamn nicht nur eine Validierung der İIntervievvergebnisse ge- 
leistet vverden, sondern auch die Reduktion eines komplexen Themas auf 
Aspekte, die für das Ge- bzvv. Misslingen der Mitgliedervverbung maBgeblich 
zu sein scheinen. 


6.5.3 Die Mifgliedervverber der CDU 


Die Befragten der CDU sind im Mittel 45,43 İahre alt (SD: 8,225) und verfü- 
gen über ein Nettocinkommen von 4066,66 Euro monatlich (SD: 1950,447). 
Von den Befragten sind die meisten in Volizeit tütig, lediglich einer arbeitet 
in Teilzeit. Die Münnerquote unter den Befragten ist mit 92,9 Prozent über- 
durchsechnittlich hoch — nur eine Befragte ist vveiblich. 11 Befragte verfügen 
über ein Abitur, zvvei über die Fachhochschulreife und ein Befragter hat die 
Mittlere Reife. Die Befragten sind im Vergleich zur Online-Umfrage damit 
deutlich höufiger in Vollzeit ervverbstatig, der Anteil der Münner ist höher 
und der Bildungsstand ist deutlich höher. Auch das Nettoeinkommen der 
Befragten in den Intervievvs liegt deutlich über dem der Befragten in der 
Online-Umfrage, das Durchsehnittsalter hingegen ist ahnlich. 
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Im Durcehsehnitt konnten die Befragten 2,14 Neumitglieder vverben (SD: 
1,916). VVas das politische Interesse betrifft, sind die Befragten überdurch- 
schnittlich stark interessiert?17? und fühlen sich stark oder sehr stark in der 
Lage, politische Vorgönge zu beeinflussen. Auf der kommunalen Ebene mit 
eigenen Handlungen politiscehe Entscheidungen beeinflussen zu können 
schatzen die Befragten als eher stark ein, auf landespolitischer und bundespo- 
litischer Ebene sinkt das Einflussgefühl deutlich. Eine Vereinsmitgliedschaft 
neben der Parteimitgliedschaft haben alle Befragten, die Zahl der Vereine 
betrigt dabei im Durchsehnitt 3,86 (SD: 3,302). Im Mittel vvenden die Be- 
fragten 6,38 Stunden (SD: 16,179) für die Neumitgliedervverbung auf, für die 
Partetarbeit hingegen 22,607 Stunden (SD: 23,228), vvobei hinsichtlich der 
Zeit für die Mitgliedervverbung die extrem hohe Standardabvveichung auffal- 
İig ist?5. Gezielte Mitgliedervverbeaktionen vverden selten durchgeführt 
(MV: 1,30, SD: 0,483). VVas die Mithilfe anderer Ehrenamtlicher angeht, so 
können die Befragten im Sehnitt auf 8,00 Parteikollegen (SD: 5,00) zurück- 
greifen. 

Die Befragten haben in den meisten Commitment-ltems überdurchsehnitt- 
lich starkes Commitment sovvie eine starke Soziale Identitüt zur Partei?"”. Das 
Commitment der Befragten in den İntervfevvs ist, bis auf das Item Commif- 
ment II, höher als das deryenigen, die an der Online-Umfrage teilgenommen 
haben. Auch die Soziale Identitat liegt über deryenigen der quantitativ Befrag- 
fen. 


6.5.3.1 Erfolgreiche Mitgliedervverber 


Die Befragten der CDU sehen den Mitgliederbeauftragten vveniger als denie- 
nigen, der Verkaufsgesprache für die Partei führt, sondern eher die Stimmung 
der Partei einzufassen versucht (vgl. CDU 6: 64). Für CDU 14 hingegen ist 
der Mitgliederbeauftragte vollkommen obsolet. Er halt nichts davon, dieses 
Amt vom Amt des Vorsitzenden zu trennen. Desser Aufgabe sei es, gemein- 
sam mit anderen Mitgliedern, die ebenfalls persönliche Bekanntheit vor Ort 
genieBen, den Ortsverein bekannt zu machen und Prasenz zu zeigen — und 
mit Interessierten ins Gesprüch zu kommen. 


212 Politisches Tnteresse: MVV: 4,86 (SD: 0,363): internal efficaecy: MVV: 4,21 (SD: 0,426): 
external efficacy 1: MVV: 3,62 (SD: 0,650): external efficacy Il: MV: 2,33 (SD: 0,651): ex- 
ternal efficacy HE 1,50 (SD: 0,522). Alle Skalen von 1 (sehr sehvvach) bis 5 (sehr stark). 

213 So befindet sich in den Dafen ein Ausreiler. Ein Befragter gibt an, 60 Stunden im Monat 
für die Mitgliedervverbung aufzuvvenden. VVird er aus den Daten herausgerechnet, ergibt 
sich nur noch ein Mittelvvert von 1,92 Stunden (SD: 1,56). 

214 COMM Lp MV: 4,17 (SD: 0,718), COMM H: MVV/: 3,07 (SD: 1,492), COMM Hi: MV: 
4,29 (SD: 0,611): COMM IV: MV: 3,93 (SD: 0,267): COMM V: MV: 4,14 (SD: 0,864), 
SISI: MV: 4,20 (SD: 0,632). Alle Skalen von 1 (sehr schvvach) bis 5 (sehr stark). 
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Für die Befragten ist Mitgliedervverbung in der Regel permanent nicht zu 
leisten, aber haufiger als zu VVahlkampfzeiten. CDU 8 spricht von einer per- 
manenten Mitgliedervverbung, yedoch ,,nicht in dem Mabe, dass vvir perma- 
nent Klinken putzen gehen“ (CDU 8: 83). CDU 5 stellt fest, dass es enorm 
vvichtig sei, sich auch auBerhalb von VVahlkampfzeiten der Öffentlichkeit zu 
zeigen, damit nicht der Eindruck entsteht, dass sein Ortsverband dies auBer- 
halb von VVahlkimpfen nicht tue (vgl. CDU 5: 78). Von den erfolgreichen 
Befragten arbeiten drei mit dezidierten Mitgliedervverbeaktionen, CDU 9 
nutzt dabei ein fahrliches Stadtteilfest, um vor allem in Nicht-VVahlkampf- 
yahren Mitgliedervverbung zu machen (vgl, CDU 9: 87), CDU 12 hat Mitglie- 
dervverbekampagnen für das Folgeyahr geplant (vgl. CDU 12: 128), vvahrend 
CDU 5 vor allem auf Online-Kampagnen setzt, aber nicht ausschlieblich. 
.Also vvir haben verschiedene Instrumente, vvir machen zum Beispiel in Fa- 
cebook dann Mitgliedervverbeaktionen, in dem vvir da vvas initileren auf unse- 
rer CDU Facebook-Seite. Da bin ich auch ganz stolz drauf“ (CDU 5: 82). 
Zudem vveist er mehrfach auf die CDU-App hin (siehe bspvv. CDU 5: 82), 
mit der es ihm zu yedem Zeitpunkt möglich ist, neue Mitglieder zu registrie- 
ren, ohne in die Situation geraten zu müssen, kein Beitrittsformular dabei zu 
haben und möglichervveise eine Gelegenheit zur Anvverbung eines Neumit- 
glieds zu verpassen. 

VVas die Arbeit mit den Mitgliedervverbehandbüchern bzvv. -leitfaden der 
CDU betrifft, heben die Befragten hervor, dass sie die Handbücher durchaus 
als Impulsgeber genutzt haben, ,,aber es ist yetzt nicht so, dass da Tetzt eine 
super Sache drin stand, auf die man fetzt nicht irgendvvie anders auch ge- 
kommen vvüre“ (CDU 5: 135). CDU 6 sieht die Empfehlungen der Handbü- 
cher kritischer und konstatiert: ,,Das ist alles schön geschrieben, aber das 
nutzt nicht unbedingt vvas” (CDU 6). CDU 9 aöulert ebenfalls, cinige Impulse 
aus dem Handbuch mitgenommen zu haben, ,lalber ich hab es nicht zur 
Bibel gemacht oder zu meinem Leitfaden”“ (CDU 9: 121). CDU 11 zeigt auf, 
dass die Handbücher und Leitfaüden nicht zu systematischer VVerbung führen, 
nutzt sie aber ebenfalls, um Impulse zu gevvinnen (vgl. CDU 11: 124). Nur 
CDU 14 und CDU 12 lehnen die Handbücher explizit als unnütz ab (vgl. 
CDU 12: 92, CDU 14: 111): insgesamt lösst sich eine hohe Nutzungsrate bei 
den Mitgliedervverbehandbüchern erkennen. 

In der offenen Abfrage der vervvendeten Strategien zur Mitgliedervver- 
bung stechen vor allem die Ansprachen-Strategie, die Marketing-Strategie 
und die Issue-Strategie hervor. Bemerkensvvert ist, dass von zehn erfolgrei- 
chen VVerbern der CDU allein fünf die Ansprachen-Strategie in der offenen 
Abfrage nennen, vvas aufzeigt, dass diese Strategie bei einem GroBteil der 
Mitglieder internalisiert ist. CDU 2 versucht dabei, in der direkten Ansprache 
darauf zu vervveisen, dass die Partei auf lokaler Ebene Proyekte gestartet hat 
und dabei Mitvvirkungen und Mitarbeit begrüBen vvürde und ,,İl...) im Rah- 
men dieser Proyekte gehe ich gezielt auf Leute zu und sage: ,lch vvürde mich 
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freuen, vvenn Du an diesem Profekt mitarbeiten vvürdest. Ich schütze Deine 
Erfahrungen oder Dein Engagement in dem Thema“ (CDU 2: 83). Für CDU 
4 bieten sich besonders İlokale Veranstaltungen an, 


also zum Beispiel Schlachtfest, oder andere öffentliche Feste, vvir haben für nüchstes 
Tahr cin Familienfest geplant, dass man da auch speziell für Familien mit Kindern, vvo 
vvir auch grol3es Potential sehen, da vielleicht femand haüngen bleibt und dass man 
auch Öffentlichkeitsarbeit macht, dass die Leute auch sehen, vver ist da überhaupt da- 
bei, vver ist die CDU vor Ort, vveil es gibt nichts vvichtigeres, als rauszugehen und dem 
Ganzen ein Gesicht zu geben, indem man sich selber auch zeigt drauBen, bei ver- 
schiedenen Veranstaltungen, und mit den Leuten offensiv ins Gesprüch geht und nach 
Meinungen fragt“ (CDU 4: 81). 


CDU 5 arbeitet ebenfalls mit persönlicher Ansprache, insbesondere in Kom- 
bination mit Veranstaltungen, vvorin sich die Verbindung von Ansprachen- 
Strategie und Marketing-Strategie erkennen lasst. Er führt dabei in der ge- 
sehlossenen Abfrage vveiter aus, dass er vor allem dann ,,in die Offensive” 
(CDU 5: 141) geht, vvenn er merkt, ,,da ist ein brandheiBes TInteresse da“ 
(CDU 5: 141). CDU 14 vveist zudem darauf hin, innerhalb der Ansprache 
keine pauschalen Antvvorten zu geben, sonderm ,,einfach auf die Leute 
Ezulzugehen, vvenn Sie ein Problem haben, sich die auch mal in Ruhe anzu- 
hören, die Probleme“ (CDU 14: 127). In der geschlossenen Abfrage zeigt 
sich, dass die Befragten die Strategie in Teilen etvvas niederschvvelliger nut- 
zen. So spricht CDU 7 keinen Tnteressierten direkt auf cine Mitgliedschaft an, 
ladt fedoch zu Ortsverbandssitzungen ein (vgl. CDU 7: 123). CDU 8 hinge- 
gen spricht vereinzelt Bürger an, vvenn er ein gevvisses Grundinteresse zu 
verspüren glaubt (vgl. CDU 8: 121ff.), vvohingegen CDU 11 klar davon ab- 
rückt. Auf die Frage, vvarum er die direkte Ansprache pic)? nutzt, antvvortet 
er: 


.Vielleicht ist das sagen vvir mal cine zu gut gemeinte Zurückhaltung, vielleicht ist es 
auch das Bestreben, den Bürger nicht zu sehr zu belaüstigen, fa. So nach dem Motto: 
die quatschen mich immer voll da, da gehe ich gar nicht mehr hin. So. Aber vielleicht 
kann es auch sein, dass das zu defensiv ist. Mag sein, mag sein” (CDU 11: 134). 


Auf Nachfrage des Autors gibt er an, dass er als Mitgliedervverber in ciner 
ostdeutschen Stadt spüre, dass Parteien ein schlechteres Ansehen geniefen 
und dies seine Zurückhaltung begründe. 

Mit der Issue-Strategie arbeiten die Befragten nicht in dem Sinne, dass sic 
die Politikerfolge der Partei besonders hervorheben — zumindest in der offe- 
nen Abfrage —, sondern dass sie versuchen, Themen, die Bürgern vvichtig 
sind, aufzugreifen und zu bearbeiten (vgl. CDU 2: 107), also ecine gevvisse 
Responsivitüt im Sinne einer substantiellen Reprisentation zu leisten (vgl. 
dazu VVtesendahl 2017b: 14 und grundlegend Pitkin 1967). Für CDU $ geht 
es im Rahmen dieser Strategie darum, mit einem bestimmten politischen 
Problem und der Arbeit an der Lösung daran identifiziert zu vverden. ,,Für 
uns ist das Thema Parkplatzsituation in cinem vvachsenden Stadtteil einfach 
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enorm vvichtig, vvir haben dort cinen klaren Gegner, das ist unsere Position 
und da müssen vvir dann in irgendeiner VVeise diesen Kampf austragen“ 
(CDU 8: 119). Hinzutritt cin themenbezogener Antagonismus zum politi- 
schen Gegner, der zugleich die Polarisierung und damit die Abgrenzbarkecit 
der Parteien auf lokaler Ebene erhöht. In der geschlossenen Abfrage vveisen 
die Befragten auf bundespolitische Themen hin, vvie beispielsvveise CDU 2, 
der auf die innerparteilichen Sechvvterigkeiten vervveist, die die Flüchtlingskri- 
se 2015 seiner Meinung nach verursacht hat. Er verbindet damit fedoch vve- 
der in der Mitgliedervverbung noch in der -bindung Probleme auf der lokalen 
Ebene (vgl. CDU 2: 107). CDU 8 — im Gegensatz zu CDU 2 ein Befragter 
aus Ostdeutschland — zeigt auf, dass eine Abgrenzung von der Politik der 
Bundespartei teilvveise nicht nur geboten, sondern notvvendig sef, aber: ,,Mei- 
ne feste Grundüberzeugung ist: von der Fahne zu gehen, bringt nichts, vveil 
dann überlasse ich denen das Feld, denen ich es nicht überlassen möchte 
politisch und inhaltlich in der Partef” (CDU 8: 129). CDU 6 vveist darauf hin, 
dass die Mensehen, die mit der Politik der CDU ein generelles Problem hat- 
ten, ohnehin nicht auf die Erfolge der CDU hingevvfesen vverden müssten, da 
diese Mensehen selten den Kontakt zur Partei suchen. ,,Also in der Regel 
sind das eher Leute, die uns eher vvohlgesonnen sind, die haben eher die 
Erfolge im Sim, die haben eher die Erfolge auf der Palette, als dass sie sagen 
vvürden, da ist es gescheitert” (CDU 6: 116), vvas aus der Perspektive von 
CDU 12 essentiell in der Mitgliedervverbung ist: ,,Interesse kann ich nur 
durch Erfolg schüren, anders geht”s nicht” (CDU 12: 102). Er empftehlt da- 
her, in der Mitgliedervverbung Erfolge der Partei auf allen politischen Ebenen 
— kommunal, landespolitiseh und bundespolitisch — zu kommunizieren. 

Die Strategie, mit Mitgliedervverbeaktionen zu arbeiten oder die finanziel- 
len Rahmenbedingungen auszuloten und darauf die Mitgliedervverbung auf- 
zubauen, vvird von den Befragten nicht in der offenen Abfrage genannt. In 
der geschlossenen Abfrage nennen zvvei Befragte die Nutzung dieser Strate- 
gie, vvobei CDU 5 darunter keine Kampagnen im Sinne der vorliegenden 
Untersuchung versteht: ,,... ich erarbeite Kampagnen, die permanent in den 
Köpfen sein können von unseren Leuten, die sie anvvenden können, also 
Ideen, Strategien, aber yetzt nicht für cin Zeitfenster“ (CDU 5: 155). CDU 8 
konstatiert, dass eine Mitgliedervverbeaktion, vvie sie diese Studie in der Fra- 
ge vorsieht, auf Ortsverbandsebene überhaupt nicht zu realisieren ist, da die 
finanziellen Möglichkeiten es nicht hergeben. In grölberen Gemeinden oder 
auf Stadtverbandsebene sei dies kein Problem, so der Befragte, für Ortsver- 
bande gelte hingegen: ,,VVenn, dann müsste man eine Mitgliederkampagne 
machen, die alle Ortsverbinde übernehmen könnten” (CDU 8: 135). CDU 14 
hat es da leichter, vor allem, vvas die finanziellen Rahmenbedingungen be- 
trifft. ,TVVlir sind einige Selbststindige, die dann auch mal schnell sponsern” 
(CDU 14: 196), vvas bemerkensvvert ist, da der Befragte bzvv. die Mitglieder 
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seines Ortsverbandes nicht davor zurückscheuen, private Mittel für die Zvve- 
cke der Partei einzusetzen. 

Die Linkage-Strategie vvird von den Befragten zvvei Mal in der offenen 
Abfrage genannt, vvobei CDU 7 darauf vervveist, dass er in der Partei nahe- 
stehenden Organisationen eher passiv vvirbt. ,,VVir sitzen dann dabei oder ich 
sitze dann dabeif, die vvissen vver ich bin, die vvissen, vvas ich mache. Ich habe 
dort ein offenes Ohr. Ich gehe aber auch nicht hin und sage, ,,komm, Tetzt 
vverd" mal Mitglied“ (CDU 7: 117). Die Arbeit mit der cigenen Bekanntheit 
in nahestehenden Organisationen hebt CDU 9 ebenfalls hervor und gibt an, 
dass sich die Gespraüchsbereitschaft eines potentiellen Neumitglieds zum 
groBen Teil aus dieser ergibt (vgl. CDU 9: 123). Für CDU 5 steht zusötzlich 
im Vordergrund, dort aktiv zu vverden, vvo man die CDU nicht ervvartet, vvo- 
mit er vor allem Umvveltverbainde fokussiert. ,,Diec CDU XXX fstadt des 
Befragften, Anm. d. Verf.1 gilt als sehr grüne Partei, in XXX İsStadt des Be- 
fragten, Anm. d. Verf.1 vverden vvir die grünen Schvvarzen oder die schvvarzen 
Grünen genannt“ (CDU 5: 163), so seine Beschreibung der Partei vor Ort. 
Das Erseheinen in Vereinen und Organisationen, in denen sein Stadtverband 
nicht ervvartet vvird, führt dabei yedoch nicht zu Ablehnung, sondern im Ge- 
genteil: ,,İDla vverden vvir dann auch gehört“ (CDU 5: 163). 

Die Netzvverk-Strategie vvird von den Befragten in der offenen Abfrage 
nur cinmal genannt. VVieder ist es CDU 5, der diese Strategie nutzt und auf- 
zeigt, dass er zvvar viel von der Prüsenz der Partei in den sozialen Medien 
halt, aber die offline-Kommunikation bedeutender sei, um Mitglieder zu 
vverben (vgl. CDU 5: 112). Im eigenen Bekanntenkreis zu vverben, betrachtet 
er als selbstverstindlich und gibt an, dass dies auch seine Parteikollegen tun. 
Bei der geschlossenen Abfrage geben sieben Befragie an, mit dieser Strategie 
zu arbeiten, vvobei hier ebenfalls VVert darauf gelegt vvird, nicht als ,Drücker- 
kolonne“ vvahrgenommen zu vverden, ergo: nicht überfallartig zu agieren (Vvgl. 
CDU 5: 141, CDU 8: 145). 

Schulungen und Seminare zur Mitgliedervverbung zu besuchen, nennt in 
der offenen Abfrage keiner der Befragten als explizite Strategie innerhalb der 
Mitgliedervverbung bzvv. zur Verbesserung dieser. In der geschlossenen Ab- 
frage beyaht die Hölfte der Befragten, an Schulungen teilzunehmen oder teil- 
genommen zu haben, der GroBteil vveist fedoch darauf hin, dass der Besuch 
der Seminare teilvveise /ahre her sei. Eher übervviegt der Tenor, dass die 
Befragten keine Zeit zum Besuch solcher Seminare hatten (vgl. CDU 7: 145) 
oder ihr Privatleben den Seminaren vorziehen (vgl. CDU 8: 151). 

Die Ansprache von Unterstützern vvird von ecinem Groblteil der Befragten 
genutzt, vvobei dies — zumindest den Leitfaden der CDU zufolge — ciner ge- 
vvissen Tradition in der CDU folgt. CDU 4 vveist darauf hin, dass er auch hier 
vorsichtig agiert. So verfüge sein Ortsverband über Sympathisanten, die aktiv 
bei Parteiveranstaltungen mithelfen, doch sefen diese teilvveise nicht bin- 
dungsvvillig im Sinne einer Mitgliedschaft ,,und da bringft”s nichts, vvenn man 
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den zum zehnten Mal fragt, öndert der seine Meinung dann auch nicht” (CDU 
4: 109). Hartnackiger bleibt er hingegen bei denyenigen, die mit der Unter- 
stützung der Partei um Amter kandidieren, aber sich nicht dazu durchringen 
vvollen, eine Mitgliedschaft cinzugehen. Er macht dabei darauf aufmerksam, 
dass auch dies schvvierig sei: 


Das groBe Problem ist oft: der Mehrvvert vvird oft nicht gesehen und oft vvird dann 
gesagt als Begründung ,la, ich sehe keinen Sinn darin, vveil ich kann )a auch so mitar- 
beiten und mich einbringen, ich muss nicht unbedingt Mitglied vverden, vvas hab ich 
davon, auler 60 € zu bezahlen?“ Das ist das grol3e Argument, kann man vvenig entge- 
genhalten, vveil die Vorteile ciner Mitgliedschaft doch sehr überschaubar sind...“ 
(CDU 4: 111). 


Diese Aussage ist vor allem insofern bemerkensvvert, als es sich hier um 
Bürger handelt, die das Interesse bekunden, sich für VVahlen auf kommunaler 
Ebene aufstellen zu lassen und damit die Unterstützung der Partei in An- 
spruch nehmen, fedoch ohne eine Gegenleistung in Form einer Mitgliedschaft 
sovvie des Mitgliedsbeitrages entrichten zu vvollen. Parteien scheinen in die- 
sem Bereich zunehmend als Serviceagenturen begriffen zu vverden, deren 
Leistungen unentgeltlich zur Verfügung gestellt vverden sollten. /e nach ,An- 
gebot" auf kommunaler Ebene vervvundert dies aber nicht. So gibt CDU 4 an: 
əNatürlich sind vvir um feden froh, der sich aufstellen lasst bei uns auf der 
Liste“ (CDU 4: 111) und vveist damit darauf hin, dass die Partei zum cinen 
aus eigener Kraft nicht mehr in der Lage ist, Kommunalvvahllisten zu füllen 
und damit zum anderen auf Sympathisanten angevviesen sind, um diese Lü- 
cke zu stopfen. VVie Berichten lokaler Medien zu entnehmen ist, ist dies 
lingst keine Seltenheit mehr, vor allem in Ostdeutsehland, aber zunehmend 
auch in den alten Bundeslindern (vgl. bspvv. Klaus und Debes 2018, Vacob- 
sen 2018). Andere Befragte versuchen, die Sympathisanten mit vveiteren 
Angeboten ,anzufüttern“. So arbeitet CDU 12 mit einem Patenschaftspro- 
gramm, in dessen Rahmen geylant ist, dass Interessierte ,,Leuchtturmpaten- 
schaften“ (CDU 12: 152) übernehmen und die praktische Arbeit von Land- 
tagsabgeordneten oder Fraktionsmitgliedern begleiten können. Laut CDU 12 
sei dies der bestmögliche VVeg, aus Sympathisanten und Unterstützern Mit- 
glieder zu machen, da seiner Ansicht nach der Mitgliedsbeitrag keine Hürde 
in der Mitgliedervverbung darstelle: 


əMan sollte sich dazu vor Augen halten, fedenfalls ist das mein Findruck der Situati- 
on, es liegt nie am Geld. Das Problem ist die Finanzen, also fünf Euro im Monat zu 
bezahlen, das ist für yeden überhaupt kein Problem. Also vver sich politisch interes- 
siert, für den ist das in Ordnung oder sogar ein VVunsch, das zu bezahlen“ (CDU 12: 
154). 


Die Marketing-Strategie ist, vvie eingangs genannt, bereits in der offenen 
Abfrage recht popular. Die Befragten zeigen auf, dass sie vor allem mit Fa- 
milienfesten, Fachveranstaltungen, Exkursionen sovvie einer Facebook- 
Prasenz arbeiten (vgl. CDU 4: 81, CDU 6: 108, CDU 8: 119, CDU 11: 130). 
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Die Kommunikation mit der Presse vvird angestrebt, scheint in Teilen aber 
schvvterig zu sein. CDU 6 und CDU 7 vervveisen darauf, dass die lokale Pres- 
se ,,linkslastig" (CDU 6: 135, ahnlich CDU 7: 149) und damit schvver zu- 
gönglich sei. CDU 9 hingegen spricht von cinem ,,Top-Zugang zur Presse“ 
(CDU 9: 161) und vervveist im Zuge der Marketing-Strategie darauf, dass 
zvvar auch eine Facebook-Prösenz vorhanden sei — um möglichst viele Medi- 
enkanöle zu bespielen —, aber dass damit bisher noch kein Neumitglied ge- 
vvorben vverden konnte. VVerbematerial vvird im Rahmen dieser Strategie von 
dem übervviegenden Teil der Befragten ausgegeben, yedoch nicht als essenti- 
eller Beitrag zu gelingender Mitgliedervverbung betrachtet. 

Lediglich zvvei der zehn erfolgreichen Intervievvpartner der CDU nutzen 
komplexe Strategiepakete in der Mitgliedervverbung, die mehrere der abge- 
fragten Strategien beinhalten. CDU 2 versteht diese Strategiepakete als mehr- 
stufiges Vorgehen, vvas für ihn cin gevvisses ,Nachfassen" impliziert, das er 
vviederum ablehnt. Dennoch kombiniert er verschiedene Strategien zur At- 
traktivitatssteigerung der Partei, vvobei er die direkte Frage nach einer Mit- 
gliedschaft vermeidet und diesbezüglich eher eine passive Strategie nutzt. 
Mit von ihm so genannten ,,Vis-a-Vis-Veranstaltungen“ (CDU 2: 137) vvird 
versucht, Bürger im Rahmen von Veranstaltungen im kleinen geselligen 
Rahmen mit Parteimitgliedern in Kontakt zu bringen und ihr İnteresse für 
eine Mitgliedschaft oder zumindest Mitarbeit zu vvecken. CDU 6 hingegen 
öuBert sich unmissverstandlich zur Erarbeitung und Nutzung von Strategie- 
paketen: 


.Ach Quatsch, das macht keine Sau. Das macht niemand. Also das ist meine Mei- 
nung. So glaube ich, funktioniert das nicht. Konzepte... Nein, so funktioniert Mitglie- 
dervverbung glaube ich generell nicht. Also Konzepte und so... Mitgliedervverbung hat 
vvas mit Du und ich zu tun. ,Kommst du zum Grillen, ach ist fa schön, vvo arbeitest du 
denn, ich bin da bei der Stadtvervvaltung, Mensch usvv.“. ,Ach, das ist doch vvunder- 
bar, die Stadtvervvaltung, na, vvilİst du nicht Mitglied vverden", ,/a, kann ich mir doch 
mal überlegen". So funktioniert das (CDU 6: 141). 


Bemerkensvvert ist dabei, dass er — der Befragte kennt die Ergebnisse der 
Deutschen Parteimitgliederstudie — selbst cinen Strategiemix nutzt, um neue 
Mitglieder zu vverben: 


Das Tableau, vvas in dieser Studie ist, genau dem folge ich. Also mit anderen VVorten 
oder mit cigenen VVorten gesagt, cin abvvechslungsreiches Programm den Mitgliedern 
anbieten und Neumitgliedern anbieten einerseits, fachliche Themen, andererseits ge- 
selliges, drittens Exkursionen und viertens Kommunikation” (CDU 6: 108). 


Hinsichtlich der Rolle der Mitgliedervverbung im VVahlkampf findet sich in 
einem der Intervievvs, codiert unter der Kategorie Sonsfiges, der Vervveis 
darauf, dass Mitgliedervverbung im VVahlkampf zvvar möglich sef, der Befrag- 
te vvürde aber dann von einer beitrittsorientierten VVerbung abraten (vgl. CDU 
9: 89). So sefen die Bürger in VVahlkampfzeiten zvvar sensibler für Politik, ein 
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Beitritt könne yedoch erst nach dem VVahlkampf ins Visier genommen vver- 
den: 


, Das kommt danach. Egal, vvie die VVahl ausgeht. Danach klappt das besser. Auch bei 
verlorenen VVahlen ist durchaus nicht...Da passieren vveniger Austritte, da passieren 
Eintritte, vveil die Leute sagen, ,das, vvas ich dort verfolge, das muss ich fetzt auch an- 
ders unterstützen, ich muss fetzt auch mal Mitglied vverden““ (CDU 9: 89). 


Seinem Ürteil nach vvüre auf Mitgliedervverbung im VVahlkampf zumindest 
insovveit zu verzichten, als der direkte Beitritt nicht angesprochen vverden 
sollte. Die hohe Sensibilitat für Politik, kann, diesem Gedankengang folgend, 
in cine Art Reizüberflutung beim VVahler münden und abschreckend vvirken, 
ist dieser bereits einer ,,Informations- und Medfienflut“ (Toman-Banke 1996: 
377) ausgesetzt. Ob und invvtefern VVahler im VVahlkampf politische Reiz- 
überflutung erleben und vvo die Grenze zu dieser İfegt, ist fedoch von indivi- 
duellen Faktoren aufseiten der einzelnen VVahler abhöngig und kann vvohl 
nicht verallgemeinert vverden. 

Hinsichtlich der Beitrittsanreize verzichten die Befragten vveitgehend auf 
den selektiven, ergebnisbezogenen Anreiz. Ein Befragter hingegen arbeitet 
gezielt mit diesem Anreiz und setzt ihn als eine Art informelle Beitrittsvo- 
raussetzung fest. 


,Dann bin ich aber auch so korrekt und ehrlich und sage, ,Pass auf, vvenn du mitge- 
stalten vvillst, dann kommst du aber nicht an Amtern vorbei“. Bedeutet: du müsstest 
yetzt im Vorstand mitmachen, du müsstest dich fetzt auf die nüchste Liste setzen las- 
sen vom Ortschaftsrat, vom Stadtrat“ (CDU 7: 157). 


Besonders bei denyenigen Bürgern, die ein Kommunalmandat anstreben, aber 
der Parteimitgliedschaft noch skeptisch gegenüberstehen, ist der Befragte 
vorsichtig. ,,İDla habe ich schon gesagt ,bevor vvir dich auf die Liste setzen 
auf Platz eins, musst du bitte Mitglied vverden”“ (CDU 7: 159). Tenor ist 
yedoch, dass die Aussicht auf ein Amt nicht als Beitrittsanreiz genutzt vverden 
sollte. CDU 5 vveist darauf hin, dass es eine gevvisse Zeit benötigt, bis ein 
Amt erlangt vverden kann, ,,da ist man schon mal ein paar /ahre dabei vom 
Bekanntheitsgrad“ (CDU 5: 184). CDU 6 spricht sich ebenfalls explizit da- 
gegen aus, eine Ervvartungshaltung aufzubauen, die einen möglichen Amter- 
gevvinn verspricht (vgl. CDU 6: 149), CDU 9 liefert dazu die Gründe: ,,lch 
kann es nicht versprechen, ich kann es ihm nicht garantieren, die Enttau- 
schung ist grenzenlos“ (CDU 9: 171). CDU 12, Mitgliederbeauftragter auf 
Landesebene, halt den selektiven, ergebnisbezogenen Anreiz für grundsatz- 
lich falseh: ,,Nein, vver in eine Partei kommen vvill, um da eine Karriere zu 
machen, der ist da falsch“ (CDU 12: 168). 

Der selektive, prozessbezogene Anreiz und damit das Geselligkeitsmotiv 
vverden nicht mehrheitlich genutzt, der Geselligkeitscharakter der Partei 
scheint damit in der Mitgliedervverbung nicht im Vordergrund zu stehen. 
CDU 5 vvehrt sich ganz entschieden gegen das Geselligkeitsargument und 
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vvill beftrittsbereiten Bürgern symbolisieren, dass es nicht um geselliges Bei- 
sammensein geht, sondern um die ,,Menschen oder vvegen der 1dee“ (CDU 5: 
190). Elin anderer Befragter ist da anderer Meinung und halt das gesellige 
Element der Partei für einer ihrer vvesentlichen Pluspunkte, gefragt nach der 
potentiellen Nutzung des selektiven, prozessbezogenen Beiftrittsanreizes 
antvvortet er: ,,/a das vvürde ich unbedingt machen, saufen, miteinander sau- 
fen ist besser als oder ohneeinander reden, das sage ich immer vvteder. 
Quatsch fHlachtl. Und das funktioniert immer“” (CDU 12: 170). 

Kollektive Beitrittsanreize vverden in der Mitgliedervverbung erfolgreicher 
CDU-VVerber höufig genutzt, lediglich ein einziger der Intervievvpartner 
vervvendet diesen Anreiz nicht. CDU 4 vveist dabei darauf hin, dass kollektive 
Beitrittsanreize dann an Gevvicht in der praktischen VVerbung gevvinnen, 
vvenn sie sich auf den Einfluss auf lokale Themen beziehen (vgl. CDU 4: 
133). Elin anderer Befragter lockt mit dem Argument: ,,VVem ihr vvollt, dass 
vvir noch erfolgreicher vverden, dann müsst ihr uns auch verstarken“ (CDU 9: 
191). In der qualitativen Analyse auBern sich die Befragten insgesamt spar- 
sam, sodass angenommen vverden kann, dass der Anreiz zvvar in der Mitglie- 
dervverbung genutzt, nicht aber als Hauptargument vervvendet vvird. 

Der normative Beitrittsanreiz vvird von den Befragten mehrheitlich abge- 
lehnt. Nur CDU 4 setzt auf diesen Anreiz und glaubt, dass es am ,,ehesten die 
İsindl, die man noch bevvegen kann und die vielleicht noch auch CDU-affin 
sind“ (CDU 4: 135). Als Befragter auf Ortsvereinsebene in einer kleinen 
Gemeinde besteht bei ihm das Problem, über ein recht kleines Einzugsgebiet 
zu verfügen. Andere Befragte, zum GroBteil aus dem stadtischen Bereich, 
scheinen dieses Problem nicht in dem MabBe zu empfinden bzvv. verzichten 
aus anderen Gründen auf diesen Anreiz, vor allem die Befragten aus Ost- 
deutschland (vgl, CDU 7: 171, CDU 8: 171). Sie vveisen auf die ecigene Sozi- 
alisation in der ehemaligen DDR hin oder auf diefenige ihrer Familienmit- 
glieder und betonen, vvie vvichtig es sei, keinen normativen Druck zum Par- 
teibeitritt aufzubauen. 

Anders verhalt es sich hingegen mit dem altruistischen Beitrittsanrciz. 
Dieser vvird von allen Befragten bis auf ecinen in der Mitgliedervverbung ge- 
nutzt, vvobei vor allem auf yüngere politische Entvvicklungen vervvfesen vvird. 
Elin Intervievvpartner antvvortet auf die Frage, ob er mit dem Argument vvirbt, 
dass cin Parteibeitritt zum Erhalt der Demokratie beitrage: ,,Vor einem /ahr 
hatte ich fetzt gegrinst, aber fa, mittlervveile ist das cin Thema, dass man das 
Leuten vorschlagt” (CDU 2: 153). Darin zeigt sich, dass gerade das Auf- 
kommen never politischer Gegner — oder gar Feindbilder im übersteigerten 
Sinne — eine durchaus belebende VVirkung für die Mitgliedervverbung haben 
kann, da es letztlich die Zivilgesellschaft auch für die , Altparteien“ zu mobi- 
İisieren seheint. Dies geht zudem einher mit den Gedanken von Mouffe 
(2013: 103), dass das Ziel demokratischer Politik aus der Perspektive ihres 
,agonistischen Pluralismus“ (Mouffe (2013: 103) die Konstruktion von Geg- 
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nern sein müsse, deren Ideen es zu bekampfen gelte. VVie sich aus der zu- 
nehmenden Vervvendung des altruistischen Beftrittsanreizes in der Mitglie- 
dervverbung zeigt, findet ihr Gedanke empirischen VViderhall. Bemerkensvvert 
ist nur, dass Teile der Forschung Partefen offensichtlich aus diesem Gedan- 
ken aussparen: bei den ,,Musteriİnl und Kanalelnl der Politisierung der Zivil- 
gesellschaft”, die Grande (2018: 56) erkennt, lösst er die Parteien auBber Acht 
— auf Basis der geführten Intervievvs in dieser Untersuchung yedoch zu Un- 
recht. 

Mit ideologischen Beitrittsanreizen arbeitet die Hölfte der Befragten. Da- 
bei unterscheiden sie zvvischen den beiden in der Frage genannten Elementen 
der Starkung politischer Flügel auf der einen und der (Mit-)Steuerung des 
politischen Kurses auf der anderen Seite. Für CDU 7 z.B. ist es sehr vvichtig, 
dass der politische Kurs nicht allzu eng ausgelegt vvird und Mitglieder die 
Freiheit haben können, eigene Meinungen auszubilden: ,,Und gerade fetzt in 
der Flüchtlingspolitik. Da bin ich überhaupt nicht der Bundesmeinung und da 
lasse ich mich ungerne dort reinknechten“ (CDU 7: 175). Er möchte neuen 
Mitgliedern fedoch nicht vorschreiben, genaz seinen politischen Kurs zu 
unterstützen. Letztlich konkludiert er: ,,lch denke, yeder muss für sich selber 
entscheiden, ob er sich vviederfindet im Programm“” (CDU 7: 175) — vvas das 
idealtypische Merkmal der programmatischen Offenheit einer Volkspartei 
(vgl. Hofmann 2004: 110) zu einem gevvissen Vorteil macht. CDU $ versucht 
vor allem, die gegenvvartige Ünzufriedenheit interessierter Bürger gegenüber 
Angela Merkel mithilfe des ideologischen Beitrittsanreizes aufzufangen. 


əUnd ich sage immer, ,vvenn ihr unzufrieden seid, vvie die CDU sich aufgestellt hat 
unter Angela Merkel, dann vverdet Mitglied und arbeitet eben in cine andere Richtung 
hin und sagt eben, nein, vvir vvollen cine CDU, die vvieder konservativer ist“. Also das 
kann man mittlervveile auch so nicht mehr unterschreiben, vveil die CDU hat sich in 
den letzten Vahren auch vvieder nach rechts bevvegt unbenommen, aber in der Flücht- 
lingskrise, 2015 vor allem, da habe ich gesagt, ,Leute vverdet Mitglied. Yammert mir 
nicht die Ohren voll, vvie doof ihr alles findet und vvas für Idioten vvir alle sind, son- 
dern da müsst ihr Mitglied vverden”“ (CDU 8: 163). 


Gerade in Zeiten innerparteilicher Inkoharenz kann der ideologische Anreiz 
anscheinend zur Mitgliedervverbung genutzt vverden. Ob dieser fedoch inner- 
parteilicher Geschlossenheit dient, ist fraglich. Auf der einen Seite liefe sich 
argumentieren, dass Neumitglieder auf der Ortsverbandsebene sicherlich 
keinen direkten individuellen Einfluss auf den landes- oder bundespolitischen 
Kurs der Partei nehmen können. Auf der einen Seite kann diese programma- 
tische Abspaltung an der Basis yedoch in gröleren Ko//ektiven mittel- bis 
langfristig zu einer zunehmenden innerparteilichen Zersplitterung führen. 
VVie CDU 14 angibt, ,,hatten Evvir) auch einen bösen Brief nach Berlin ge- 
schickt“ (CDU 14: 167). VVie sich durch ,Brandbriefe” vor allem ostdeutscher 
Landesverbande bereits 2010 (siehe bspvv. Bannas 2010), insbesondere aber 
im Rahmen der Flüchtlingskrise (vgl. Sehuler 2015) gezeigt hat, lasst sich 
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hier die in der Parteienforschung bekannte Feststellung, dass innerhalb einer 
Partei die ,,Subsysteme lediglich lose gekoppelt und nur begrenzt zentral 
steuerbar sind“ (Sehmid 1990: 36) bestatigen. 

Mit direktdemokratischen Beteiligungsmöglichkeiten vvirbt lediglich cine 
Minderheit der Mitglieder. Die Befragten zeigen auf, dass sie kein besonde- 
res Verlangen der Bürger nach direktdemokratischen Beteiligungsverfahren 
empfinden. ,,Die Gespriche, die ich führe, da habe ich das Gefühl, dass die 
Leute sich mehr vvünschen, dass die Politik vvieder für ihre Probleme ein Ohr 
hat, VVeil sie, vveil feder hat seine Problemchen, feder schleppt sein Packchen 
mit sich rum” (CDU 7: 191). CDU $ vveist im Gespröch darauf hin, dass 
partizipatorische Demokratie innerhalb der Partei für ihn per se kein VVer- 
bungsgrund ist, da er die CDU nicht als partizipationsorientierte Partei emp- 
findet. ,,Aber da ist die CDU auch eine andere Partei als die Grünen und die 
Linkspartei, von ihren ganzen Strukturen her“ (CDU 8: 198). CDU 9 vviede- 
rum vveist darauf hin, dass Bürger zvvar vor dem Beitritt diesen VVunsch nicht 
öuBern, aber nur desvvegen, vveil sie seiner Meinung nach davon ausgehen, 
gevvisse Mitentscheidungsmöglichkeiten allein durch die Mitgliedschaft zu 
erlangen: ,,Die denken natürlich, die können mit entscheiden: vvie viel das 
dann vvirklich ist... Das ganze Prozedere, vvas kann entstehen und da ist das, 
das hinterfragt keiner, das vvürde zu lange dauern und das kann man den 
Leuten dann so kurz auch nicht erklören“ (CDU 9: 217). Einmal beigetreten, 
əhaben Tİneue Mitglieder) das sehon bemangelt, also dass sie merken, dass sie 
nur cin ganz kleines Rödchen im groBen Getriebe sind, die dachten, es geht 
demokratischer zu“ (CDU 9: 211). Für andere Befragte zahlt durchaus ein 
gevvisses ,Mitmachargument“, aber nicht im Sinne direktdemokratischer 
Entscheidungen innerhalb der Partei, sondem hinsichtlich der Möglichkeit, 
sich als Parteimitglied einzubringen, seine Anliegen vorzutragen und um 
Mehrheiten für diese zu kampfen (vgl. CDU 14: 274, CDU 13: 258). Doch: 
eder kann, vvenn er vvill, sich cinbringen, aber dann muss er tun, dann muss 
er machen und die machen nicht, da vvird nur gemeckert”, so CDU 11 (258), 
vvomit er auf das Phlegma bestehender Mitglieder hinvveist, sich innerpartei- 
lich einzubringen. 

Mit expressiven Anreizen vverben bis auf einen alle erfolgreichen Befrag- 
ten der CDU. Ein Befragter lüsst Interessierten dabei durchaus Zeit, ohne 
Parteibuch in die Partei ,hineinschnuppern" zu können, doch: 


..lrgendvvann mal kommt der Punkt, vvenn dann iemand vvirklich mal ein /ahr dabei 
ist, dann sage ich schon mal, obvvohl ich den fetzt nicht rausschmeile und ihm sage 
,du brauchst nicht mehr kommen”, aber ich sage schon mal ,vvie sieht”s denn aus mein 
Guter?“ Und vvenn ich mir ein Nein abhole, dann lass ich das einfach so und dann fra- 
ge ich, ob er dann trotzdem noch kommt. Es sind unsere Supporter sozusagen. Der hat 
zvvar keine Aufkleber vvie die von den Hell”s Angels, aber die unterstützen uns trotz- 
dem“ (CDU 7: 179). 
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Diesen EFindruck bestütigt auch CDU 8, der angibt, dass er zvvar unbedingt — 
vvie vviederholt in den İIntervievvs zutage tritt — den Stil einer Drückerkolonne 
zu vermeiden sucht, ,,aber irgendvvann muss man fa auch den Sack zuma- 
chen, sage ich mal“ (CDU 8: 177). Interessierte, die öffentliche Parteiveran- 
staltungen oder Ortsverbandssitzungen besuchen, vverden damit nicht unbe- 
grenzt in den Reihen der Partei zugelassen, sondern ab cinem gevvissen Zeit- 
punkt auf den Beitritt angesprochen. Dies ist zum einen notvvendig, um die 
Vollmitgliedschaft herbeizuführen, es stellt sich zum anderen yedoch auch die 
Frage, vvie sinnvoll Gastmitglied- oder Unterstützermitgliedschaften sind, 
vvenn die Befragten auf Ortsverbandsebene selbst versuchen, so nied- 
rigschvvellig vvie möglich zu agieren und interessierte Bürger vollstündig 
ohne irgendeine Art der Mitgliedschaft in Parteiveranstaltungen zu integrie- 
ren. Dies zeigt zugleich auf, dass die direkte Ansprache als 7rigger notvven- 
dig ist, da selbst Sympathisanten und Unterstützer — anscheinend — nicht 
eigeninitiativ den VVeg zu einer Vollmitgliedschaft suchen7/5. 

Hinsichtlich der innerorganisationalen Faktoren vverden die Befragten von 
übergeordneten Ebenen teilvveise zur Mitgliedervverbung aufgefordert. Einer 
vvird von Parteifreunden auf der eigenen Parteiebene zur Mitgliedervverbung 
angehalten, ein anderer erhalt E-Mails und zvvei vveitere erhalten sovvohl E- 
Mails als auch Anrufe. CDU 5 steht dabei in engem Kontakt zu seinem Be- 
zirksvorsitzenden, ,,der hat das Thema Mitgliedervverbung zu ecinem ganz 
groBen gemacht, das er in dem /ahr angehen vvill. VVeil Tahre, in denen VVah- 
len stattfinden, sind auch ganz gute /ahre für die Mitgliedervverbung” (CDU 
5: 96)716, CDU 7 vvird ebenfalls auf der vom ihm aus gesehen nöchsthöheren 
Parteiebene zur Mitgliedervverbung aufgefordert und nimmt Mails der Bun- 
desebene zur Kenntnis. Er vvünscht sich dabei yedoch explizit VVerbematerial, 
,fallso einfach nur so ein einfaches Papier, so ein Flyer, Mitgliedervverbung 
Flyer, den vvir tatsachlich irgendvvie vverfen können“ (CDU 7: 91) anstatt 
einer Aufforderung. Da der Kreisvorstand regelmiBig über das Thema der 
Mitgliedervverbung diskutiere, brauche er vveniger Aufforderungen und mehr 
tatsachliche Hilfsmittel (vgl. CDU 7: 86). CDU 11 erlebt dies öhnlich: 


va, vvir erleben fa, vvie die anderen Partefien auch, kontinuferlich einen leichten Rück- 
gang der Mitgliederzahl fT...1. İDlie Mitgliedszahlen vverden immer am Ende fedes 
Kreisvorstandes vverden Ein- und Austritte besprochen und dann gibt es auch immer 
die aktuellen Mitgliederzahlen und in cinem solchen Zusammenhang vvird dann auch 
immer dafür gevvorben, dass man vielleicht und so... Das ist aber dann eher unter- 
schvvellig” (CDU 11: 96). 


215 Um dies letztgültig zu bestütigen, bedürfte es freilich einer quantitativen, reprüsentativen 
Umfrage unter ehemaligen Sympathisanten und Gastmitgliedem, die Vollmitglieder ge- 
vvorden sind. 

216 Siehe cinschrünkend dazu, vvie schon genannt, CDU 9 (89). Er vvürde die Mitgliedervver- 
bung mit der konkreten Beitrittsfrage erst nac/ı dem VVahlkampf beginnen lassen. 
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Andere Mitglieder sprechen davon, keinerlei Aufforderungen zu erhalten 
(vgl. CDU 9: 95) oder nehmen diese nicht vvahr, zumindest, vvenn sie in Form 
von E-Mails zu ihnen gelangen (vgl. CDU 8: 93ff.). CDU 14 zeigt ebenso 
auf, dass Mitgliedervverbung von auBen nicht angestoBen vvird (vgl. CDU 14: 
97). CDU 12, Mitgliederbeauftragter auf Landerebene, konstatfert zvvar, dass 
,man auch in Berlin erkannt hat, dass das Thema Mitgliedervverbung auch 
ein entscheidendes vvird für die Zukunft“ (CDU 12: 71). Von expliziter Auf- 
forderung vonseiten der Bundesmitgliederbeauftragten spricht er fedoch 
nicht. 

VVerbematerial vvird von den Befragten ebenfalls teilvveise genutzt: in den 
Intervievvs düuBem sich die Befragten dazu ausführlich. Diefenigen, die kein 
VVerbematerial vervvenden, bestellen dieses aus unterschiedlichen Gründen 
nicht. CDU 2 ist das Material ,,egal“ (CDU 2: 78), CDU 8 sieht keinen tiefe- 
ren Nutzen in der Vervvendung des VVerbematerials: ,,Man braucht es f...l, 
um so die erste Hürde zu übervvinden. Dafür ist es schon vvichtig. Aber um 
yetzt konkret Mitglieder zu vverben, da sind andere Dinger vvichtiger als VVer- 
bematerial“ (CDU 8: 115). CDU 4 zeigt auf, dass es eine Geldfrage sei, da 
das seiner Meinung nach zvvar sinnvolle Material durchaus beachtlicher fi- 
nanzieller Investitionen bedarf. Für ihn ist die Überlegung ,,vvas kann man 
den Leuten mitgeben, vveil meistens ist es so eine Art Schlacht, vver kriegt 
das meiste? VVo gibt es mehr? Und ,ah, bei der SPD habe ich das gekriegt, 
bei euch gibt es nur das““ (CDU 4: 165). Der Kampf darum, vver das bessere 
VVahlkampfmaterial hat und das gegenseitige Sich-Überbieten-Müssen erin- 
nert dabei an die Ausführungen von Hebenstreit (2016: 94ff.), der die ameri- 
kanische VVahlkampffinanzierung in Anlehnung an das Sicherheitsdilemma 
von /ohn H. Herz als eine Art des finanziellen VVettrüstens bezeichnet. Ahn- 
lich betrachtet CDU 4 offensichtlich den VVettbevverb zvvischen den Partefen, 
immer besseres — und damit kostspieligeres — Material an die Bürger ausge- 
ben zu müssen, vvenngleich der Effekt anscheinend begrenzt ist. CDU 5 ar- 
beitet vor allem auf elektronischem VVege mit VVerbematerial (vgl. CDU 5: 
119). Ausgedruckte Flyer halt er für vvenig sinnvoll: ,,Also vvir sehen das bei 
den VVahlen ganz oft, vvir geben denen viele Prospekte mit, die lesen das aber 
nicht, sondern die fragen dann, vvas steht denn da drin, sagen Sie es mir doch 
einfach so. Oder die nehmen sie mit, aber die İiegen dann im nöchsten Müll- 
eimer” (CDU 5: 129). CDU 6 arbeitet daher mit Flyern, die auf den eigenen 
Ort zugeschnitten sind, um höhere Aufmerksamkeit bzvv. höheres Interesse 
bei Bürgern zu vvecken (vgl. CDU 6: 93ff.). CDU 9 zeigt auf, dass er das 
beste VVerbematerial nicht im Material, sondern in der Person sieht, die die 
Partei vor Ort bevvirbt (vgl. CDU 9: 111). Tenor aller Aussagen der Befragten 
ist fedoch, dass VVerbematerial der Partei — vvenn es eingesetzt vvird — zu 
VVahlzvvecken genutzt vvird, nicht aber der Mitgliedervverbung dient. Dies 
Hegt zum Teil daran, dass das Material aus Sicht der Befragten nicht auf die 
Mitgliedervverbung passt, teilvveise daran, dass insbesondere am VVahlkampf- 
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stand andere Aufgaben im Vordergrund stehen und Mitgliedervverbung nur 
ein untergeordnetes Ziel darstellt — insbesondere dort geben Parteimitglieder 
yedoch das meiste Material aus. Dies zeigt ein grundsützliches Problem sovvie 
Verbesserungspotential auf. VVenngleich die Befragten in den Intervievvs 
vereinzelt darauf hinvveisen, dass Mitgliedervverbung permanent gedacht 
vverden müsse, vvird in der Nutzung von VVerbematerial sichtbar, dass Mit- 
gliedervverbung doch getrennt von anderen Aktivitaten ablauft, obvvohl vor 
allem VVahlkampfaktivitaten durchaus Potential böten, Mitgliedervverbung zu 
betreiben. 

Mit einer Adresskartei arbeitet die Mehrzahl der Befragten. Damit schlie- 
Ben zumindest die erfolgreichen Intervievvpartner an die Empfehlungen der 
CDU zur Mitgliedervverbung an, eine Adresskartei aufzubauen. VVie bercits 
in dieser Untersuchung ervvahnt, ist vor dem Hintergrund der EU-Daten- 
schutzgrundverordnung 2018 zu ervvarten, dass zum Zeitpunkt der Befragung 
vorhandene sechriftliche Adresskarteien entvveder gelöscht oder aber die Zu- 
stimmung der dort eingetragenen Personen eingeholt vverden musste — ein 
Aufvvand, der im Rahmen des Ehrenamtes nicht zu ervvarten ist. Für CDU 2 
vvürde dies kein Problem darstellen, ,,die Liste habe ich im Kopf, sagen vvir 
mal so“ (CDU 2: 230). Er verfügt nicht über eine schriftliche Liste, in der die 
Namen interessierter Bürger hinterlegt sind, sondern versucht, sich diefenigen 
Bürger zu merken, die ecine Affinitüt zur CDU zeigen. CDU 4 verfügt dem- 
gegenüber über eine schriftliche Liste, die regelmaBig aktualisiert vvird: er 
nimmt — ohne explizite Zustimmung — İnteressierte in diese Liste auf bzvv. 
Bürger, von denen er glaubt, dass sie der Partei gegenüber interessiert sind 
(vgl. CDU 4: 175ff.). CDU 6 bzvv. dessen Stellvertreter verfügen ebenfalls 
über eine solche Liste (vgl. CDU 6: 173), vvohingegen CDU 7 die von dieser 
Studie genannten datenschutzrechtlichen Bedenken teilt (vgl. CDU 7: 173). 
Letztlich scheint die Nutzung einer Adresskartei, ob schriftlich oder nicht 
schriftlich, auf Basis der İntervtevvs nicht signifikant auf die Zahl der gevvor- 
benen Mitglieder einzuvvirken. VVie die bisherige Ergebnisdarstellung zeigt, 
ist es vveniger das Vorhandensein von Adressen 1interessierter Bürger, son- 
dern eher die direkte Ansprache dieser, die den VVeg zur Mitgliedschaft eb- 
nen kann. 

Urvvahlen vverden von der Mehrzahl der Befragten abgehalten, vvobei sich 
diese auf die ostdeutschen Befragten konzentrieren. Das ist bedingt durch das 
Mitgliederprinzip der CDU bei der Nomintierung der VVahlkreiskandidaten in 
den Bundeslindern, in denen die Befragung durchgeführt vvurde (vgl. dazu 
Höhne 2017: 236, Hellmann und Höhne 2020). Ein Befragter vveist yedoch 
darauf hin, dass er mit diesem Prinzip nicht vollstandig zufrieden ist und auf 
lokaler Ebene mit einer ,,Findungskommission Tarbeitetl, um bestimmte Posi- 
tionen zu besetzen“ (CDU 11: 233). Danach befragt, vvarum er die auf Lan- 
desebene bereits institutionalisierten Verfahren nicht im ecigenen Kreisver- 
band einsetzen möchte, antvvortet er: ,,Das möchte ich unseren normalen 
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Mitgliedern auch erstens nicht zumuten und zvveitens vertraue ich auch nicht 
auf den Sachverstand, vveil da stehen die zu vvenig in der Materie, als dass die 
das beurteilen könnten, vver da cin guter Mann oder eine gute Frau ist” (CDU 
11: 238). Gefragt nach der Nutzung von Urvvahlen in der Mitgliedervverbung 
gibt lediglich cin einziger Befragter an, Urvvahlen als Mittel zur Mitglieder- 
vverbung zu nutzen. Ein Befragter gibt dabei an, dass er bisher nicht an das 
Argument, als Mitglied an Kandidatenaufstellungen direkt teilhaben zu kön- 
nen, in der Mitgliedervverbung gedacht habe (vgl. CDU 9: 207). Es ist be- 
merkensvvert, vvie sich hier vvieder die Diskrepanz zvvischen Forschung und 
Praxis auftut: VVahrend die Parteienforschung Urvvahlen als Heilmittel für die 
Rekrutierungssehvvache der Parteien betrachtet, so scheint es selbst bei den 
erfolgreichen Mitgliedervverbern der CDU an der Kommunikation dieses 
Instruments der Mitgliedervverbung zu mangeln. CDU 11 vervveist darauf, 
dass interessierte Bürger nach Urvvahlen überhaupt nicht fragen (vgl. CDU 
11: 252ff)). CDU 14 hingegen geht gar nicht erst davon aus, dass die Bürger 
Partizipationsmöglichkeiten innerhalb der Partei interessieren könnten. 
....IDlas erfahren die dann im Gespröch mit, aber dass ich das fetzt nochmal 
explizit sage, dass du da mitentscheiden kamnst. Ich glaub, das interessiert die 
auch nicht. Das, das... nee“ (CDU 14: 272). VVie in der Diskussion zu diesen 
Ergebnissen vveiter ausgeführt vverden soll, bieten sich an dieser Stelle zvvei 
Erklarungen an: Entvveder, die Forschung überschatzt die VVirkung von Ur- 
vvahlen oder die Mitgliedervverber unterschatzen sie. 

VVas die Steuerung der Mitgliedervverbung betrifft, sehen die Befragten 
mehrheitlich den Kreisverband als Steuerungsinstanz. Es folgen der Bundes- 
verband und dann gleichranging Landesverband und Ortsverband. Für CDU 
2 ist es der Bundesverband, der die Mitgliedervverbung initifert, der Kreisver- 
band, der sie für und auf die Ortsverbande herunterbricht und diese sind es 
letztlich, die die Mitgliedervverbung dann zvvar ausführen sollen, aber 


əda haben vvir so eine Art Kommunikationsdurststrecke. Manche greifen diese Initia- 
tiven, die der Kreisverband anstölht, nicht auf, bei manchen verlöuft es im Sande, eini- 
ge vvenige machen es und dann gibt es halt noch so ein paar vvie mich, die dann sagen, 
sehr selektiv, mal schauen, vvas vvir dann tun oder nicht“ (CDU 2: 163). 


Hier lassen sich — vvieder — die für Parteien typischen Steuerungsprobleme 
vviedererkennen, vvobei hierarchische Steuerung offensichtlich schon von der 
naüchsthöheren zur nöchstniedrigeren Organisationsebene versagt. Dies ist 
yedoch nicht zu verallgemeinern: CDU 4 spricht von einer Zusammenarbeit 
zvvischen den einzelnen Ortsverbinden und dem Gemeindeverband, vvas 
vviederum aufzeigt, dass die Kommunikation zvvischen den Örganisations- 
ebenen — sovvohl inter-, intra- und superorganisational — bei ihm besser ab- 
ldüft (vgl. CDU 4: 149). Für andere Befragte ist es klar der Kreisverband 
(vgl. CDU 7: 183) oder klar der Bundesverband, der die Mitgliedervverbung 
steuert (vgl. CDU 6: 159 und CDU 12: 188). CDU 14 hingegen vveist darauf 
hin, dass nur der Ortsverband die Mitgliedervverbung steuern könne, ,,die 
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anderen können das gar nicht. Die können unterstützend theoretisch sein, 
aber mehr nicht“ (CDU 14: 256). 

Hinsichtlich dieser Unterstützung ist bemerkensvvert, dass die Befragten 
bis auf ecinen einzigen von höheren Organisationsebenen sovvie den Ge- 
schiftsstellenmitarbeitern unterstützt vverden. Vorvviegend handelt es sich 
dabei um organisatorische und vveniger um finanzielle Unterstützung. CDU 2 
berichtet, dass Initiativen des Kreisverbandes von diesem finanzifert vverden, 
vvas seine eigene Ortsverbandskasse entlastet (vgl. CDU 2: 171ff.) — damit ist 
er yedoch die Ausnahme. CDU 5 und CDU 6 berichten davon, überdurch- 
schnittlich stark unterstützt zu vverden, vvobei CDU 5 vor allem hinsichtlich 
administrativer Aufgaben entlastet vvird (Bestellung von Antrigen, Erstellen 
von Reisekostenabrechnungen: vgl. CDU 5: 102ff.) und CDU 6 in der ,,abso- 
lut glücklichen Situation“ (CDU 6: 90) ist, dass der Generalsekretir der CDU 
auf Landesebene zugleich Kreisvorsitzender und ein alter Freund von ihm ist. 
Die anderen Befragten sprechen ebenfalls davon, yederzeit Hilfe anfordern 
und stets Unterstützung erhalten zu können (vgl. z.B. CDU 7: 95ff., CDU 9: 
99: CDU 14: 99). Lediglich CDU 11 zeigt sich reservfert, vvobei er den Nut- 
zen der Unterstützung nicht erkennen kann: ,,leh meine, vvo sollen die mich 
denn unterstützen? Die können mir cin paar Aufnahmeantrage mitgeben, 
o.k.“ (CDU 11: 102). Es ist damit zu konkludieren, dass die erfolgreichen 
Mitgliedervverber der CDU insgesamt sovvohl von übergeordneten Organisa- 
tionsebenen als auch von den Geschaftsstellenmitarbeitern ein hohes Mab an 
Unterstützung erhalten, das zum Gelingen der Mitgliedervverbung beitragen 
kann. 

Das Mitgliederparteienverstindnis vvird von cinem Grobteil der Befragten 
geteilt. CDU 4 vveist darauf hin, dass die CDU für ihn trotz des stetigen Mit- 
gliederverlustes Mitgliederpartei bleibt, sieht fedoch die Organisation in 
Zukunft als ,,bisschen loserelsl Gebilde fT...1, İdasl nicht mehr so starr und 
fest sein fkönntel“ (CDU 4: 193). CDU 9 macht sein Mitgliederparteienver- 
standnis vor allem daran fest, dass die Mitglieder in allen Themen der Partei 
mitdiskutieren und mitbestimmen könnten (vgl. CDU 9: 233), für CDU 11 ist 
die CDU auf Landesebene aufgrund ihrer Stimmenanteile Volkspartei und 
damit Mitgliederpartei (vgl. CDU 11: 292). Nur CDU $ vveist explizit darauf 
hin, dass die CDU in seinem Verstandnis keine Mitgliederpartei ist, 


ə?vvleil das nie ihr Anspruch vvar. Die CDU var nie eine Mitgliederpartei, zumindest 
im groBen Ganzen. Die CDU vvar immer eher eine sagen vvir mal etvvas distinguierte 
Funktionirspartei F...1. EDlie CDU ist keine Mitgliederpartei, nicht im GroBen. 1m 
Kleinen sicherlich, aber nicht im GroBen” (CDU 8: 236). 


Damit trifft CDU 8 nicht das proklamierte Selbstverstöndnis der Partei, die in 
Parteiprogrammen und Grundsatzprogrammen — vvie die Ausvvertung im 
Rahmen dieser Studie gezeigt hat — cine Gleichsetzung von Volkspartei und 
Mitgliederpartei sovvie ein damit einhergehendes Selbstverstindnis vor- 
nımmt. 
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In diesem Kontext ist zu besprechen, vvie die Befragten neue Impulse auf 
die Mitgliedervverbung vvahrnehmen, seitdem Peter Tauber 2013 das Gene- 
ralsekretariat der CDU übernommen (und 2018, nach Ende des Befragungs- 
zeitraums, vvieder abgegeben) hat. Drei Befragte erkennen dabei Neuerungen. 
Diese vverden aber nicht in der Mitgliedervverbung gesehen, sondern eher in 
den Aktivitaten Taubers in sozialen Netzvverken (siehe z.B. CDU 8: 205ff): 
lediglich CDU 5 und CDU 12 erkennen Gestaltungsansötze in der Mitglie- 
dervverbung, die sich aber auf Mitgliederkonferenzen (vgl. CDU 5: 222) und 
das Programmportal Meine CDU 2017 beschrinkten (vgl. CDU 12: 208). Die 
Befragten nennen yedoch keine neuen Strategien oder Ansütze zur Mitglie- 
dervverbung. Dies zeigt den geringen Stellenvvert, der der Mitgliedervverbung 
im Rahmen organisationaler Innovationen und Neuausrichtun gen zugevviesen 
vvird, auf. 

Von den erfolgreichen Mitgliedervverbern geben drei an, dass sie ihre 
Mitgliedervverbung nicht als gelingend betrachten. Sie führen dies darauf 
zurück, keine Argumente für den Mehrvvert eciner Mitgliedschaft nennen zu 
können (vgl. CDU 4: 181), zu vvenig Zeit in die Mitgliedervverbung zu inves- 
tieren (vgl. CDU 7: 201) oder — aus der Perspektive eines Landesmitglieder- 
beauftragten — zu vvenig Engagement der Ehrenamtlichen vor Ort zu sehen 
(vgl. CDU 12: 216). 

Gründe für ein Gelingen der Mitgliedervverbung sehen die Befragten in 
der VVertschiützung gegenüber denyenigen, die sich für einen Parteibeitritt 
interessieren. VVichtig sei ,,auch ein hoher Grad an Informationsvvettergabe, 
ein hoher Grad an Einbindung in die politische Arbeit, politische VVillensbil- 
dung, vvie man das so schön nennt. Und eine groBe Nahe. GroBes Verstiandnis 
auch für Privates I...1, gegenseitige Hilfsbereitschaft” (CDU 2: 242). Ahnlich 
argumentiert CDU 9, der das Gelingen vor allem auf bestündige Parteiarbeit 
vor Ort und persönliche Ansprache zurückführt (vgl. CDU 9: 227, öhnlich 
CDU 14: 288). Elin anderer Befragter gibt als Grund für das Gelingen der 
Mitgliedervverbung an, dass diese im Kreisvorstand haufiger Gegenstand 
bzvv. Tagesordnungspunkt von Sitzungen sei und damit cin Bevvusstsein für 
stetige Mitgliedervverbung gevveckt vverde (vgl. CDU 5: 232). Mit Treffen an 
vvechselnden Orten versucht der Befragte, innerparteiliche ,,Denkstrukturen 
auflzu lbrechen“ (CDU 5: 236). Für CDU S speist sich das Gelingen aus einer 
əguütelnl Mischung fF.../l aus Geselligkeit und konkreter Politik” (CDU 8: 
218). 

Die Probleme in der Mitgliedervverbung, die die Befragten nennen, sind 
vielzahlig. Einige Befragte führen gesellschaftliche Veranderungen als Prob- 
lem an, darunter den Bindungsunvvillen der Bürger (vgl. CDU 4: 143, CDU 
5: 238, für Ostdeutschland insbesondere CDU 8: 228, CDU 9: 229, CDU 12: 
218, dagegen: CDU 14: 352). Für CDU 4 ist es vor allem die politische Lage 
zum Zeitpunkt der Befragung gevvesen, die den Unvvillen, sich an die CDU 
zu binden, hervorbringe. ,,Momentan, denke ich, ist vor allem, dass sie Angst 
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haben vor Argumenten: ,die Merkel, VVas soll ich in einer Partei, vvo die 
Merkel da Vorsitzende ist? Die hat uns das 1a alles eingebrockt" und das vvird 
sehr, sehr kritisch von vielen gesehen, die Flüchtlingsfrage” (CDU 4: 185, 
öhnlich CDU 14: 292ff.). Haufig genanntes Problem in der Mitgliedervver- 
bung ist die mangelnde Zeit der Bürger bzvv. das Problem, dass sie ihre Frei- 
zeit nicht für cine Parteimitgliedschaft aufvvenden vvollen (vgl. CDU 6: 145). 
Hinzutrete eine prinzipielle Skepsis gegenüber den Parteien, die durch die 
Medien nur noch vveiter verstürkt vverde (vgl. CDU 6: 147, ahnlich CDU 12: 
218). Des VVeiteren habe die CDU Tnhalte aufgegeben, ,.für die sie aber lange 
gestanden hat“ (CDU 8: 228), vvas im Gegensatz zu der oben genannten Aus- 
sage von CDU 4 auf löngerfristige programmatische Verinderungen zu Un- 
gunsten der Partei aus der Sicht von CDU 8 hinvveist. 

Andere Befragte zielen auf die monetören Kosten ab, die cine Parteimit- 
gliedschaft mit sich bringt (vgl. CDU 5: 238). CDU 11 zeigt zudem auf, dass 
der Rückhalt in der cigenen Partei für Mitgliedervverbung fehle und er seine 
Ortsverbandsmitglieder nicht gevvillt sieht, neben der Arbeit an VVahlkampf- 
standen noch Neumitglieder zu vverben (vgl. CDU 11: 282). Für CDU 12, 
den Mitgliederbeauftragten auf Landesebene, bestehe ein Problem nicht nur 
darin, die Mitglieder dahingehend zu überschatzen, überhaupt Zeit in dic 
Mitgliedervverbung investteren zu vvollen, sondern auch darin, dass ,,die rhe- 
torisch so stark sind und auch die Möglichkeiten sehen, von der Finstellung 
her bereit sind, auf andere Menschen zuzugehen”“ (CDU 12: 114). Damit 
vervveist der Befragte neben dem ,klassischen"“ Ehrenamtsproblem, überhaupt 
Mitglieder für die Erledigung ehrenamtlicher Arbeit zu finden, auch auf das 
Problem, solche zu finden, die sie mit einer entsprechend hohen Qualitat 
erledigen und für die spezifische Aufgabe der Mitgliedervverbung aus seiner 
Sicht persönlich gecignet vvüren. 

Eline bemerkensvverte Problematik, und die hatte der Autor dieses Buches 
nicht vor Augen, ergibt sich aus der Pflicht der Ortsverböinde — fe nach Fi- 
nanzordnungen der Kreisverbönde —, Mitgliedsbeitrüge abführen zu müssen. 
CDU 2 zeigt auf, dass dies seine Motivation, Bürger für eine Vollmitglied- 
schaft begeistern zu vvollen, deutlich hemmt: 


, VVenn ich Sie inklusive ihrer Freundin vverbe, sind Sie für mich als Ortsvorsitzender 
zvvei Personen. Beide zahlen üblichervveise, vvie das halt so ist, den Mindestbeitrag 
und dann muss ich zvvei Mal den Mindestbeitrag abführen. Für fede Einladung, die 
schriftlich verschickt vverden muss, kosten Sie mich Geld. Das sind nur, vvas vveil ich, 
ein Euro oder so. Aber über das /ahr gerechnet ist das ein bisschen vvas. Und ich rut- 
sche immer vveiter ins Minus. Die Kasse einer Partei auf Ortsebene ist nicht sonder- 
lich dick, vvenn das mal 300, 400, 500 Euro sind, ist das richtig viel. Also habe ich 
damals gesagt ,VVir vverden das nicht tun". Natürlich sind üblichervveise die Partner 
unserer Mitglieder uns auch sehr nahe stehend. Aber bevor fetzt Sie, bleiben vvir bei 
den vorhin genannten acht Euro, bezahlen pro Monat und Ihre Partnerin auch acht Eu- 
ro und ich gebe davon 16 Euro nach oben ab, ist mir doch viel lieber, ich rede mit 
Ihnen und sage ,Hör mal, vvir informieren Dich, vvir freuen uns, vvenn Deine Partnerin 
mitkommt und vvenn Du (neben Deinem Beitrag für sie zusützlich) am Ende des )ah- 
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res vier Euro pro Monat spendest, bekommst Du eine Spendenquittung, bekommst Du 
genauso, vvenn Du acht Euro bezahlst, nur die vier Euro bleiben bei mir. Mit denen 
kann ich agieren“. Dafür habe ich massivst Prügel bezogen. Aber vvir haben es durch- 
gezogen, auf Ortsebene“ (CDU 2). 


Hier pervertieren die Finanzstatuten die Mitgliedervverbung, vvenn Ortsver- 
bandsvorsitzende selbst exp/izif von der Mitgliedschaft abraten und zu ciner 
Art spendenbasiertem Unterstützersystem tendieren. 

Die erfolgreichen Mitgliedervverber führen unterschiedliche Gründe an, 
die sie zur Mitgliedervverbung motivieren. Für CDU 2 besteht sie darin, die 
Vfelfalt der Parteibasis und damit die Meinungsvielfalt der Partei zu erhalten 
(vgl. CDU 2: 234, CDU 7: 213), für CDU 6 ist es schlicht die Überzeugung 
von der ,,christdemokratischen Idee“ (CDU 6: 177). Für CDU $ hingegen ist 
es die Durchschlagskraft des Ortsverbandes, auch im Vergleich zu anderen 
Ortsverbanden innerhalb des Kreisverbandes (vgl. CDU 8: 240). CDU 11 
nennt ebenfalls eher pragmatische Gründe: ,,Nafa, die Hauptgründe sind 
sozusagen das Altvverden der bisher aktiven Mitglieder. FT...) Mit 75 und alter 
gehen die nicht mehr plakatieren“ (CDU 11: 294). Um die Motivation zur 
Mitgliedervverbung bei den anderen Mitgliedern zu steigern, steht CDU 11 
Pramienprogrammen und Bonussystemen nicht abgeneigt gegenüber. ,,lch 
vvürd“ das absolut versuchen zu professionalisieren, vvenn ich zustindig vvüre. 
Aber da bin ich aber ein zu kleines Licht...“ (CDU 11: 288). Für CDU 2 sind 
Pramienprogramme ausgeschlossen, ,ileh vyüsste auch nicht, vvo der Kreis- 
verband Kohle hernehmen sollte dafür, vveil die Kassen sind überall relativ 
knapp, vveil eder sich scheut, die Beitrage so zu erhöhen, dass er gut leben 
kann, vveil er Angst hat, dass ihm dann die Mitglieder vveglaufen“ (CDU 2: 
260). Es vermischen sich hier pragmatische Gründe mit solchen, die auf cine 
tiefe Überzeugung von den Ideen der Partei sehlieBen lassen. Beide Motivla- 
gen verstörken, so vvird angenommen, die Unterstützungsbereitschaft dazu, 
die Partei ,überleben" zu lassen — und daher in der Mitgliedervverbung aktiv 
zu sein. 

Dies geht einher mit dem hohen Commitment und der hohen Sozialen 
Identitat der Befragten. Auffallig ist lediglich, dass die erfolgreichen Befrag- 
ten nicht überdurchschnittlich lieber für die Partei als für andere Vereine, in 
denen sie Mitglied sind, arbeiten. In den anderen Items vveisen sie yedoch 
Mittelvverte im Bereich von ,eher hoch:" bis ,sehr hoch" auf und können damit 
als sehr verbunden zu ihrer Partei betrachtet vverden. Der hohe entgegenge- 
brachte Respekt von Parteikollegen und übergeordneten Ebenen dient sicher- 
lich als Verstarker für die Bemühungen in der Mitgliedervverbung. VVenn- 
gleich nicht alle erfolgreichen Befragten angeben, von übergeordneten Ebe- 
nen eine VVürdigung ihrer Arbeit zu erhalten, so gebe es dennoch Momente, 
in denen zumindest die Mandatstrager ihren Dank für die geleistete Arbeit in 
persönlichen Gespriöchen ausdrücken (vgl. CDU 7: 233). Bei den Befragten, 
die zvvischen der VVürdigung ihrer Arbeit im Ortsverband und übergeordneten 
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Ebenen trennen, ist auch von diesen zumindest ein mindestens moderater 
entgegengebrachter Respekt zu erkennen (Vvgİ. z.B. CDU 9: 265ff). 


6.5.3.2 Nicht-erfolgreiche Mitgliedervverber 


Als nicht-erfolgreiche Mitgliedervverber sind nach den Kriterien dieser Studie 
lediglich vier Befragte der CDU zu bezeichnen. Hier generalisierbare Muster 
entdecken zu vvollen, ist anhand der Datenlage schlichtvveg nicht möglich: 
dennoch sollen diese İntervievvs nicht ignoriert vverden, sondern dazu dienen, 
Einblicke in mögliche Ursachen des Misserfolgs der Mitgliedervverber der 
CDU zu finden. 

Zur Arbeit der Mitgliederbeauftragten geben die Befragten an, dass Mit- 
gliedervverbung durchaus auf der Agenda von Ortsverbands- und Kreisver- 
bandssitzungen steht (vgl. CDU 1: 126). CDU 13 benennt die Probleme, die 
die Bestimmung eines Mitgliederbeauftragten seiner Meinung nach mit sich 
bringen kann: ,,Man macht so verschiedene Dinge, dann kommt mal so vvas 
auf vvie, fetzt vvahlen vvir einen Mitgliederbeauftragten und dann denkt man, 
man hat irgendvvas damit geschafft effektiv, aber im Prinzip hat man damit 
auch noch kein Mitglied gevvorben“ (CDU 13: 213). Des VVeiteren sefen die 
Mitgliederbeauftragten auf Kreisebene nicht fahig, eine Strategie zur Mit- 
gliedervverbung zu entvvickeln, die auf die ecinzelnen Ortsverbinde herunter- 
gebrochen und damit übernommen vverden könnte (vgl. CDU 13: 275) — 
insbesondere das vvürde er sich yedoch vvünschen, um gelingende VVerbung zu 
gevvahrleisten. 

Hinsichtlich der Haufigkeit der Mitgliedervverbung geben die nicht- 
erfolgreichen Befragten keine VVerte an, die sie auf den ersten Blick von den 
erfolgreichen Befragten unterscheiden könnten. Drei der Befragten vverben 
laut cigenen Angaben sporadisch, aber hüufiger als zu VVahlkampizeiten, 
einer gibt an, permanent zu vverben. Mitgliedervverbeaktionen als konzertierte 
und zielgerichtete Mafinahmen finden bei den Befragten fedoch nicht statt. 
Auffallig ist die Zeit, die die nicht-erfolgreichen Befragten in die Mitglieder- 
vverbung investieren: Zvvei Befragte geben ,,null“ an (CDU 3: 43 und CDU 
10: 63), ein Befragter cin bis zvvei Stunden (vgl. CDU 1: 50) und einer zvvei 
Stunden (vgl. CDU 13: 71). VVenngleich die Korrelationen zvvischen der Zeit 
für die Mitgliedervverbung und dem Erfolg in der quantitativen Umfrage 
nicht sehr stark vvar, so ist doch zu ervvarten, dass ein Zeitaufvvand von ru// 
Stunden in der Mitgliedervverbung keine Erfolge hervorbringen £Zarın. VVas 
die aufgevvendete Zeit für die Parteiarbeit betrifft, zeigen sich die Befragten 
deutlich vveniger phlegmatisch, vvas für ecine auBerst niedrige Prioritötensit- 
zung der Mitgliedervverbung spricht. 

VVas die potentielle Mithilfe der anderen Mitglieder im eigenen Ortsver- 
band betrifft, reicht die Zahl von ein bis zvvei Parteikollegen (vgl. CDU 1: 
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175) über fünf bis sechs (vgl. CDU 13: 87) bis hin zu zehn bis 15 Personen 
(vgl. CDU 10: 73), von denen die Befragten glauben, dass diese im Rahmen 
von Mitgliedervverbeaktionen unterstützend tütig vverden vvürden. Angesichts 
der Tatsache fedoch, dass diese Aktionen nicht stattfinden und zvvei der vier 
nicht-erfolgreichen Befragten überhaupt keine Zeit in die Mitgliedervverbung 
investieren, ist dieses Potential recht irrelevant. VVas die Materialien zur Mit- 
gliedervverbung angeht, zeigen sich die Befragten indifferent (vgl. CDU 3: 
161) bis ablehnend (vgl. CDU 10: 99). 


Venn ich da yfemanden mit Strategien und allem möglichen oder sonst vvas überreden 
muss, habe ich die Erfahrung gemacht, halt das meistens nicht allzu lange oftmals und 
ich finde, eine Partei, cine politisehe Überzeugung, habe ich und vvenn ich die habe, 
dann komme ich von alleine in der Regel“ (CDU 10: 99). 


Aus diesen Aussagen geht hervor, dass der Befragte vveder gevvillt ist, sich 
die Strategien der Partei zur Mitgliedervverbung anzusehen (hierbei stellt sich 
zudem die Frage, vvas der Intervievvpartner mit ,,Strategien und allem mögli- 
chen oder sonst vvas überreden” meint) noch dazu zu tendieren scheint, aktive 
Mitgliedervverbung im Sinne einer Ansprache zu leisten. 

VVas die direkte Ansprache als genutzte Strategie betrifft, öuBern sich die 
Befragten nur verhalten — in der offenen Strategieabfrage vvird sie überhaupt 
nicht genannt. CDU 1 geht in der Mitgliedervverbung offenbar sehr behutsam 
vor und vvartet bei politischen Veranstaltungen darauf, von interessierten 
Bürgern angesprochen zu vverden und ,,dann versuchen vvir schon, Leute 
dann zu überzeugen, aber das ist eher selten der Fall“ (CDU 1: 94). CDU 10 
tendiert zur direkten Ansprache nur dann, vvenn ,,man spürt, es ist Interesse 
da“ (CDU 10: 107) und nicht zuletzt entspricht CDU 13 diesem ,passiven 
Muster", indem er von einem vorsichtigen Herantasten spricht (vgl. CDU 13: 
131). Die nicht-erfolgreichen Befragten vereint damit ihre Passivitüt in der 
direkten Ansprache: darauf zu vvarten, von den Bürgern angesprochen zu 
vverden, scheint nachvollziehbarervveise kein probates Mittel der Mitglieder- 
vverbung zu sein. 

VVas die Issue-Strategie betrifft, öuBert sich CDU 3 in der offenen Abfra- 
ge dahingehend, dass seine Mitgliedervverbestrategie vor allem darauf beruht, 
Bürger auf die politische Arbeit vor Ort hinzuvveisen ,,und zu versuchen, die 
Leute dazu zu bringen, die erfolgreiche Arbeit vor Ort zu unterstützen” (CDU 
3: 75). Hinsichtlich der politischen Grolvvetterlage antvvortet der Befragte, 
dass diese — zum Zeitpunkt der Befragung im /ahr 2016 — in der Mitglieder- 
vverbung eher hinderlich gevvesen sei (vgl. CDU 3: 85). Für CDU 13 spielen 
politische Themen sovvie das VVerben mit diesen eine untergeordnete Rolle in 
der Mitgliedervverbung und sind seiner Meinung nur relevant, vvenn es um 
die Bindung von Mitgliedern sovvie um drohende Austritte geht (vgl. CDU 
13: 137). 

Mitgliedervverbeaktionen vverden von den Befragten nicht als strategi- 
sches Mittel zur Mitgliedervverbung genutzt: die finanziellen Rahmenbedin- 
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gungen İotet lediglich ein Befragter aus, vvas aufgrund der übervviegend aus- 
bleibenden VVerbeaktionen bei den anderen Befragten vvohl schlichtvveg nicht 
notvvendig ist. 

Die Linkage-Strategie vvird vom übervviegenden Teil der Befragten ge- 
nutzt. Hierbei ist ebenfalls vvieder eine gevvisse Passivitat zu erkennen, so 
zum Beispiel CDU 10, der berichtet, dass Ortsverbandsmitglieder in Vereine 
əlhinein İstrahlen” (CDU 10: 123) ,uund dadureh vielleicht Interesse bei den- 
yenigen fT...1 gevveckt vvird, die sagen, ,aha, die CDU kümmert sich darum. 
Vielleicht gucke ich da auch mal vorbef“, Also da kommen schon Kontakte 
zustande“” (CDU 10: 123). In diesen Aussagen vvirkt es nicht so, dass der 
Befragte den Kontakt zu anderen Vereinen aktiv sucht. Ahnlich ist es bei 
CDU 13, der selbst nicht mit dieser Strategie arbeitet, aber aufzeigt, dass 
Mitglieder seines Ortsverbands dies tun vvürden (vgl. CDU 13: 151f£). Damit 
gehen die Aussagen zur Netzvverk-Strategie einher, vvobei diese teilvveise 
explizit abgelehnt vvird. Familie oder Freunde zur Partefarbeit zu bevvegen, 
halt CDU 10 für vermessen (vgl. CDU 10: 127). Bei CDU 3 hingegen vvird 
die Strategie nicht selbst genutzt. Er gibt lediglich Hinvveise an die Mandats- 
trögerkollegen, Freunde und Bekannte auf cine Mitgliedschaft in der CDU 
anzusprechen. 

An Sehulungen und Seminaren zur Mitgliedervverbung nehmen die Be- 
fragten überhaupt nicht teil. Auf Basis der bisherigen Ergebnisse vvar dies zu 
ervvarten: der Befund überrascht damit nicht. 

Gastmitglieder, Unterstützer und Sympathisanten anzusprechen, ist für 
drei der vier Befragten das Mittel der VVahl, vvobei CDU 10 klar die Grenzen 
aufzeigt, ab denen ein Unterstützer Vollmitglied vverden sollte: 


.Also man kam nicht evvig sozusagen nur zu uns kommen und dann nur Gast sein, 
das geht nicht. Also vvenn femand möchte, kann er kommen, kann noch ein zvveites 
Mal kommen, aber beim dritten Mal, das komnt selten vor, da vvürde ich schon sagen, 
da müsste man sich entscheiden, ob man Mitglied vverden vvill” (CDU 10: 135). 


Bemerkensvvert ist, dass Parteilose, die für die CDU im Kommunalparlament 
sitzen, von dieser ,Behandlung ausgenommen"“ sind (vgl. CDU 10: 135) — 
insbesondere hier lieBe sich fedoch, mit Rückgriff auf die von Peter Tauber 
ausgelobten Strategien, Mitgliedervverbung cinfach gestalten. 

Mit der Marketing-Strategie arbeiten die nicht-erfolgreichen Befragten 
vorvvfegend. Sie geben an, örtliche Prasenz zeigen zu vvollen (vgl, CDU 1: 
68), führen teilvveise Bürgerumfragen durch (vgl, CDU 10: 101) oder versu- 
chen, politische Themen mit geselligen Veranstaltungen zu kombinteren (Vgl. 
CDU 1: 179). Des VVeiteren versucht vor allem CDU 1, gevvisse Veranstal- 
tungen, die zvvar parteiintern sind (vvie VVanderungen bspvv.), über lokale 
Anzeigenblatter einer breiteren Öffentlichkeit bekannt zu machen, um auf die 
Aktivititen des Ortsverbandes hinzuvveisen (vgl. CDU 1: 181). Material zur 
Mitgliedervverbung vvird nur selten verteilt. CDU 13 nutzt dabei in seiner 
Mitgliedervverbung eigene Parteiflyer, die er selbst erstellt und auf die The- 
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men in Land und Kreis zugeschnitten hat und auf denen sich ein ,,VVerbe- 
block” (CDU 13: 79) befindet. ,,Dann hofft man natürlich, dass das vver ltest 
und dann die Idee hat, ,ich könnte doch...“, dass man daraufhin dann aktiv 
vvird T...1. VVer mitmachen vvill, ist gerne eingeladen. So İauft das im Prinzip 
mit der direkten Ansprache“ (CDU 13: 81). 

Mit komplexen Strategiepaketen arbeitet laut cigenen Angaben nur einer 
der Befragten. Der Erfolg ist dabei begrenzt, vvie die Zahl der von ihm ge- 
vvorbenen Mitglieder zeigt. 

VVenn die Befragten dam in einem direkten Gespröüch sind, arbeiten siec 
nur teilvveise mit selektiven, ergebnisbezogenen Anreizen. Übervviegend 
vverben die Befragten mit selektiven, prozessbezogenen Anreizen, ebenso mit 
kollektiven Beitrittsanreizen sovvie altruistischen Anreizen. Da sie yedoch 
insgesamt selten Beitrittsgesprache führen, fallen die Angaben zu den einzel- 
nen Anreizen recht kurz aus. An dieser Stelle lasst sich zum vviederholten 
Male konstatieren, dass insbesondere die direkte Ansprache fehlt, um diese 
Beitrittsanreize überhaupt zu kommunizieren. 

VVenn es um Aufforderungen zur Mitgliedervverbung geht, berichten drei 
der vier nicht-erfolgreichen Befragten, zur Mitgliedervverbung aufgefordert 
zu vverden. Teilvveise vvird diese Aufforderung persönlich über Parteikollegen 
im Kreisvorstand geleistet (vgl. CDU 1: 60), teilvveise erhalten die Befragten 
lediglich Emails von der Bundes- oder Landespartei (vgl. CDU 10: 77). 

VVerbematerial vvird von den Befragten kaum genutzt bzvv. bestellt. Le- 
diglich die kostenfreien Mitgliederaufnahmeformulare vverden zu öffentli- 
chen Veranstaltungen ausgelegt, z.B. von CDU 13 (vgl. CDU 13: 105). Mit 
einer Adresskartei arbeitet die Halfte der Befragten, vvobei sie diese eher zu 
VVahlkampfzvvecken bzvv. zur Listenaufstellung nutzen (vgl. CDU 1: 152ff.). 
Andere Intervievvpartner vervveisen, vvie bereits Befragte vorher, auf daten- 
schutzrechtliche Bedenken, vvesvvegen sie auf Adresslisten generell verzich- 
ten. Urvvahlen vverden von den Befragten zum Zeitpunkt der Befragung nicht 
durchgeführt. Lediglich ein Befragter nutzte Urvvahlen in der Vergangenheit, 
yedoch nur, um sich selbst die Kandidatur in eciner Bürgermeistervvahl zu 
sichern. 


Es vvar natürlich, vvenn ich ehrlich bin, von mir auch bevvusst genutzt, ich bin Orts- 
bürgermeister fa von einem der kleineren Orte hier, um dann den Rückhalt der Mit- 
glieder zu haben, um dann letzten Endes auch mal als Vorsitzender des kleinen Ortes 
die gemeinsame Liste anführen zu können. VVeil ich mir eigentlich sicher vvar, dass 
die Mitglieder mich vvahlen vverden“ (CDU 3: 193). 


Die Urvvahl vvar hier gezielt genutztes strategisches Instrument zur cigenen 
Mehrheitsbeschaffung. Sie diente nicht dazu, die eigene Mitgliederbasis mit 
Entscheidungskompetenzen auszustatten. Dass der Befragte angibt, dass 
danach keine Urvvahl mehr stattgefunden hat (vgl, CDU 3: 191) — um die 
eigene Aufstellung in den Folgefahren nicht zu gefahrden — zeigt auf, vvelche 
,Gefahren“ hinsichtlich des Einsatzes von Urvvahlen bestehen. 
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Entsprechend der geringen Nutzung von Urvvahlen vverden diese kaum als 
strategisches VVerbemittel eingesetzt. Dabei vveist cin Befragter im İntervievv 
darauf hin, dass bereits auBerst vvenige Mitglieder über die Aufstellung von 
Kandidaten für Landtagsmandate bestimmen könnten und zeigt auf, dass dies 
einen gevvissen ,,Aha-Effekt” (CDU 10: 195) bei den Bürgern hervorrufe. 
,Ob das fetzt zieht und für den Eintritt reicht, das vveiB ich nicht. Einen kon- 
kreten Fall in dem Sinne habe ich nicht“ (CDU 10: 195). Trotz ma5geblicher 
Entscheidungsmöglichkeiten scheint dies nicht in der Mitgliedervverbung als 
Beitrittsargument zu verfangen. CDU 13 glaubt ebenfalls nicht an die Effekte 
von Urvvahlen in der Mitgliedervverbung: ,.leh glaube nicht, nur vveil ich 
sagen vvürde, ich habe Urvvahlen, dass es nur ein Mitglied mehr bringen vür- 
de, Das ist nicht so entscheidend“ (CDU 13: 205). Die Praktiker der Mitglie- 
dervverbung — vvenngleich es die nicht-erfolgreichen sind — gehen hierbei im 
Gegensatz zur Forschung nicht davon aus, dass direktdemokratische Instru- 
mente zur verstürkten Mitgliedergevvinnung beitragen können. 

Gesteuert vvird die Mitgliedervverbung aus Sicht der nicht-erfolgreichen 
Befragften vor allem von Orts- und Kreisverband. Für CDU 10 ist die Steue- 
rung der Mitgliedervverbung hierarchisch von Organisationsebene zu Organi- 
sationsebene angeordnet (vgl. CDU 10: 169 und CDU 10: 173). Für CDU 3 
ist es klar der Kreisverband, der die Mitgliedervverbung steuert und der Orts- 
verband, der die tatsachliche Arbeit erledigt (vgl. CDU 3: 151), CDU 13 sieht 
ebenso im Ortsverband den Hauptakteur in der Mitgliedervverbung, vvobei es 
vom Bundesverband ,,Hilfestellungen“ (CDU 13: 193) gebe. 

VVenn es um Unterstützung von übergeordneten Ebenen oder den Ge- 
schaftsführern geht, erhalten die Befragten bemerkensvvertervveise alle orga- 
nisatorische Unterstützung, vvas den Misserfolg in der Mitgliedervverbung aus 
organisationaler Perspektive umso erstaunlicher macht. CDU 1 vveist darauf 
hin, dass übergeordnete Ebenen Email-Verteiler erstellen und Landtags- und 
Bundestagsabgeordnete zu Aktionen eingeladen vverden könnten (und diese 
auch erscheinen) (vgl. CDU 1: 62). Hier ist der Misserfolg anscheinend nicht 
durch mangelnde Unterstützung bedingt, sondern starker durch fehlende 
Elgeninitiative, diese Unterstützung anzufordern bzvv. in einem ersten Schritt 
überhaupt Mitgliedervverbeaktionen zu initileren. Andere Befragte erhalten 
zvvar Unterstützung, aber nur in geringem Mabe (vgl. CDU 3: 6Sff.). Den- 
noch stellt CDU 13 fest: ,,/a, also ich vvürde auf feden Fall, also vvenn vvir 
mehr machen vvürden, vvürde ich von unserem Kreisgeschaftsführer auch 
mehr Unterstützung kriegen, da bin ich mir ziemlich sicher“ (CDU 13: 95) — 
vvas den oben genannten Eindruck fehlender Eigeninitiative bekraftigt. 

Zvvei der Befragten sehen ihre Partei als Mitgliederpartei an, ciner nicht. 
CDU 3 halt die Partei nicht für eine Mitgliederpartei und führt dazu vor allem 
programmatische Gründe an: So sei die Bundes-CDU nicht mehr an den 
Interessen der Mitglieder ortentiert (vgl. CDU 3: 226). Für CDU 10 und CDU 
13 hingegen ist die Partei Mitgliederpartei, da ihrer Meinung nach yedes Mit- 
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glied die Möglichkeit hat, sich cinzubringen und mitzuentscheiden (vgl. CDU 
10: 227, CDU 13: 241). Für CDU 13 zahlt dazu der gesellige Charakter der 
Partei, ,,so Sachen vvie Frühfiahrsputzaktionen, da machen vvir auch als Orts- 
verband immer mit und vvir uns einen Platz raussuchen und sagen, vvir reini- 
gen fetzt da und da das Gebiet, dann so Mitmachaktionen, vvo ich sagen vvür- 
de, davon lebt die Partei letztlich auch“ (CDU 13: 241). 

Neue Impulse in der Mitgliedervverbung durch die Arbeit Peter Taubers 
sehen nur zvvei der vier Befragten. ,,Nafa es ist ein bisschen pfiffiger, cin 
bisschen mehr Tvvitter und es sieht alles ein bisschen schicker und moderner 
aus” (CDU 10: 203). Invvtefern dies ein neuer İmpuls in der Mitgliedervver- 
bung sein solİ, hat der Autor aus Höflichkeit nicht vveiter erfragt, Aufklarung 
bietet dabei CDU 13, der die berechtigte Frage stellt, vvo Mitgliedervverbung 
anfange und vvo sie aufhöre (vgl, CDU 13: 207). Ein besseres, moderneres 
Image der Partei kann, vvie in dieser Studie in der Marketing-Strategie ver- 
körpert, die AuBenvvirkung der Partei verbessem und damit als passives In- 
strument der Mitgliedervverbung dienen. 

Spannend ist, dass in der abschlieBenden Frage zur VVahrnehmung des 
Gelingens der Mitgliedervverbung zvvei Befragte angeben, dass sie ihnen 
gelingt — obvvohl niemand gevvorben vvurde. Nach den Gründen des Gelin- 
gens gefragt, antvvortet CDU 3: ,,Dass vvir in unserer kommunalpolitischen 
Arbeit erfolgreich sind, dass vvir so im Dorf, im Ort, eine positive Stimmung, 
ein positives Image haben und dass es da immer noch Leute gibt, die da mit- 
machen vvollen“ (CDU 3: 208)777, Für CDU 10 ist die Mitgliedervverbung 
daher erfolgreich, da sein Ortsverband zahlenmabig vvachst, vvas aber — laut 
eigener Aussage — dem Zuzug von Mensehen in das ÖOrtsverbandsgebiet 
geschuldet ist (vgl, CDU 10: 208ff.). Dass hier nicht von cinem Gelingen der 
eigenen Mitgliedervverbung die Rede sein kamn, ist offenkundig. Die beiden 
Befragten, die das Scheitern ihrer VVerbung auch anerkennen, führen dafür 
einen Zeit- und Postenmangel sovvie das Problem an, die eigenen Mitglieder 
nicht zur VVerbung neuer Mitglieder motivieren zu können (vgl. CDU 1: 
160ff.). Für CDU 13 spielen die ,,Strukturen des Ortsverbandsgebietes“ 
(CDU 13: 223) eine Rolle, da sei 


,Plattenbau mit dabei, vvo halt auch sozial sicherlich nicht sonderlich Bevorteilte le- 
ben. Also viele ALG-2-Empfönger, und da ist vielleicht die Sympathie mit der CDU 
nicht sonderlich grol3 und B, die Hürde ist mit fünf Euro im Monat für eine Parteimit- 
gliedschaft vielleicht auch noch mal eine gevvisse Hürde“ (CDU 13: 223). 


Ergönzt vverden können dazu die vveiteren, aus Partizipations- und Parteien- 
forschung bekannten Erklarungsfaktoren politischer Apathie der niedrigeren 
sozialen Schichten, die sich hier nicht nur als reprösentationstheoretisches, 


217 Hier verzichtete der Autor darauf, den Befragten auf diesen offenkundigen VViderspruch 
hinzuvveisen, auch, um die gute Stimmung im İntervievv sovvie die Vervvendbarkeit des Da- 
tenmaterials nicht zu gefahrden. 


365 


sondern als ein ganz praktisches Problem entpuppen. CDU 13 vervveist, vvie 
die anderen Befragten, ebenfalls auf eine falsche Priorititensetzung des The- 
mas Mitgliedervverbung in der eigenen Arbeit (vgl. CDU 13: 245) und sucht 
dabei die Schuld des Secheiterns seiner VVerbung nicht monokausal in der 
Sozialstruktur seines Ortsverbandes. 

Bei diesen Befragten vvurde im Tntervfevv nicht noch ,Salz in die VVunde 
gestreut” und nach der (fehlenden) Motivation zur Mitgliedervverbung ge- 
fragt. Zugleich nennen die Befragten erschöpfend Gründe des Seheiterns, 
vvobei bei CDU 10 und CDU 3 eine gevvisse Einsicht zu fehlen scheint. VVer- 
den die Befragten dann auf die von ihnen konstatierten allgemeinen Probleme 
der Mitgliedervverbung angesprochen, antvvorten sie, dass Bindungsangst, 
Vereinsmeferei und fehlender sozialer Zusammenhalt, vor allem in stadti- 
schen Gebieten (und in Ostdeutschland) die Mitgliedervverbung erschvverten 
(vgl. CDU 10: 217ff.). CDU 13 betont, dass Vorbehalte gegenüber Parteien 
im Osten vor allem von Alteren ausgehen, nicht aber von den /üngeren — bei 
diesen ginge es eher darum, mit ciner CDU-Parteimitgliedschaft nicht uncoo/l 
vvirken zu vvollen (vgl. CDU 13: 237). 

Vergleicht man den Misserfolg der Befragten mit ihren VVerten zum 
Commitment sovvte der Sozialen Identitat, ist in einem ersten Schritt vvieder 
auf die geringe Fallzahl zu vervveisen. AuBer, dass die Befragten angeben, 
eher lieber für andere Vereine als für die Partei zu arbeiten, vvas mit ihrem 
niedrigen Zeitaufvvand für die Mitgliedervverbung für die Partei einhergeht, 
sind die Mittelvverte der anderen Items überdurchsehnittlich hoch. Fehlendes 
Commitment und mangelnde Soziale Identitat können das Scheitern der Mit- 
gliedervverbung daher insgesamt nicht erklüren. 


6.5.3.3 Zvvischenfazit 


Die erfolgreichen Mitgliedervverber der CDU unterscheiden sich von ihren 
nicht-erfolgreichen Parteikollegen dadurch, dass sie die Mitgliedervverbe- 
handbücher und Leitfaden der Partei nutzen und in der Ansprache interessier- 
ter Bürger deutlich direkter sind. In den Intervievvs hat sich herausgestellt, 
dass die nicht-erfolgreichen VVerber die direkte Ansprache — vvenn überhaupt 
— im besten Falle behutsam, im schlechtesten Fall gar nicht nutzen. Eher 
herrseht bei den nicht-erfolgreichen Befragten cine Eİaisser-faire-Haltung 
sovvie die Ervvartung vor, dass Bürger, vvenn sie nur ausreichend interessiert 
selen, den VVeg in die Partefen von alleine fönden. Innerhalb der Gruppen ist 
auffallig, dass die erfolgreichen Mitgliedervverber durchaus Unterschiede in 
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der Nutzung der Ansprachen-Strategie erkennen lassen, die sich vor allem 
entlang der Trennlinie Ost/VVest manifestieren?15. 

In der für die Neumitgliedervverbung aufgevvendeten Zeit lassen sich 
ebenfalls deutliche Gruppenunterschiede erkennen. VVenngleich auch erfolg- 
reiche Befragte teilvveise nur einen geringen zeitlichen Aufvvand erkennen 
lassen, ist dieser doch zumindest vorhanden. Zvvei der vier nicht-erfolg- 
reichen Befragten der CDU vvenden hingegen /i/2er/aupt keine Zett für die 
Mitgliedervverbung auf. Ausbleibende VVerbeaktionen, fehlendes strategi- 
sches Vorgehen und damit insgesamt nicht stattfindende Mitgliedervverbung 
sind die Folge. 

VVeitere Unterschiede lassen sich hinsichtlich der Linkage- und Netz- 
vverk-Strategie finden. Die Tnaktivitüt der nicht-erfolgreichen VVerber geht 
mit dem Fehlen einer direkten Ansprache einher und zeigt auf, dass diese 
offensichtlich auch den offensiven Kontakt zu ihnen nahestehenden Personen 
oder Organisationen scheuen. VVerden die Gemeinsamkeiten der Gruppen 
betrachtet, ergeben sich vveitere Schlüsse, die mit den vorherigen einherge- 
hen: So erhalten sovvohl erfolgreiche als auch nicht-erfolgreiche VVerber 
Unterstützung von höheren Organisationsebenen oder den Regionalgeschafts- 
führern. Zvvar unterscheiden sich Art und Ausmab) der Unterstützung teilvvei- 
se stark voneinander, doch kann fast feder Befragte auf cin gevvisses Min- 
destmal an Hilfestellungen zurückgreifen. Es ist somit die fehlende EFigenini- 
tiative der nicht-erfolgreichen Befragten, die gelingende Mitgliedervverbung 
verhindert. 

VVorauf beide Gruppen gleichermaBen vervveisen, ist der fehlende Nutzen 
von Urvvahlen in der Mitgliedervverbung. VVenngleich die CDU in ihren Sta- 
tuten solche VVahlen nicht vorsieht, haben vor allem die ostdeutschen Lan- 
desverbönde in Personalfragen — zumindest bei der Bestimmung der VVahl- 
kreiskandidaten — das Mitgliederprinzip implementiert und sich gegen das 
Delegiertenprinzip ausgesprochen. VVenn ein Befragter darauf hinvveist, dass 
er Bürgern zu erklaren versucht, vvie gevvichtig die cinzelne Stimme bei der 
Bestimmung dieser Kandidaten sein kann, zugleich fedoch dieses Argument 
nicht angenommen vird, dann vveist das auf einen auBerst geringen Nutzen 
des Ausbaus innerparteilicher Demokratie zur Mitgliedervverbung hin. 

Konstatiert vverden kann somit am Ende dieses Absehnitts, dass erfolgrei- 
che Mitgliedervverbung in der CDU vor allem auf EFigeninitiative und direkter 
Ansprache zu fuBen scheint, vvobei sich letztere auch in anderen strategische 
Elemente vvie der gesellschaftlichen Vernetzung der Partei niederschlagt, die 
von einigen Befragten aktiv vviederherzustellen versucht vvird. Zum Scheitern 
führen Passivitat, fehlende Eigeninitiative und ecine gevvisse ,soziale 


218 Die Gründe dafür vvurden in dieser Untersuchung bercits hinreichend dargelegt und bedür- 
fen keiner vveiteren Erlöuterung. 
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Angst“?1?, die in ausbleibende Ansprache mündet. Commitment und Soziale 
Identitat vveichen in den Gruppen erfolgreicher und nicht-erfolgreicher VVer- 
ber nicht übermiBig stark voneinander ab (die geringen Fallzahlen verbieten 
t-Tests) und können beli den İIntervievvpartnemn der CDU keinen Erklarungs- 
beitrag zum Gelingen bzvv. Scheitern der Mitgliedervverbung İeisten. 


6.5.3.4 Ergebnisse der Online-Umfrage 


VVie bei der Darstellung der Ergebnisse der Online-Umfrage unter den Mit- 
gliedervverbern der SPD soll auch hier der Dank an die Befragten der CDU 
nicht ausbleiben, sich die Zeit genommen und auf die offenen Fragen geant- 
vvortet zu haben. Insgesamt lieferten die Befragten ca. 11.600 VVörter auf die 
gestellten offenen Fragen, vvobei die VViedergabe der Inhalte sich analog zum 
Vorgehen in Absehnitt 6.5.2.4 auf die vvesentlichen Fragen beschrinkt. 

Um gelingende Mitgliedervverbung zu erreichen, stellen die Befragten der 
CDU die direkte Ansprache heraus (3-7), vervveisen aber auch auf die Not- 
vvendigkeit des Zuhörens (3, 7). Ein Befragter fasst den Erfolg direkter An- 
sprache vvie folgt zusammen: ,,İMitgliedervverbungl gelingt nicht strategisch, 
sondern durch persönliche Ansprachen bei gesellschaftlichen Gelegenheiten. 
Die Chemie zvvischen VVerber und demienigen, der angesprochen vvird, muss 
stimmen. Andernfalls versuche ich es erst gar nicht“ (5). Veranstaltungen 
sovvie öffentliche Prasenz stechen unter den Nennungen ebenfalls hervor, vvas 
auf eine verstairkte Nutzung der Marketing-Strategie hinvveist (4-7). Andere 
Befragte heben die eigenen Netzvverke hervor und zeigen auf, dass die per- 
sönliche Bekanntheit den der direkten Ansprache vorgelagerten ersten Schritt 
in der Mitgliedervverbung darstellt (4-6). 

Zum Misslingen nennen die Befragten die Überalterung der ecigenen 
Strukturen, Desinteresse vonseiten der Bürger und Politikverdrossenheit (7-9, 
11): auch alternative Politikangebote vverden als Gründe des Scheiterns be- 
nannt (12), oder, vvie cin Befragter aufzeigt: ,,Hier im Dorf kann sich feder 
einbringen, ohne Mitglied einer Partei zu sein“ (12), vvas bei den Bürgern vor 
Ort dazu führt, ecine Parteimitgliedschaft als obsolet zu betrachten. Genannt 
vverden vereinzelt der Mangel an Strategien (9, 12) sovvie fehlende Unterstüt- 
zung vonseiten anderer Organisationsebenen (10). Die Tnaktivitaüt der Partei- 


219 Unter sozialer Angst soll hier nicht der klinisch-psychologische Begriff eciner Angst als 
extremer Stresssituation verstanden vverden. So berichten psychologische Autoren davon, 
dass Mensehen, die unter starker Angst leiden, gevvissen sozialen Situationen ausgesetzt zu 
sein, mit ,,Zittern, Sehvvitzen, Erröten, VVeinen, Benommenheit, sehnellem Herzschlag, un- 
sicherer Stimme oder trockenem Mund“ (Ambühl et al. 2001: 20) reagieren. In dieser Stu- 
die meint soziale Angst übersteigerte Schüchternheit, die Teile dieser Symptome durchaus 
implizieren kann, sich fedoch vor allem in ausbleibender Ansprache gegenüber potentiellen 
Neumitgliedern öulert. 
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kollegen sovvie des Ortsverbandes vvird nur selten als Grund des Misslingens 
vorgebracht (10), Selbstkritik vvird kaum gedulBert (12). 

Allgemeine Probleme der Mitgliedervverbung vverden in den bereits ge- 
nannten Faktoren vviedererkannt. Fehlendes Interesse, mangelnde Bindungs- 
bereitschaft und Parteienskepsis stechen hervor (13-21). Auffallig ist die 
hüufige Nennung einer schlechten Themensetzung sovvie -kommunikation 
vonseiten der Bundes- und Landesparteien, vor allem in Bezug auf die 
Flüchtlingskrise (14-17, 20). Zeitmangel (20-21) sovvie der Mitgliedsbeitrag 
(15-19) vverden an einigen Stellen als allgemeine Probleme benannt, sieben 
Befragte hingegen erkennen keinerlei Probleme in der Mitgliedervverbung 
(18). 

Gründe für die Befragten, neue Mitglieder zu vverben, sehen sie übervvie- 
gend in der Strkung sovvie dem Erhalt der Demokratie und der Partei (21- 
28). Dabei zeigen sie auf, dass die innerparteiliche Demokratie massiv unter 
dem Mitgliedersehvvund leidet und Entscheidungen verzerrt vverden können: 


,Bei der Nominierung cines neuen Landtagskandidaten haben von knapp 5.000 Mit- 
gliedern ca. 450 am Parteitag teilgenommen. Ein Kandidat hatte aus seinem Stadtver- 
band ca. 250 VVahlmünner und VVahlfrauen mitgebracht — davon viele Neumitglieder. 
Die Vorstellung der Kandidaten vvurde so zur reinen Nebensache. Die VVahl vvar vor- 
her schon entschieden"” (25). 


Haufig genannt ist zudem der als bedrohlich vvahrgenommene hohe Alters- 
durchschnitt, den es zu senken gelte (21-28), aber auch der Spa) daran, ge- 
meinsam mit anderen politische Arbeit zu leisten, ,,Ehrgeiz für die Partef“ 
(23) und die Überzeugung von den Zielen und Grundveerten der Partei, die in 
vielen Fallen im Rahmen der offenen Abfrage Auslöser zur Mitgliedervver- 
bung (21-28) bilden. 

Die Antvvorten aus den offenen Abfragen bestatigen dabei das Bild, das 
aus den İntervievvs mit den Mitgliedervverbern der CDU hervorgegangen ist. 
VVesentliche neue Erkenntnisse konnten die offenen Abfragen nicht hervor- 
bringen, vvomit vviederum gezeigt vverden kann, dass die ausgevvahlten Inter- 
vievvpartner als reprösentativ für ihre ebenfalls mit der Mitgliedervverbung 
beschaftigten Parteikollegen stehen können. 


6.5.4 Vergleich zvyischen SPD und CDU 


6.5.4.1 Erfolgreiche Mitgliedervverber 


Die erfolgreichen Mitgliedervverber der SPD und CDU verbindet zunöchst ihr 
stark ausgeprigtes politisches Interesse sovvie ihre hohe e/ff/icacy. Ebenso sind 
alle erfolgreichen Befragten bis auf einen einzigen in anderen Vereinen Mit- 
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glied und damit ehrenamtlich stark vernetzt. Nur zvvei erfolgreiche VVerber 
der SPD investieren überhaupt keine Zeit in die Mitgliedervverbung — letzt- 
lich vvidersprechen diese Angaben aber den Ausführungen in den İntervievvs, 
mit Bürgern Gespröüche zu führen, die unter anderem einen Parteibeitritt zum 
Thema hatten. Mitgliedervverbeaktionen vverden von den erfolgreichen Be- 
fragten nicht übervviegend genutzt, in Einzelfallen aber initilert. Aufforde- 
rungen zur Mitgliedervverbung existieren teilvveise, sind aber offensichtlich 
nicht der Schlüssel zu gelingender VVerbung, vor allem, da die erfolgreichen 
Befragten eigeninitiativ handeln. Die Materialien und Handbücher zur Mit- 
gliedervverbung vverden teilvveise gelesen, aus den İntervievvs ergab sich 
yedoch nicht, dass sie als besonders hilfreich eingeschatzt vverden. Die Be- 
fragten gaben eher an, eigenen Handlungsmaximen zu folgen oder berufli- 
ches Knovv-Hovv zu nutzen. 

VVas die genutzten Strategien betrifft, so vereint die erfolgreichen Befrag- 
ten parteiübergreifend, dass sie mehrheitlich die direkte Ansprache nutzen, 
auf Politikerfolge der Partei vervveisen, die Linkage- und Netzvverk-Strate gie 
nutzen, ca. zur Haülfte an Schulungen und Seminaren zur Mitgliedervverbung 
teilnehmen und Unterstützer ansprechen sovvie öffentliche Prüsenz zeigen??6. 
Sie verzichten hingegen mehrheitlich darauf, Mitgliedervverbung als Kosten- 
kalkulation zu betrachten — vor allem, vveil Mitgliedervverbung den Befragten 
zufolge kein Geld kosten müsse — und komplexe Strategien zu erarbeiten. 
Tenor der Intervtevvs vvar, dass erfolgreiche Mitgliedervverbung keine Frage 
der Komplexitüt oder aber der Strategiekombination sei. Eher stechen Ele- 
mente vvie Eigeninitiative, Bestandigkeit und Frustrationstoleranz heraus, 
gepaart mit dem notvvendigen Selbstvertrauen, andere Menschen auf cine 
Parteimitgliedschaft anzusprechen und ihren Nutzen argumentativ zu vertei- 
digen. 

Anreize, die von den Befragten gesetzt vverden, vveisen bemerkensvverte 
Übersehneidungen auf: Sovvohl SPD- als auch CDU-Mitglieder lehnen den 
Einsatz selektiver, ergebnisbezogener Anreize mehrheitlich ab. Kollektive 
Anreize stehen hingegen bei den erfolgreichen VVerbern beider Parteien hoch 
im Kurs, auch die übervviegende Nutzung altruistischer Anreize eint die er- 
folgreichen VVerber beider Partefen. Politische Einflussnahme, vor allem auf 
spezifische Flügel, vvird von beiden Gruppen ambivalent betrachtet. Bemer- 
kensvvert sind die Ergebnisse zur VVerbung mit partizipatorischen Instrumen- 
ten der Partei. VVenngleich beide Partefien diese zvvar in unterschiedlichem 
MaBe kennen — sovvohl statuarisch als auch de facto —, vverden sie mehrheit- 
lich nicht in der Mitgliedervverbung genutzt. Dass Bürger in der Partei mit- 
diskutieren und ihre Meinung einbringen könnten, vvird zvvar genannt, kon- 
krete Mitentscheidungsmöglichkeiten, und das vvar über alle Gruppen von 


220 Dies ergab neben der qualitativen Betrachtung auch eine quantitative Untersuchung der 
genutzten Strategien in der Mitgliedervverbung erfolgreicher Intervievvpartner. 
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Intervievvpartnern hinvveg auffallig, seheinen für potentiell beitrittsbereite 
Bürger aber vveder interessant noch relevant zu sein. 

Unterschiede sind hinsichtlich der Nutzung von Anreizen zum Parteibei- 
tritt nur in geringem Male zu erkennen: Das Element der Geselligkeit als 
Anreiz vvird von SPD-Mitgliedern deutlich hüufiger genutzt als von CDU- 
Mitgliedern, die darauf vveitgehend verzichten. Normative Anreize zu setzen 
vvird übervviegend abgelehnt. 

VVerbematerial zur Mitgliedervverbung vvird von beiden Gruppen teilvveise 
genutzt. Aus den İIntervievvs ging zudem hervor, dass dieses nur unvvesentli- 
che Effekte hat. VVenn mit Material gevvorben vverde, müsse Bürgern etvvas 
mitgegeben vverden, vvas einen gevvissen Eindruck hinterlasse. Insgesamt 
auffallig vvar das unterschiedliche MaB an Unterstützung: CDU-Mitglieder 
vverden haufiger und stürker unterstützt als SPD-Mitglieder, vvobei bei İletzte- 
ren teilvveise erkennbar ist, dass Unterstützung als nicht ervvünscht gilt. Mit- 
gliedervverbung vvird damit organisational betrachtet zunehmend eingekap- 
selt, sollte aber aus strategischer Perspektive auf mehrere Schultern verteilt 
vverden, um den einzelnen Ehrenamtlichen zu entlasten. Dass vor allem die 
Regionalgeschaftsführer von SPD-Mitgliedern in der Mitgliedervverbung 
nicht unterstützend genutzt oder um Unterstützung gebeten vverden, ist über- 
raschend. Beide Gruppen eint vviederum, dass sie das Gelingen der ecigenen 
Mitgliedervverbung mehrheitlich als solches betrachten. Aus psychologischer 
Perspektive ist dies cin so naheliegender vvie vvichtiger Befund: Sind Men- 
schen davon überzeugt, eigene Ziele realisieren zu können, ergibt sich daraus 
Selbstvvirksamkeit, ist Selbstvvirksamkeit vorhanden, vverden vviederum diese 
Ziele vveiter verfolgt (siehe zusammenfassend Hazard und VvValtz 1997: 246 
und grundlegend Bandura 1977, ebenso Absehnitt 5.2.1 dieses Buches und 
Bullinger 1996). 

Zuletzt cint die erfolgreichen Befragten, dass sie übervviegend hohes bis 
sehr hohes Commitment aufvveisen und sich mit ihrer Partei identifizieren. 
Dies lüsst sich auch in den angegebenen Motivationsgründen der Mitglieder 
vviedererkennen. Neben pragmatischen Gründen zur Einflussstürkung des 
eigenen Ortsvereins bzvv. Ortsverbandes stechen vor allem das Bevvusstsein 
heraus, dass die Partei überaltert und dieser Trend umgekehrt vverden müsse. 
Ebenfalls vvird SpaB an der — eigentlich — frustrationsbeladenen Aufgabe der 
Mitgliedervverbung genannt. Des VVeiteren liegt cine Überzeugung von den 
Grundvverten und Grundideen der Partei vor, die mit hohem Commitment 
und hoher Sozialer Identitüt einhergeht. Hier zeigen sich die Befragten beider 
Parteien öhnlich stark commited, deutliche Mittelvvertunterschiede existieren 
nicht. Zudem sind alle VVerte der Commitmentskalen mindestens (leicht) 
überdurchsehnittlich, vvobei Mitglieder der SPD noch etvvas lieber für ihre 
Partei arbeiten als Mitglieder der CDU (im Gegensatz zu anderen Verceinen). 
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6.5.4.2 Nicht-erfolgreiche Mitgliedervverber 


Die nicht-erfolgreichen Mitgliedervverber eint ebenfalls ein hohes bis sehr 
hohes Tnteresse an Politik — vvas in Anbetracht einer Parteimitgliedschaft 
nicht ungevvöhnlich erscheint. Hinsichtlich der ef/icacy lasst sich fedoch cin 
geringeres Selbstvvirksamkeitsgefühl der Intervievvpartner im Gegensatz zu 
ihren erfolgreichen Parteikollegen bzvv. Parteigenossen erkennen. Bemer- 
kensvvert ist, dass zvvar alle nicht-erfolgreichen Befragten der CDU Mitglied 
in vveiteren Vereinen sind, die Befragten der SPD hingegen nur zur Halfte 
eine Vereinsmitgliedschaft und damit vveitere ehrenamtliche Vernetzung 
haben. Nicht-Vereinsmitgliedern dürfte damit schon aufgrund der fehlenden 
Vernetzung die Umsetzung der Linkage-Strategie schvverfallen. Die für die 
Mitgliedervverbung insgesamt aufgevvendete Zeit ist bei den nicht-erfolg- 
reichen Befragten beider Parteien ahnlich gering und liegt deutlich unter dem 
Durchsehnittsvvert aller Befragten. Die Befragten eint, dass sie keinerlei Mit- 
gliedervverbeaktionen durchführen und in der Mitgliedervverbung nur auf 
vvenig Verstarkung vonseiten ihrer Parteikollegen bzvv. -genossen hoffen 
können, so zumindest die subfiektive Einschatzung der Intervievvpartner 
selbst. Unterschiede sind darin erkennbar, dass Mitglieder der CDU starker 
zur Mitgliedervverbung aufgefordert vverden als diefenigen der SPD, vvobei 
die geringen Fallzahlen cine Verallgemeinerbarkeit unter keinen Umstinden 
zulassen. Die Aussagekraft der Ergebnisse ist daher, vor allem bei den nicht- 
erfolgreichen Mitgliedervverbern, quantitativ limitiert. 

Aus qualitativer Perspektive eröffnen sich Vergleichsaspekte, die hin- 
sichtlich des Misserfolgs von Mitgliedervverbung aufsehlussreich vvaren. 
Nicht nur, dass die Befragten angaben, Mitgliedervverbung schvvach oder gar 
nicht zu priorisieren, auch zeigen sich strategische Gemeinsamkeiten der 
nicht-erfolgreichen VVerber, die sie von ihren erfolgreichen Counterparts 
unterscheiden. Nicht-erfolgreiche VVerber beider Parteien nutzen die direkte 
Ansprache, vvenn überhaupt, lediglich passiv und scheuen es, Bürger auf 
einen Parteibeitritt anzusprechen und Vorteile eciner Mitgliedschaft zu nen- 
nen. Dabei ist vviederum an die soziale Angst zu denken (siehe dazu z.B. 
Handy und Cnaan 2007), die insbesondere auf die direkte Ansprache hem- 
mend vvirkt. Um zu überprüfen, ob bei den nicht-erfolgreichen Mitglieder- 
vverbern tatsachlich soziale Angst vorliegt, bedürfte es fedoch der Erhebung 
eines social fear scores (z.B. mittels der Liebovvitz Social Anxtety Scale, 
siehe Handy und Cnaan 2007: 47) und damit vviederum einer eigenen Unter- 
suchung. 

Dass diese Passivitüt in Ostdeutschland strker ausgepröigt zu sein scheint, 
ergibt sich aus den zivilgesellschaftlichen Voraussetzungen und Kontextfak- 
toren. Zvvar vveisen nicht-erfolgreiche Befragte geschlossen auf Politikerfolge 
der Parteien hin und arbeiten laut eigenen Angaben mehrheitlich mit der 
Netzvverk-Strategie, doch verzichten sie — im Falle der SPD — übervviegend 
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auf die Linkage-Strategie und agieren in diesen Bereichen, vvie die Intervievvs 
ergeben haben, sehr zurückhaltend. Deutliche Unterschiede lassen sich in der 
Nutzung von Seminaren und Schulungen finden, die zumindest von den Be- 
fragten der SPD teilvveise besucht vverden oder vvurden. In den anderen Stra- 
tegien ahneln sich die Befragten: Sie geben übervviegend an, Unterstützer 
anzusprechen und öffentliche Prasenz zu zeigen. 

Bei den Beitrittsanreizen, die die Befragten vermitteln vvollen, vvenn sie in 
ein Beitrittsgesprach kommen, lüsst sich die Ablehnung des selektiven, er- 
gebnisbezogenen Anreizes, vvie sie bei den erfolgreichen Befragten mehrheit- 
lich erkannt vvurde, nicht replizieren. Sovvohl Befragte der CDU als auch der 
SPD sind zu mindestens der Halfte gevvillt, diesen Anreiz in der Mitglieder- 
vverbung zu nutzen. VVie ihre erfolgreichen Parteigenossen vervvenden die 
nicht-erfolgreichen SPD-Mitglieder auch den selektiven, prozessbezogenen 
Anreiz, ebenso die CDU-Mitglieder — die in der Mitgliedervverbung erfolg- 
reichen Befragten der CDU verzichten hingegen darauf. Normative Anreize 
vverden von keiner der beiden Gruppen genultzt, der kollektive Beitrittsanreiz 
vvird nur teilvveise vervvendet. Mit altruistischen Beitrittsanreizen vverben die 
Mitglieder beider Parteien fast durchgehend. Deutliche Unterschiede vverden 
hinsichtlich des ideologischen Beitrittsanreizes deutlich: Nicht-erfolgreiche 
Befragte der SPD verzichten — bis auf einen — auf diesen, CDU-Mitglieder 
nutzen ihn durchvveg, offensichtlich fedoch mit vvenig Erfolg. Beide Gruppen 
vervvenden die Supporter-Strategie nur zum Teil, Partizipationsinstrumente 
der Partei in der Mitgliedervverbung zu nennen halten sie für vvenig hilfreich. 
Im Gegensatz zur Halfte der nicht-erfolgreichen CDU-VVerber geben die 
SPD-VVerber unisono an, dass ihre Mitgliedervverbung scheitert. Die Gründe, 
die sie anführen, decken sich mit denen, die diese Studie ebenfalls erkennt: 
der Mitgliedervverbung lediglich cinen geringen bis keinen Stellenvvert zuzu- 
vveisen, keine Zeit in sie zu investieren und vvenig Eigeninitiative in der di- 
rekten Ansprache zu zeigen. 

Zuletzt zeigen sich im Commitment und der Sozialen Identitat Unter- 
schiede in den Gruppen. Nicht-erfolgreiche VVerber der CDU vveisen der 
Partei im Gegensatz zu den Befragten der SPD eine etvvas geringere, aber 
immer noch überdurchsehnittliche persönliche Bedeutung der Partei zu. Sie 
arbeiten unterdurchsehnittlich Heber für die Partei als für andere Vereine, in 
denen sie Mitglied sind, vvas fehlendes Engagement erklaren kann. In allen 
anderen Bereichen sind sie fedoch stürker commited als die Befragten der 
SPD. Diese vviederum zeichnen sich insbesondere durch einen unterdurch- 
schnittlichen von Parteigenossen entgegengebrachten Respekt aus. VVerden 
die nicht-erfolgreichen Befragten mit den erfolgreichen Befragten parteiüber- 
greifend verglichen, vveisen sie in a//en Commitment-ltems sovvie in der 
Sozialen Identitat geringere VVerte auf. Die stürksten Abvveichungen nach 
unten lassen sich in der VVürdigung der eigenen Arbeit von Parteikollegen 
bzvv. -genossen erkennen. 
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Auf Basis der Intervievvs sovvie der quantitativen Untersuchung dieser — 
zugegebenermaBen recht kleinen Stichprobe — lösst sich somit konstatieren, 
dass Commitment und Soziale Identitat im Gruppenvergleich erfolgreicher 
und nicht-erfolgreicher VVerber einen Erklarungsbeitrag zum Gelingen bzvv. 
Scheitern der Mitgliedervverbung leisten. Vor allem der geringe Respekt für 
die eigenen Arbeit kann eine Negativschleife in der Aktivitat bedingen: oder, 
vvie SPD 12 seine Arbeit innerhalb der Partei im Vergleich zu seiner Arbeit 
in anderen Vereinen anschaulich beschreibt: ,Hier kriegst du nur Haue, bei 
den anderen kriegst du vvenigstens noch Dankbarkeit“ (SPD 12: 195). 


6.5.5 Mitgliedervverbung aus der Perspektive von Seminarleitern 


Zuletzt soll in aller Kürze auf die Intervievvs mit zvvei Seminarleitern, die 
unter anderem Kurse zum Thema Mitgliedervverbung anbieten, eingegangen 
vverden. Beide Berater bieten Mitgliedervverbeseminare ausschlieblich für die 
SPD an, vvas einen Bezug der Tntervievvs lediglich auf die SPD zulasst. Semi- 
narleiter, die für die CDU arbeiten, vvurden kontaktiert, cine Rückmeldung 
erhielt der Autor fedoch nicht. 

Sehvverpunkt der Intervtevvs vvar vor allem die Beurteilung der in dieser 
Studie entvvickelten Strategien sovvie der Möglichkeiten zur Motivierung der 
Parteimitglieder, Neumitglieder zu vverben. Die direkte Ansprache vvird von 
beiden Seminarleitern in der offenen Abfrage der von ihnen gelehrten Strate- 
gien als hilfreich und nützlich benannt, ,,aber nicht vvahlloses Ansprechen“ 
(SPD-B1: 34). VVichtig sei es, die richtigen Leute auszuvvahlen, also diefeni- 
gen, die ein prinzipielles Beitrittsinteresse haben und diese dann gezielt anzu- 
sprechen. Das vermittelte Bild der Partei müsse cin Gevvinnerimage sein, den 
Gespröchspartnern müsse signalisiert vverden, dass ihre spezifischen Fahig- 
keiten einen vvertvollen Beitrag zur Partei leisten (vgl. SPD-B1: 50). ,,FVVler 
bitteschön vvill in eine Organisation eintreten, die 1...) sich vom Mantra um- 
geben lasst, 1a, vvir sterben bald aus, vvir haben Probleme?“ (SPD-B1: 50). 
SPD-B2 vervveist zusützlich darauf, Phasen politischer Mobilisierung zur 
Ansprache zu nutzen, aber Menschen nicht zum Beitritt zu drüngen, sondern 
anstelle dessen eher den gemeinsamen Besuch einer Parteiveranstaltung vor- 
zuschlagen (vgl. SPD-B2: 37). 

Zu den Themen, die in der Mitgliedervverbung genutzt vverden sollen, 
empfiehlt der intervievvte Seminarleiter, diefenigen inhaltlichen Positionen zu 
betonen, die die Leistungen der Partei vviderspiegeln (vgl. SPD-B2: 23, 39). 
Dem komnt die Ansicht von SPD-B1 entgegen, dass sich VVerber dann aus 
diesen Themen diefenigen aussuchen sollen, hinter denen sie selbst persön- 
lich stehen, um cin VVerbegesprüch authentisch zu machen (vgl. SPD-B1: 
36). 
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Neumitgliedervverbeaktionen können laut den Seminarleitermn erfolgreich 
sein, doch auch hier vvird, vvie in der Literatur und den Handbüchern der 
Parteten zur Mitgliedervverbung, hervorgehoben, dass diese ein dauerhafter, 
verstetigter Teil der Parteiarbeit sein sollte (vgl. SPD-B2: 43). Das Ausloten 
finanzieller Möglichkeiten vvird zvvar von den İntervievvpartnern vorgeschla- 
gen, doch sollte die Machbarkeit von Kampagnen nicht von den verfügbaren 
Mitteln abhingen, sondern im Nachhinein beurteilt vverden, vvelche entvvi- 
ckelten 1deen mit vvelchen Mitteln umgesetzt vverden können (vgl. SPD-B1: 
44). Zudem sei Mitgliedervverbung nicht notvvendigervveise kostenintensiv, 
Geld könne eher genutzt vverden, um attraktive Veranstaltungen anzubieten, 
in deren Rahmen Interessierte angesprochen vverden sollen (vgl. SPD-B2: 
45). 

Mit Rekurs auf Ehrenamtsstudien vermitteln beide Seminarleiter die 
Notvvendigkeit, mit Vereinen und Verbanden vernetzt zu sein. ,,Dieses Klas- 
sische mit den Vorfeldorganisationen hat sich in den letzten Vahren glaube ich 
für alle Parteien ein bisschen erledigt” (SPD-B2: 47). Diese Vernetzung in 
der eigenen Familie und im Freundeskreis zu suchen, vvird dabei im Gegen- 
satz zu den Empfehlungen der Mitgliedervverbehandbücher nicht genannt. 
,Das ist fetzt allerdings bei mir einfach eine Frage der persönlichen Einstel- 
lung, ich muss auch nicht stindig meine Familie und meine Freunde mit der 
Politik nerven“ (SPD-B2: 49). 

Zu der Frage, vvie Parteimitglieder vor Ort an der öffentlichen Prasenz der 
Parteien arbeiten sollen, vvird empfohlen, Kontakt zur Presse zu suchen, nicht 
aber, ,,Materialsehlachtlenl“ (SPD-B1: 52) zu veranstalten, sondern mit Bro- 
schüren und Flyern eher sparsam umzugehen (vgl. SPD-B2: 63), ,,veil per- 
sönliche Prdsenz ist sehr viel vvirkungsvoller als yedvvede Form von bedruck- 
tem Papier“ (SPD-B1: 52). Dazu gehöre fedoch, ein attraktives Umfeld zu 
schaffen, dass ein geselliges Miteinander ermöglicht und ,,in dem es auch 
einfach Leute gibt, mit denen man gerne Freizeit und Ehrenamt verbringt“ 
(SPD-B2: 23). 

Zu der Notvvendigkeit, strategische Planungen vorzunehmen und die ge- 
nannten Strategien nicht als voneinander losgelöst zu betrachten, auBert sich 
SPD-B2 vveiter. Laut seiner Beobachtung in den Seminaren ist den Mitglie- 
dern bevvusst, dass Mitgliedervverbung mit einer einmaligen Mafönahme und 
einer einzigen Strategie nicht getan ist. ,,Sie verstehen aber gleichzeitig auch, 
dass sie das ehrenamtlich machen und dass es natürlich schvvferig ist, da 
dauerhaft am Ball zu bleiben“ (SPD-B2: 69). Des VVeiteren hebt der Befragte 
die Verstetigung der Mitgliedervverbung nochmal als übergeordnetes Ziel 
hervor: 


.Also eine Strategie muss fa fetzt nicht so übermüBig kompliziert sein. Das vvichtigere 
ist tatsachlich vvirklich bei allem vvas man macht, und da kommen im Laufe eines /ah- 
res )a vvirklich viele Aktivitaten zustande, dass man eben diese Mitgliedervverbung 
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immer prösent hat und im Hinterkopf hat und alleine das ist ya auch schon eine Strate- 
gie, vvenn man da bei allen Veranstaltungen das mit denkt“ (SPD-B2: 69). 


Zu den zu nutzenden Anreizen in der Mitgliedervverbung geben die Befragten 
an, dass selektive, ergebnisbezogene Anreize nicht Teil der VVerbegespriche 
sein sollten, es sei denn, es geht um die Besetzung von öffentlichen Manda- 
ten im Rahmen von Kommunalvvahlen. Statt der Möglichkeit einer Positions- 
übernahme sollte eher die Möglichkeit der Verantvvortungsübernahme kom- 
muniziert vverden (vgl. SPD-B1: 58, SPD-B2: 77). Dabei auch mit Gesellig- 
keit zu vverben, sei sinnvoll (vgl. SPD-B1: 62). Der kollektive Beitrittsanreiz 
ist für SPD-BI in der Mitgliedervverbung die logische Fortsetzung einer ziel- 
gruppenorientierten Ansprache und sollte seiner Meinung nach unbedingt 
Bestandteil der Mitgliedervverbung darstellen (vgl. SPD-B1: 64). Der norma- 
tive Beitrittsanreiz vvird von den Seminarleitern unterschiedlich betrachtet. 
SPD-B1 mahnt zu extremer Vorsicht und kommt nach kurzer Überlegung im 
Intervievv zu dem Sehluss, dass sie den Anreiz nicht kommunizieren bzvv. 
empfehlen vvürde (vgl. SPD-B1: 66). Für den anderen befragten Seminarlei- 
ter kann es hilfreich sein, den normativen Anreiz zu nutzen. Es bedarf seiner 
Meinung nach im VVerbegesprich aber eines guten Gespürs, ob der Anreiz 
eingesetzt vverden sollte (vgl. SPD-B2: 83). Der altruistische Anreiz stölBt 
ebenfalls auf ambivalente Betrachtung. Die befragte Seminarleiterin halt ihn 
für pathetisch und bezeichnet ihn als ,,Demokratiekeule“ (SPD-B1: 68), ihr 
Kollege gibt an, dass er stets empfohlen vverden sollte (vgl. SPD-B2: 87). Mit 
dem ideologischen Beitrittsanreiz agiert SPD-B1 vorsichtig und zeigt auf, 
dass mehr Einflussnahme auf die Partei als Beitrittsanreiz genutzt vverden 
sollte, nicht aber im Sinne der Störkung von Parteiflügeln (vgl. SPD-B1: 70). 
SPD-B2 zeigt ebenso auf, dass der Einsatz für Parteiflügel nicht hervorgeho- 
ben, sondern die Gemeinsamkeiten in der Partei betont vverden sollten (vgl. 
SPD-B2: 91). Partizipationsinstrumente in der VVerbung zu nutzen, hiült SPD- 
B2 zvvar für geboten, vveist yedoch darauf hin, diese nicht als Instrumente 
direkter Demokratie darzustellen, sondern ,,es ist halt einfach die in Anfüh- 
rungsstrichen , ganz normale Mitbestimmung”“ in der Partei, also ,du redest 
halt mit, du bestimmst das Programm, bestimmst die Person mit, du be- 
stimmst die Strategien mit" und das kamn halt cin AuBenstehender nicht ma- 
chen“ (SPD-B2: 111). Dies sei der Mehrvvert der Parteimitgliedschaft, den es 
aufzuzeigen gelte (vgl. SPD-B2: 111). Mit expressiven Anreizen zu vverben, 
halten beide Befragten für vvichtig und sinnvoll. Menschen, die der Partei 
gegenüber zugeneigt sind, sollten durchaus damit vveiter umvvorben vverden, 
dass sie mit ciner Mitgliedschaft cine Sympathieaulerung gegenüber einer 
Person in der Partei oder der Partei selbst erbringen (vgl. SPD-B1: 72). VVich- 
tig sei dabei stets, die VVertschatzung für die eigene Partei aufzuzeigen und 
potentiellen Mitgliedern zu kommunizieren, vvas man selbst an der Partei 
schatze und vvarum man Mitglied sei (vgl. SPD-B1: 56). Für SPD-B2 liegen 
die Schlüssel der Mitgliedervverbung — die Strategien und Anreize bilanzie- 


376 


rend — darin, persönliche Ansprache zu leisten, ein attraktives Umfeld im 
Ortsverein zu bieten und mit Inhalten punkten zu können (vgl. SPD-B2: 101). 

VVeiter vvurden die Seminarleiter nach ihrer Einschatzung der Parteire- 
form 2011 befragt. Beide begrüBen die Einführung der Mitgliederbeauftrag- 
ten (vgl. SPD-B1: 79, SPD-B2: 109), konstatieren yedoch, dass sich das 
Selbstverstandnis in der Mitgliedervverbung dadurch nicht gevvandelt habe 
(vgl. SPD-B1: 79). Faktoren ihres Gelingens sehen die Befragten darin, dass 
das Erscheinungsbild der Partei vor Ort attraktiv sein müsse (vgl. SPD-B1: 
30). Momente vvie der Sc/ru/z-Fiype seten dabei auBerst hilfreich und zeigten, 
dass Mitgliedervverbung funktionieren könne (vgl. SPD-B2: 123). Sie müsse 
aber zum Selbstverstindnis vverden, d.h., mehrere Mitglieder im Ortsverein 
müssten bereit sein, neue Mitglieder zu vverben und die Hemmsehvvelle 
übervvinden, andere Menschen anzusprechen. Zudem gelte es, Bürgern zu 
kommunizieren, vvarum sie Mitglied vverden sollten und in vvelehen Themen 
die Partei stark ist, vvas vviederum das Gelingen der Mitgliedervverbung kon- 
stitulere (vgl, SPD-B1: 32). Das Misslingen der Mitgliedervverbung lasse sich 
daraus ableiten, dass diese Faktoren fehlten bzvv. die Hemmsechvvelle der 
direkten Ansprache nicht überschritten vverde (vgl. SPD-B1: 32). Diese 
Hemmsehvvelle sieht die befragte Seminarleiterin dabei in drei Aspekten, 
zum ersten in persönlicher Schüchternheit, zum zvveiten in politischen Grün- 
den, also dass Mitglieder die Politik der eigenen Partei nicht verteidigen 
vvollen oder glauben, dafür angegriffen zu vverden. Zum dritten sieht sie or- 
ganisatorische Gründe in dem Sinne, dass Mitgliedervverbung notvvendiger- 
vveise cin gevvisses MaB an Geld koste und damit für manche Gliederungen 
nicht machbar sei (vgl. SPD-B1: 32). Mangelnde Verinderungsbercitschaft 
und ,,althergebrachte Rituale“ (SPD-B1: 83) kümen hinzu und behinderten 
erfolgreiche Mitgliedervverbung. Dies zeigt auch SPD-B2 auf: 


,VVas manchmal ein bisschen dahintersteckt, das vvollen die Leute natürlich nicht 
formulieren, ist, dass manchmal, vvenn sie Leute ansprechen, Leute nicht mitmachen, 
dass die eigene Politik vor Ort nicht so ganz funktioniert oder dass der Ortsverein 
nicht mehr so attraktiv ist oder dass da nur noch alte Manner drin hocken. Aber das 
formulieren sie )a in meinem Seminar nicht. Aber natürlich kann es da auch Probleme 
geben, dass die Ansprache vor Ort nicht ganz funktioniert“ (SPD-B2: 129). 


Insgesamt fügen sich die İIntervievvs mit den Seminarleitern in das Bild ein, 
das von den vorangegangenen empirischen Untersuchungen bereits gezeich- 
net vvurde. Die Ergebnisse bestatigen damit die Eindrücke insbesondere aus 
den Tntervievvs, bieten aber letztlich keine fundamental neuen Erkenntnisse. 
Ob und invviefern sich gelingende Mitgliedervverbung unter einige vvenige 
Aspekte bzvv. Erfolgsfaktoren subsumieren lasst, soll im Folgenden in der 
Zusammenführung und Diskussion der Ergebnisse erarbeitet vverden. 
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7 Zusammenführung und Diskussion der Ergebnisse 


Auf Basis der Erkenntnisse aus Kapitel 6 diskutiert diese Zusammenführung 
Fragen, vvoran die Rekrutierungsfahigkeit der Parteien krankt: Sind es zu 
vvenige Mitglieder, die Neumitgliedervverbung betreiben? VVird Neumitglie- 
dervverbung zu selten betrieben? Sind die Mitgliederbeauftragten zu unmoti- 
viert oder verlagern ihre ehrenamtlichen Aufgaben in andere Bereiche, vvic 
die Betreuung bestehender Mitglieder? VVerden die vorgesehenen Strategien 
nicht angevvandt oder sind diese nicht zielführend? Und: Können ressourcen- 
starke und motivierte Bürger trotz prinzipieller Parteibeitrittsbereitschaft 
doch nicht getriggert vverden, lassen sich also die grundsatzlichen Annahmen 
der Partizipationsforschung auf Mitgliederparteien in Deutschland gar nicht 
übertragen? 

Das soll aber nicht von den eigentlichen Fragen dieses Buches ablenken: 


1. Mit vvelchen Strategien vvollen Parteien Mitglieder vverben? 

2. VVie vverden diese Strategien von den Mitgliedern sovvie den Mitar- 
beitern der Partei umgesetzt? 

3. VVelche Bestimmungsfaktoren zum Erfolg und Misserfolg der Mit- 
gliedervverbung lassen sich ausmachen? 


Die Ergebnisse der empirischen Untersuchungen können eine erste Erkennt- 
nis als Antvvort hervorbringen: VVer in der Mitgliedervverbung aktiv vvird, hat 
damit auch Erfolg. Doch hat bereits dieser Schluss seine Restriktionen erfah- 
ren: So vvüchst der Erfolg der Mitgliedervverbung nicht lincar mit der aufge- 
vvendeten Zeit, sondern sinkt ab einem gevvissen Punkt sogar vvieder. Zur 
Beantvvortung vveiterer offener Fragen soll die Diskussion im Folgenden 
dienen. Der Aufbau ist dabei vvie folgt: Abschnitt 7.1 ordnet das Selbstver- 
standnis der Parteien und die Dokumentenanalyse aus den Absehnitten 6.1 
und 6.2 in die gesamten Erkenntnisse der Studie ein, Abschnitt 7.2 fokussiert 
die Ergebnisse der Geschaftsführerumfrage aus Absehnitt 6.3, Abschnitt 7.3 
stellt die Online-Umfrage sovvie die qualitativen Leitfadenintervievvs mit 
Mitgliedervverbern aus den Absehnitten 6.4 und 6.5 in den Vordergrund und 
Absehnitt 7.4 leistet die eigentliche Zusammenführung der Erkenntnisse nach 
der Besprechung aller einzelnen empirischen Bestandteile. Danach soll die 
Methodenkritik in Absehnitt 7.5 folgen und zuletzt in Abschnitt 7.6 diskutiert 
vverden, vvie trans- und interdisziplinire Vorgehensvveisen vveitere Arbeiten 
zum Thema der Mitgliedervverbung bereichern können. 
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7.1 Handbücher und Leitfaden zur Mitgliedervverbung — 
Viel Material und geringe Lesebereitschaft? 


VVie die Analyse der Mitgliedervverbestrategien gezeigt hat, bildet sich das 
Selbstverstandnis beider untersuchter Parteien als Mitgliederparteien in den 
Handbüchern und Handreichungen zur Mitgliedervverbung ab. Beide Parteien 
lavieren dort aber zvvischen dem elektoralen und partizipativen Mitglieder- 
parteienverstindnis. Diese Positionssuche bestatigt hun (2018) für die SPD. 
Bemerkensvvert ist, dass beide Partefen in der Mitgliedervverbung cine ahnli- 
che strategische Ausrichtung verfolgen und sich vorvviegend auf die Anspra- 
chen-Strategie, die Marketing-Strategie und die Professionalisierungs-Strate- 
gie konzentrieren. Diese drei Strategien umfassen bei der SPD fast 70 Pro- 
zent und bei der CDU fast 60 Prozent aller codierten VVörter. Mit der Anspra- 
chen-Strategie antvvorten die Handbücher dabei auf die Tatsache, dass der 
Parteibeitritt zumeist eines 7riggers bedarf. Dem Umstand, dass Mitglieder 
geschult vverden müssen, um Argumentations- und Überzeugungsfihigkeit zu 
erlernen, tragen die Parteien mit der VVahl der Professionalisierungs-Strategie 
als vveiterer prominent genutzter Strategie in den Dokumenten Rechnung. Die 
Marketing-Strate gie soll zuletzt dafür sorgen, dass das AuBenbild der Partei- 
organisation vor Ört positiv konnotiert vvird und ihr Image möglichst unab- 
hingig vom Bild der Partei auf Bundes- oder Landesebene ist, zumindest, 
vvenn dieses negativ ist. Beachtlich sind die Unterschiede bezüglich der In- 
centive-Strategie, die bei der SPD eine auffallend untergeordnete Rolle er- 
halt. So seheint die CDU offensichtlich ein stairkeres Bevvusstsein dafür aus- 
gebildet zu haben, dass in der Mitgliedervverbung konkrete Beitrittsanreize 
vermittelt vverden sollten. Für die VVerber hilfreich sind diese höufig in Ar- 
gumentationshilfen verpackten Anreize. Damit finden Mitgliedervverber 
einen Gespröüchsleitfaden vor, der ihnen den Einstieg in cin VVerbegesprüch 
erleichtern kann. Dass die SPD dabei in der Mitgliedervverbung sovvohl stra- 
tegisch als auch in ihrem Material so sehr auf konkrete Incentives verzichtet, 
vervvundert. So könnten beispielsvveise Mitmachmöglichkeiten kommunizfert 
vverden, die bei der SPD sovvohl statuarisch als auch in der Praxis stiürker 
ausgepriögt sind als bei der CDU??1, Der selektive, prozessbezogene Anreiz 
könnte ebenfalls starker vermittelt vverden, steckt doch im Begriff des Orts- 
vereins der Vereinscharakter der untersten Gliederungsebene. Nicht zuletzt 
haben darauf die in den İntervievvs Befragten hingevviesen. 

Betde Partefen zeichnet aus, dass sie vel Material zur ehrenamtlichen Ar- 
beit bereitstellen, vvas strategisch sinnvoll ist. An Mitgliedervverbung interes- 
sierte Mitglieder können so auf cinen gevvissen Fundus zurückgreifen, um 
sich einen Einblick in strategische Optionen der Mitgliedervverbung zu ver- 
schaffen. In der Umfrage sovvie den İntervievvs vvird yedoch schnell die Dis- 


221 Eline Diskussion zu innerparteilicher Demokratie folgt vveiter unten ausführlich. 
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krepanz zvvischen Materialreichtum und Lesebereitschaft deutlich, vvenn- 
gleich in beiden Partefen mindestens die Halfte der in der Mitgliedervverbung 
Aktiven einige oder — cin kleiner Bruchteil — alle Handbücher zur Mitglie- 
dervverbung gelesen haben. Dass ein Drittel der SPD-Mitglieder und ca. die 
Halfte der CDU-Mitglieder die Handbücher fiedoch nicht zur Kenntnis ge- 
nommen haben, zeugt davon, dass die Top-Dovvn-Durchsetzung von Strate- 
gien nur über Handbücher und Leitfaden nicht erfolgreich verlöuft. Ein Erkla- 
rungsfaktor dafür bildet die in den Intervtevvs (siehe Abschnitt 6.4) deutlich 
gevvordene Ansicht einiger Befragter, selbst besser zu vvissen, vvie Mitglieder 
gevvorben vverden können. Ebenso vvird der Faktor Zeit genannt, den die 
Mitglieder nicht in das Lesen von Mitgliedervverbehandbüchern investieren 
vvollen. Ahnlich verhalt es sich mit Schulungen zur Mitgliedervverbung: Die 
Befragten begrüBen diese in den Dokumenten genannten Schulungsangebote, 
vvollen fedoch selbst kaum daran teilnehmen (siehe dazu die Ergebnisse in 
Absehnitt 6.3.4), vvobei die Frage nach E-Learning-Möglichkeiten keine 
vvesentlich bessere Resonanz erzeugte, sondern zumeist nur unverbindliche 
VVillensbekundungen vveckte. Ein anderes Problem besteht in der fehlenden 
empirischen Überprüfung der in den Mitgliedervverbehandbüchern postulier- 
ten Strategien. Die yevveiligen Autoren schöpfen anscheinend aus einem indi- 
viduellen Erfahrungsschatz, rekurrieren aber selten auf vvissenschaftliche 
Erkenntnisse und 1integrieren teilvveise Modelle, die in der Marketing-For- 
schung bereits seit langerem als obsolet gelten (siehe Abschnitt 6.2.2). Auf 
Basis der Dokumentenanalyse und der empirischen Erkenntnisse sollte insge- 
samt von einer strategischen Überlast im doppelten Sinne gesprochen vver- 
den. Damit ist gemeint, dass eine Vielzahl an Material zvvar quantitativ be- 
reitsteht, aber die Anforderungen an aufzubringende zeitlichen Ressourcen 
sovvie die Motivation der Ehrenamtlichen, die Inhalte zur Kenntnis zu neh- 
men, sie zu verarbeiten und auf die cigene Tütigkeit zu übertragen, auBerst 
hoch gesetzt sind. Zugleich sind die Strategien in grofen Teilen qua/izativ zu 
fordernd in dem, vvas sie Ehrenamtlichen abverlangen. 


7.1.1 Strategische Überlast und fehlende Anreize als Probleme 
überzogener Ansprüche 


Die Textmengen der einzelnen Handbücher und Handreichungen sind zu 
umfangreich, um Lesebereitschaft zu vvecken, insbesondere dann, vvenn Eh- 
renamtliche mehrere Handbücher der letzten Vahre zurate ziehen vvollen. 
Ebenso vverden Mafönahmen vorgeschlagen, deren Zeit- und Kostenintensitüt 
nur von sehr vvenigen, hochmotivierten Ehrenamtlichen in Kauf genommen 
vverden kann. Beispielhaft ist dafür folgender Passus aus einem SPD- 
Handbuch: ,,Eine engagierte SPD, die z.B. mit Ortsverceinszeitungen und 
Infostanden, mit Nachbarschaftsgesprüchen und Bürgersprechstunden, mit 
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Sommerfesten und Ferienaktionen vor Ort aktiv ist, kann die Belange der 
Bürgerlnnen optimal vertreten” (SPD 2011a: 13). Die Partei erkennt zvvar an, 
dass diese Aufgaben auf viele Schultern verteilt vverden müsseten, vvesvvegen 
Mitgliedervverbung ,,vvichtige Daueraufgabe für die gesamte Parteif” (SPD 
2011a: 14) sei. lm Gegensatz dazu stehen aber die überalterten, sich ausdün- 
nenden Ortsvereine, die aus Mitgliedermangel teilvveise fusioniert oder auf- 
gelöst vverden. Die aus den Handreichungen entnommenen Vorschlage sind 
zvvar konzeptionell sinnvoll, kollidieren aber mit der VVirklichkeit organisati- 
onaler Erosion. Für diefenigen Ortsvereine — und das gilt freilich auch für die 
Ortsverbünde der CDU -—, die ein Interesse an Mitgliedervverbung haben, 
sollten daher strategische Empfehlungen gegeben vverden, die deutlich nied- 
rigschvvelliger und vveniger ressourcenintensiv sind. Basierend auf den Er- 
kenntnissen der Partizipationsforschung sind die Vorschlage in den Handbü- 
chem zur Mitgliedervverbung insgesamt nicht als verfehlt zu bezeichnen. Sie 
beinhalten auf der einen Seite aber die schon genannten deutlich zu hohen 
Anforderungen an die Ehrenamtlichen. Fehlende Anreize, Mitgliedervverbung 
zu machen, stehen der Umsetzung dieser Vorschlöge auf der anderen Seite im 
VVeg. Die Verleihung ecines SPD-Toasters durch den Generalsekretr Lars 
Klingbeil an den /uso-Chef Kevin Kühnert für seine ,Verdienste“ in der Mit- 
gliedervverbung””” (vgl. deutschlandfunk.de 2018) — auf dessen VVunseh hin 
und als humoristische Aktion aufgezogene Inszenierung — macht trotz des 
belustigenden Untertons ein damit einhergehendes Grundproblem der Mit- 
gliedervverbung deutlich: So hat Kühnert im Vorfeld der Aktion nicht ohne 
Ironie darauf hingevviesen, dass cin Toaster seine Verdienste ausreichend 
vvürdige. VVie aus den İIntervfevvs dieser Studie deutlich vvurde, ist es notvyen- 
dig, Anreize zur Mitgliedervverbung zu setzen, die die investierte Zeit, den 
Aufvvand und den erfahrenen Frust vvenigstens ansatzvveise kompensieren 
können. Dies müssen nicht immer materielle Anreize sein, sondern kann sich 
auch in Ehrungen und persönlichen VVürdigungen öuBern, um den VVerbern 
eine Bestatigung für ihr Handeln zu geben sovvie das Kompetenz- und Aner- 
kennungsmotiv zu befriedigen. 


7.1.2 Strategische Überlast als Problem fehlender strategischer 
Einheitlichkeit 


Das zvveite Element ciner strategischen Überlast öuBert sich darin, dass die 
verschiedenen Ebenen der Partei sich vveder efnig in der VVahl der Strategien 
zu sein scheinen noch cine gemeinsame Kommunikationslinie kennen, vvobei 


222 Dies bezieht sich auf die Aufforderung von Kevin Kühnert, in die SPD einzutreten, um in 
der Abstimmung um den Koalitionsvertrag 2018 möglichst geger die GroBe Koalition zu 
stimmen. 
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die Literatur die VVichtigkeit der Kopplung politiseher an kommunikative 
Strategien hervorhebt (vgl. Radunski 1980: 7, Kamps 2002: 74). VVie beide 
Umfragen und die Intervievvs dieser Studie gezeigt haben, ist die Sicht da- 
rauf, vver die Mitgliedervverbung steuert, in und zvvischen den Parteien sehr 
unterschiedlich. Die föderale Struktur der Parteien und die Struktur cinzelner 
Gliederungsebenen vvürden fedoch etvvas erlauben, vvas Heilmann als fronz 
point to surface-Prozess in der chinesischen Politik erkennt (vgl. Heilmann 
2008: 2 und Heilmann 2011: 86). Dieser Prozess beinhaltet, in lokal begrenz- 
ten Bereichen Policy-Strategien oder -Mafnahmen zu erproben, aus diesen 
bei Erfolg generalisierbare Elemente abzuleiten und dann auf andere Berei- 
che zu übertragen. Dabei sollen spezifische lokale Kontextbedingungen be- 
achtet vverden, Funktionöre und Politiker höherer Ebenen können formell 
oder informell Unterstützung leisten. Das Modellproyekt zur Mitgliedervver- 
bung für die CDU (vgl. Bukovv 2013a: 170) ging einen ahnlichen VVeg, 
schien sich fedoch nicht im groBen Mahfstab durchzusetzen. Dass der Bedarf 
für cin solches Vorgehen besteht, lasst sich den Intervievvs entnehmen, vvenn 
die Befragten darauf vervveisen, dass sie sich VVerbematerial im Corporate 
Design der Partei vvünschen, das sie dam inhaltlich auf die lokalen Gegeben- 
heiten anpassen können. Das hier vorgeschlagene Vorgehen im ,Experimen- 
tierlabor" denkt dies lediglich vveiter. 


7.1.3 Das Strategieproblem in der Mitgliedervverbung — pars 
pro toto? 


Die strategische Diffusion und die unterschiedlichen Steuerungszentren in 
der Mitgliedervverbung machen deutlich, dass so etvvas vvie ein strategisches 
Zentrum nicht zu existieren scheint — vvas in der Literatur auch für andere 
Bereiche der Parteien konstatiert vvird (z.B. in der Regierungstütigkeit, siehe 
Tils 2013: 229, Tils 2011: 112 oder auBerhalb von VVahlkampfen, siehe Don- 
ges 2010: 70). Um lokale ,Experimente“ in der Mitgliedervverbung durchzu- 
führen, ihre Umsetzbarkeit für andere Gliederungen zu evaluieren und 
schlie5lich eine Art İmplementationsprogramm zu erstellen, bedürfte es aber 
eines solehen Zentrums. Die Erstellung eines strategischen Rahmenpro- 
gramms, das Raum für lokale Kontextbedingungen lüsst und in einzelnen 
Gliederungen experimental erprobt vvurde, vvird mit Blick auf die Erkenntnis- 
se dieser Untersuchung empfohlen, um sovvohl der losen Kopplung der Par- 
teigliederungen als auch den Anforderungen an Ehrenamtliche gerecht zu 
vverden. 

VVarum die Parteten die Mitgliedervverbung zvvar strategisch zu unterfüt- 
tern versuchen, sich aber in der Implementierung stark zurückhalten, ist Teil 
der ö/ack box. Zum einen mag ein Grund das fehlende Bevvusstsein für die 
Notvvendigkeit von Mitgliedervverbung sein, das sich erst in den letzten /ah- 
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ren durch den anhaltenden Mitgliedersehvvund in beiden untersuchten Partei- 
en herauszubilden scheint. Zum anderen gilt es die Frage zu stellen, ob die 
Eliten innerhalb der Parteien überhaupt ein veritables Interesse an Mitglie- 
dervverbung haben. Aus der Dokumentenanalyse sovvie dem Selbstverstind- 
nis beider Parteien geht hervor, dass ihre Attraktivitat, die Mitgliedervverbung 
und die Mitgliederbindung mit der Starkung innerparteilicher Beteiligungs- 
möglichkeiten assozitert vverden. Der Erfolg von Urvvahlen zu Sachfragen auf 
Bundesebene und damit einhergehendes Mitgliedervvachstum scheinen dem 
Recht zu geben. Gleichzeitig bedeutet die Abgabe von Entscheidungsgevvalt 
an die Mitglieder einen Machtverlust für die mittlere und höhere Funktio- 
nörsebene, vvesvvegen diese an efiner auf innerparteiliche Beteiligung fokus- 
sierten Mitgliedervverbung prinzipiell kein İInteresse haben kann. An dieser 
Stelle gehen official sfory und real story auseinander. VVie sich zudem für die 
Piratenpartei gezeigt hat, ist innerparteiliche Partizipation offensichtlich nur 
als punktuelles Leuchtfeuer zu verstehen, sovvohl für die Parteiorganisation 
als auch für die Mitglieder, die anscheinend nicht daran interessiert sind, 
standigen İInput in Diskussionen innerhalb der Partei zu geben (siehe Kosch- 
mieder 2016: 164). Folgt man den Angaben aus den TIntervievvs sovvie den 
Daten der Online-Umfrage unter den Mitgliedervverbern, ist innerparteiliche 
Demokratie als ambivalent für den Beitrittsentscheid zu betrachten und hat 
den Befragten zufolge selten die höchste Prioritat im Beitrittsgesprich. Teil- 
vveise interessiere Mitentscheidung die Gespröchspartner überhaupt nicht, so 
die Befragten. Im vveiteren Verlauf des Diskussionsteils vvird daher noch 
darauf cingegangen vverden, vvelche Rolle innerparteiliche Demokratie für die 
Mitgliedervverbung spielt. 

Insgesamt spfegelt sich in den VVerbestrategien die Suche nach der Identi- 
tat der untersuchten Parteien zvvischen elektoraler und partizipativer Mitglie- 
derpartei und nach dem richtigen Ma) innerparteilicher Partizipationsmög- 
lichkeiten vvider — stürker für die SPD als für die CDU (siehe Fun 2018). VVie 
sich an der Debatte um die Neubesetzung des Parteivorsitzes der CDU Ende 
2018 gezeigt hat, vvird in der CDU vonseiten einiger Mandatstrager die Not- 
vvendigkeit eines Mitgliederentscheides in Personalfragen gesehen (vgl. Kup- 
fer 2018). Zvvar vvürden Teile der Parteimitgliedschaft einen solchen Vorstol 
begrüBen??5, doch hat sich im Nachgang der VVahl der neuen Parteivorsitzen- 
den Annegret Kramp-Karrenbauer gezeigt, dass die Anvvendung des Dele- 
giertenprinzips nicht zu ,Massenaustritten“ führte (vgl. Bender 2018). Das 
Fehlen innerparteilicher Mitentscheidungsmöglichkeiten auf höchster Partei- 
ebene stellt damit zumindest keinen manifesten Austrittsgrund dar. 

Auf Basis der Dokumentenanalyse kann zusammenfassend das Fazit ge- 
zogen vverden, dass die Handbücher und Handreichungen zvvar den Partei- 
zentralen auf Bundesebene entstammen (sovvie den Generalsekretariaten), 


223 Auf Basis der Daten der Deutschen Parteimitgliederstudie vvüre es nur vvenig mehr als die 
Halfte der Mitglieder (vgl. Laux 2011b: 167). 
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diese aber anscheinend nicht die strategischen Zentren in Fragen zur Imple- 
mentierung bilden. Die Anforderungen an die Ehrenamtlichen sind öuBerst 
hoch, sollen sie doch auf Basis der Handbücher und ohne vveitere Anleitung 
in die Mitgliedervverbung einsteigen. Schulungen vverden zvvar sporadisch 
angeboten, setzen fedoch voraus, eine nicht unerhebliche Menge an Zeit zu 
investieren. Dass die in den Handbüchermn aufgelisteten Strategien vonseiten 
der Parteien zudem nicht empirisch überprüft vvurden, kann den Erfolg selbst 
bei der Befolgung der Handbücher und Leitfaden nicht garantieren. 


7.2 Die Party in Central Offices — Hilfreiche Sehaltstellen, 
aber personell unterbesetzt? 


Die Geschaüftsführerumfrage im Rahmen dieser Untersuchung bietet den 
ma5geblichen Vorteil, zumindest in der Anlage eine Vollerhebung darzustel- 
len, Bedauerlichervveise lasst der Rücklauf fedoch keine Schlüsse auf die 
Grundgesamtheit zu, sondern bietet lediglich einen nicht-repriösentativen 
Aussehnitt an. Bemerkensvvert vvar vor allem die sehr hohe Zahl an Urvvah- 
len, die von den Geschaftsführern in ihren Geschaftsbereichen erkannt vvurde 
und die mutmalf3lich darauf zurückzuführen ist, dass die Geschaftsführer 
darunter die turnusmaBigen Vorstandsvvahlen subsumiert haben. 

VVie in Absehnitt 6.3.4 aufgezeigt, sind die Unterschiede in den Parteien 
überraschend minimal. In der Vervvendung der genutzten Strategien ist dabei 
in der Geschaftsführerumfrage die Ansprachen-Strategie deutlich prominen- 
ter als in den VVerbehandbüchern beider Parteien. Ma5gebliche Unterschiede 
zvvischen den Partefen treten in der Kampagnen-Strategie und der Supporter- 
Strategie zutage, vvobei erstere von den Geschaftsführern der SPD und letzte- 
re von denen der CDU höufiger genannt vvird (zu möglichen Gründen dafür 
siehe Absehnitt 6.3.4). 

VVie sich erkennen le, bauen die Geschaftsführer beider Parteien neben 
der Ansprachen-Strategie auf die ihr naheliegenden Strategien vvie die Netz- 
vverk- und die Linkage-Strategie. Dies zeigt auf, dass an den hauptamtlichen 
Schaltstellen der Partei offensichtlich das Bevvusstsein vorherrscht, vor allem 
über Netzvverke und den direkten Kontakt den VVeg zur Mitgliedschaft für 
interessierte Bürger zu bereiten. Dies geht ecinher mit den Befunden aus der 
Partizipationsforschung, ecinen 77/gger zur Partizipation bieten zu müssen. 
Die Funktion der Geschaftsführer als Unterstützer der Mitgliedervverbung ist, 
vvie aus den Daten der Online-Umfrage hervorgeht, nicht zu unterschatzen. 
VVie der Mittelvvertvergleich zur Zahl gevvorbener Neumitglieder in Abhün- 
gigkeit von der Unterstützung durch die Regionalgeschaiftsführer in Abschnitt 
6.4.4 zeigt, hangt zumindest in der CDU der Erfolg der Mitgliedervverbung 
anscheinend von der Unterstützung der Geschaftsführer ab. Dass diese Zu- 
sammenhaönge für die SPD nicht zutage treten, kann zvvei Gründe haben: Der 
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erste ist — vvie üblich bei nicht-repriasentativen Untersuchungen — darin zu 
sehen, dass die Ergebnisse dem Zufall geschuldet sein können. Der zvveite 
yedoch vvirkt organisationssoziologiseh überzeugend und rekurriert auf die 
Zahl der Geschaftsführer der CDU, die deutlich über derienigen der SPD 
İlegt, sovvohl in absoluten Zahlen als auch relativ zur BevölkerungsgröBe 
innerhalb eines Geschaftsbereichs — und der Mitgliederzahl. le gröBer das 
geographische Einzugsgebiet, umso höher die Aufgabenlast, so die Einschat- 
zung. VVenngleich in den obersten Parteigeschaiftsstellen das Mitarbeiter- 
Mitglieder-Verhaltnis bei der SPD besser ist als dasienige der CDU (vgl. 
Bukovv 2013a: 183), so verschlechtert sich dieses Verhaltnis zuungunsten der 
SPD im Bereich der Regionalgeschaftsstellen. Das bedeutet, dass Geschaüfts- 
führer der CDU einzelnen Mitgliedern quantitativ und qualitativ mehr Unter- 
stützung zukommen lassen können als diefenigen der SPD, fedoch nur unter 
sonst gleichen Bedingungen eines in Relation zur Mitgliederzahl stehenden 
Arbeitsvolumens. Die Zahl der Geschaftsführer, die in beiden Parteien auf 
die Mitglieder entfallen und die Aufgabenvielfalt, der sie gegenüberstehen, 
machen es hingegen unvvahrscheinlich, dass sie als Ansprechpartner in der 
Mitgliedervverbung für yeden Ortsverband bzvv. Ortsverein im Geschaftsbe- 
reich dienen können. Sollte Mitgliedervverbung an der Parfy on the Ground 
an Gevvicht gevvinnen — so, vvie es SPD-B2 in den Intervievvs feststellt —, 
dann vvird auch der Aufvvand für die Geschaftsführer steigen, vvobei fraglich 
İst, vvie sie diesen dann noch bevvültigen können. Das daraus resultierende 
Versagen von Unterstützung kann aus einer motivationstheoretischen Per- 
spektive für die Mitgliederbeauftragten bzvv. Mitgliedervverber Auslöser sein, 
eigene Bemühungen zu reduzieren oder volistindig einzustellen. 


7.3 Die Party on the Ground — Überfordertes Ehrenamt? 


Mitgliedervverbung, so zeigte sich in der Online-Umfrage und den Leitfaden- 
intervievvs deutlich, hangt ma5geblich von den einzelnen Ehrenamtlichen ab, 
die sie ausführen, zumal die Durchsehnittszahlen der gevvorbenen Neumit- 
glieder durchaus respektabel sind. Mit 1,77 im Durchsehnitt gevvorbenen 
neuen Mitgliedern bei der SPD und 2,31 gevvorbenen Mitgliedern bei der 
CDU pro VVerber vvüren bereits vvenige zehntausende aktive Mitglieder in der 
Lage, den Mitgliederbestand der Parteien mittels VVerbung zu erhalten??“. 
Dass die Zahl der Eintritte in der Regel darunter liegt und der GroBteil dieser 


224 Als Beispielrechnung: Mit Mitgliederverlusten von 21.224 Mitgliedern bei der SPD für das 
Tahr 2017 und von 18.948 Mitgliedern bei der CDU genügten mit den genannten Durch- 
schnittsvverten aus der Online-Umfrage ca. 12.000 bei der SPD und ca. 8.200 in der VVer- 
bung aktive Mitglieder bei der CDU, um den Mitgliederbestand zu erhalten. Diese Modell- 
rechnung gilt für den Fall, dass die Zahl der Eintritte ohne VVerbung ,0“ betragen vvürde. 


386 


Eintritte offenbar auf die Eigeninitiative der Beigetretenen zurückzuführen 
ist, lüsst drei Schlüsse zu: 

(1) Die angegebene Zahl der gevvorbenen Neumitglieder ist deutlich zu 
hoch, vvobei der Grund dafür Effekte sozialer Ervvünschtheit sein könnte, (2) 
es handelt sich um zufallig hohe VVerte, die aus Gründen der Nicht- 
Reprösentativitüt zustande gekommen sind?5” und (3) — und diese Schlussfol- 
gerung vvird hier prüferiert — ist die Zahl deryenigen Mitglieder, die neuc 
Mitglieder vverben, so gering, dass sie auch mit den genannten Durch- 
schnittsvverten insgesamt keine Bestandssicherung erreichen. Dies steht in 
Einklang mit den Ergebnissen von /effs et al. (2016: 370). Dennoch steht 
auch dieser letzte Schluss in Konflikt mit Erkenntnissen anderer Studien, vvie 
z.B. der Erhebung von Hartl und Faus (2016: 21), in der 47 Prozent der von 
den Autoren befragten SPD-Mitglieder angaben, bereits Mitglieder gevvorben 
zu haben. Selbst die reprasentativen Daten von Spier (2011: 109) zeigen auf, 
dass insgesamt 14 Prozent der Parteimitglieder (parteiübergreifend) neuc 
Mitglieder gevvorben haben — der VVert gibt fedoch möglichervveise nur ecinen 
einmaligen Zeifpunkt vvteder, nicht aber eine kopzinuterliche Mitgliedervver- 
bung. Zudem vvird nicht unterschieden, ob ein einzelnes Mitglied a//ein ein 
neues Mitglied gevvorben hat oder ob die VVerbung im Ko//ektiv ablief??6, An 
dieser Stelle ist die vorliegende Studie daher empirisch determiniert — und 
auf cine reprasentative Umfrage unter Parteimitgliedern und dabei insbeson- 
dere den Mitgliedervverbern angevvfesen. 

Neben diesen Punkten sind vveitere zu diskutieren. Zu untersuchen vvüren 
vveiterhin die Ansprache potentieller Neumitglieder und die Ausgestaltung 
der Mitgliedervverbung in den einzelnen Bundeslündern. Nicht in fedem Bun- 
desland verfügen die untersuchten Parteien über einen öhnlichen Organisati- 
onsgrad und damit eine entsprechende Rekrutierungsfahigkeit, zumindest 
hinsichtlich der persönlichen Ansprache und der Prüsenz vor Ort. Insbeson- 
dere im landlichen Raum Ostdeutsehlands ist die Zahl der noch vorhandenen 
Mitglieder sehr gering. Von diesen vvird, ausgehend von den Erkenntnissen 
dieser Untersuchung, lediglich ein Bruchteil in der Mitgliedervverbung aktiv 
sein, vvas zum , Teufelskreis der Mitgliedschaft" nach VViesendahl (2003: 33) 
führt?7. Dennoch zeigte sich in den Intervievvs mit ostdeutschen Mitglieder- 
vverbern, dass die sich ausdünnenden Strukturen erfolgreicher Mitgliedervver- 


225 So übervviegt in der Online-Umfrage der SPD-VVerber der Anteil bayerischer Befragter. Mit 
Blick auf die Situation der SPD in Bayern erklürt dies aber gerade keine zufallig hohen 
VVerte, vvesvvegen dieser Schluss extrem unvvahrseheinlich scheint. 

226 VVenn rrehrere Parteimitglieder gemeinsam, beispielsvveise im Rahmen von Veranstaltun- 
gen, einen Beitrittsinteressierten im Gesprüch von einer Parteimitgliedschaft überzeugen 
können, haben alle an diesem Gesprüch Beteiligten eir neues Mitglied gevvorben, neben Ef- 
fekten der sozialen Ervvünschtheit vvüre dies ein vveiterer plausibler Grund für die angege- 
benen hohen VVerte. 

227 Siehe dazu Abbildung 5. 
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bung zvvar abtraglich sind, sie aber dennoch möglich ist?25, Unter Rückgriff 
auf die Ausführungen zur Motivation und Motivierung von Parteimitgliedern 
zur Parteiarbeit lasst sich zudem auf die Kommunikationsfunktion überge- 
ordneter Ebenen vervveisen. Diese können mit Professionalisierungsangebo- 
ten und Unterstützungsleistungen VVertschatzung in dem Sinne ausdrücken, 
dass der Partei daran gelegen ist, die Fahigkeiten ihrer Mitglieder zu verbes- 
sern. Einer nicht-reprisentativen Studie von Dose et al. (2016: 78) zu den 
Mitgliedern der SPD zufolge haben zvvei Drittel von diesen İnteresse an poli- 
tischen VVeiterbildungsangeboten der Partei. VVird der Begriff der ,Schulung" 
in den Fragen genutzt, erhalten die Autoren der Studie sogar cinen VVert von 
89,4 Prozent der Befragten, die sich mehr Schulungs- und Seminarangebote 
in den Ortsvereinen vvünschen (vgl. Dose et al. 2016: 87), vvas die Autoren 
auf die unterschiedliche Begriffsvervvendung zurückführen. Ungeachtet des- 
sen, vvelche Terminologie vervvendet vvird: Das Interesse an VVeiterbildungs- 
angeboten scheint sehr hoch zu sein. VVie sich in der Online-Umfrage gezeigt 
hat, sind die Mittelvverte deryenigen Mitglieder, die Seminarangebote zur 
Mitgliedervverbung genutzt haben, zvvar höher als die deryenigen Mitglieder, 
die keine Schulungsmafönahmen besucht haben, es besteht yedoch keine sta- 
tistische Signifikanz. Auffallig ist im Vergleich zu den Zahlen von Dose et al. 
(2016) des VVeiteren, dass nur ein sehr geringer Anteil der Befragten in der 
vorliegenden Untersuchung (ca. 13 “6 bei der SPD und ca. 15 €6 bei der 
CDU) diese Angebote überhaupt nutzt. Zevei Erklaürungsmöglichkeiten für 
diese Diskrepanz existieren: Zum einen kann der Unterschied des geplanten 
zum tatsöchlichen Verhalten auf die in der Theorie des geplanten Verhaltens 
genannten Faktoren zurückgeführt vverden, zum anderen ist auf Basis des 
geringen Stellenvvertes der Mitgliedervverbung innerhalb der Parteiarbeit zu 
ervvarten, dass Schulungsangebote in diesem Bereich schvvach frequentiert 
sind. Letztlich liegt die Erklarung der geringen Nutzungsraten vvohl in einer 
Kombination aus beidem???, Zu beachten ist ebenso, dass die Schulungsange- 
bote — so zumindest bei der SPD — anscheinend keine einheitlichen Inhalte 
kennen und die Dozentenautonomie ein nicht zu unterschatzendes Gevvicht in 
der inhaltlichen Ausgestaltung der Mitgliedervverbung hat. Hier vvüre cin für 
alle Seminarleiter anzuvvendendes, auf vvissenschaftlichen Erkenntnissen 
beruhendes Konzept vorzuziehen. 

Der Mitgliedervverbung vorgelagert ist damit — nicht nur in Bezug auf den 
Besuch von Seminaren, sondern vor allem hinsichtlich einer generellen Be- 
reitschaft, neue Mitglieder zu vverben — die Aktivierung der bestehenden 
Mitglieder. Die Aktivierung der bisher untatigen oder selten aktiven Partei- 


228 VVobei hier sicherlich die Kritik berechtigt ist, dass die Intervievvs zumeist in stadtischen 
Zentren geführt vvurden. 

229 Ahnlich auch Totz (2012: 79): ,,Zum einen bedeuten flachendeckende, regelmABige 
Neumitgliederseminare und die Schulung von Mentoren einen hohen finanziellen Aufvvand. 
Zum anderen ist die Bereitschaft der Ortsvereinsfunktionare zur Mitarbeit notvvendig”. 
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mitglieder, die das Gros der Parteimitgliedschaft ausmachen (vgl. Spier 2011: 
99), stellt den ersten Schritt zu erfolgreicher Mitgliedervverbung dar. In der 
Umfrage unter den Mitgliedervverbern sovvie den İIntervievvs zeigte sich zvvar, 
dass die VVerber auf die Hilfe ihrer Parteigenossen und Parteikollegen zu- 
rückgreifen könnten, vvenn sie diese denn benötigten. Insbesondere aus den 
Intervievvs ging yedoch hervor, dass der Einbezug anderer Mitglieder entvve- 
der teilvveise nicht gevvollt ist, nicht benötigt vvird oder bereits cin kleiner 
Kreis selektierter Aktiver bereitsteht, denen unterschiedliche Aufgaben zu- 
gevviesen vvurden. 

Zum idealen Zeitpunkt der Mitgliedervverbung konnten ebenfalls Er- 
kenntnisse gevvonnen vverden. Zunöchst ist der Aussage von Niedermayer 
(2011: 35) zuzustimmen, dass Mitgliedervverbung als Daueraufgabe angese- 
hen vverden sollte, vvas sich insbesondere in den İntervitevvs erkennen lasst. 
VVie sich gezeigt hat, scheint dabei ein stündiges ,Mitdenken“ der Mitglie- 
dervverbung bereits ausreichend zu sein. Geplante VVerbeaktionen und Prami- 
enprogramme können kurzfristige Sehübe in der Mitgliederbilanz bevvirken, 
die Verstetigung der Mitgliedervverbung führt fedoch zu einem kontrollierba- 
ren Mitgliederzuvvachs, vvas die Integration der Neumitglieder erleichtert. Da 
die Neumitgliederintegration sovvie die Mitgliederbindung in den Bereich der 
Mitgliederbeauftragten fallen, sollten die verschiedenen Aufgaben aufgrund 
ihrer Komplexitüt in zvvei voncinander getrennte Amter geteilt vverden, cines, 
das der Betreuung dient und eines, das der VVerbung dient. Letztlich lage es 
am Mitgliedervverbebeauftragten, Mitgliedervverbung dann auszuvveiten, 
vvenn sich günstige Zeitpunkte vvie VVahlkimpfe anbieten. Die höhere Pra- 
senz von Parteimitgliedern vor Ort mit einer direkten Ansprache hinsichtlich 
einer Parteimitgliedschaft zu verbinden, liegt dabei nahe, doch scheint der 
klassische VVahlkampistand obsolet zu sein und, auf Basis der Intervievvs, die 
Verbindung von Haustürvvahlkampf und Mitgliedervverbung effizienter. Des 
VVefteren, so cinige Befragte, sollte die konkrete Beitrittsfrage nach dem 
VVahlkampf gestellt vverden, insbesondere denyienigen Interessierten, die 
schon höufiger Parteiveranstaltungen besucht haben. Für die Erstansprache 
yedoch können innerhalb des VVahlkampfes die Grundlagen gelegt vverden. 

Erfolgsfaktoren, die aus den Tntervievvs hervorstechen, sind unter ande- 
rem hohes politisches Interesse und hohe eff/icacy. Invvievveit diese Einstel- 
lungen unvermittelt auf den VVerbeerfolg vvirken, kann lediglich vermutet 
vverden. Es lasst sich zumindest erahnen, dass hohes politisches Interesse mit 
gröBerem politischem VVissen einhergeht und dazu führt, in VVerbegesprüchen 
adaquat auf den Gesprüchspartner und seine politischen Zielvorstellungen 
eingehen zu können. Hohe eyff/icacy ist mitunter als vermittelter intrinsischer 
Motivator relevant: Halten Mitglieder die eigene Partei sovvie das politische 
System insgesamt für responsiv und glauben, selbst in ciner Gruppe aktiv 
vverden zu können (bzvv. tun dies bereits), können sie dies auch anderen Bei- 
trittsbereiten kommunizieren. Es kann auf Basis der İIntervievvs festgestellt 


389 


vverden, dass Mitglieder mit geringer e//icacy in der Mitgliedervverbung vve- 
niger erfolgreich sind und eine geringere Überzeugungsfahigkeit haben. Be- 
sonders exemplarisch vvar dies bei SPD 12 zu vermerken, der groBe Unzu- 
friedenheit mit der Partei artikulierte, die in nicht-erfolgreicher Mitglieder- 
vverbung resultierte. Vor allem stach aus den İntervievvs heraus, dass die 
erfolgreichen VVerber die direkte Ansprache nicht scheuten und darin die 
Politikerfolge der Partei einkapselten. Elgeninitiativ zu handeln, Frustratio- 
nen auszuhalten und Mitgliedervverbung zu verschiedenen Gelegenheiten 
mitzudenken, ohne in Beitrittsgesprüchen penetrant zu sein, scheinen auf 
Basis der Intervievvs die Erfolgsfaktoren in der Mitgliedervverbung zu sein. 
Dabei zu vvissen, dass auch Parteifreunde als Helfer eingesetzt vverden kön- 
nen, ist auf Basis der İIntervievvs hilfreich und verstürkt das Gemeinschafisge- 
fühl, Erfolgversprechend scheint zudem zu sein, Bürger nicht direkt am 
VVahİstand mit dem Vervveis auf eine Mitgliedschaft zu überraschen oder gar 
zu überfordern, sondern in einem ersten Schritt unverbindliches Interesse zu 
vvecken und in einem zvveiten Schritt in ein Beitrittsgesprüch einzusteigen, 
vvenn Bürger von sich aus die Mitgliedschaft ansprechen oder sich an Veran- 
staltungen und Aktivitüten der Partei mehr als sporadisch interessiert zeigen. 
Diese potentiellen Neumitglieder müssen des VVeiteren auf cine gevvisse 
VVeise beobachtet und identifiziert vverden. Vor allem ist Kommunikation 
zvvischen den Ehrenamtlichen und Prasenz der Ehrenamtlichen auf Veranstal- 
tungen notvvendig, um potentiell Beitrittsvvillige zu identifizieren und anzu- 
sprechen. Die hohe Relevanz dessen zeigt sich zudem darin, dass eine Ge- 
meinsamkeit der nicht-erfolgreichen VVerber ist, Bürger und İnteressierte 
nicht anzusprechen. Bei einigen nicht-erfolgreichen Mitgliedervverbern vvar 
zudem auffallig, dass nicht nur das Misslingen der eigenen Mitgliedervver- 
bung — und damit Frustration — klar erkannt vvurde, sondern dass sich die 
Parteikollegen sovvie übergeordnete Ebenen für die geleistete ehrenamtliche 
Mühe nicht bedanken, sondern im Gegenteil noch den Misserfolg tadeln. 
Höhere Parteiebenen sollten daher dazu angehalten sein, die Ehrenamtlichen 
ausgiebig zu unterstützen und zugleich Anreize zur Mitgliedervverbung zu 
setzen, die aus Respekt und VVertschiützung bestehen können und nicht unbe- 
dingt materieller Natur sein müssen. 

In den Tntervtevvs zeigte sich aber auch, dass die Unterstützung höherer 
Organisationsebenen zvvar potentiell vorhanden ist, die VVerber aber zum 
GroBteil ohne diese Unterstützung auskommen (vvollen). Dies geht einher mit 
dem hohen Selbstbevvusstsein der erfolgreichen Befragten, dass die cigene 
Mitgliedervverbung eine Erfolgsgeschichte bilde. Dazu passen ihr hohes 
Commitment und ihre hohe Soziale Identitat. 
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7.4 Zusammenführung der Ergebnisse und 
Absehlussdiskussion 


VVie die Partizipationsforschung zeigt, ist ein Reservoir parteibeitrittsbereiter 
Bürger durchaus vorhanden. Es zeigt sich yedoch auch, dass neben allgemei- 
nen Faktoren, die Partizipation begünstigen, spezifische Faktoren existieren, 
die den Parteibeitritt bedingen. Die deutsche Parteimitgliederforsechung arbei- 
tet dabei mit den aus der britischen Forschung bekannten Anreizmustem?50, 
vvenngleich der General-Incentives-Ansatz nicht besonders überzeugend ist 
und in empirischen Untersuchungen cine schlechtere Modellgüte produziert 
als der sozialpsychologische Ansatz, die Ergebnisse dieser Studie stützen 
diesen Eindruck, insbesondere mit Blick auf die Regressionsmodelle in den 
Absehnitten 6.4.2 bis 6.4.4. 

Zudem fehlt in der Forschung stets die Berücksichtigung des 77riggers, 
der durch aktive Mitgliedervverbung den Parteibeitritt auslösen kann. Dies 
führte zu der Annahme, dass Mitgliedervverbung sovvohl innerhalb persönli- 
cher Netzvverke (durch Parteimitglieder, die im Freundes- und Bekannten- 
kreis auf die Möglichkeit des Beitritts hinvveisen) als auch auBerhalb dieser 
Netzvverke (durch Parteimitglieder, die im Rahmen von Veranstaltungen oder 
im VVahlkampf Bürger auf cinen Parteibeitritt aufmerksam machen können) 
eine Schlüsselfunktion zum Parteibeitritt darstellen kann. Dieser 7rigger 
kann des VVeiteren durch gutes strategisches Gespür sovvie entsprechende 
social skills die VVirkung der Beitrittsanreize verstairken und die der -hemm- 
nisse senken. 


7.4.1 Strategische Dimensionen der Mitgliedervverbung 


Die Relevanz dieses 7riggers schlagt sich in der VVahl der Strategien der 
Parteten nieder, die sich in den Dokumenten zur Mitgliedervverbung finden 
lassen. VVie sich in der Geschaftsführerumfrage gezeigt hat, dient die Anspra- 
chen-Strategie in der Praxis offensichtlich als vvichtigste Strategie. Gepaart 
vvird sie den Geschaftsführern zufolge vor allem mit der Linkage- und Netz- 
vverk-Strategie, die in den Dokumenten der Parteien ein geringeres Gevvicht 
erhalten. VVerden dann die Nutzungsraten der Strategien in der Umfrage unter 
den Mitgliedervverbern betrachtet, sticht vvieder die Ansprachen-Strategie 
hervor. Mit gevvissem Abstand dazu, aber hinsichtlich ihrer Nutzung ahnlich 
verteilt, sind die Marketing-Strategie, die Supporter-Strategie, die Netzvverk- 
Strategie, die Linkage-Strategie und schlieBlich noch die Issue-Strategie. 


230 Dabei sollen selbstverstindlich nicht die hilfreichen Erkenntnisse aus Niedermayer (1989) 
unterschlagen vverden, die insbesondere im Rahmen der Vorarbeiten zu dieser Untersu- 
chung döulerst gevvinnbringend vvaren. 
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Eine untergeordnete Rolle nehmen in der Online-Umfrage die Aktions- 
Strategie, die Framevvork-Strategie, die Professionalisierungs-Strategie, die 
Material-Strategie und die Paket-Strategie ein. Die Vielzahl der voneinander 
zu trennenden Strategien als Resultat der empirischen Untersuchungen dieser 
Studie macht deutlich, mit vvelcher strategischen Vfelfalt die Mitgliedervver- 
ber der Parteien arbeiten können. 

Die empirischen Erkenntnisse bieten die Möglichkeit der strategischen 
Bündelung. Unter Ko//ektivstrategien sollen dabei solche Strategien verstan- 
den vverden, die im Örganisationsverbund und von einer Gruppe von Mit- 
gliedern verfolgt vverden können, und /zdividualstrategien sind solche, die 
starker vom einzelnen Mitglied ausgehen. VVie bei nahezu feder idealtypi- 
schen Dichotomic in der Politikvvissenschaft lassen sich beide in der Empirie 
nicht völlig trennscharf voneinander unterscheiden. Die unten stehenden 
Tabellen 36 und 37 ordnen daher Strategien dem Typus zu, in dem sie sich 
eher verorten lassen. Die Nutzungsrate der Strategien vvurde auf Basis der 
Einzeluntersuchungen zvvischen 2oc/, miftel und niedrig unterschieden. 
Niedrig ist die Nutzungsrate dann, vvenn sie in den Umfragen unter 20 Pro- 
zent liegt, mittel bedeutet zvvischen 20 und 50 Prozent und hoch über 50 
Prozent. 
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Tabelle 36: Individualstrategien in der Mitgliedervverbung der SPD und CDU 
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Tabelle 37: Kollektivstrategien in der Mitgliedervverbung der SPD und CDU 
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Bemerkensvvert ist die Diskrepanz in den Nutzungsraten der Kollektivstrate- 
gien im Vergleich zvvischen den Geschaftsführern und den Mitgliedervver- 
bern. Letztere nutzen beispielsvveise die VVerbung mithilfe geplanter Mitglie- 
dervverbeaktionen öulBerst selten. Zudem zeigt sich in der Linkage-Strategie 
ein anderes Nutzungsverhalten bei den Mitgliedervverbern, vvozu die İnter- 
vievvs eine Erklarung bieten: Das Ausdünnen von Vorfeldorganisationen, 
Verbainden, Kirchen und Vereinen bedingt ecine damit cinhergehende geringe- 
re Vernetzung der Partei mit diesen. Doch auch in den Individualstrategien 
sind Unterschiede zu erkennen, vor allem bei der Professionalisierungs- 
Strategie. Dies ist dem Umstand geschuldet, dass die Geschaftsführer selbst 
die Professionalisierung-Strategie nutzen, da es einen Teil ihrer hauptamtli- 
chen Arbeit darstellt und VVeiterbildungsmafönahmen in der Arbeitszeit statt- 
finden bzvv. zu dieser zahlen. Die hohe Nutzungsrate dieser Strategie auch in 
der Dokumentenanalyse vervvundert nicht, vor allem auf Basis der Studiener- 
gebnisse von Oerder (2015). Ebenso vvenig vervvundert zugleich die geringe 
Nutzung dieser Strategie vonseiten der Ehrenamtlichen, da der Besuch von 
Sehulungen das schon genannte hohe Mab an Zeit voraussetzt. Die Anspra- 
che- und Marketingstrategie erfahren yedoch Nutzungsraten, die den Rangen 
in der Dokumentenanalyse entsprechen und spiegeln damit vvider, dass die 
Mitgliedervverber VVerbestrategien im Sinne der Handbücher vervvenden, 
vvenngleich sie die Handbücher nicht immer zur Kenntnis nehmen. 

VVie die Tabellen 36 und 37 ebenfalls zeigen, sind die Erfolgsraten der 
einzelnen Strategien in Relation zu höheren Neumitgliederzahlen bei der SPD 
deutlich besser zu erkennen als bei der CDU (siehe Absechnitt 6.4.4). Für die 
SPD kann dabei konstatiert vverden, dass zumindest auf Basis der Mittelvvert- 
vergleiche die Material-Strategie, die Aktions-Strategie und die Framevvork- 
Strategie Erfolge erzielen. Für die CDU lasst sich bilanzieren, dass diese auf 
Basis der multiplen Regression die Aktions-Strategie deutlich höufiger ein- 
setzen sollte, es gelten yedoch die in Absehnitt 7.3 genannten Vorbehalte. Als 
Ergebnis der Intervievvs, der Dokumentenanalyse und der Partizipationsfor- 
schung ist hinzuzufügen, dass die Ansprachen-Strategie hinsichtlich ihrer 
Erfolgsvvahrscheinlichkeit vveiterhin als hüufigste Strategie genutzt vverden 
sollte, in ihrer Nutzung fedoch ein hohes zvvischenmensehliches Gespür ver- 
langt und daher von vveiteren Kontextfaktoren abhöngig ist (vvie bspvv. rheto- 
risch versierten, geschulten und empathischen VVerbern). 

Den in der Forschung genutzten Parteibeitrittsanreizen vvurde in dieser 
Studie der Partizipationsanreiz hinzugefügt, da er in der Parteienforschung 
mit ciner Attraktivitatssteigerung für die Parteien gleichgesetzt vvird. Dass 
zvvischen Mitgliedervverbung und der innerparteilichen Demokratie ein Zu- 
sammenhang herzustellen ist, erkennt bereits Gabriel (1973). Er zeigt auf, 
dass innerparteiliche Demokratisierung in cinem ersten Sehritt die Übervvin- 
dung der Apathie bestehender Mitglieder beinhaltet, vvas die ,,Überprüfung 
der Praxis der Mitgliedervverbung und İdasl Aufstellen ecines Kataloges mit 
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Kriterien, an denen sich diese orientieren könnte“ (Gabriel 1973: 90) voraus- 
setzt. Dieser Ansatz, in der Mitgliedervverbung den Ausgangspunkt innerpar- 
teilicher Demokratisierung zu sehen, hat sich im Laufe der lahrzehnte umge- 
kehrt. Innerparteiliche Demokratie gilt heute als Pramisse erfolgreicher Mit- 
gliedervverbung und als vvichtigstes Mittel der Attraktivitatssteigerung von 
Partelen, so die Literatur. Dem gegenüber stehen die Umfrageergebnisse 
sovvie die Aussagen der İntervievvpartner. Von innerparteilicher Demokratie 
scheinen zvvar gevvisse Effekte auszugehen, es ist fedoch unklar, auf vvelche 
VVeise diese vvirken bzvv. vermittelt vverden. Aus den Mittelvvertvergleichen 
aus Absehnitt 6.4.4 geht hervor, dass Parteimitglieder der SPD, die Urvvahlen 
in ihrer Gliederung kennen und diese als Anreiz in der Mitgliedervverbung 
nutzen, signifikant höhere VVerbezahlen erreichen konnten. Mitglieder der 
CDU vverben dann erfolgreicher, vvenn Urvvahlen abgehalten vverden, nicht 
aber, vvenn sie in der Mitgliedervverbung vermittelt vverden. Die Regressions- 
analysen zeigen in den einzelnen Modellen signifikante Einflüsse von Ur- 
vvahlen auf die Zahl der gevvorbenen Neumitglieder ausschliellich für die 
Mitgliedervverber der SPD auf. 

Dennoch ist unklar, ob und invviefern sich Bürger innerparteiliche Partizi- 
pationsmöglichkeiten vvünschen — vor allem der Kreis der Beitrittsbereiten. 
Es kann fedoch konstatiert vverden, dass innerparteiliche Demokratie die 
efficacy stimulieren kann (siehe dazu im internationalen Vergleich VVuttke et 
al, 2017: 2)51, ,fActuall participation in an intraparty vote fosters party- 
specific efficacy because it provides members vvith the experience of having 
a say“ (VVuttke et al, 2017: 2). Dies führe dann vviederum zur Attraktivitats- 
steigerung der Partei sovvie zu höherer Identifikation mit der Partei und mün- 
de darin, andere Menschen vom Parteibeitritt überzeugen zu vvollen (vgl. 
VVuttke et al. 2017: 9). Anderen Autoren zufolge ist der Effekt von innerpar- 
teilicher Demokratie auf eine starkere Mitgliederbindung mindestens umstrit- 
ten (siehe z.B. Schlote 2011: 13), vvas vviederum in Kontrast zu den Ergeb- 
nissen von VVuttke et al. (2017: 9) steht. 

Im Vergleich zur Literatur sinkt der Beitrag, der Urvvahlen in den İInter- 
vievvs zugmessen vvird, deutlich. Die Befragten vveisen darauf hin, dass Ur- 
vvahlen als Beiftrittsanreiz in VVerbegespriöchen nicht verfangen vvürden und 
beitrittsinteressierte Gesprachspartner diese nur selten auf die Agenda brüch- 
ten. Selbst die an einer Parteimitgliedschaft oder -mitarbeit interessierten 
Bürger scheinen demnach zumindest nicht vorrangig auf innerparteiliche 
Partizipation bedacht zu sein. Im Rahmen dieser Ergebnisse ist daher davor 


231 VVie diese Studie anhand der ALLBUS 2018-Daten gezeigt hat, ist die e/f/icacy bei den 
parteibeitrittsbereiten Bürgern höher als beim Rest der Bevölkerung. Diese Bürger haben 
also 5ereits ein höheres politisches VVirksamkeitsgefühl und sehen die Demokratie damit 
als responsiv an. Zudem trauen sie sich zu, mit dem eigenen Partizipationsverhalten Ein- 
fluss nehmen zu können. Es vvüre also zu ervvarten, dass insbesondere diefenigen Bürger, 
die cin geringes politisches VVirksamkeitsgefühl ausgebildet haben, in innerparteilichen 
Partizipationsangeboten die Möglichkeit erkennen, doch ,gehört" zu vverden. 
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zu vvarnen, die Effekte von Urvvahlen in der Mitgliedervverbung zu über- 
schatzen und sich einseitig darauf zu versteifen, innerparteiliche Demokrati- 
sierung allein könne Partefen vvteder revitalisieren, zumal die CDU schon 
organisationskulturell ein anderes Verstindnis von Beteiligung hat als die 
SPD. Letztere ist dabei noch eher auf dem Pol der partizipativen Mitglieder- 
partei zu verorten als die CDU, die der elektoralen Mitgliederpartei nöher- 
steht. İnnerparteiliche Mitentscheidung vvird bei der CDU, vvie aus den İnter- 
vievvs hervorgeht, starker aus einer Perspektive der Mitbestimmung, also des 
Mitdiskutierens, betrachtet. Bei der SPD scheint hingegen die direkte Ent- 
scheidungsmöglichkeit bei den an einer Parteimitgliedschaft interessierten 
Bürgern zu verfangen. Einer solchen Parteikultur dann mit verordneter inner- 
parteilicher Demokratie zu entgegnen, scheint als strategisches Mittel der 
Mitgliedervverbung nicht zu passen, vor allem, da die Parteikultur alle Orga- 
nisationsebenen überspannt (vgl. Sehvvartz und Lavvson 2005: 278f.). Dies ist 
nicht zuletzt Ausdruck der zvvar ,losen“, aber immer noch vorhandenen 
Kopplung. Nicht zu ignorieren sind die Nebeneffekte der Ausvveitung direkt- 
demokratischer Entscheidungsmechanismen an der Parteibasis, die vor allem 
die mittlere Funktionörsebene treffen. Sie ist es, die von innerparteilichen 
Entscheidungen or f2e ground übergangen vvird, vveil diese von der Parteiba- 
sis direkt an die Parteispitze gelangen (vgl. Tun 2018: 945). 

Zu den anderen Beitrittsanreizen neben dem der innerparteilichen Beteili- 
gung ist insgesamt zu vermerken, dass ihre Nutzung ahnlich der Strategien 
auffallend gleichförmig verlauft und zvvischen den Parteien nur minimale 
Unterschiede zu vermerken sind (siehe Abbildung 36). In Mittelvvertverglei- 
chen erzielen VVerber der CDU vor allem mit dem Argument der innerpartei- 
lichen Mitentscheidungsmöglichkeiten höhere VVerbeerfolge, die VVerber der 
SPD sind mit altruistischen Anreizen erfolgreicher. 

Mit Blick auf die internationale Forschung und die Ergebnisse zu Partei- 
unterstützern, die einen Beitritt noch scheuen, überschaützen diese vor allem 
die Opportunitatskosten der Mitgliedschaft und treten desvvegen nicht bei 
(vgl. Poletti et al. 2019: 165). Strategisch sinnvoll sind daher Beittrittsanreize 
und VVerbeargumente, die sich darauf konzentrieren, die Kosten der Partei- 
mitgliedschaft als gering darzustellen. Hierin auBert sich die Notvvendigkeit, 
zielgruppenspezifische Beitrittsanreize zu entvvickeln. Dies erschvvert freilich 
die Bündelung von irsgesamt erfolgreichen Mitgliedervverbestrategien. So 
können die Strategien in ahnlicher VVeise vervvendet vverden, die Anreize 
hingegen müssen der Parteipraferenz der Bürger und dem, vvas sie mit der 
yevveiligen Partei verbinden, angepasst sein. 

VVie die Intervievvs gezeigt haben, bevverben Mitgliedervverber innerpar- 
teiliche Mitentscheidungsmöglichkeiten auf Landes- und Bundesebene nicht 
aktiv und bringen sie im Dialog mit interessierten Bürgern nicht auf die Ge- 
sprüchsagenda. Letztlich scheint damit unklar zu sein, vvelche Effekte von 
innerparteilicher Demokratie auf die Mitgliedervverbung ausgehen und ob sie 
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nur desvvegen nicht verföngt, vveil sie von den Mitgliedervverbern nicht auf 
die VVerbeagenda gesetzt vvird. Da sich sovvohl in den Forschungen zu inner- 
parteilicher Demokratie als auch in den vorliegenden Daten ein bisher unkla- 
res Bild abgezeichnet hat, soll der nachste Absechnitt den notvvenigen Raum 
bieten, Mitgliedervverbung explizit aus einer Perspektive innerparteilicher 
Mitbestimmung bzvv. Mitentscheidung zu betrachten. 


7.4.2 Mitgliedervverbestrategien zvvischen Mitbestimmung und 
Mitentscheidung 


VVerden Parteimitglieder nach den Gründen ihres Beitritts befragt, geben sic 
an, dass sie mit ciner Parteimitgliedschaft die Gelegenheit erhielten, ,,auf ihr 
unmittelbares Umfeld vor Ort gestaltend Einfluss zu nehmen” (Klein und 
Spier 2011a: 211). Dies vviederum lösst sich am ehesten im Ortsverband und 
Ortsverein realisieren, die zumeist aufgrund ihrer GröBe Abstimmungen über 
Sach- und Personalfragen auerhalb von turnusmaBigen VVahlen in Sitzungen 
per Handzeichen ermöglichen. Damit können Ürvvahlen ,im Kleinen" stets 
abgehalten vverden, vvie auch die Intervievvpartner aufzeigen. Instrumente vvic 
Mitgliederbefragungen oder -entscheide betreffen dabei meist die Landes- 
und Bundesebene und vverden auf Kreisverbandsebene selten und auf Orts- 
verbands- bzvv. Ortsvereinsebene überhaupt nicht genutzt, meist aufgrund der 
überschaubaren Zahl (aktiver) Mitglieder. So vvaren die Intervievvs mit den 
Mitgliedervverbern auf dieser Ebene aufsehlussreich, um zu erfahren, dass 
innerparteiliche Demokratie zumeist darin gesehen vvird, dass yedes Partei- 
mitglied mitdiskutieren, an Antragen mitvvirken und sich einbringen kann. 
Die signifikanten Korrelationen in der Online-Umfrage hinsichtlich des 
bloğ5en Vorhandenseins von Urvvahlen können vvie folgt aufgelöst vverden: Es 
kann angenommen vverden, dass diese Befragten insgesamt über eine partizi- 
pations- und diskussionsfreundlichere Kultur vor Ort verfügen und vielleicht, 
mitsamt der Partefiorganisation, ,lebendiger"“ auftreten???. Auch die zahlenma- 
Bige GröBe des Ortsvereins kann dieses ,Bild der Lebendigkeit" schaffen. 
Dafür spricht, dass zumindest bei der SPD ein starker statistischer Zusam- 
menhang zvvischen der Zahl der Mitglieder im Ortsverein und der Zahl der 
gevvorbenen Neumitglieder besteht, vvenngleich es hier der moderierenden 
Variable Sfadt/Land bedurft haütte, anzunehmen ist, dass Mitgliedervverbung 


232 Um dies empirisch zu prüfen, bedarf es einiger Informationen, die der Anonymitüt der 
Beffagten entgegenstehen. So müsste in Umfragen erhoben vverden, vvie viele Mitglieder 
der fevveilige Verband hat, vvie hoch die Bevölkerungszahl vor Ört ist und vvelche lokale 
Struktur — stadtiseh oder lindlich — besteht, um daraus den Organisationsgrad errechnen zu 
können. Mit all diesen Informationen vvüren die Befragten aber sicherlich leicht zurückzu- 
verfolgen. 
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in stadtischen Gegenden mit höherer Bevölkerungsdichte zumindest in abso- 
luten Zahlen höhere Ertrage produziert als in landlichen Gegenden. 

VVenn das Argument störkerer Mitentscheidung auf höheren Parteiebenen 
im individuellen Beitrittsgesprdch nicht verfüngt oder überhaupt nicht Ge- 
sprüchsinhalt ist, dann können nach aulBen vvahrgenommene innerparteiliche 
Partizipationsmöglichkeiten — vvie die Abstimmungen über die Koalitionsver- 
trüge 2013 und 2018 in der SPD - vielleicht aus Eigeninitiative resultierende 
Beitritte forcieren, die Mitgliedervverbung aber nicht entschieden anreichern, 
dazu bedürfte es einer akfiven Kommunikation dieser Mitentscheidungsmög- 
lichkeiten. Sicherlich mag dabei ein Unterschied zvvischen denfienigen Bür- 
gern bestehen, die einen impulsartigen Online-Beitritt vornehmen und deni/e- 
nigen Bürgern, die haufig auf Parteiveranstaltungen zugegen sind und cin 
langfristiges, stabiles Interesse an der Partei aufbauen. Erstgenannte lassen 
sich möglichervveise mit medial inszenierten Partizipationsmöglichkeiten 
triggern, letztere hingegen sind vielleicht stirker an ciner dauerhaften Form 
lokaler Einflussnahme interessiert und vvollen davon überzeugt vverden, dass 
ihre Meinungen zum einen für die Partei vor Ort bereichernd vvirken und zum 
anderen gehört und diskutiert vverden. Zu postulieren, dass a//e Bürger 
gleichermaBen in einem Ausbau innerparteilicher Entscheidungsmöglichkei- 
ten cinen relevanten Beitrittsanreiz sehen könnten, ist zu kurz gegriffen. 
Auch auf Basis der Untersuchungen zu Beitrittsentscheidungen ist festzustel- 
len, dass Mitentscheidung einer Beitrittsanreiz darstellt, aber nicht den Bei- 
trittsanreiz, der für alle Beigetretenen relevant ist. 

Mözlichervveise ist an dieser Stelle die Bereiligungskrux zu sehen: Partei- 
en bieten auf lokaler Ebene deutliche Mif5estimmungsmöglichkeiten in dem 
Sinne, dass Mitglieder ihre Meinungen und Ansichten direkt vorbringen 
können und am Ende einer Diskussion gefallte Entscheidungen als Ergebnis 
des Diskussionsprozesses betrachtet vverden können, im Rahmen dessen sich 
idealiter Konsens ausbildet. VVie die Deutsche Parteimitgliederstudie zeigt, 
bildet die Möglichkeit der Einflussnahme auf das unmittelbare lokale Umfeld 
einen starken Beitrittsanreiz. VVeitere Arten innerparteilicher Beteiligung 
oder eine Verstetigung dieser sind aus individueller Perspektive zvvar mög- 
lich, strengen yedoch an. Am Beispiel der Piratenpartei ist dabei gut zu er- 
kennen, dass Mitglieder offenbar sehnell die Lust an innerparteilichen Ab- 
stimmungsinstrumenten, die kontinuferliche Partizipation bieten, verlieren. 
Insbesondere der sporadische Charakter innerparteilicher Entscheidungen auf 
Bundesebene erhöht die mediale und gesellschaftliche Aufmerksamkeit, die 
Parteten erhalten. Auf Basis von Erkenntnissen zu spanischen Parteien nimmt 
die Mobilisierung der ecigenen Mitglieder ab, vverden Urvvahlen zur 
Gevvohnheit: ,,Ademas, la normalizaciön de las primarias acaba estabilizando 
a la bafa los registros de participaciön, de modo que en aquellos partidos que 
las utilizan con mas frecuencia, 1os nivelos medios de participaciön son 
inferiores“ (Rodriguez Teruel und Barbera 2017: 16). Zudem bieten Urvvah- 
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len stets den Nachteil von //asi memberships, also Bürgern, die zum Zvvecke 
der VVahl in die Partei ein- und schnellstmöglich vvieder austreten (vgl. Ro- 
driguez Teruel und Barbera 2017: 16). Um den Bedürfnissen vor allem der 
yüngeren Generationen, die sich kurzfristige und ergebnisorientierte Beteili- 
gung vvünschen (vgl. Tun 2009b: 245, Florack et al, 2005: 99 sovvie Olk und 
Roth 2007: 45), gerecht vverden zu können, sollten Parteten in der Mitglied- 
ervverbung deutlicher die Einflussmöglichkeiten der Mitglieder auf lokaler 
Ebene herausstellen. Medial flankierte Beteiligungsevenis können dabei kurz- 
fristig die Aufmerksamkevit für cine Partei erhöhen und die Mobilisierung der 
eigenen Parteibasis gevvahrleisten. Darin spiegeln sich nicht zuletzt die Ge- 
sichter der Partei vvider. Vor Ort an der Parfy on the Ground können Partei- 
mitglieder via Mitbestimmung mitentscheiden. Da sie in Diskussionen cinbe- 
zogen vverden, können sie ihre Meinung in den innerparteilichen VVillensbil- 
dungsprozess persönlich und unmittelbar einspeisen, vvenn sie denn aktivi- 
tatsbereit sind. Ve höher die Gliederungsebene, umso geringer vverden dann 
diese //Mifbestimmungsmö glichkeiten. Substantiell ge?7örf zu vverden und die 
eigenen politischen Zielvorstellungen einzubringen, vvird dann immer 
schvvteriger. /HMitentscheidungsmöglichkeiten auf Landes- und Bundesebene 
suggerieren lediglich ein punktuelles Gefühl des Gehört-VVerdens, vvobei sich 
der Input in der Regel auf geschlossene Fragen und ihre Antvvorten be- 
schrünkt. Da sich die Beteiligungsmöglichkeiten auf den unterschiedlichen 
Partetebenen sovvohl praktisch als auch konzeptionell so sehr voneinander 
unterscheiden, muss dieser Diskrepanz in den Rufen nach mehr innerparteili- 
cher Demokratie Rechnung getragen vverden. 

Aus einer strategischen Perspektive sollten die Arten der eher ,spektaku- 
laren” Partizipationsmöglichkeiten auf Landes- oder Bundesebene mit einer 
daran anschlieBenden VVerbekampagne in den unteren Gliederungsebenen 
verknüpft vverden, die vviederum die Vorteile einer Parteimitgliedschaft im 
lokalen Nahraum aufzeigt. Eine solche Kampagne bedarf fedoch in diesem 
Mahstab der hauptamtlichen Unterstützung. VVenngleich Mitgliedervverbung 
als permanente Daueraufgabe vvomöglich am erfolgreichsten vvüre, so ist dies 
auf Basis rein ehrenamtlicher Arbeit kaum zu leisten. Ein an den lokalen 
Kontext angepasstes VVerbekonzept, das die vielfaltigen Potentiale der Partei- 
arbeit sovvie politischer Einflussnahme vor Ort hervorhebt und an medial 
inszenferte Partizipationsevenfs anknüpft, scheint mit hauptamtlicher Unter- 
stützung leistbar und erfolgversprechend. 

Insgesamt sind die Ahnlichkeiten der beiden Parteien in der Dokumen- 
tenanalyse, in der Geschaftsführerumfrage sovvie in der Online-Umfrage 
mehr als bemerkensvvert. Die Mitgliedervverbung der Partefen sovvie die For- 
schung zu innerparteilicher Demokratie konzentrieren sich dabei vveniger auf 
dieyenigen Mitglieder, die mithilfe ciner Mitgliedschaft lediglich ihre Sympa- 
thiec zur Partei bekunden vvollen. VVte die Aktivitatsniveaus der Parteimitglie- 
der in den Mitgliederstudien zeigen, lassen sich die F/nanciers offensichtlich 
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selbst durch Möglichkeiten innerparteilicher direkter Demokratie nicht für 
eine kontinuierliche Mitarbeit (re-)aktivieren. Die AuBerungen der Tnter- 
vievvpartner, dass nur vvenige Mitglieder an Aufstellungsveranstaltungen für 
VVahlkreiskandidaten teilnehmen (auch in den Bundesliündern, die das Mit- 
gliederprinzip in der Kandidatenaufstellung für die Bundes- und Landesebene 
kennen), verdeutlichen den Unvvillen oder das Desinteresse vieler Mitglieder, 
selbst an malf3geblichen Personalentscheidungen teilzunehmen. Dass Mitglie- 
dervverbung daher insbesondere auf potentiell Aktive ausgerichtet zu sein 
scheint, vervvundert angesichts der hohen Zahl inaktiver Mitglieder. Gerade 
mit Blick auf die Financiers, die der Partei durch die Zahlung eines Mit- 
gliedsbeitrages ihre Unterstützung zukommen lassen vvollen, können aktivi- 
tatsorientierte Beitrittsanreize überfordernd vvirken. Es ist daher in der Mit- 
gliedervverbung durchaus daran zu denken, den Fokus von selektiven, ergeb- 
nisbezogenen sovvie selektiven, prozessbezogenen Anreizen und den Partizi- 
pationsanreizen ?e nach Zielgruppe auf expressive Anreize beispielsvveise zu 
verlagern. Dies betrifft sicherlich nicht diefenigen Parteibeitrittsvvilligen, die 
regelmöBig Parteiveranstaltungen besuchen und damit einen VVillen zur Akti- 
vitat zeigen, aber doch diefenigen, die im Rahmen von Haustürgesprachen 
oder am İnfostand angesprochen vverden. 


7.4.3 Mitgliedervverbung zvyischen real story und official story der 
Parteiorganisation 


Dass die Nutzung von Strategien und Beitrittsanreizen in der Online- 
Umfrage parteiunabhöngig nahezu identisch ist, die Erfolge hingegen unter- 
schiedlich sind, impliziert, dass erfolgreiche Mitgliedervverbung zum einen 
starker persönlichkeitsbedingt und zum anderen stürker von der lokalen Pra- 
sentation der Partei abhangig sein kann als ursprünglich angenommen. Auf- 
fallig vvar in diesem Zuge, dass ein unterschiedliches Bevvusstsein für Strate- 
gien unter den Befragten besteht. Einige Befragte nutzen die genannten Stra- 
tegien ganz bevvusst als solche und zeichnen sich durch geplantes, zielgerich- 
tetes und auf Langfristigkeit ausgerichtetes Vorgehen aus, andere — durchaus 
erfolgreiche VVerber — negieren gar den Nutzen eines strategischen Vorge- 
hens?3, Dass die Strategien zvvischen den Parteien auf unterschiedliche VVei- 
se mit Erfolgen in der Neumitgliedervverbung korrelferen, kann ein İndiz 
dafür sein, dass sie starker zielgruppenorientiert angepasst und genutzt vver- 
den sollen. VVeitere Arbeiten sollten sich dabei mit einer Bündelung der hier 


233 Zumeeist lieBb sich aber auch bei ihnen so etvvas vvie ein Plan erkennen, so zum Beispiel bei 
dem öulerst erfolgreichen SPD 10, der vveder Mitgliedervverbehandbücher zur Kenntnis 
nimmt noch die genannten Strategien begrüBt, aber sich dauerhaft darum bemüht, die SPD 
als Kümmererpartei authentisch darzustellen. 
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erarbeiteten Strategien auseinandersetzen, vveil sich gezeigt hat, dass sich 
einige dieser Strategien zur Effizienzsteigerung kombinieren lassen. 
Organisationale Faktoren sind offensichtlich nur dann vvichtig, vvenn sic 
ein hohes Commitment und Stolz erzeugen. Das heiBt yedoch nicht, dass die 
höheren Organisationsebenen der Partefen sich aus der strategischen Mitglie- 
dervverbung zurückziehen sollten. VVie die Intervievvs gezeigt haben, ist bei- 
spielsvveise der Einsatz von bekannten Mandatstragern als Mitgliedervverber 
im Rahmen öffentlicher Veranstaltungen nicht zu unterschaützen. Die Ehren- 
amtlichen hingegen sind diefenigen, die die Voraussetzungen für den VVerbe- 
erfolg schaffen, indem sie interessierte Bürger in ecinem ersten Schritt zu 
Veranstaltungen einladen und sie als TInteressierte binden. Vonseiten der 
Geschaftsführer oder höheren Organisationsebenen ist vor allem an organisa- 
torische und finanzielle Unterstützung zum Abhalten öffentlicher Veranstal- 
tungen zu denken. Zur Starkung der Mitgliedervverbung ist es des VVeiteren 
unabdingbar, den Ehrenamtlichen VVertschatzung entgegenzubringen, ihre 
Arbeit zu respektieren und zu honorieren. Zudem kann in der Praxis darüber 
nachgedacht vverden, eine Art ehrenamtliches Headhunting zu installieren, 
das dieyenigen Aktiven identifiziert, die besonders geeignet und gevvillt zur 
Mitgliedervverbung erscheinen. Die CDU prösentierte dabei sinnvolle Ansat- 
ze, die fedoch mit professioneller Begleitung implementiert vverden sollten. 
Das all dies nicht geschieht, vveist auf cin grundsützliches Problem der 
Mitgliedervverbung hin: VVenngleich das proklamierte Selbstverstindnis der 
Parteten das Mitgliederprinzip hervorhebt und auf die herausgehobene Be- 
deutung der Mitgliedervverbung vervveist, vvar in den Befragungen unklar, 
yras genau die Parteiorganisation, vor allem die Parteispitzen des Bundes 
und der Lönder, zur Stürkung der Mitgliedervverbung unternehmen. 
Sporadische Pramienprogramme und VVettbevverbe der VVerber können 
vvohl kaum als strategisch langfristig angelegte Starkung der Mitgliedervver- 
bung betrachtet vverden. Die Schaffung des Amtes eines Mitgliederbeauftrag- 
ten auf allen Ebenen ist zvvar zu begrülen, hat fedoch zvvei prinzipielle 
Sehvvachen: Zum einen müsste das Amt, vvie bereits genannt, in cinen Mit- 
gliederbetreuer auf der ecinen und einen Mitgliedervverber auf der anderen 
Seite getrennt vverden. Zum anderen vvalzt die Schaffung von Mitgliederbe- 
auftragten als Vorstandsamt die Aufgaben der Mitgliedervverbung nur vveiter 
auf die Ehrenamtlichen ab. Von der CDU organisierte Treffen der Mitglie- 
derbeauftragten zum gegenseitigen Austausch sind zvvar aus strategischer 
Sicht begrüBensvvert, doch erfordern sie, dass Ehrenamtliche viel Zeit auf- 
bringen und vveite Fahrstrecken auf sich nehmen. Spezifisch an dieser Stelle 
kann daher über stürkere materielle Anreize oder virtuelle Treffen nachge- 
dacht vverden. Des VVeiteren ist es vvichtig, zu kommunizieren, dass Mitglie- 
dervverbeerfolge nicht in einem linearen Zusammenhang zur aufgevvendeten 
Zeit stehen — erfolgreiche Mitgliedervverbung ist damit e?ep nicht notvvendi- 
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gervveise zeitintensiv, sondern durchaus in die ,normale“ Partefarbeit integ- 
rierbar sovvie effizient gestalt- und durchführbar. 

Insgesamt erinnert die Mitgliedervverbung in den Partefen an die organisa- 
tionssoziologischen Befunde von Brunsson (1989) für politische Organisati- 
onen: ,,To talk in a vvay that satisfies one demand, to decide in a vvay that 
satisfies another, and to supply products in a vvay that satisfies a third“ 
(Brunsson 1989: 27) findet sich als Credo im Subtext auch in dieser Untersu- 
chung vvieder. Mitgliedervverbung als vvichtiges Ziel zu kommunizieren und 
das Mitgliederprinzip zu proklamieren, dient in einem ersten Schritt der Legi- 
timitatserhaltung sovvohl nach innen als auch nach aufen. Es vvüre strategisch 
betrachtet vvidersinnig, den eigenen Mitgliedern ein elektorales Mitglieder- 
parteienverstaindnis zu kommunizieren und diese auf die Rolle unbezahlter 
Helfer ohne Mitbestimmungs- und Mitentscheidungsrechte zu reduzieren. 
Das erklürt die zumindest symbolische Hervorhebung innerparteilicher De- 
mokratie. VVenn Parteien zudem die Relevanz von Mitgliedern betonen, dürf- 
te es ihnen schvverfallen, zvvischen bestehenden und potentiellen Mitgliedemn 
eine Unterscheidung zu treffen, die beiden Gruppen gerecht vvird. Die VVert- 
schatzung des Mitgliederprinzips impliziert damit gleichermaBen die Bin- 
dung bestehender und die Gevvinnung neuer Mitglieder — Mitgliedervverbung 
ist aus symbolischer und legitimatorischer Perspektive daher nur die konse- 
quente Fortsetzung von Mitgliederbindung. 

Nach Brunsson (1989) dann in einer Art zu entscheiden, die andere Be- 
dürfnisse befriedigt, findet sich ebenfalls im Rahmen der Mitgliedervverbung 
vvieder: Ressourcen nicht auf die Mitgliedervverbung umzuverteilen, sondern 
in anderen Bereichen zu belassen, kommt vvomöglich der mittleren Funktio- 
nörsebene entgegen. Diese könnte einem ungesteuerten Mitgliederzulauf auf 
unteren Ebenen und damit einhergehenden möglichen Umverteilungen von 
Einfluss und Macht sehr kritisch gegenüberstehen, vvesvvegen eine starke 
Mitgliedergevvinnung nicht unbedingt ervvünscht scheint und auch VVerbe- 
vvettbevverbe nur vereinzelt und sporadisch ausgerufen vverden. 

Der letzte Teil der Aussage Brunssons lüsst sich ebenfalls auf Parteien 
übertragen. Das ,Produkt" der Parteien sind unter anderem die politischen 
Outputs, die idealtypisch aus der innerparteilichen VVillensbildung von unten 
nach oben hervorgehen. ,Produkt“ der Mitgliedervverbung kann es sein, die 
Amterbesetzung sicherzustellen. VVie in dieser Studie aufgezeigt, leiden laut 
Presseberichten cinige Regionen Deutschlands bereits darunter, für gevvisse 
öffentliche Amter kein Personal mehr zu finden, vvas die Rekrutierungs- 
schvvache der Parteien verdeutlicht. Gevvonnene Mitglieder, die sich für öf- 
fentliche Amter zur Verfügung stellen, ermöglichen es den Parteien, staatli- 
che Amter auch ,von unten", also vom kommunalen Bereich aus zu besetzen. 
Dies kann der ursprünglichen Linkage-Funktion der Parteien (sovvie der 
VViederherstellung dieser) dienen und ecine programmatische Permeabilitüt 
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von unten nach oben gevvahrleisten, im Rahmen derer die Mitglieder als 
gesellschafiliche Seismographen (siehe Absehnitt 4.3) fungieren. 

Die fevveiligen ,.Ziel-Mittel-Umvvelt-Kalkulationen“ (Raschke und Tils 
2013: 129) der oberen, mittleren und unteren Gliederungsebenen der Parteien 
gehen damit offensichtlich nicht Hand in Hand. Zie/ der unteren Parteiebenen 
ist die Mitgliedergevvinnung aus pragmatischen Gründen, Ziel der mittleren 
und oberen Ebenen sind legitimatorische und eventuell noch finanzielle Er- 
vvagungen. Vor allem für die mittlere Führungsebene ist anzunehmen, dass 
das Ziel nur eine 2?egrenzte, überschaubare Mitgliedergevvinnung ist, die 
ihren Macht- bzvv. Funktionserhalt nicht gefahrdet. Die strategischen /Mizre/ 
finden sich insbesondere in den von Raschke und Tils genannten Attributen 
des ,,Engagements, fder) Motivation Fund desl Durchhaltevermögens“ 
(Raschke und Tils 2013: 130) vor allem der Parğy on the Ground als essenti- 
elle strategischen Ressourcen vvfeder und lassen sich in dieser Untersuchung 
ganz konkret auf die Taütigkeit der Ehrenamtlichen übertragen. Diese bilden 
letztlich das unverzichtbare strategische Medium zur Mitgliedergevvinnung. 
Zur strategischen Urvve/f sehreiben Raschke und Tils (2013: 130): ,,Ohne 
interne Unterstützung kann man in der externen Umvvelt nicht erfolgreich 
sein — aber diese Unterstützung muss erst gevvonnen vverden"”, vvas für diese 
Studie bemerkensvvert pointiert passt. Die interne Unterstützung in der Mit- 
gliedervverbung hingt von individuellen Akteuren sovvohl innerhalb als auch 
oberhalb des Ortsverbandes bzvv. Ortsvereins ab und hat, vvie diese Untersu- 
chung zeigen konnte, völlig unterschiedliche Auspragungen fe nach Motiva- 
tion, Einsatz und auch persönlicher Beziehung der verschiedenen Akteure 
zueinander (z.B. zvvischen Ortsverbands-/Ortsvereinsvorsitzenden und dem 
zustindigen Geschaftsführer). Gerade die interne Unterstützung vvüre aber 
maİ5geblich für die Mitgliedervverbung, ist doch insbesondere die externe 
Umvvelt von Parteien von Hürden und Hindernissen für die Mitgliedervver- 
bung geprigt. VVie die Ergebnisse zur Partizipationsforschung zeigen konn- 
ten, sind Parteien sovvohl auf der Mikro-, der Meso- und der Makro-Ebene 
von Partizipation im Gegensatz zu anderen Partizipationsformen stark be- 
nachteiligt. Dass sie an Kontextbedingungen vvie geringem İnstitutionenver- 
trauen durchaus einen eigenen Anteil haben, soll an dieser Stelle nicht vveiter 
vertieft vverden. 

Die Befunde der vorliegenden Studie spiegeln insgesamt vvider, vvas an- 
dere Untersuchungen aus neo-institutionalistischer Perspektive bereits her- 
ausgestellt haben (vgl. Bukovv 2013a: 285)755. Zudem führt diese Untersu- 
chung die Gedanken der Mitgliederparteienforschung vveiter. Die VVirkmich- 
tigkeit der ,,institutionellen Organisationservvartung an die Parteien, vereins- 


234 Laut Pflüger (2013: 75) zühlt der Neo-lInstitutionalismus ,,inzvvischen zu den bedeutendsten 
Ansützen in den Sozialvvissenschaften“. Der Autor dieser Studie sieht auch für das Thema 
der Mitgliedervverbung Potentiale für ecine vveitere Untersuchung aus neo- 
institutionalistischer Perspektive. 
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artig organisiert zu sein“ (Bukovv 2013a: 285) vvird insbesondere im Gesel- 
ligkeitsverstindnis der meisten Befragten dieser Studie reflektiert. Für die 
Partizipation im politischen Nahraum ist dieser vereinsartige Aufbau sovvohl 
institutionell ervvartet als auch nützlich hinsichtlich der Mitgliedergevvinnung. 
Dass die Motivation der Ehrenamtlichen in der Mitgliedervverbung höufig 
darauf beruht, die lokale Parteigliederung vor dem Aussterben bevvahren zu 
vvollen, zeigt die Verbundenheit mit der Partei a/s geselligkeitsorientiertem 
Verein — in manchen Fallen vvomöglich gar als Ersatzfamilie — auf. Dieser 
Befund verdeutlicht, dass der Vereinscharakter in den Köpfen derfenigen 
Organisationsmitglieder, die die Mitgliedervverbung in der Praxis durchfüh- 
ren, zum einen verfestigt und zum anderen handlungsrelevant ist. Davon 
losgelöst ist der Legitimationsgedanke, der auf den höheren Parteiebenen 
anzusiedeln ist und vviederum erklart, vvarum Mitgliedervverbung zvvar als 
Ziel ausgelobt vvird, aber nicht mithilfe des professionellen Apparates in der 
Umsetzung gestaürkt vvird. Des VVeiteren vvird die Notvvendigkeit von Mit- 
gliedervverbung sicherlich auch im Kontext politischer Umstinde evalufert. 
VVenngleich diese Studie es aus einer praktischen Sicht für ratsam gehalten 
hötte, im Rahmen der Se7vuiz-VVelle verstarkt Mitgliederkampagnen zu lancie- 
ren, um die günstigen Umstinde zu nutzen, hat doch sicherlich der überra- 
schend hohe Zulauf von Neumitgliedern dafür gesorgt, dass Mitgliedervver- 
bung als Notvvendigkeit völlig von der Agenda verschvvand. 


7.4.4 Die Attraktivitdt der Partei als politischer Partizipationsraum 
— auch eine Frage des İmages (?) 


Damit soll zu cinem vveiteren vvesentlichen Aspekt der Mitgliedervverbung 
übergeleitet vverden. Nicht nur in den Intervievvs, sondern auch in der Partei- 
enforschung vvird die Bedeutung des Images einer Partei hervorgehoben. VVie 
vor allem aus den Tntervievvs hervorgeht, vvird insgesamt cin gevvisser Rü- 
ckenvvind durch die Partei benötigt, nicht nur im Sinne organisatorischer und 
finanzieller Unterstützung. Letztere ist zvvar nicht zu unterschatzen, vvenn es 
darum geht, die Motivation im Ehrenamt zu erhöhen. Mit Rückenvvind ist an 
dieser Stelle fedoch insbesondere das positive Tmage der Partei gemeint. Zum 
einen ist dieses hilfreich, um Beitrittsinteressierten die Partei als Marke 
schmackhaft zu machen, zum anderen stürkt es den Stolz auf die eigene Par- 
tei, Dabei ist nochmal auf die Ergebnisse der Online-Umfrage zu vervveisen, 
in denen die VVahrnehmung, dass die eigene Mitgliedervverbung gelingt, 
positiv mit der Zahl gevvorbener Neumitglieder korreliert. Der Sfto/z auf die 
eigene Partei und der Sfolz auf die eigene ehrenamtliche Arbeit schaffen ecine 
positive VVerbeatmosphare und sind, vvie auch die intervievvte Seminarleiterin 
genannt hat, in der VVerbevvirkung als einflussreiche Faktoren zu bevverten. 


405 


Nicht ohne Grund vveisen die Handbücher der Parteien zur Mitglieder- 
vverbung daher darauf hin, dass ein positives Image der Partei Ausgangspunkt 
gelingender Mitgliedervverbung sef. Mitglieder in den Ortsvereinen und Orts- 
verbünden können zvvar an der Vermarktung der Partei vor Ort arbeiten, sind 
yedoch eher ceinflusslos auf das Hmage der Partei im Bundesland und im Bund. 
In der Konsequenz heben einige Intervievvpartner hervor, dass sie sich auf die 
lokale Parteiarbeit konzentrieren und die Landes- bzvv. Bundesverbinde in 
Gesprachen eher ausklammern, vvenn diese mit gevvissen Themen oder Per- 
sonaldebatten Unzufriedenheit in der Bevölkerung hervorrufen. Für die VVer- 
ber der CDU bildeten die Flüchtlingskrise und der Umgang mit dieser eine 
auf der lmage-Ebene liegende Herausforderung, für die SPD ist es vor allem 
der sinkende VVahlerzuspruch, aber auch immer noch die Agenda 2010. Ding 
konstatiert, dass die Starkung innerparteilicher Demokratie ein ,,offenes und 
demokratisches Image“ (Ding 2015: 27) der Parteien aufbauen könnte, vvozu 
sie aufgrund des Mitgliederverlustes und sinkendem Vertrauen gezvvungen 
seten. Auf Basis der in dieser Untersuchung gevvonnenen Erkenntnisse und 
vor allem der Tntervtevvs ist dies yedoch anzuzvveifeln: Bürger scheinen das 
Image einer Partei stürker mit Personen und Themen zu verbinden und vveni- 
ger mit der Art der innerparteilichen Organisation. In die Öffentlichkeit 
kommunizierte innerparteiliche Konflikte, Personaldebatten und nicht zuletzt 
die Fortsetzung der GroBen Koalition scheinen vor allem für die SPD cine 
gröBere Bürde darzustellen als für die CDU. Die seit der Parteireform 2011 
immer vvieder verlautbarten Forderungen nach vveiteren ,schonungslosen 
Analysen“ und ,Erneuerung”?55 sprechen vveder für eine erfolgreiche Reform 
noch dienen sie den Zielen der Mitgliedervverbung. Dass die Mitgliedervver- 
ber mehrheitlich keine Reformeffekte verspüren konnten — sovvohl innerhalb 
als auch auBerhalb der Mitgliedervverbung — legt den Schluss nahe, dass ge- 
genvvürtige Erneuerungs- und Reformvorsehlage von der Parteibasis mitunter 
nur noch resigniert zur Kenntnis genommen vverden. Ob die SPD überhaupt 
in der Lage ist, ,,Kraft, Mut und Entsehlossenheit“ (Tun 2019: 59) zur Erneue- 
rung aufzubringen, stellt neben dieser Studie auch die Literatur in Frage. Die 
Prognose der vorliegenden Untersuchung mit Blick auf den Mittelvvert der 
gevvorbenen Neumitglieder kann daher lauten, dass die Mitgliedervverbung 
der SPD deutlich anspruchsvoller und frustrationsanfalliger vvird als die der 
CDU. Dies liegt schlichtvveg an den ausbleibenden Erfolgen, die auch durch 
kurzfristige ,Mobilisierungsvvellen" — im Rahmen des Se/uiz-Flypes zum 
Beispiel — langfristig vvohl nicht vviederhergestellt vverden können. VVie eine 
erste Studie von Grund et al. (2018: 69) aufzeigt, eint die im Rahmen dieser 
Eintrittsvvelle cingetretenen Mitglieder der VVunsch, vor allem die İokale 
Politik zu gestalten?5“, vvas die Partei in ihre Überlegungen zur Verbesserung 


235 siehe dazu das Vorvvort zur parteicigenen Analyse der SPD-Bundestagsvvahl 2017 von 
Klingbeil (2018) auf der VVebseite der SPD. 
236 Da die Autoren nur 25 Personen befragt haben, ist dieses Ergebnis nicht reprisentativ. 


406 


des Images integrieren sollte. Diesen Gestaltungsvvunsch dann zu ermögli- 
chen, ist Sache der Parteigliederungen vor Ort und laüsst sich nicht durch 
innerparteiliche Mitentscheidungsmöglichkeiten auf höherer Ebene kompen- 
sieren?37, Genau dies müsste neben der ,Erneuerungs-Rhetorik" fedoch ver- 
mittelt vverden. 

Das soll insgesamt nicht bedeuten, dass die Mitgliedervverbung für die 
CDU demgegenüber strukturell leicht ist: VVie Oppelland (2019: 73) fest- 
stellt, vvenden sich vor allem die eher konservativen VVahler und Mitglieder 
von der Partei in Richtung der AfD ab?55, Nicht zu unterschitzen sind dabei 
auch die füngsten VVahlervvanderungen von der CDU zur FDP (vgl. Hilmer 
und Gagne 2018: 395), vvobei dies strategisehem Stimmensplitting geschul- 
det sein kann. 

Geschickte Mitgliedervverbung muss insgesamt versuchen, den Charakter 
der Partei als Partizipationsort im persönlichen Nahraum hervorzuheben und 
das Image der lokalen Parteigliederungen aufzubessern. Zugleich darf der 
,Sehatten“, den das İmage der Partei von der Bundes- bzvv. Landesebene aus 
auf die unteren Gliederungen vvirft, nicht zu grol35 sein, um Mitgliedervver- 
bung nicht durch einen ungeschickten Einsatz der Issue-Strategie zum Schei- 
tern zu bringen. Die in Kapitel 3 dieses Buches erlöuterten Kontextfaktoren 
politischer Partizipation sollen an dieser Stelle nicht in Vergessenheit gera- 
ten: Sovvohl auf der Meso- als auch auf der Makro-Ebene liegen deutliche 
Hürden für die Mitgliedervverbung, insbesondere aufgrund des geringen İnsti- 
tutionenvertrauens in Parteien sovvie der Vfelzahl alternativer Politikangebo- 
te. Gelingende Mitgliedervverbung muss diese Hürden zum einen überkom- 
men und zum anderen noch die auf der Mikro-Ebene der politischen Partizi- 
pation liegenden Beitrittshindernisse entkraften, beginnend damit, die mone- 
tiren sovvie zeitlichen Kosten einer Parteimitgliedschaft in der Mitglieder- 
vverbung zu relativieren??”. 


237 Der Autor dieser Untersuchung halt es aus einer normativen Perspektive für problematisch, 
dass, vvie Holtkamp es formuliert, Parteimitglieder ,hüufig erst aus den Medien erfahren" 
vvürden ,,İvvler beispielsvveise Kanzlerkandidat vverden solİ“ (Holtkamp 2018: 46f.). Partei- 
en sollten die Mitglieder — z.B. über Rundmails — als erste über solche schvvervviegenden 
Entscheidungen informieren, alleine, um ihrer Primörinformationsfunktion nachzukommen. 
Die von Holtkamp (2018: 106) festgestellte ,,Prasidentialisierung“ habe seiner Ansicht nach 
dazu beigetragen, dass sich das Aktivitütsniveau der Mitglieder verringert hat, da ihre Mit- 
vvirkungsrechte ausgehöhlt vvurden (vgl. Holtkamp 2018: 106). Dennoch zeigt die an die 
Nominierung von Martin Schulz anschlieBende Mobilisierungs- sovvie Beitrittsvvelle deut- 
lich auf, dass nicht so sehr die VVahl bzvv. Bestellung des Parteivorsitzenden und Spitzen- 
kandidaten ecinen Effekt auf die Mitglieder hatte, sondern sein vor allem anfaünglich positi- 
ves Image (Leidecker-Sandmann und VVilke 2019: 236 zeigen auf, dass dieses Image zu- 
mindest in den Printmedien auch positiv blieb). 

238 Sehr gute Einblicke vor allem in die auch mediale Diskussion zum Konservativismus sovvic 
zu den essentiellen Meinungsführern bietet VVeil (2017: 64-92). 

239 Genauso leidet Mitgliedervverbung aber auch unter dem unklaren Stellenvvert innerparteili- 
cher Demokratie, die eine Bedrohung insbesondere für die mittlere Funktionörsebene dar- 
stellt bzvv. darstellen kann (siehe oben). Diese halt aus legitimatorischen Ansprüchen heraus 
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Des VVeiteren ist zu hinterfragen, vver den gröbten Nutzen aus neuen Mit- 
gliederm zieht. Den Intervievvs zufolge sind es die Ortsverbinde und Ortsver- 
eine, die sich mit neuen Mitgliedern vor der Fusion oder der Auflösung be- 
vvahren vvollen. Damit geht cine operationale Unabhangigkeit dieser Gliede- 
rungsebenen im doppelten Sinne einher: Zum einen Zönnen sie die Mitglie- 
dervverbung selbst steuern, zum anderen so//ep sie es auch. Dies verstörkt den 
Eindruck, dass die Gesichter sovvie Gliederungen der Partei sich von der lose 
verkoppelten Anarchie zu einer fast vollstündig entkoppelten Struktur entvvi- 
ckeln, sovvohl im Bereich der Mitgliedervverbung als auch hinsichtlich ihrer 
Funktion als innerparteiliche Mitvvirkungsorte (siehe ahnlich dazu auch die 
Prognose von Holtkamp 2009: 245). 

Doch: Der Literatur zufolge kann Mitgliedervverbung ,im Kleinen“ und 
auch im Rahmen der entkoppelten Parteistrukturen dennoch gelingen: 


,Erfolgreiche Parteiverbinde müssen nicht ,die VVelt strukturell im Grol)3en“ verin- 
dern. Vielmehr gelingt es ihnen, potentiell Beitrittsvvillige anzusprechen, ihnen Ange- 
bote im unmittelbaren Lebensumfeld zu unterbreiten und sie nachhaltig an sich zu 
binden. Das Entscheidende dafür ist, dass sie sichtbar und ansprechbar sind“ (Berg- 
mann und Striebing 2013: 96). 


Diese Aussage kann von der vorliegenden Untersuchung im Kern bestütigt 
vverden. Mit Blick auf die Ergebnisse von Bürklin et al. (1997: 50) und auf 
die Intervievvs dieser Studie sollten dabei Mir5bestimmungsmöglichkeiten 
hervorgehoben vverden, //irentscheidungsmöglichkeiten im überregionalen 
MaBstab sind, auch mit Blick auf die empirischen Parteimitgliederstudien 
insgesamt, vveniger relevant. Letztere ziehen zudem starke Eingriffe in die 
organisationale Machtverteilungsstruktur nach sich. Die Parteienforschung 
sollte daher die Kosten-Nutzen-Analyse zur Störkung innerparteilicher Ent- 
scheidungsmöglichkeiten stürker nach diesen Befunden ausrichten und nicht 
einseitig für den Ausbau innerparteilicher Demokratie eintreten, ohne gesi- 
cherte empirische Erkenntnisse zu haben?“0. 

Zuletzt ist über den Sinn und die Potentiale digitaler Partizipationsmög- 
lichkeiten in der Mitgliedervverbung zu sprechen. VVie Montigny (2015: 71) 
feststellt, entziehen die neuen Technologien dem politischen Leben die per- 
sönliche Komponente. Vor allem im Rahmen von Untersuchungen zu digita- 
ler Partizipation hat sich herausgestellt, dass der persönliche Kontakt als 


Partizipationsideale hoch, die auch von der Forschungsliteratur als vvesentlich anerkannt 
vverden, doch kann sie aus einer spieltheoretischen Perspektive genauso vvenig an einem 
Mehr an innerparteilicher Demokratie vvie an cinem dramatischen Mitgliederzuvvachs inte- 
ressiert sein, es sei denn, sie ist zur Machtabgabe bereit. 

240 Analysen internationaler Parteien auf Basis ciner Qua/itative Comparative Analysis kom- 
men ebenfalls zu diesem Ergebnis: ,,Contrary to a common expectation in the political party 
literature, participatory and deliberative structures are not a ,universal" trigger to increase 
membership levels” (Sierens 2018: 15). Dieser Konklusion ist, vvenngleich die Erkenntnisse 
der vorliegenden Studie aus ciner anderen methodischen sovvie methodologischen Richtung 
kommen, zuzustimmen. 
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Form der Ansprache immens vvichtig ist und nicht unterschatzt vverden sollte. 
Auf der anderen Seite können digitale Instrumente vvie die CDU-App, die für 
einen der Befragten nützliche Unterstützung bot, durchaus als Hilfsmittel für 
bestimmte Zielgruppen eingesetzt vverden?“l, VVie Studien zu VVahlen und zur 
VVahlermobilisierung zeigen, ist es vor allem die funge Generation, die durch 
Online-Medien mobilisiert vverden kann (vgl. Zeh und Holtz-Bacha 2015: 
54). Der Einsatz von Online-Angeboten eignet sich daher eher für diese Ziel- 
gruppe, sodass Mitgliedervverbung eine nach Alter differenzierende Form der 
Ansprache oder cinen Ansprachen-Mix beinhalten sollte. 

Zuletzt ist zu hinterfragen, ob nicht eine vierte Frage zu den drei For- 
schungsfragen dieser Studie gestellt vverden kann, die lautet: Braxcht Mit- 
gliedervverbung Strategie? Mit Blick auf die Ergebnisse von Oerder (2015) 
ist hierbei zu diskutieren, ob erfolgreiche Mitgliedervverbung nicht starker 
von persönlichkeitsinhaürenten Faktoren abhaöngig ist als von strategischen 
Ervvagungen. VVollen die untersuchten Parteien neue Mitglieder in die Partei- 
en bringen, sollten sie Reformen oder organisationale Verinderungen so 
ausgestalten, dass sie sich nicht zu sehr auf innerparteiliche Mitentschei- 
dungsmöglichkeiten und innovative Formen der Mitgliedschaft konzentrie- 
ren, sondern viel starker die bestehenden Mitgliedervverber in ihrer Arbeit 
fördern und versuchen, neue Mitgliedervverber zu generieren. Mit Blick auf 
Absehnitt 5.4 kann die dort aufgestellte Tabelle 5 zu den Handlungsoptionen 
der Parteien mit den empirischen Ergebnissen dieser Untersuchung gefüllt 
vverden: 


241 VVobei diese digitalen Instrumente nur geringe Nutzerzahlen haben. Die CDU-App hat im 
Google Play Store Dovvnloadzahlen im vierstelligen Bereich, eine SPD-App vom Bundes- 
verband scheint nicht zu existieren. Fündig vvurde der Autor nur in einer S?D T7iir-zu-Tür 
App des SPD-Parteivorstandes mit Dovvnloadzahlen im dreistelligen Bereich (der Stand 
dieser Informationen lautete urprünglich Mürz 2019: ecine Aktualisierung im September 
2020 ergab bemerkensvvertervveise keine höheren Dovvnloadzahlen, vvas für die mangelnde 
Attraktivitat dieser Apps spricht). 
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7.5 Methodenkritik 


Insgesamt hat sich das Mixed-Methods-Design dieser Studie vor allem im 
explorativen Teil bevvahrt. Von unersetzlichem VVert vvar, dass die Erkennt- 
nisse der cinzelnen empirischen Untersuchungen in die fevveils anderen ein- 
flieBen konnten. VVeil zur Mitgliedervverbung in Parteien keine vvissenschaft- 
lichen Erkenntnisse vorlagen, vvar die Nutzung einer induktiven Feedback- 
schleife essentiell, um die Zusammenhönge zvvischen den Einzeluntersu- 
chungen nachvollziehen und aus einer hermeneutischen Perspektive verste- 
hen zu können. 

Kritisch zu beurteilen ist die Unterscheidung zvvischen Mitbestimmung 
und Mitentseheidung. Die vorliegende Untersuchung betrachtet diese Begrif- 
fe getrennt voneinander, in der Empirie sovvie in der Dokumentenanalyse 
hingegen tauchen sie höufig synonym auf. Erst durch die Intervievvs vor al- 
lem in Ostdeutsehland konnte in Erfahrung gebracht vverden, dass die Befrag- 
ten durchaus zvvischen Mitbestimmen als Mitdiskutieren und Mitentscheiden 
als direkte innerparteiliche Demokratie unterscheiden. Eine vveitere Untersu- 
chung zum vorliegenden Thema sollte dies daher insbesondere mit einer 
quantitativen Anlage so differenziert vvie möglich betrachten. Insgesamt 
konstatiert der Verfasser, dass der Komplex zur innerparteilichen Demokratie 
in der Umfrage sovvie den Intervievvs deutlich ausdifferenziert vverden müss- 
te, da die Unterschiede zvvischen Mitbestimmung und Mitentscheidung kom- 
plexer als ervvartet sind. Aufgrund des Umfangs des Fragebogens sovvie der 
Intervievvleitfüden dieser Studie ist es fedoch angebracht, dies im Rahmen 
einer eigenen Untersuchung zu erheben. 

VVovon dieses Buch sicherlich profitiert hütte, vvaren Intervievvs in den 
strategischen Zentren der Parteien auf Bundes- und Landesebene gevvesen. 
VVie die hauptamtlichen Mitarbeiter in den Mitgliederreferaten Mitglieder- 
vverbung betrachten, vvie sie sie strategisch planen — bzvv. ob diese Planung 
überhaupt stattfindet — und vvelchen Stellenvvert Neumitgliedervverbung dort 
erfahrt, sind Fragen, die diese Studie durchaus angereichert hatten. Zvvei 
Gründe sind zu nennen, vvarum darauf verzichtet vvurde. Erstens hatte eine 
solche Untersuchung die empirische Komplexitat nur vveiter erhöht und den 
Vergleich erschvvert, zumal die konzeptionelle Trennung zvvischen Parğy in 
Central Offices und Party on the Ground dann noch staürker ins Gevvicht 
gefallen vvüre. Die in dieser Studie untersuchten Regional- und Kreisge- 
schaftsführer als Teil der Party in Central Offices können im Gegensatz zu 
Landes- und Bundesgesehafisstellenleitern aus einem anderen Blickvvinkel 
betrachtet vverden, da sie einen direkteren Kontakt zur Parteibasis pflegen 
und dort als Ansprechpartner fungieren. Zvveitens sind Zugangsprobleme zu 
nennen. VVahrend die CDU auf Bundesebene im Rahmen dieser Untersu- 
chung stets — über die Ervvartungen hinaus — Hilfe bereitgestellt hat, spiegelte 
sich die organisationale Anarchie bei der SPD im Forschungsprozess deutlich 
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vvider, Mitnichten kann die Rede davon sein, dass Parteimitglieder oder 
hauptamtliche Mitarbeiter der SPD auf Landesebene (und darunter) nicht 
gesprachsbereit gevvesen sefen oder Hilfe vervveigert hütten. Auf Bundesebe- 
ne gevvann der Autor aber zunehmend den EFindruck, dass sich die Partei 
gegenüber der Forschung abschottet. Auf Basis der Erfahrungen im For- 
schungsprozess halt der Verfasser dieses Buches es daher für sehr unvvahr- 
scheinlich, vveitere Einblicke in das VVilly-Brandt-Haus bezüglich der Mit- 
gliedervverbung gevvinnen zu können?“?, 

Neben dieser Kritik lösst sich cin vveiterer Punkt ausmachen. Dass die 
Messungen des Commitments und der Sozialen Identitat nicht die erhofften 
klaren Zusammenhiönge zum Erfolg der Neumitgliedervverbung hatten, kann 
durchaus mit der Art, vvie gemessen vvurde, zusammenhaöngen. Die Single- 
Htem-Messung gilt in der Arbeits- und Organisationspsychologie grundsütz- 
lich als problematiseh (vgl. Franke und Felfe 2008: 143), vveitere Arbeiten 
zur Mitgliedervverbung müssten Soziale Identitat daher multidimensional 
messen und zudem andere Konstrukte vvie die organisationale Identifikation 
und psycirological ovvnership auf die Parteienforschung übertragen und un- 
tersuchen. Auch die Messung des affektiven Commitments mit vvenigen 
Items könnte, trotz hoher Skalenkonsistenz, dazu beigetragen haben, dass 
sich das Commitment in den bivariaten Analysen als nicht zu unterschatzen- 
der Faktor herausgestellt hat, in der Regression /edoch nicht so stark vvic 
vermutet ausgeschlagen hat. Des VVeiteren müsste eine Untersuchung zu 
Commitment insgesamt in der Parteimitgliedschaft durchgeführt vverden, um 
zu überprüfen, vvie hoch durchschnittliches Commitment in Partefen ist. Auf 
Basis einer solchen Untersuchung müsste dann die Frage gestellt vverden, ob 
die Befragten im Rahmen der vorliegenden Studie tatsachlich überdurch- 
sehnittlich coyzmifed sind oder ob ihr Commitment und ihre Soziale Identitat 
mit dem anderer Parteimitglieder übereinstimmen. 

Um den Erfolg und Misserfolg von Mitgliedervverbestrategien künftig zu 
untersuchen, bedarf es vveiterer Studien, die zum einen ebenfalls interdiszip- 
linir angelegt sind und zum anderen einen Methodenmix nutzen. Eine rein 
quantitative (oder auch eine rein qualitative) Analyse hatte die in dieser Un- 
tersuchung ermittelten VVidersprüche in den Daten nicht hervorbringen kön- 
nen. Des VVeiteren hatte sich der Forschungsprozess dann nicht als selbst 
lernendes System gestaltet. VVenngleich eine — methodologisch betrachtet — 
puristische Untersuchung deutlich kompakter gevvesen vvüre und die genann- 
ten VVidersprüche überdeckt haütte, vvare damit ein völlig falsches Bild von 
Mitgliedervverbung und Mitgliedervverbestrategien gezeichnet vvorden. Ethos 


242 VVenngleich es manchem Leser vielleicht unpassend erscheinen mag, so soll dennoch an 
dieser Stelle auf den demokratischen Av/irag, den Parteien im Rahmen der Verfassung und 
des Parteiengesetzes haben, hingevviesen vverden. Die anscheinend zunehmende Abschot- 
tung gegenüber Forschung und VVissenschaft — auch mit Blick auf andere Partefen — stellt 
dabei ein massives demokratietheoretisches Problem dar. 
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yeder Forschungsarbeit sollte nicht sein, möglichst viele signifikante Ergeb- 
nisse zu produzieren, sondern die teilvveise VVidersprüchlichkeit der sozialen 
VVirklichkeit adaquat abzubilden, auch vvenn in der Methodenforschung noch 
nicht abschlieBend geklart ist, vvelchen Daten am Ende der Vorzug zu gevvah- 
ren und vvie damit eine ,Entscheidung über die VVirklichkeit" zu treffen ist?“”. 
Dennoch kann das methodische Fazit lauten, dass erst diese Unstimmigkeiten 
zvvischen den einzelnen Untersuchungsergebnissen die vvesentlichen Er- 
kenntnisse dieser Studie hervorbrachten und letztlich doch miteinander in 
Einklang gebracht vverden konnten. 


7.6 Trans- und interdisziplinire Anknüpfungsmöglichkeiten 


Diese Untersuchung hat stark von einer arbeits- und organisationspsychologi- 
schen Perspektive profittert. VVie alleine die Erklarungsfahigkeit des sozial- 
psychologischen Ansatzes des VVahlens in der VVahlsoziologie sovvie neuere 
Untersuchungen zu den Zusammenhangen von Persönlichkeitseigenschaften, 
Emotionen und VVahlverhalten zeigen, können sich Politikvvissenschaft und 
Soziologie gevvinnbringend psychologischer Ansütze zur Erklarung bedienen, 
vvarum Mensehen am politischen Leben teilnehmen und vvie politisches Ver- 
halten persönlichkeitsabhangig erklart vverden kann (siehe z.B. Gerber et al. 
2011)“, Auch das CVM nimnt diese psychologischen Faktoren auf, vor 
allem im Bereich der Morivation und der Nefzvverke. 

VVenngleich die empirischen Teile dieser Studie keine eindeutigen Effekte 
von Commitment und sozialer Identitit auf die Zahl der gevvorbenen 
Neumitglieder aufzeigen, ist aus den hier durchgeführten Untersuchungen 
aber auch nicht abzuleiten, dass diese Konstrukte vollstindig vervvorfen vver- 
den sollten. Die Befunde der Arbeits- und Organisationspsychologie und die 
Zusammenhainge zvvischen Commitment und Arbeitszufriedenheit sind auf 
die Freivvilligenarbeit durchaus übertragbar und für das Ehrenamt aufgrund 
fehlender extrinsischer Motivation noch relevanter als für den Bereich der 
Ervverbsarbeit. Dabei bieten einige Studien ein Bündel an Faktoren im Sinne 
von Praxistipps an, die das Management in Unternehmen nutzen kann, um 
affektives Commitment erhöhen (vgl. VVestphal und Gmür 2009: 221). Zu 
überprüfen, vvelche dieser Faktoren in Parteien genutzt vverden können und 
vvie übergeordnete Organisationsebenen diese mit möglichst geringem Auf- 
vvand übernehmen können, ist eine vveitere Untersuchung vvert, auch im Hin- 
blick darauf, die Aktivitatsrate der Parteimitglieder insgesamt zu erhöhen. 


243 Siehe zu dieser Diskussion Kapitel 2. 

244 Neuere Studien beleuchten in diesem Rahmen vor allem eine erzofional contagion (Vgl. 
Gabriel und Masech 2017) und zeigen, dass öffentliche Unterstützung von Politikern auch 
davon abhüngt, vvie diese sich beispielsvveise im Rahmen von Talkshovvs emotional prüsen- 
tieren. 
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Bedarf besteht auch nach vveiterer Forschung zu antizipiertem Respekt 
und erfahrener VVertschatzung innerhalb von Parteien. Anerkennung für die 
eigene Arbeit zu erhalten, hat sich bei der Mehrzahl der Befragten als vvichti- 
ger Aspekt herausgestellt — erfahrene Anerkennung bedingt innerparteiliche 
Aktivitit und die Übernahme frustrationsbeladener Aufgaben. Nicht ohne 
Grund hat der Fragebogen Respekt vonseiten der Parteikollegen xına überge- 
ordneten Ebenen in einem Item gebündelt. In der Empirie hat es dann, vvic 
ervvartet, nicht lange gedauert, bis die ersten Befragten anmerkten, dass Res- 
pekt und VVertschatzung von den Parteikollegen durchaus entgegengebracht 
vvürden, dies von übergeordneten Ebenen 7edoch nicht behauptet vverden 
könne. Gerade von diesen Ebenen VVertschatzung zu erhalten, ist fedoch von 
hohem Gevvicht und gilt insbesondere für die füngeren Generationen Y und 
Z, also die ab 1980 sovvie die ab 1995 Geborenen, die nicht nur kritischer 
gegenüber hierarchischen Strukturen gevvorden sind, sondern — zumindest am 
Arbeitsplatz — Achtung erfahren und das Gefühl erleben möchten, an einer 
sinnvollen Aufgabe zu arbeiten (vgl. dazu Klaffke 2014: 65ff., Bruch et al. 
2010: 123ff.). Dass dies auch für das Ehrenamt angenommen vverden kann, 
İlegt nahe und vvird von Granik (2005: 861.) im Rahmen einer Untersuchung 
der Mitgliedschaft in der P/aid Cymru bestütigt. Dass das Ehrenamt Spal 
machen muss, hat diese Studie bereits aufgezeigt (siehe Hollstein 2015), vvas 
sich mit den anderen genannten Elementen durchaus verbinden lasst. 

Völlig auBer Acht gelassen vvird in der deutschen Parteienforschung die 
Marken- und Marketingperspektive, die beispielsvveise auf Basis der Arbeit 
von VVangen (1983) aktualisiert vverden könnte?“5. Zu Unrecht verkümmern 
dabei Beitrige vvie deryenige des ehemaligen FDP-Bundesgeschaftsführers 
und fetzigem Parlamentarisehem Geschaftsführer der FDP-Fraktion, Marco 
Buschmann, der in seinem Aufsatz Der Turnaround der FDP. Auch eine 
Frage der Markenpositionierung bereits im Rahmen der Veranstaltung 
DERMARKENTA G2014 aufgezeigt hat, vvie sich cine Partei aus Marken- und 
Marketingperspektive verkaufen lasst. Und, vvie die VVahlergebnisse der FDP 
2017 zeigten: mit Erfolg”“e. 

Mithilfe einer VVettbevverbsanalyse (vgl. Busehmann 2015: 22) sovvie 
,İbledürfnisgerechteflrl Ausdifferenzierung“ (Busechmann 2015: 24) arbeitete 
das Thomas-Dehler- bzvv. nun Hans-Dietrich-Genscher-Haus von Beginn der 
auBerparlamentarischen Opposition an einem stringenten Markenkonzept und 
an einer auf betriebsvvirtschaftlichen Kriterien basierenden Modernisierungs- 
strategie. Zuzustimmen ist mit Blick auf die untersuchten Partefen in dieser 
Studie und dabei vor allem auf die SPD dem Fazit von Buschmann: ,,VVeder 
Produkte noch Parteien können erfolgreich sein, vvenn sie nicht klar vvissen, 


245 Dieser beschaftigt sich in seiner Arbeit ric)? mit den Effekten des Marketing-Managements 
auf die Mitgliedervverbung der Partefen, vvas bedauerlich ist. Lediglich eine FuBnote (VVan- 
gen 1983: 209) ervvühnt diese kurz. 

246 Ob dieser Erfolg fedoch langfristig ist, bleibt abzuvvarten. 
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vvas ihre Aufgabe und lIdentitat ist. Techniken der Markenführung können 
helfen, diese Dinge systematisch anzugehen“ (Buschmann 2015: 25). Dabei 
generierte die FDP ihren VVahlerzuspruch und Mitgliederzulauf gerade nicht 
aus der Anreizsetzung mittels innerparteilicher Mitbestimmungsmöglichkei- 
ten und Mitentscheidungsmöglichkeiten, vvenngleich die FDP bercits niedrige 
Quoren für Mitgliederentscheide kennt (siehe die Bundessatzung der FDP 
$21 (3), FDP 2018: 14). Die Partei als Marke zu positionieren, mit neuem 
Design aufzuvvarten, Inhalte mit Personen zu verknüpfen und nicht zuletzt 
mit Christian Lindner einen Spitzenkandidaten und Markenbotschafter zu- 
gleich zu installieren, erinnert an die Strategien von Unternehmen, mithilfe 
von Employer Branding neue Mitarbeiter zu gevvinnen:"7, Ahnlich dieser 
Branding-Strategie gelang es der FDP, das für sie relevante Aquivalent zu 
Mitarbeitern — VVahler und Mitglieder?“” — zu gevvinnen. Den untersuchten 
Parteien CDU und SPD obliegt es, vvollen sie diesem Vorgehen folgen, den 
eigenen Markenkern zu suchen und herauszustellen. Vor allem die SPD, die 
sich mit der Hinvvendung zur Nezen Mitte als Marke nicht profilieren konnte 
(zumindest in der Nach-Sehröder-Ara) und noch heute unter der Agenda- 
Politik sovvie der misslungenen Kommunikation dieser leidet (vgl. Nullmeier 
2008) — vvie auch die Intervievvs zeigen —, vvird sich schvver damit tun, cin 
authentisches Markenimage aufzubauen?"”. 

VVenngleich die internationale Forschung bereits an der Verbindung von 
Parteien- und Marketingforsehung gearbeitet hat, hat sich in dieser Studie 
gezeigt, dass die Parteibasis das essentielle Sehlüsselelement der Mitglieder- 
vverbung bildet und damit in Marketingperspektiven einzubeziehen ist. VVic 
die Rolle der Parteimitglieder insgesamt aus diesem Blickvvinkel zu bevverten 
ist, ist kaum erforscht, vvie Ormrod und Savigny (2012: 494) zeigen. Die 
internationale Parteienforschung zeigt damit Desiderate auf, deren Bearbei- 
tung sich durchaus sinnvoll mit den in dieser Untersuchung relevanten The- 
men verbinden lieBe. Insgesamt mag diese Kopplung von Arbeits- und Orga- 
nisationspsychologie, Personalmarketing, Parteiorganisationsforschung und 
Ehrenamtsforschung vielleicht unattraktiv erscheinen, vveil die thematische 
Breite cin cinzelnes Forschungsproyekt überfordert. Vor dem Hintergrund des 
nahezu nicht vorhandenen Forschungsstandes zur Mitgliedervverbung der 


247 Siehe dazu z.B. Kamning (2017). Employer Branding meint, dass ,,cin Arbeitgeber (Emplo- 
yer) als eine Marke (2rand) betrachtet (vvird), die auf dem Markt der Arbeitnehmer mög- 
lichst vorteilhaft zu platzieren ist“ (Kanning 2017: 134). 

248 So konnte die FDP 2017 den Mitgliederstand von 2011 vviederherstellen, vvobei starkere 
Sehvvankungen in den Mitgliederzahlen der FDP mit Blick auf die Zeit nach 1989 nicht un- 
gevvöhnlich erscheinen (vgl. Niedermayer 2018a: 351). 

249 Ein Blick in die Marketingforschung zeigt, vvelchen enormen Aufvvand Unternehmen 
betreiben müssen, um sich selbst als umstrittene Marke möglichst positiv darzustellen. Sie- 
he dazu z.B. die Forschung zur Marketingstrategie von MeDonald”s (vgl. Sehneider 2013 
sovvie Scheter und Held 2014). Ob insbesondere die SPD in der Lage ist, diesen Aufvvand 
auch finanziell zu stemmen, bleibt fraglich. 


416 


Parteien ist kaum anzunehmen, dass sich dies in Zukunft öndern vvird. Mit 
Vervveis auf die interdiszipliniren Zugangsmöglichkeiten, die vielen noch 
vorhandenen Forschungslücken und die praktische Relevanz des Themas soll 
dieses Feld nachfolgenden Vorhaben fedoch ausdrücklich empfohlen vverden. 

Auf Basis der Erkenntnisse dieser Untersuchung kann insgesamt nicht 
davon ausgegangen vverden, dass der Rückgang der Parteimitglieder cin un- 
aufhaltsamer Prozess zu sein scheint. VVie das Fundament für erfolgreiche 
Mitgliedervverbung so geschaffen vverden kann, dass sie nicht nur von den 
hochmotiviertesten Parteiaktivisten durchgeführt vvird, sondern zugleich 
möglichst ressourcenschonend für die Parteiorganisation ist, ist eine Frage 
sovvohl der Forschung als auch der Praxis und benötigt unbedingt den inter- 
disziplinaren Zugang. 
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8 Fazit 


Bereits zu Beginn der Vorarbeiten zu dieser Studie hat sich herausgestellt, 
dass SPD und CDU ihre Mitgliedervverbeaktivitaten zum groBen Teil auf die 
Ehrenamtlichen verlagern und offensichtlich kein kommuniziertes strategi- 
sches Vorgehen kennen, das auf allen Ebenen gleichermalen genutzt vvird. 
Es sind zvvar Pfadabhaöngigkeiten in den Materialien zur Mitgliedervverbung 
der Parteien zu erkennen, doch basieren diese zum grol)en Teil auf dem im- 
pliziten Selbstverstandnis, dass sich die Ehrenamtlichen der Parfy on the 
Ground selbst anleiten. Organisationale Unterstützung ist zvvar vorgesehen, 
kann aber aufgrund knapper Ressourcen einiger Parteigliederungen nur teil- 
vveise gevvahrleistet vverden. 

Das Design der vorliegenden Studie lasst es zu, die cingangs gestellten 
Forschungsfragen detailliert zu beantvvorten: Die erste und zvveite For- 
schungsfrage — //Mif yvelchen Strategien vvollen Parteien Mitglieder vverben? 
und //ie vverden diese Strategien von den Mitgliedern sovvie den Mitarbeitern 
der Parteien genutzt? — können zusammengefasst vverden, bedürfen aber 
einer differenzierten Antvvort. Auf Basis der ausgegebenen Handbücher und 
Leitfaden der Parteien lassen sich in der vorrangigen Nutzung einer Anspra- 
chen-Strategie, einer Professionalisierungs-Strategie und einer Marketing- 
Strategie die Gemeinsamkeiten zvvischen den untersuchten Parteien sehen. 
Diese Strategien sind bei beiden Partefen die drei am haufigsten in den Do- 
kumenten codierten, ihre Gevvichtung unterscheidet sich fedoch zvvischen 
CDU und SPD. Iİhnen stehen die Nutzungsraten vonseiten der Geschaftsfüh- 
rer der Parteien sovvie der Mitglieder der Parteibasis gegenüber. Die Ge- 
schaftsführer nutzen und erkennen in ihren Geschaftsbereichen insbesondere 
die Ansprachen-Strate gie, die Mitgliedervverbung in Vereinen und Verbinden 
sovvie die VVerbung in persönlichen Netzvverken. Sich über Seminare aus- 
und vveiterbilden zu lassen, ist in der Parfy in Central Offices hüufiges strate- 
gisches Element, an der Parfy on the Ground yedoch vvenig genutzt. Dort 
vverden die Schulungen zur Mitgliedervverbung entvveder als zu zeitaufvvan- 
dig oder als obsolet betrachtet. Die Mitgliedervverber an der Parteibasis nut- 
zen vor allem die direkte Ansprache, vvobei sich eine prinzipielle Vorsicht in 
den Intervievvs bezüglich ihrer Vervvendung erkennen lief5. Die Frage nach 
dem konkreten Parteibeitritt stellen die meisten Befragten erst, nachdem sic 
ein gevvisses stabiles Interesse bei beitrittsgeneigten Gespröchspartnern er- 
kennen konnten. Ein unvermitteltes Ansprechen am VVahİstand erfolgt kaum 
und hat, vvie die Befragten erkennen lassen, eine eher abschreckende VVir- 
kung. In der Nutzung der Strategien insgesamt, aber auch in den von Mitglie- 
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dervverbern in VVerbegesprachen vermittelten Beitrittsanreize, lassen sich 
erstaunliche Gemeinsamkeiften zvvischen den Parteien erkennen, insbesondere 
an der Parteibasis. 

Hier sind organisationale Angleichungsprozesse zu beobachten, die einer 
vveiteren organisationssoziologischen Arbeit bedürfen. VVenngleich sich in 
der Dokumentenanalyse sovvie in der Geschaftsführerumfrage Unterschiede 
ergaben, relativieren sich diese in der Nutzung von Mitgliedervverbestrategien 
an der Parteibasis. Dies mag zum einen darauf zurückzuführen sein, dass die 
Dokumente der Partefen zur Mitgliedervverbung nur teilvveise gelesen vverden 
und vvenn, dann selten als hilfreich empfunden vverden. Mitgliedervverber 
lassen sich in ihrer Arbeit eher von ihrem ,gesunden Mensechenverstand"“ 
leiten und beziehen langfristige strategische Überlegungen kaum in ihre Ar- 
beit ein. Dies erklürt die geringe Nutzung der Aktions- und Paket-Strategien, 
also deryenigen Strategien, die Mitgliedervverbung als geplante Aktionen in 
gevvissen Zeitrüumen verstehen und derfenigen Strategien, die cinen gezielten 
und intentionalen Strategiemix beinhalten. 

Die dritte Forschungsfrage — /V/e/che Bestimmungsfaktoren zum Erfolg 
und Misserfolg der Mitgliedervverbung lassen sich ausmachen? — ist für SPD 
und CDU unterschiedlich zu beantvvorten. In einem ersten Sehritt kann für 
beide Parteien konstatiert vverden, dass es der Ansprache beitrittsbereiter 
Bürger bedarf. Den 7rigger zu setzen, hat sich nicht nur partizipationstheore- 
tisch als relevant ervviesen, sondern auch empirisch. Die genannte Vorsicht, 
die dabei vvalten gelassen vverden sollte, erschvvert Mitgliedervverbung für 
diefenigen VVerber, die persönliche oder soziale Defizite aufvveisen. Gelin- 
gende Mitgliedervverbung scheint vor allem von Persönlichkeitsfaktoren 
abzuhöngen. Das hat die CDU in ihr Botschafter-Modell bercits integriert, 
lassen sich doch in den Dokumenten klar die Passagen identifizieren, in de- 
nen davor gevvarnt vvird, besservvisserische und arrogant vvirkende Parteimit- 
glieder als VVerber einzusetzen. VVerber daher zu selektieren, zu schulen und 
vorhandene Basiskompetenzen zu ervveitern, ist auf Basis dieser Studie einer 
der Erfolgsfaktoren in der Mitgliedervverbung. Es zeigte sich, dass vor allem 
diefenigen VVerber, die die Ansprache nicht scheuen und mit mehreren Anrei- 
zen vverben, erfolgreich in der Neumitgliedervverbung sind. Sie haben sich 
yedoch übervviegend selbst selektiert, vvas bedeutet, dass sie über ihr Amt als 
— zumeist — Ortsvereins- bzvv. Ortsverbandsvorsitzende den Posten der Mit- 
gliedervverbung an sich selbst delegiert haben. 

Da fedoch die übrige Parteiarbeit neben der Mitgliedervverbung als sehr 
zeitintensiv und vor allem als vvichtiger betrachtet vvird, kommt die Mitglie- 
dervverbung höufig zu kurz. Erfolgreiche Mitgliedervverbung kommt ergo 
nicht ohne Aufgabenverlagerung sovvie professionelle Unterstützung und 
Supervision aus. Die Identifizierung geeigneter VVerber — ebenfener, die nicht 
nur notvvendige social skills mitbringen, sondern auch zur Mitgliedervverbung 
motivfert sind, Commitment zur Partei haben und sich mit dieser identifizie- 
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ren können — sovvie ihre Schulung kann Mitgliedervverbung zu ciner Erfolgs- 
geschichte machen. Dazu bedarf es aber Erstinvestitionen in den professio- 
nellen Apparat, die die Parteien offensichtlich nicht zu leisten bereit sind. 

Potentiale Hegen auch in regelmabigen Treffen der Kreis-, Landes- und 
Bundesmitgliederbeauftragten, vvie sie die CDU bercits teilvveise kennt. Die- 
se Treffen zu institutionalisieren, haufiger als bisher abzuhalten und die Teil- 
nahme mithilfe elektronischer Unterstützung von überall aus zu ermöglichen, 
kann ein erster Sehritt in Richtung der Kompetenzstirkung der Ehrenamtli- 
chen sein. Nicht nur können diese Austauschformate zu Kooperationen über 
Landes- und Kreisverböinde hinvveg und damit zu einer effizienteren Arbeit 
beitragen (z.B. mithilfe der Kommunikation von Erfolgsrezepten und Berich- 
ten über Misserfolge), sondern auch eine strategische Einheitlichkeit produ- 
zieren, die aus ciner steuerungstheoretischen Perspektive nicht zu unterschat- 
zen ist. Dass die lose verkoppelten Anarchien in der Mitgliedervverbung zu- 
mindest zusammenvvachsen können, vvürde die Arbeit einiger Ehrenamtlicher 
erleichtern, bedarf aber ciner offenen Fehlerkultur auf feder Gliederungsebe- 
ne. 

Trotz all dem gelingt aZziye Mitgliedervverbung in der Praxis zumcist, 
vvenngleich ihre Erfolge steigerbar sind. Obschon die Ergebnisse der quanti- 
tativen Befragung unterschiedliche Erfolgsfaktoren hervorbringen, können 
mit Blick auf die intervievvten erfolgreichen Mitgliedervverber Gemeinsam- 
keiten herausgestellt vverden. Erfolgreichen Mitgliedervverbern vvaren in den 
Intervievvs vor allem eine hohe ef/icacy und hohes politisches Interesse ge- 
mein. Dass hohe gefühlte sovvie vermittelte politische Selbstvvirksamkeit 
vorteilhaft in der Anvverbung von Parteimitgliedern sein kann, vvurde durch 
die partizipationstheoretischen Ausführungen in dieser Studie mit der ent- 
sprechenden Literatur untermauert. Vermittelt vvird dieses VVirksamkeitsge- 
fühl von den erfolgreichen Mitgliedervverbern bemerkensvvertervveise in 
Form von Mitbestimmungsmöglichkeiten im politischen Nahraum. Mit direk- 
ter Demokratie innerhalb der Parteien und Mitentscheidungsmöglichkeiten 
auf Landes- oder Bundesebene zu vverben, vvurde in den İntervievvs als vvenig 
hilfreich und als nur selten von Bürgern gevvünscht gekennzeichnet. Zudem 
zeigte sich, dass eigeninitiatives Handeln und das stete ,Mitdenken" von 
Mitgliedervverbung ihren Erfolg bedingt — dies vvird nicht zuletzt auch durch 
die Intervievvs mit den Seminarleitern der SPD bestatigt. Die direkte Anspra- 
che vor allem über Netzvverke und persönliche Bekanntschaften zu nutzen ist 
als vveiterer Erfolgsfaktor zu identifizieren, muss aber mit einer hohen Frus- 
trationstoleranz gepaart sein. Nicht-erfolgreiche Mitgliedervverber zeichneten 
sich in den Intervtevvs durch eine Art soziale Angst aus und befürchteten, im 
Rahmen der direkten Ansprache vor den Kopf gestoBen zu vverden. VVenig 
überraschend gilt hier der aus der Psychologie bekannte Befund, dass vor- 
handene Selbstvvirksamkeit vveitere Selbstvvirksamkeit bedingt und erlebte 
Erfolge intrinsische Motivation deutlich erhöhen. VVerber, die sich Mitglie- 
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dervverbung zutrauen und sich hohe efficacy zuschreiben, treten starker an 
interessierte Bürger heran als VVerber, die sich vvenig zutrauen und von dem 
Gelingen der eigenen Mitgliedervverbung nicht überzeugt sind. Erst eine 
personelle Umbesetzung oder die Hilfe von auBen kann diesen Teufelskreis 
durchbrechen. 

Dass das Thema der Mitgliedervverbung ,verschlafen“ vvurde, vvie Totz 
(2012: 79) angibt, ist auf Basis dieser Untersuchung als empirisch verkürzt zu 
bevverten. Mitgliedervverbung existiert in ecinem strategischen Bevvusstsein 
auf allen Ebenen, ist fedoch ausbaufahig. Zugleich vvurde in der empirischen 
Untersuchung die bereits genannte lose Kopplung der einzelnen Organisati- 
onsebenen deutlich sichtbar. Die Mitgliedervverbung dient damit als pars pro 
toto, das die organisationale Eigenstandigkeit sovvohl der Parteiebenen als 
auch der cinzelnen Gesichter der Partei verdeutlicht. 

Bemerkensvvert sind die Parallelen, die sich in den einzelnen Gliede- 
rungsebenen über die Parteien hinvveg offenbarten. Eine Gemeinsamkeit 
beider Partefen ist, dass sie in unregelmaöBigen Abstiönden Strategiehandbü- 
cher und -handreichungen zur Verfügung stellen. Beiden mangelt es yedoch 
an einer effizienten Umsetzung dieser Handreichungen und vor a/lem an 
einer vvissenschafilichen Überprüfung der Strategien. Auf Basis der vorlie- 
genden Erkemntnisse kann als İmpuls zur Mitgliedervverbung die Starkung 
eines VVir-Gefühls innerhalb der Parteien dienen. Nur vvenn Mitglieder ecigene 
Vorteile in einer Mitgliedschaft sehen, können sie diese vermitteln. Zur Set- 
zung entsprechender Anreize bedarf es einer Reihe vveiterer Forschungsarbei- 
ten. Ein psychologischer Blick auf Parteimitglieder steht in der Parteimitglie- 
derforschung noch vveitgehend aus, kann aber bestehende Forschungsdeside- 
rate aufzuklaren helfen. 

Angeraten vvird dabei cin Mixed-Methods-Design, das für diese Studie 
ein im Rahmen der Mözlichkeiten vollstindiges Bild des Untersuchungsge- 
genstandes mitsamt seiner VVidersprüchlichkeiten abliefern konnte. Erst die 
quantitativen Befragungen machten die Ermittlung von Strukturzusammen- 
hüngen möglich, und erst die qualitativen Befragungen zeigten die hinter 
diesen Strukturzusammenhöngen lİiegenden bedingenden Faktoren. Dass in 
beiden empirischen Untersuchungsteilen zur Parteibasis sovvohl quantitativ 
als auch qualitativ Commitment und Soziale Identitat die statistisch latenten 
Faktoren der Daten bildeten, zeigt auf, dass vor allem in diese Richtung vvei- 
tergeforscht vverden sollte. Auch zum Stellenvvert innerparteilicher Demokra- 
tie bleiben Fragen offen: Die Relevanz von Mitbestimmung und Mitentschei- 
dung in der Mitgliedervverbung vvird von der Forschung deutlich anders be- 
vvertet als von den in dieser Studie befragten Intervievvpartnern. 

Zuletzt ist in Zeiten der Populist Explosion (Pudis 2016), des Abstiegs der 
Volksparteien in VVahlergunst und Mitgliedschaft und der immer komplexer 
vverdenden Problemlagen die berechtigte Frage zu stellen, ob Mitgliedervver- 
bung neu gedacht vverden muss. Dics trifft auf die bisher unerforschte Frage, 
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vvie Mitgliedervverbung in Parteien ö?erhaupt gedacht vvurde. Muss auf Basis 
zumindest der vorliegenden Erkenntnisse Mitgliedervverbung angesichts der 
genannten Herausforderungen und hinsichtlich des technologischen VVandels 
von Grund auf verindert vverden? Die Antvvort darauf lautet: nein. Gerade 
yvegen des technologischen VVandels sollte Mitgliedervverbung vor allem das 
Element der direkten Ansprache nutzen und vveiter ausbauen. VVenn Men- 
schen immer mehr das Gefühl beschleicht, über ,etablierte“ Kanale der repra- 
sentativen Demokratie nicht auf Politik einvvirken zu können, kann vor allem 
die direkte Ansprache aufzeigen, dass sich diese etablierten Kaniüle doch 
noch für sie interessieren und damit Responsivitatservvartungen befriedigen. 

VVenn in der Partizipationsforschung seit den 1990er /ahren eines stabil 
zu bleiben scheint, dann ist es der Befund, dass partizipationsbereite Men- 
schen, die die Ressourcen sovvie die Motivation zur Partizipation haben, nur 
auf den 7yigger zur Partizipation vvarten. Beitrittsinteressierten Bürgern muss 
gezeigt vverden, dass ihr individueller Beitrag geachtet, vor allem aber vverf- 
geschdüitzt vvird. VVas für die Generationen Y und Z in der betriebsvvirtschaftli- 
chen Forschung anerkannt vvird, muss für die politikvvissenschaftliche For- 
schung nicht falsch sein, doch scheint der Blick in die Nachbardisziplinen 
von der Parteienforsehung, vor allem in die Arbeits- und Organisationspsy- 
chologie, noch zu selten gevvagt zu vverden. VVie diese Untersuchung zvvar 
dargelegt hat, gibt es deutliche Unterschiede zvvischen ehrenamtlicher Arbeit 
und Lohnervverbsarbeit. Doch bedeutet das nicht, die Gemeinsamkeiten ver- 
nachlassigen zu dürfen — und diese liegen gerade im sozialpsychologischen 
Bereich. Potentiellen Neumitgliedern antizipierten Respekt und den VVert 
ihres individuellen Beitrags in der Partei zu vermitteln, ist ebenso essentiell 
vvie selbiges bei bereits bestehenden Mitgliedern zu leisten, um diese zu Ak- 
tivititen in der und für die Partei zu motivieren — vor allem für das recht 
,undankbare“ Aufgabenfeld der Mitgliedervverbung. ,,Parteimitglieder müs- 
sen erfahren können, dass sich ihr Finsatz für die Partei und ihre Ziele lohnt 
und in Verönderungen niederschlagt" (Dose et al. 2016: 227). 

VVie aus den İntervfevvs herausgestochen ist, sind Mitgliedervverber, auch 
einige der nicht-erfolgreichen, stolz auf ihre Partei und vveisen ihr einen ho- 
hen persönlichen und emotionalen VVert zu. Sich dann, vvie beispielsvviese 
SPD 10, für die persönlichen Belange von Bürgern einzusetzen und diesen 
VVertschatzung im Sinne ecines Kümmerns entgegenzubringen, appelliert 
nicht zuletzt an die grundmenschlichen Bedürfnisse nach Anerkennung und 
öffnet damit vveitere Perspektiven für die politische Psychologie in der Par- 
teimitgliederforschung (vgl. Rettler und Göll 2010: 7). Die Erkenntnisse 
dieser Untersuchung münden in die Bitte an die Parteienforschung, den inter- 
disziplinaren Kontakt nicht zu scheuen, sondern im Gegenteil zu suchen. 
Damit bleibt dem Autor nur noch übrig, dem Titel des Beitrages von Klinger 
und Russmann (2017), Beer is more efficient than social media, konzeptio- 
nell zuzustimmen. VVfe vor allem aus den Tntervtevvs, aber auch aus der ÖOnli- 
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ne-Umfrage hervorgegangen ist, ist die persönliche Ansprache durch nichts 
zu ersetzen. Parfies on the Ground sollten und können in der Mitgliedervver- 
bung sovvohl als Mitbestimmungs- als auch als Geselligkeitsraum dargestellt 
vverden — denn das sind sie immer noch. 
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